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Einleitung und Konzept des vorliegenden Bandes 

Wolff-Dietrich Webler 

Dieser Band hat zum Ziel, die Bedeutung der Hochschulforschung am Beispiel 

Deutschlands herauszuarbeiten. Zwischenbilanzen, wie die hier vorliegende, 

sind auch Gelegenheiten zur Kurskontrolle, bieten die Chance zu einem Neu-

anfang oder zumindest einer Kurskorrektur, weil auch Schwächen bilanziert 

werden. Insofern enthalten sie immer den Rückblick und – aus der Bilanzierung 

heraus – den Blick in die Zukunft. Gleichzeitig werden Grundlagen gewonnen, 

um die Gegenwart in ihrer Entstehung zu verstehen – aber auch in ihrer geziel-

ten Veränderbarkeit zu begreifen, denn auch in der Vergangenheit wurde wil-

lentlich gehandelt und zwischen Alternativen entschieden. Beabsichtigt ist die 

Rekonstruktion und Bewahrung einer Entwicklung, die sonst in weiten Berei-

chen in Vergessenheit geraten würde. Erfolgreiche Konzepte zu identifizieren 

und auf ihre Transferfähigkeit in die Zukunft zu prüfen, ist eine weitere Auf-

gabe. 

 

Aber Hochschulforschung ist kein in sich ruhendes Erkenntnisfeld, das aus-

schließlich nach eigenen Prioritäten und zu selbst bestimmten Zeitpunkten be-

ackert wird. Sie ist mit ihren Mitteln auch zur Unterstützung von Politik und 

Gesellschaft verpflichtet. Aktuelle Vorgänge, wie die Gefährdung der Wissen-

schaftsfreiheit, auch der Meinungsfreiheit in den USA, machen das schnell 

deutlich. Wir werden in einem traditionell demokratischen Land – den USA – 

Zeuge einer vorher nicht für möglich gehaltenen Verfassungskrise. Könnte dies 

– bei entsprechenden Wahlergebnissen in politischer Verwandtschaft zu den 

dort vertretenen Positionen – auf die EU oder Deutschland übertragen werden?  

In den USA als internationale Studierende studieren zu können und sich 

der Wissenschaft in einem freien Land widmen zu können – ja vielen verfolgten 

Wissenschaftler*innen ein Exil zu bieten, sodass sie ihrer Wissenschaft weiter 
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nachgehen konnten, obwohl Freiheit in ihrem Herkunftsland nicht mehr garan-

tiert oder sogar zerstört war – dies galt historisch als ein besonderes Privileg 

der USA. Jetzt müssen andere Länder diese Rolle übernehmen.  

Ausgerechnet die neun Universitäten der Ivy League, die zentrale demo-

kratische Werte leben, werden zur Zielscheibe antidemokratischer Aktionen der 

Regierung. Immer mehr internationalen Studierenden wird das Visum entzo-

gen, immer genauer wird versucht, von Regierungsseite Lehrinhalte festzule-

gen und andere zu unterbinden oder ganze Forschungsgebiete zu schließen.  

 

Was bedeutet das für die Fachöffentlichkeit der Hochschulforschung als Hand-

lungsfeld? Sie ist bei so zentralen Vorgängen mit ihrer analytischen Kompetenz 

aufgerufen, das Ausmaß der Gefährdung aufzudecken, verbliebene Schutzmaß-

nahmen sichtbar zu machen und die Legislative und schließlich die Exekutive 

durch eigene Analysen in ihren Handlungsmöglichkeiten zu unterstützen. Was 

kann vorbeugend gegen solche Entwicklungen unternommen werden?  

Hochschulen sind für den Erkenntnisfortschritt und für die Reproduktion 

wesentlicher Teile der Gesellschaft (mit Politik und Wirtschaft) wichtiger, als 

dies häufig von außen eingeschätzt wird. Ihre institutionelle Autonomie und 

ihre individuelle Wissenschaftsfreiheit im Denken, Lehren, Forschen und im 

Studium sind historisch unter Opfern hart erkämpft worden und für alle Betei-

ligten wertvoll. Aber sie sind keine Selbstläufer. Ihre Strukturen und Prozesse 

sind äußerst komplex, um sie in die Lage zu versetzen, die vielfältigen Erwar-

tungen an sie (auch ihrer Mitglieder selbst) erfüllen zu können. Entwicklungs-

tendenzen und Entwicklungspläne müssen transparent sein, um sie (kontrollie-

rend, unterstützend) begleiten zu können. Diese Transparenz stellt Hochschul-

forschung her. Es geht dabei nicht um Forschung an Hochschulen (etwa im Ge-

gensatz zur außeruniversitären oder der Industrieforschung), sondern über 

Hochschulen als Forschungsgegenstand. Ihre Ergebnisse und ihre (mit dem Ziel 

der Praxisberatung) entwickelten, alternativen Lösungsentwürfe bieten den Ak-

teur*innen wichtige Entscheidungsgrundlagen.  

Der vorliegende Band zeigt mit seinen Beiträgen einerseits, wie Hoch-

schulforschung (zumindest in Deutschland) entstanden ist und sich entwickelt 
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hat. Andererseits soll der Band erkennen lassen, in welchen Dimensionen, auf 

welchen Feldern Hochschulforschung inzwischen stattfindet und was sie zu 

leisten imstande ist. Das ist überraschend viel. Das Inhaltsverzeichnis spiegelt 

die vielfältigen Dimensionen der Hochschulen. Entsprechend vielfältig ist die 

Hochschulforschung, die diesen Merkmalen nachgeht. Aber hier berichten 

nicht nur Hochschulforscher*innen über Hochschulforschung, sondern Prakti-

ker*innen stellen anhand ihres Bedarfs auch Lücken fest, die es zu schließen 

gilt. Ergänzungswünsche zu Untersuchungsfeldern kommen insbesondere aus 

dem Wissenschaftsrat, dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, dem 

Wissenschaftskolleg zu Berlin, den Hochschulräten und aus dem Kreis der Uni-

versitätskanzler. 

Mittlerweile gibt es zwar eine lange Reihe von Instituten, die regelmäßig 

Hochschulforschung betreiben. Aber vor deren Gründung standen einzelne 

Wissenschaftler*innen, die im Rahmen ihrer u.U. ganz anders gelagerten, viel-

leicht Hochschulen eher nur am Rand betreffenden Forschungsgebiete irgend-

wann auf eine Frage gestoßen sind, die sie fesselte. Daraus entwickelten sich 

Fortsetzungen und Regelmäßigkeiten, sodass sich die Denomination ihrer Pro-

fessur änderte. Umfangreichere Drittmittelaktivitäten sorgten für größere Zah-

len an Mitarbeiter*innen, diese Aktivitäten bekamen einen eigenen Institutsna-

men, die Grundausstattung wuchs und die betreffende Hochschule begann dies 

sogar als Profilmerkmal zu unterstützen – vor allem, wenn die Politik ihr Inte-

resse an solchen Forschungen zu erkennen gegeben hatte. So oder ähnlich ver-

lief nicht selten die Gründung inzwischen renommierter Stützpunkte der Hoch-

schulforschung. Trotzdem wird dieser Band beginnende individuelle Aktivitä-

ten einzelner Mitglieder der Hochschulforschung als einzelne Professuren nicht 

nachzeichnen können. Das würde eine Publikationsanalyse voraussetzen, die 

im Rahmen eines solchen Bandes nicht geleistet werden kann. Erst größere In-

stitute können in einem kurzen Steckbrief in ihrer Entstehung gezeigt werden. 

Diese Infrastruktur der Hochschulforschung wird in einem eigenen Abschnitt 

dieses Bandes sichtbar gemacht. 
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Hochschulforschung will nicht nur aufklären, sondern auf Basis seiner Befunde 

transformativ auch (möglichst mehrere) alternative Entwicklungs- und Ent-

scheidungsmöglichkeiten aufzeigen, ohne die (anders legitimierte) Entschei-

dungsseite aus ihrer Verantwortung zu entlassen.  

Mit dem geplanten Band wird die Handlungsfähigkeit in der Gegenwart 

erhöht, aber auch der Respekt vor den Leistungen der Vergangenheit entwickelt 

und wachgehalten – ein wichtiges Ziel bewussten Zusammenlebens. Ein Stück 

weit ist ein solcher Band Teil einer Rechenschaftslegung der weiteren Öffent-

lichkeit gegenüber. Daher können auch Förderorganisationen und die Politik 

neue Motivation und Legitimation schöpfen, um diesen Sektor „Hochschulfor-

schung“ weiter zu fördern, aber auch Maßstäbe zu seiner Beurteilung zu gewin-

nen.  

Wegen dieser breit gelagerten Ziele sind im Kreis der Autor*innen nicht 

nur seit Jahren spezialisierte Forscher*innen vertreten, sondern auch besonders 

reflektierte Praktiker*innen. Sie kommen aus diesem Handlungsfeld mit wis-

senschaftlichem Hintergrund. Ihre Texte werden dem gleichen Peer Review un-

terzogen wie alle anderen Texte. 

Um Missverständnissen vorzubeugen: Es geht also nicht um eine Darstel-

lung des Hochschulsystems – als Ergebnis von Erkenntnissen der Hochschul-

forschung, sondern um Vergangenheit, Strukturen, Aufbau und Vorgehen der 

Hochschulforschung selbst. Sie hat allerdings einen der wichtigsten Zusam-

menhänge in Deutschland zum Erkenntnisgegenstand: Ein großer Teil der geis-

tigen Reproduzent*innen dieser Gesellschaft wird hier (aus-)gebildet. 

Ein spannendes, aber auch äußerst verantwortungsvolles Thema, denn mit 

Hilfe der von der Hochschulforschung bereitgestellten Untersuchungsergeb-

nisse als Entscheidungsgrundlagen für die weitere Gestaltung des Hochschul-

systems wird die Zukunft tausender Menschen, ganzer Generationen von Aka-

demikerinnen und Akademikern, hochgradig beeinflusst. Dies zu optimieren ist 

ein relevantes Ziel. 
 

Die Hochschulforschung in Deutschland hat eine derartige Vielfalt und einen 

solchen Entwicklungsstand erreicht, dass sich eine Standortbestimmung lohnt. 
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Eine solche Darstellung ist – bei aller kritischen Distanz und allen darzustellen-

den Störfaktoren – imstande, auch die Erfolgsgeschichte dieses Wissenschafts-

bereichs zu unterstreichen und die Politik und Wissenschaftsförderorganisatio-

nen zu ermutigen, weiter in diesen Bereich zu investieren.  

Wie sich der Gegenstand der Hochschulforschung entwickelt hat, sich 

heute darstellt, wie heutige dringliche Aufgaben aussehen und welche Zu-

kunftsperspektiven sich heute schon zeigen – dieses alles will der vorliegende 

Band in einer Zwischenbilanz vorlegen. 

Für dieses Vorhaben waren viele Autor*innen zu gewinnen, die ebenfalls 

der Auffassung waren, dass eine solche Zwischenbilanz überfällig sei. Mit ihrer 

Hilfe kann der Kurs überprüft und gegebenenfalls neu bestimmt werden. An-

gesichts der Gesamtbedeutung für das Hochschulsystem eine dringliche Auf-

gabe. 

 

Der vorliegende Band knüpft an den Forschungsstand an. Seit über 20 Jahren 

fehlt eine Darstellung, wie sie Ulrich Teichler in einem Zeitschriftenartikel zu-

sammengefasst hatte:  

„In der Vergangenheit hat es wiederholt Versuche gegeben, den 
Stand der Hochschulforschung zu resümieren. Unter deutschen Au-
toren haben Wolfgang Nitsch und Walter Weller um 1970 den inter-
nationalen Stand der Hochschulforschung zu einer Zeit resümiert, 
als diese noch in den Kinderschuhen steckte (Nitsch und Weller 
1970-73; Nitsch 1973). In den achtziger Jahren wurden die Ansätze 
und Erträge der Hochschulforschung in dem Sammelband von Diet-
rich Goldschmidt, Ulrich Teichler und Wolff-Dietrich Webler (1984) 
dargestellt und in einer Bibliografie mit Sachstandsresümees von O-
ver (1986) dokumentiert. Ende der achtziger Jahre folgte ein Sam-
melband von Christoph Oehler und Wolff-Dietrich Webler (1988), 
in dem die Arbeitserträge verschiedener Einrichtungen der Hoch-
schulforschung im deutschsprachigen Raum zusammengefasst wur-
den. Danach folgte keine umfassende Bilanz mehr.“  

Das schrieb Ulrich Teichler im Jahr 2000 in seinem knappen Artikel: Hoch-

schulforschung. Sachstand und institutionelle Basis. Danach erschien 2003 

noch (als Teilaspekt) ein Verzeichnis für die Hochschulrektorenkonferenz, her-

ausgegeben von Sonja Gunkel, Gabriele Freidank und Ulrich Teichler: 
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Directory der Hochschulforschung: Personen und Institutionen in Deutschland. 

Bonn (Beiträge zur Hochschulpolitik, 4/2003). Später erschienen noch ein Zeit-

schriftenartikel (Peer Pasternack 2006) und ein Buchbeitrag (Andrä Wolter 

2011) mit jeweils rd. 10 Seiten Umfang. Immer mal wieder sind Teilaspekte 

publiziert worden, etwa Martin Winter & René Krempkow (2013):  Kartierung 

der Hochschulforschung in Deutschland 2013, Margret Bülow-Schramm & 

René Krempkow (2014): Ein kritischer Blick von innen. Die Zukunft der Hoch-

schulforschung auf dem Prüfstand, oder Ramírez Múnera, Beer & Pasternack 

(2021): Elemente einer Topografie der deutschen Wissenschafts- und Hoch-

schulforschung. Auf der Seite soziologischer Beiträge zu nennen ist auch der 

2016 publizierte Beitrag von Michael Hölscher: Hochschulforschung. (Kölner 

Zeitschrift für Soziologie 68, 753–756). Besondere Erwähnung verdient auch 

der Band von Otto Hüther und Georg Krücken (2016): Hochschulen. Fragestel-

lungen, Ergebnisse und Perspektiven der sozialwissenschaftlichen Hochschul-

forschung. Aber da die Hochschulen umfassender nur interdisziplinär erfasst 

und in ihrem Handeln verstanden werden können (wobei eine Fülle von Dis-

ziplinen beteiligt ist, nur als Beispiel vom Hochschulrecht bis zur Hochschul-

architektur), spiegeln diese Publikationen unzweifelhaft wertvolle Einblicke, 

aber nur Teilaspekte. Darüber hinaus wurden zwar immer wieder Ergebnisse 

der Hochschulforschung veröffentlicht, aber nicht über sie selbst als Gegen-

stand. Kehren wir also zu den Bänden von 1984 und 1988 zurück.1 

Editorial2 

Der vorliegende Band vereint 16 Beiträge, die sich dem zentralen Thema, der 

Hochschulforschung, auf unterschiedlichste Weise nähern. Rolle und Themen 

 

1  Nach Fertigstellung dieses Manuskripts ist noch das Handbuch über Hochschulforschung 

von Pasternack/Reinmann/Schnijderberg (Hg.) (2025) erschienen. [Anm. der Redaktion] 
2  Das Editorial wurde ergänzt von der Verlagsredaktion. 



EINLEITUNG UND KONZEPT DES VORLIEGENDEN BANDES 11

der Hochschulforschung, historische Herleitungen der heutigen Lage, Darstel-

lungen aus der Praxis.  

In vier großen Blöcken sind die Texte unter Teilaspekten vereint. Den Auf-

takt machen Beiträge zu Hochschule, Staat, Wirtschaft und Gesellschaft als Fel-

der der Hochschulforschung.  

Joachim Nettelbeck diskutiert in seinem Beitrag, inwieweit der „deutsche 

Sonderweg“ des im Grundgesetz verankerten Begriffs der Wissenschaftsfrei-

heit heute noch zeitgemäß ist, oder ob nicht – mit vergleichendem Blick auf 

andere Länder – den Bedrohungen der Wissenschaftsfreiheit heute in ganz an-

derer Weise begegnet werden müsste. 

Mit den Auswirkungen einer sich verändernden Gesellschaft auf die Hoch-

schulforschung hat sich Philipp Pohlenz befasst und einige Konfliktlinien so-

wie damit verbundene Herausforderungen für die Wissenschaft herausgearbei-

tet.  

Abgeschlossen wird der erste Themenblock mit einer umfassenden Be-

trachtung der Hochschulexpansion als wichtigem Thema der Hochschulfor-

schung. Andrä Wolter beschreibt die nationale und internationale Entwicklung, 

benennt Faktoren und präsentiert Erklärungsansätze.  
 

Der zweite Teil beleuchtet ausgewählte Entwicklungsphasen der Hochschulfor-

schung sowie die Ausdifferenzierung in ihre Gegenstandsbereiche. Dazu wird 

zunächst der Blickwinkel international geweitet, um sich dann nationalen und 

regionalen Aspekten zu widmen. Schließlich wird die Disziplin – das Fach – 

als Gegenstandsbereich in den Fokus gerückt; abschließend geht es – unter dem 

Gesichtspunkt der Hochschulforschung – exemplarisch um die kritische Be-

trachtung eines einzelnen Faches. 

Ulrich Teichler prüft in seinem Beitrag, wie sich die Erwartungen an „In-

ternationalität“ und der tatsächliche Stellenwert von „Internationalität“ in der 

deutschen Hochschulforschung seit Beginn der 1960er Jahre entwickelt haben. 

Dabei stellt er Erwartungen und tatsächliche Entwicklung nebeneinander.  

Auf nationaler Ebene bewegt sich die Darstellung der Hochschulpädago-

gik in der DDR von Peer Pasternack. Auch wenn der Begriff der 
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Hochschulforschung damals nicht verwendet wurde, so fand sie doch an vielen 

Stellen statt. Einen Teilbereich dieser Forschungen bildete die Hochschulpäda-

gogik. Wie sie es schaffte, trotz der herausfordernden Umstände „brauchbare 

anwendungsorientierte Arbeitsgrundlagen zur Gestaltung von Lehr- und Lern-

prozessen an der Hochschule“ vorzulegen, zeigt dieser Beitrag. 

Die wechselseitige Beziehung zwischen Hochschule und Region steht im 

Zentrum des folgenden Beitrags. Peer Pasternack beleuchtet Anwesenheits- 

und Aktivitätseffekte sowie Probleme und deren Lösungen.  

Frank Meier, Andreas Röß und Uwe Schimank befassen sich in ihrem Bei-

trag mit der Ausdifferenzierung der modernen Wissenschaft in einzelne Fächer 

und geben Denkanstöße für eine auf Fächer achtende Forschung über Wissen-

schaft und Hochschulen. Dabei skizzieren sie zunächst die historische Entwick-

lung ausgehend von den Fakultäten. Fächerunterschiede und -ungleichheiten 

werden herausgearbeitet. Es wird das Übertreten von Fächergrenzen diskutiert 

sowie der Frage nachgegangen, ob fachliche Differenzierung tatsächlich als 

überholt zu betrachten ist oder ihr nicht vielmehr zentrale Bedeutung zukommt. 

Der Themenblock schließt mit einem Beitrag von Ines Langemeyer. Am 

Beispiel des Fachs der Erziehungswissenschaften stellt sie institutionelle Ent-

wicklungen an Hochschulen infrage. Entwicklungen, die für die Wissenschafts-

freiheit, die freie Berufswahl und die Chancengleichheit keine gute Wendung 

genommen haben. Die Möglichkeit, ja, die Pflicht, zu intervenieren und das 

System von innen heraus zu verändern, sieht sie bei den Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern, denn „(v)on außen wird das niemand leisten“. 
 

Es folgt der dritte Teil über Institutionalisierungsformen der Forschung über 

Hochschule, in dem Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu Wort kom-

men, die diese Institutionen über lange Zeiträume begleitet haben. Dabei sind 

lesenswerte Texte entstanden, die über (Gründungs-)Geschichten und Perso-

nenkonstellationen informieren sowie deutlich machen, welchen Einfluss diese 

Einrichtungen auf die (deutsche und internationale) Hochschulforschung ge-

nommen haben.  
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Den Auftakt macht das 1951 gegründete DIPF – Leibniz-Institut für Bil-

dungsforschung und Bildungsinformation. Markus Lörz, Victoria Herrmann-

Feichtenbeiner und Tilman Drope liefern eine ausführliche Darstellung des In-

stituts und verweisen auf vielfältige Bezüge zur Hochschulforschung. 

Der Beitrag von Tino Bargel gewährt umfangreiche Einblicke in die AG 

Hochschulforschung, die inzwischen auf knapp 60 Jahre ereignisreiche Ge-

schichte zurückblickt. In seinem Beitrag konzentriert er sich auf die Jahre 1966 

bis 1984, als die AG Teil des Zentrum I Bildungsforschung und des Sonderfor-

schungsbereichs 23 war. Ausführlich berichtet er über Gründung, Projekte, 

Neuausrichtung und Kooperationen. Abschließend gewährt er einen Ausblick 

auf die weiteren zeitlichen Abschnitte der AG: von 1984 bis 2018 und von 2018 

bis heute; Abschnitte, in denen neue Themenfelder (und damit Fördermöglich-

keiten) erschlossen werden. Die Geschichte geht also weiter.  

Das in den 1990er Jahren gegründete Institut für Hochschulforschung 

Halle-Wittenberg (HoF) wird von Peer Pasternack vorgestellt. Er skizziert die 

Entstehungsgeschichte des Instituts und benennt thematische Schwerpunkte so-

wie weitere prägende Aspekte.  

Darauf folgt Götz Schindlers „Kurze Geschichte“ des im Jahr 1973 ge-

gründeten Bayerischen Staatsinstituts für Hochschulforschung und Hochschul-

planung (IHF), die auch auf die Entwicklungsstationen der zentralen Fragestel-

lungen und Forschungsvorhaben eingeht.  

Wolff-Dietrich Webler blickt zurück auf die Entwicklung der institutiona-

lisierten Hochschulforschung an der Universität Bielefeld im Interdisziplinären 

Zentrum für Hochschuldidaktik (IZHD). Auf die Schilderung der spannenden 

Gründungsphase folgt eine ausführliche Darstellung einiger Projekte, die das 

Institut in den Jahren seines Bestehens verfolgt hat.  
 

Der vierte und letzte Themenblock des vorliegenden Bandes beschäftigt sich 

mit der Zukunft der Hochschulforschung. 

Den Auftakt macht der Beitrag von Kerstin Janson, Ester Höhle, René 

Krempkow und Julia Rathke. Er bietet einen Überblick über die Studiengänge 

zu Hochschulforschung und Wissenschaftsmanagement in Deutschland. Im 
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Fokus stehen sowohl grundständige als auch weiterbildende Studiengänge. Ein 

historischer Rückblick erläutert die Entstehungsgeschichte der zentralen Insti-

tute der Hochschulforschung seit den 1970er Jahren und die spätere Herausbil-

dung der ersten Studienangebote. 

In ihrer Untersuchung „Daten und Analysen für die Hochschulen: Evi-

denznutzung als Gegenstand der Hochschulforschung?“ setzen sich Antje Weg-

ner, Christoph Thiedig und René Krempkow zum Ziel, einen Überblick über 

aktuelle Erkenntnisse zu geben und herauszuarbeiten, warum sich hier ein „ge-

nuiner Forschungsgegenstand“ etabliert, der mehr Aufmerksamkeit verdient.  

Der abschließende Werkstattbericht von Pascal Hetze, Volker Meyer-Gu-

ckel, Eike Schröder und Felix Süßenbach bietet einen Ausblick auf die Chancen 

und Nutzen KI-gestützter Methoden in der Hochschulforschung: Unter der 

Überschrift „Neue Maschinen, neue Methoden, neue Kompetenzen, mehr 

Transfer. Die Zukunft der Hochschulforschung zwischen Herausforderungen 

und Möglichkeiten der neuen Datenwelt und dem Anspruch an Wirksamkeit“ 

explizieren die Autor*innen den Gegenstand und plädieren dafür, „[d]arüber 

aktiv in einen Diskurs mit den Hochschulen zu gehen“, um einerseits Hoch-

schulforschung für Hochschulen wirksamer zu machen und andererseits For-

schung und praktische Anwendung neu auszutarieren.    
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Hochschule und Demokratie. 
Zur Wissenschaftsfreiheit 

Joachim Nettelbeck 

Der Blick auf andere Länder, andere Funktionsbereiche und auf frühere Kon-

flikte hilft der Wahrheitsfindung, auch in der Forschung über Hochschulen. Sie 

will praxisbezogen sein, helfen, dass die Hochschulen besser funktionieren, 

kann dabei aber aus dem Auge verlieren, wie unangemessene, fraglos gewor-

dene Definitionen von Begriffen sie einengt. Die „Wissenschaftsfreiheit“ ist ein 

Beispiel. Sie wird wie eine Monstranz vor alle möglichen Forderungen und Re-

gelungen gespannt und scheint eine unveränderliche Voraussetzung zu sein, 

wissenschaftliche Einrichtungen zu organisieren. Doch so, wie sie vom Bun-

desverfassungsgericht interpretiert und als Teil der Verfassung ausgegeben 

wird, behindert sie die zeitgemäße Gestaltung der Hochschule. Darin spiegelt 

sich ein Verhältnis von Hochschule und Demokratie wider, das die Standesin-

teressen der Gruppe der Professoren in den Vordergrund rückt und den demo-

kratischen Gesetzgeber unangemessen begrenzt. Verschleiert wird dieses Ver-

hältnis, dadurch, dass für die Beteiligung der Betroffenen innerhalb der Hoch-

schule der attraktive Begriff „Demokratisierung“ verwendet worden ist. Tat-

sächlich handelt es sich einfach um Mitbestimmung. Den Betroffenen je nach 

ihrer Stellung in der Organisation eine Stimme zu geben, ist in einer Demokra-

tie eine sinnvolle Gestaltung einer Korporation, aber die Hochschulangehöri-

gen sind nicht das Volk; sie werden durch das Gesetz, vom Parlament und von 

der Regierung zur Mitwirkung ermächtigt.  

Mit dem Begriff Wissenschaftsfreiheit wird Schindluder getrieben. Das 

Ministerium ruft ein Wissenschaftsjahr „Zeit, für Freiheit zu streiten“ aus und 

überlegt in demselben Jahr, Wissenschaftler zu maßregeln, die sich die Freiheit 

herausnehmen, Studenten zu verteidigen, die für zweifelhafte Meinungen de-

monstrieren. Steckt dahinter nicht für beide Seiten eine Unklarheit über das 

Verhältnis der Hochschule zur Demokratie, die durch den Begriff 
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„Wissenschaftsfreiheit“ als institutionelles Recht der Hochschule übertüncht 

wird? Ein Ministerium, das die Wissenschaft fördern soll, glaubt sich berufen, 

eine allgemeine, staatsbürgerliche Haltung zu propagieren: Der Bürger soll sich 

frei fühlen zu streiten. Gleichzeitig überlegt es, denjenigen Forschungsmittel zu 

verweigern, die sich für die Freiheit zu unbotmäßigen, politischen Demonstra-

tionen einsetzen. Was geht da nicht alles durcheinander! Ein Ministerium, das 

seine Zuständigkeit vergisst, Wissenschaftler, die meinen, besonders dazu be-

rufen zu sein, Demonstrationen von Studenten zu verteidigen, Studenten, die 

glauben, sie seien wie im Mittelalter durch die Korporation Universität auf dem 

Campus vor Polizeieinsätzen gefeit. Der inflationäre Gebrauch der „Freiheit“ 

nimmt groteske Züge an, wenn das Bundesverfassungsgericht eine Regelung 

des Hochschul“freiheits“gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen aufhebt, 

weil es gegen die Wissenschaftsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes 

verstößt (BVerfGE 141, 143, Ziffer 71). Das Wissenschaftsfreiheitsgesetz des 

Bundes befreit Verwaltungen von einigen zu detaillierten Regelungen, aber 

mutet ihnen stattdessen über quantifizierte Indikatoren eine Steuerung zu, die 

die Wissenschaftler zusätzlich mit Berichten belastet und ihr Verhalten steuert. 

All diese Unklarheiten sollten Gegenstand der Forschung über Hochschulen 

sein und dem Verfassungsgericht nahelegen, sich genauer mit der heutigen Re-

alität der Wissenschaftsfreiheit zu beschäftigen.  

Christoph Möllers hat in einem Vortrag bei der Max Weber Stiftung vor-

geführt, wie die eingangs genannte, vergleichende Betrachtung erlaubt, einen 

Schritt zurückzutreten, um eine zeitgemäße Vorstellung von Wissenschaftsfrei-

heit zu entwickeln. Der Vergleich zeigt, dass die Wendung des individuellen 

Freiheitsrechts zu einem Recht der Institution eine deutsche Besonderheit ist, 

ein deutscher Sonderweg, wie Möllers sagte. In Ländern wie Frankreich oder 

den USA gibt es kein Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit, das die Mitwirkung 

der Professoren an der Verwaltung der Hochschule von Verfassungswegen ga-

rantiert, und doch respektieren auch sie die Freiheit des Wissenschaftlers, „über 

die Inhalte von Forschung und Lehre sowie die Kundbarmachung der Ergeb-

nisse in autonomer Selbstbestimmung zu entscheiden“ (BVerfGE 33, 79, Ziffer 

216), auch mittels der Mitwirkung an der Verwaltung der Hochschulen. Zum 
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Vergleich mit anderen Funktionsbereichen verwies Möllers auf die Kunstfrei-

heit. Dort gibt es keine vergleichbaren Auseinandersetzungen, ein weiterer Hin-

weis, wie – unabhängig von der Bewertung – eigentümlich die deutsche Situa-

tion in der Wissenschaft ist.   

Die historische Betrachtung macht verständlich, wie sich ein solches, 

zunftartiges Sonderrecht in der Demokratie erhalten konnte. Die Historiker be-

ginnen meist mit Wilhelm von Humboldt – auch wenn er den Begriff „Wissen-

schaftsfreiheit“ nicht verwendet, sondern nur von Freiheit spricht, den damali-

gen philosophischen Diskussionen entsprechend. Sein Vorschlag an den König, 

die Berliner Universität zu errichten, ist ohne die „Zeitenwende“ von 1806, das 

Ende des Reiches und die Niederlage Preußens, nicht richtig zu verstehen. 

Durch Reformen galt es die Französische Revolution und ihre Folgen, „la 

terreur“, zu vermeiden. Die Herrschaft des Königs durch das Recht zu begren-

zen, wurde übernommen, wie es schon mit dem Allgemeinen preußischen 

Landrecht begonnen hatte, nicht aber die Idee der Volksherrschaft. Die Berliner 

Universität wurde eine „Staatsanstalt“, aber nicht direkt dem Willen des Volkes 

oder des Königs unterworfen, sondern der historischen Tradition der Universi-

tät als Korporation folgend mit eigenen Rechten ihrer Mitglieder, der Professo-

ren, allerdings im Rahmen der „äußeren Organisation“, auch begleitet von ent-

scheidenden Vorrechten des Staates, vor allem dem zunächst ausschließlichen 

Recht zur Berufung neuer Professoren. Die Idee, dass die „innere Organisation“ 

der Universität darauf ausgerichtet sein soll, die Freiheit des Wissenschaftlers 

zur Geltung zu bringen, fügte sich so in die allgemeine Tendenz zur mittelbaren 

Staatsverwaltung ein. Das abschreckende Gegenbild war – mal abgesehen von 

den klerikalen Traditionen der Universitäten in ganz Europa – die Organisation 

der französischen, höheren Berufsschulen, les Grandes Écoles, als Teil der un-

mittelbaren Staatsverwaltung zur Ausbildung der Staatsbediensteten. Ständi-

sche Korporationen wurden nach der Revolution in Frankreich als inakzeptable, 

intermediäre Institutionen angesehen, die der Macht des Volkes im Wege ste-

hen; sie werden noch heute, zumindest theoretisch, als antidemokratisch ge-

brandmarkt.  
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Aufgrund des internationalen Erfolges der Berliner Gründung entstand 

eine Art Pfadabhängigkeit, die nur noch einmal bei der Beratung des Grundge-

setzes nach dem Zweiten Weltkrieg in Frage gestellt wurde. Ute Frevert hat bei 

der Veranstaltung der Max Weber Stiftung auf eine Auseinandersetzung bei der 

Entstehung des Grundgesetzes hingewiesen, ob es überhaupt eines solchen ge-

sonderten Freiheitsrechtes bedurfte. Dem Politologen Arnold Bergstraesser 

schien die allgemeine Meinungsfreiheit ausreichend, um die Freiheit der Wis-

senschaftler zu gewährleisten. Als Remigrant hatte er die Verhältnisse in den 

USA und die weitreichende Bedeutung von „Free Speech“ vor Augen. Die füh-

renden Universitäten dort waren private Organisationen, deren Leitungen in 

sich die verschiedenen Interessen zum Ausgleich bringen mussten, ohne, selbst 

in Berufungsverfahren, an die Mehrheit der Professoren gebunden zu sein.  Die 

staatlichen Universitäten wurden vergleichbar gestaltet. Die deutsche Verfas-

sungstradition und die Diskussionen um das Grundrecht der Universität in der 

Zeit der Weimarer Verfassung sprachen jedoch wie selbstverständlich für das 

Sonderrecht der Wissenschaft. Tatsächlich hatte der parlamentarische Rat vor 

allem andere Sorgen. Ihm ging es darum, dafür zu sorgen, dass das korporative 

Vorrecht der Professoren nicht missbraucht wird. Daher der zweite Satz in Art. 

5 Abs. 3 GG: „Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfas-

sung.“ Die Mehrheit der Professoren und damit die Universitäten hatten sich 

gegenüber dem Nationalsozialismus als willfährig erwiesen, ja hatten sich, wie 

es Klaus Taschwer für die Universität Wien dargestellt hat, als ein besonderer 

Hort des Antisemitismus hervorgetan.   

Die jüngere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Wissen-

schaftsfreiheit lässt die methodisch vielseitige Analyse von Christoph Möllers 

vermissen. Zu vielen Detailfragen hat sie präzisiert, was aus der „wertentschei-

denden Grundsatznorm“ für die Organisation der Hochschule folgt, etwa zur 

Wahl von Leitungsorganen, zur Akkreditierung, zu Haushaltsfragen, bis zur 

Verknüpfung mit der Krankenversorgung in der medizinische Hochschule Han-

nover. Über all diese Fragen hätte der Gesetzgeber kaum präziser antworten 

können. Die ständigen Beteuerungen: der „Gesetzgeber verfügt über einen 



HOCHSCHULE UND DEMOKRATIE 23

weiten Gestaltungsspielraum“ (BVerfGE 136, 338), werden zu einem Lippen-

bekenntnis, wenn gleichzeitig verordnet wird:  

„Eine strukturelle Gefährdung der Wissenschaftsfreiheit kann aus den 

nicht hinreichenden Mitwirkungsbefugnissen des Senats an den Entscheidun-

gen des Vorstands über den Wirtschaftsplan (§ 63e Abs. 2 Nr. 5 NHG) und die 

Aufteilung der Sach-, Investitions- und Personalbudgets auf die Organisations-

einheiten (§ 63e Abs. 2 Nr. 10 NHG) sowie über die Bereitstellung von Mitteln 

für zentrale Lehr- und Forschungsfonds (§ 63e Abs. 2 Nr. 11 NHG) resultieren, 

da die damit begründeten Einflussdefizite des Senats vorliegend nicht ander-

weitig kompensiert sind.“ (Ziffer 70)   

Bei all diesen jüngeren Entscheidungen werden zu Beginn wie ein Mantra 

die Grundsätze des Hochschulurteils von vor mehr als 50 Jahren wiederholt. 

An einer eingehenden Untersuchung zur technologischen und wirtschaftlichen 

Entwicklung seither und zum Vergleich mit anderen Ländern im globalisierten 

System der Wissenschaft dagegen mangelt es, ganz im Gegensatz zu dem im-

mer zitierten Urteil zum niedersächsischen Vorschaltgesetz von 1973 (BVer-

fGE 33, 79). Es weitete in seinen Begründungen den Blick auf die Geschichte 

der Institution Hochschule, auf die Verfassungen und darauf aus, dass sich die 

gesellschaftliche Bedeutung von Hochschule und Wissenschaft – vor allem seit 

dem Zweiten Weltkrieg – entscheidend verändert hatte. Das Gericht berück-

sichtigte auch die politische Situation infolge der Studentenbewegung in den 

1960er Jahren. Die sozialen und politischen Auseinandersetzungen, auf die das 

Verfahren reagierte, wurden zudem in einer Sprache beschrieben, die für jeder-

mann verständlich war. Die Begründungen warben um die allgemeine Akzep-

tanz der Entscheidung. Es fehlte nur am internationalen Vergleich; er war da-

mals für das Gericht noch unüblich.   

So ist diese Entscheidung von heute aus gesehen als eine zeitgemäße nach-

vollziehbar. Ihre Begründungen sich erneut zu vergegenwärtigen lohnt, um zu 

sehen, in welcher Art und Weise die Wissenschaftsfreiheit heute zeitgemäß zu 

interpretieren wäre. Die Gründe beginnen wie immer mit Wilhelm von Hum-

boldt (ab Ziffer 121):  
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„Nach den Vorstellungen des Neuhumanismus, insbesondere Wilhelm 

von Humboldts, war die deutsche Universität als eine ‚absichtslose‘ Gemein-

schaft der Lehrenden und Lernenden im Zeichen der engen Verbindung von 

Forschung und Lehre verfasst, die dem Einzelnen durch die Beschäftigung mit 

zweckfreier Wissenschaft ‚in Einsamkeit und Freiheit‘ über wissenschaftliche 

Erkenntnisse hinaus ethische Handlungsnormen vermitteln sollte. Demgegen-

über haben sich im 19. und 20. Jahrhundert tiefgreifende Veränderungen voll-

zogen. Die sprunghafte Expansion der Forschung namentlich in den Bereichen 

der Naturwissenschaften, der Medizin und der Technik erforderte einen kost-

spieligen Apparat mit Maschinen, Instrumenten und Einrichtungen besonderer 

Art, damit aber auch die Fachkräfte zu ihrer Bedienung. Die Vermehrung des 

wissenschaftlichen Stoffes und die fortschreitende Spezialisierung auf allen 

Gebieten, die dem Einzelnen den Überblick schon über sein eigenes Fachgebiet 

erschwerte, erzwang Arbeitsteilung und Zusammenarbeit in Gruppen. Außer-

dem nahm die Zahl der Studenten ständig zu, zumal da das Hochschulstudium 

immer häufiger auch als Mittel des sozialen Aufstiegs angesehen wurde. Die 

Selbstbeschränkung der Universität auf eine Stätte der reinen und zweckfreien 

Wissenschaft geriet in ein Spannungsverhältnis zu den Ansprüchen der zuneh-

mend technologisch organisierten Industriegesellschaft, zu der wachsenden Be-

deutung einer wissenschaftlichen Ausbildung für beruflichen Aufstieg und ge-

sellschaftliche Emanzipation, zu der erschwerten Studiensituation in der mo-

dernen Massenuniversität und zu dem gesteigerten Bedürfnis, die Wissenschaft 

in den gesellschaftlichen Bereich zu integrieren. … Diese Veränderungen führ-

ten zu einer Struktur- und Organisationskrise der Universität.“  

Auch der verfassungsgeschichtliche Hintergrund wird ausführlich geschil-

dert. Er macht verständlich, dass es bei einem korporativen Verständnis der 

Hochschulen geblieben ist, dass schließlich auch der parlamentarische Rat ein-

fach auf diese Tradition zurückgegriffen und die Wissenschaftsfreiheit aus-

drücklich in den Katalog der Grundrechte aufgenommen hat (Ziffern 137-144):  

„Für die deutsche Universität ist seit ihrer Entstehung im Mittelalter der 

Charakter einer Korporation aus Professoren und Studenten kennzeichnend ge-

wesen, die – unbeschadet ihrer Abhängigkeit von Fürsten, Städten oder der 
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Kirche – ihre Angelegenheiten durch eigene Organe (Fakultäten, Senat, Rektor) 

selbst verwaltete. Hieran änderte sich nichts, als die Universitäten im 18. und 

19. Jahrhundert zu Staatsanstalten wurden. Der Doppelcharakter von selbstän-

diger Korporation und staatlicher Anstalt blieb im Nebeneinander von staatli-

cher Hochschulverwaltung und akademischer Selbstverwaltung sichtbar. Die 

Abgrenzung zwischen beiden Bereichen war von den allgemeinen Anschauun-

gen über das höhere Unterrichtswesen und über die Aufgaben des Staates auf 

dem Gebiet der Wissenschaftspflege abhängig. Leitendes Prinzip blieb jedoch, 

dass die wissenschaftliche Forschung und Lehre in Inhalt und Methode vom 

Einfluss der Staatsgewalt möglichst frei sein solle; in der Konzeption Wilhelm 

von Humboldts von der Autonomie der Wissenschaft gewann diese Auffassung 

eine neue Grundlage. Der Staat sollte sich auf die Regelung der ‚äußeren An-

gelegenheiten‘ der Hochschule, namentlich auf ihre Finanzierung … beschrän-

ken.“  

„Das Verhältnis zwischen staatlicher Hochschulverwaltung und akademi-

scher Selbstverwaltung blieb nicht frei von Spannungen. Doch erhielt sich der 

Grundsatz der Freiheit der Wissenschaft als eines konstitutiven Prinzips des 

Hochschulwesens; sogar das (Bundes-)Universitätsgesetz von 1819, das im Ge-

folge der Karlsbader Beschlüsse aus allgemein-politischen Motiven den Staats-

einfluss auf die Hochschulen verstärkte, gebot den neu eingeführten landesherr-

lichen Bevollmächtigten (Kuratoren), die Staatsaufsicht ‘ohne unmittelbare 

Einmischung ins Wissenschaftliche oder die Lehrmethoden‘ auszuüben.“  

„… Noch Humboldt hatte die Auswahl und Ernennung der Universitäts-

professoren allein dem Staat vorbehalten; er sah darin eine Garantie für die 

Freiheit des Forschers vom Zunftdenken der Fakultäten. Die von ihm gegrün-

dete Universität Berlin hatte weder Satzungsautonomie noch echte Selbstver-

waltung; erst 1838 wurde ihr wenigstens das Vorschlagsrecht für Berufungen 

gewährt.“  

„So war es nicht mehr als ein allgemeines Bekenntnis zur Freiheit der Wis-

senschaft als einem Wesensprinzip aller wissenschaftlichen Tätigkeit, wenn die 

Frankfurter Reichsverfassung (§ 152) und ihr folgend die Preußische Verfas-

sung von 1850 (Art. 20) den Grundsatz aufnahmen: ‚Die Wissenschaft und ihre 
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Lehre ist frei‘. Damit war die akademische Freiheit als objektives Prinzip des 

Wissenschaftsbetriebs an den Hochschulen anerkannt; die staatliche Universi-

tätshoheit hinsichtlich der Organisation der Verwaltung der Hochschulen 

wurde davon nicht berührt.“ (Zu der entsprechenden Regelung der Weimarer 

Verfassung) „setzte Rudolf Smend (VVDStRL 4 [1928], S. 44 [56 ff.]) erfolg-

reich seine Auffassung von der Wissenschaftsfreiheit als dem ‚Grundrecht der 

deutschen Universität‘ entgegen.“ Die Wechselwirkung zwischen gesellschaft-

licher Situation und angemessener Organisation der Hochschulen rückte so ins 

Bild:  

„Die bisherige Ordinarienuniversität, in der die Selbstverwaltung im We-

sentlichen den Lehrstuhlinhabern vorbehalten blieb, war organisatorisch weder 

auf den sprunghaften Anstieg der Studentenzahl noch auf die vermehrte Über-

nahme von Aufgaben und Funktionen durch Nichtordinarien, insbesondere 

durch wissenschaftliche Assistenten vorbereitet. Die Vergrößerung des akade-

mischen ‚Mittelbaus‘ und seine zunehmende Bedeutung für den Gesamtprozess 

der Wissenschaft standen in einem Missverhältnis zu seinen geringen Kompe-

tenzen in der Selbstverwaltung. Bei den Studenten verstärkte das Ausbleiben 

einer der wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung Rechnung tra-

genden Studienreform das Begehren, Einfluss auf die Wissenschaftsverwaltung 

zu erlangen und mit den in ihren Kreisen erarbeiteten Reformgedanken wirk-

sam zu Gehör zu kommen.“  

„Die Krise der deutschen Hochschulen traf seit den 60er Jahren dieses 

Jahrhunderts mit einer weltweiten Bewegung gegen ‚etablierte Wertmaßstäbe‘, 

‚autoritäre Gesellschaftssysteme‘ und ‚überholte Herrschaftsstrukturen‘ zu-

sammen. Diese antiautoritäre Bewegung griff auf die Hochschulen der Bundes-

republik über und führte hier bei einzelnen Gruppen zu radikal ablehnender 

Haltung gegenüber den Institutionen, die sich bis zu gewaltsamen Aktionen 

steigerte.“   

Die Art, die Situation zu beschreiben, zeigt, vor welcher Aufgabe sich das 

Gericht gestellt sah. Einerseits erforderten die Gründe, warum sich die Struktur 

und die Organisation der Universität in der Krise befanden, organisatorische 

Veränderungen. Andererseits sah es die Hochschulen von einzelnen Gruppen 
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bedroht, „deren Haltung … sich bis zu gewaltsamen Aktionen“ gesteigert hatte. 

Im Ergebnis gab das Urteil beiden Seiten etwas. Es akzeptierte einerseits die 

Einbeziehung des Mittelbaus, der Studenten und der Mitarbeiter in die Selbst-

verwaltung, also die Gruppenhochschule. Andererseits baute es durch abge-

stufte Privilegien der Professoren Sicherungen ein, damit die Mitbestimmung 

nicht aus dem Ruder geriet.   

Der Vergleich mit Frankreich zeigt, dass mit dieser Gemengelage auch 

ganz anders umgegangen werden konnte. In der Bundesrepublik begannen die 

Demonstration wie in den USA bereits Mitte der 1960er Jahre und es dauerte 

beinahe ein Jahrzehnt, bis es letztlich zu dieser Entscheidung kam, und zwar 

durch die autoritärste der demokratischen Institutionen, durch das Verfassungs-

gericht, und mit lange anhaltenden Auseinandersetzungen über die genaue Be-

deutung seiner Entscheidung. In Frankreich dagegen ging alles sehr schnell. Es 

begann mit dem Aufstand der Studenten am 22. März 1968 in Nanterre, führte 

im Mai zu gewalttätigen Ausschreitungen mit Barrikaden und wurde bereits im 

September desselben Jahres befriedet, kurz vor den Terminen, zu denen die 

Studenten ihre Prüfungen nachholen konnten. Die Universitäten wurden per 

Gesetz, dem loi d’orientation, neu geordnet, also durch die Regierung (mit 

Charles de Gaulle als Präsident und Edgar Faure als Bildungsminister) und 

durch das Parlament. Auch hier wurde die Gruppenuniversität eingeführt, in 

den größeren Städten je eine für links und eine für rechts, eine für die Natur-

wissenschaften und eine für die Geistes- und Sozialwissenschaften. Die Siche-

rung des staatlichen Einflusses war für den Uneingeweihten kaum zu erkennen. 

Der Zentralstaat behielt alle strukturell wichtigen Kompetenzen: die Entschei-

dungen über das Personal, die Finanzen, die Investitionen und die Prüfungen. 

Die Elite der Studenten wurde unverändert an den Grandes Écoles ausgebildet. 

Es blieb dabei, dass, wer sich der Forschung widmen wollte, versuchen musste, 

eine Stelle in den großen, staatlichen Forschungsorganisationen zu bekommen. 

Es ist schwer zu sagen, welche Lösung zur Befriedung der „weltweiten Bewe-

gung“ günstiger war.   
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Um befriedend eingreifen zu können, musste das Bundesverfassungsge-

richt begründen, dass seine Lösung des Konflikts von Verfassungswegen gebo-

ten ist; es musste seine normativ bindenden Aussagen aus Art. 5 Abs. 3 GG 

herleiten. Dazu griff es die Figur der objektiven Wertordnung des Grundgeset-

zes auf (Ziffer 131, 132):  

„Eine solche Wertentscheidung enthält auch Art. 5 Abs. 3 GG. Sie beruht 

auf der Schlüsselfunktion, die einer freien Wissenschaft sowohl für die Selbst-

verwirklichung des Einzelnen als auch für die gesamtgesellschaftliche Ent-

wicklung zukommt. Diese Wertentscheidung bedeutet nicht nur die Absage an 

staatliche Eingriffe in den zuvor gekennzeichneten Eigenbereich der Wissen-

schaft; sie schließt vielmehr das Einstehen des Staates, der sich als Kulturstaat 

versteht, für die Idee einer freien Wissenschaft und seine Mitwirkung an ihrer 

Verwirklichung ein und verpflichtet ihn, sein Handeln positiv danach einzu-

richten, d.h. schützend und fördernd einer Aushöhlung dieser Freiheitsgarantie 

vorzubeugen.“  

„Der Staat hat die Pflege der freien Wissenschaft und ihre Vermittlung an 

die nachfolgende Generation durch Bereitstellung von personellen, finanziellen 

und organisatorischen Mitteln zu ermöglichen und zu fördern. Das bedeutet, 

dass er funktionsfähige Institutionen für einen freien Wissenschaftsbetrieb zur 

Verfügung zu stellen hat. … Der Staat besitzt hinsichtlich dieses Wissen-

schaftsbetriebs heute weithin ein faktisches Monopol; eine Ausübung der 

Grundfreiheiten aus Art. 5 Abs. 3 GG ist hier notwendig mit einer Teilhabe an 

staatlichen Leistungen verbunden.“  

Eine funktionsfähige Hochschule erfüllt alle möglichen Aufgaben. Das 

Gericht musste deshalb, wenn es organisatorische Anforderungen aus Art. 5 

Abs. 3 herleiten wollte, zwischen „wissenschaftsrelevanten“ und anderen Auf-

gaben der Hochschule unterscheiden. Auch wenn es immer wieder betonte, 

dass der Gesetzgeber Gestaltungsfreiheit habe, so sei er doch im Bereich derje-

nigen Angelegenheiten begrenzt, „die als ‚wissenschaftsrelevant’ angesehen 

werden müssen, d.h. „die Forschung und Lehre unmittelbar berühren“. Logisch 

ist diese Unterscheidung nicht zu bewältigen, denn alle Aktivitäten der Hoch-

schule können die Arbeit des Wissenschaftlers beeinflussen, selbst wenn es sich 
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um das ästhetische Vergnügen des Professors handelt, wenn sein Büro sauber 

ist und er auf einen wohl gepflegten Rasen blicken kann. So ist das Gericht 

gezwungen, ein zusätzliches Kriterium einzuführen: die dem jeweiligen Gegen-

stand adäquaten organisationsrechtlichen Vorkehrungen (Ziffer 146):   

„Der unmittelbare kausale Zusammenhang zwischen organisatorischen 

Normen, die lediglich die Bildung und Zusammensetzung von kollegialen Be-

schlussorganen regeln, und Beeinträchtigungen der freien Ausübung von For-

schung und Lehre ist nicht ohne weiteres einsichtig. Es ließe sich einwenden, 

dass erst Beschlüsse dieser Organe die Wissenschaftsfreiheit faktisch beschrän-

ken könnten und dass allenfalls von einer beständigen verfassungswidrigen Pra-

xis der Organe her ein Rückschluss auf die Verfassungswidrigkeit ihrer Orga-

nisation zulässig wäre. … Nicht nur das formale Beratungs- und Entschei-

dungsverfahren der einzelnen Organe, sondern auch der Inhalt ihrer Entschei-

dungen wird durch ihre Zusammensetzung mindestens tendenziell, in einem 

allgemeinen qualitativen Sinn, vorausbestimmt mit der Folge, dass die Ent-

scheidungen dieser Organe sich je nach deren Zuständigkeit auf den durch Art. 

5 Abs. 3 GG geschützten Freiheitsraum auswirken können. Ein effektiver 

Grundrechtsschutz erfordert daher adäquate organisationsrechtliche Vorkeh-

rungen.“  

„Auch ein nach Sachverstand und Erfahrung optimal zusammengesetztes 

Gremium kann im Einzelfall – aus welchen Gründen auch immer – eine Ent-

scheidung treffen, die den oben umschriebenen Kernbereich (von Art. 5 Abs. 

3) verletzt. Der Gesetzgeber muss jedoch alle erforderlichen und geeigneten 

organisatorischen Vorkehrungen treffen, um die Gefahr solcher fehlsamen Ent-

scheidungen im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren auszuschließen.“ 

(Ziffer 154) Und (Ziffer 160 a.E.): (Der Gesetzgeber) „muss durch geeignete 

organisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass Störungen und Behinderungen 

ihrer (der Wissenschaftler) freien wissenschaftlichen Tätigkeit durch Einwir-

kungen anderer Gruppen soweit wie möglich ausgeschlossen werden.“ Das 

Klagerecht des einzelnen Wissenschaftlers genüge dafür nicht (Ziffer 180): „Je-

doch würden bloße nachträgliche Kontroll- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber 

den Beschlüssen der Kollegialorgane, wie z.B. die auf Nachprüfung der 
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Rechtmäßigkeit beschränkte Rechtsaufsicht oder auch die Eröffnung eines 

Rechtswegs, nicht genügen, um die freiheitliche Sphäre zu schaffen, die der 

Wissenschaftler für seine Arbeit von vornherein benötigt. … (Das Gericht be-

fürchtet), dass die Interessengegensätze vor allem zwischen den Hochschulleh-

rern auf der einen und den Studenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern auf 

der anderen Seite zur Polarisierung aus wissenschaftsfremden Motiven führen 

können. … Der Gesetzgeber muss daher organisatorische Vorkehrungen zur 

Abwehr einer solchen Gefahr treffen.“ (Ziffer 198)  

Dieses unklare Kriterium führte zu allen erdenklichen Auseinandersetzun-

gen, wie das Gericht schon im Hinblick auf frühere Forderungen befürchtet 

hatte (Ziffer 126):  

„Im Laufe der intensiven Diskussion über die Hochschulreform ist nicht 

überall der Versuchung widerstanden worden, Art. 5 Abs. 3 GG mit hochschul-

politischen Forderungen der verschiedensten Art aufzuladen, um dann Rege-

lungen und Vorgänge im Hochschulbereich, die sich diesen Forderungen nicht 

fügen wollen, als der Verfassungsnorm widersprechend zu kennzeichnen. Für 

die Entscheidung über die vorliegenden Verfassungsbeschwerden kommt es 

deshalb darauf an, den verfassungsrechtlichen Gehalt des Art. 5 Abs. 3 genau 

zu definieren und den Gestaltungsraum des Gesetzgebers im Hochschulbereich 

möglichst eindeutig zu bestimmen.“  

Die Folge dieses wenig eindeutigen Kriteriums war eine im Vergleich zur 

Kunstfreiheit erstaunlich umfangreiche Rechtsprechung, die immer mehr Be-

reiche der Hochschulen erfasste. Vor allem aber beherrscht die logisch unklare 

Unterscheidung zwischen wissenschaftlich und nicht wissenschaftlich die Or-

ganisation und dementsprechend das Verhalten der Beteiligten bis heute. Da 

die Situation sich in der Zwischenzeit grundlegend geändert hat, ist dadurch 

eine Scheinwelt entstanden, die von den Beteiligten und vom Verfassungsge-

richt eigentümliche, weit hergeholte Interpretationen nahelegte. Es wird ein ef-

fizientes Management und eine entsprechende Leitung der Hochschulen gefor-

dert. Doch wie lässt sich eine solche „monokratische“ Leitung mit den korpo-

rativen Rechten der Professoren vereinbaren, ohne den betriebswirtschaftlichen 

Sinn einer solchen Form der Leitung zu gefährden? So war das 
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Bundesverfassungsgericht gezwungen, immer mehr Unterscheidungen zum In-

halt des Art. 5 Abs. 3 zu machen und damit faktisch an die Stelle des Gesetz-

gebers zu treten.  

Insgesamt betrachtet machen die Begründungen des Urteils zum nieder-

sächsischen Hochschulgesetz deutlich, wie sehr das Gericht von der damaligen 

Situation geleitet war, sowohl bei der Art, wie es den Sachverhalt darstellte, 

wie bei den normativen Aussagen, welche Pflichten für organisatorische Maß-

nahmen dem Gesetzgeber durch Art. 5 Abs. 3 auferlegt seien. In den Worten 

des abweichenden Minderheitsvotums (Herr Dr. Simon und Frau Rupp-Brün-

neck) (Ziffer 246):  

„In dieser Abhängigkeit von der gegenwärtigen hochschulpolitischen Si-

tuation sollte auch das Mehrheitsergebnis gesehen werden, auch wenn das nicht 

ausdrücklich ausgesprochen wird. Anderenfalls besteht die zusätzliche Gefahr, 

dass bei einer durchaus vorstellbaren grundlegenden Änderung dieser Situation 

– etwa einer Auflösung des derzeitigen Gruppenkonflikts, einer stärkeren An-

näherung des Mittelbaus an die Hochschullehrer oder anderen wesentlichen 

Veränderungen in der Grundeinstellung der Hochschulangehörigen zueinander 

– die aufgestellten verfassungsrechtlichen Anforderungen an ambivalente Or-

ganisationsnormen ein Eigenleben entwickeln, das auch vom Standpunkt der 

Mehrheit zu unerwünschten Konsequenzen führt.“   

Unausgesprochen? Immerhin finden sich in der Wortwahl viele Hinweise 

auf die Auseinandersetzungen mit der Studentenbewegung: „Diese antiautori-

täre Bewegung … führte … bei einzelnen Gruppen zu radikal ablehnender Hal-

tung gegenüber den Institutionen, die sich bis zu gewaltsamen Aktionen stei-

gerte“, „Struktur- und Organisationskrise der Universität“, „schützend und för-

dernd einer Aushöhlung dieser Freiheitsgarantie vorbeugen“, „Gefahr der fehl-

samen Entscheidung“, „Polarisierung aus wissenschaftsfremden Motiven“. Das 

Gericht fühlt sich veranlasst, „vorzubeugen“, „dafür zu sorgen“, es bedarf der 

„organisatorischen Vorkehrungen, um die Gefahr … (soweit wie möglich) aus-

zuschließen“, „ist es (Störungen und Behinderungen ihrer freien wissenschaft-

lichen Tätigkeit durch Einwirkungen anderer Gruppen) in der Gruppenuniver-

sität in erhöhtem Maße zu befürchten“. Dieser sprachliche Duktus ist ein 
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Widerhall der öffentlichen Reaktion auf die Studentenunruhen und greift inso-

fern die Umstände der Zeit recht umfassend auf.   

Das Minderheitsvotum beklagt, dass Art. 5 Abs. 3 „sinnwidrig in ein stän-

disches Gruppenprivileg und Herrschaftsrecht umgemünzt wird. Dieses Vorge-

hen erscheint nicht zuletzt deshalb bedenklich, weil verfassungsgerichtliche 

Verbote im Unterschied zu inhaltsgleichen Gesetzesregelungen auch in ihren 

Fehleinschätzungen nur schwer korrigierbar sind und die weitere hochschulpo-

litische Entwicklung in einer krisenhaften Übergangsphase festschreiben, in der 

sich der Freiheitsgedanke eher in zukunftsoffener Flexibilität bewähren 

müsste.“ (Ziffer 216)   

Historisch behielt die Minderheit recht. Es erwies sich im Laufe der wei-

teren Entwicklung der Hochschulen als immer komplizierter, diese Auslegung 

von Artikel 5 Abs. 3 aufrecht zu erhalten. Sicher ist es ein hoher, stabilisieren-

der Wert, dass die Kriterien des Verfassungsgerichts wie die Verfassung selbst 

über lange Zeit unverändert gelten, aber die jahrzehntelange, immer detaillier-

tere Rechtsprechung zeigt, dass es zwischen diesen Kriterien und der Realität 

der Hochschulen ganz erheblich knirscht. Wäre es nicht angebracht, dass das 

Gericht sich wieder wie in dem damaligen Urteil die Realität genauer ansieht, 

statt die alten Grundsätze gebetsmühlenartig zu wiederholen? Müsste es sich 

nicht erneut die Frage stellen, was unter den heutigen Umständen die Freiheit 

des Wissenschaftlers bedroht? Von den damaligen Befürchtungen ist nichts 

mehr zu sehen. Es gibt gelegentliche Auseinandersetzungen über korrekte Aus-

drucksweisen oder Plagiate, aber keine Aufstände, die die Wissenschaftler an 

Forschung und Lehre hindern könnten.    

Die Gefahren sind viel subtiler geworden. Der allseitige Konformitäts-

druck behindert Neugier getriebene Forschung, Lehre und Studium, aber macht 

sie nicht unmöglich. Der Bologna Prozess verleitet die Studenten dazu, Punkte 

zu sammeln, statt ihren eigenen Fragen nachzugehen, aber er überlässt es ihnen, 

außerhalb der verplanten Zeiten anderes zu studieren. Niemand wird den Pro-

fessor daran hindern können, Forschung zu betreiben, die kein Echo findet, die 

nicht in internationalen Zeitschriften veröffentlicht wird und für die er keine 

Drittmittel erhält; er wird nur von der Leitung der Hochschule als überflüssig 
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erachtet werden. Die Methoden des New Public Managements veranlassen die 

Hochschulen, sich den weltweiten Tendenzen des Großbetriebes Wissenschaft 

anzupassen, auch wenn sie den Wissenschaftlern ihre Zeit rauben. Die Steue-

rung nach Indikatoren drängt sie dazu, in internationale Ranglisten wie dem 

Shanghai Ranking erfolgreich zu sein. Paris hat seine Universitäten mit enor-

mem Koordinationsaufwand so zusammengefügt, dass zwei von ihnen nun un-

ter den 50 besten erscheinen. Der Drang, mehr Drittmittel nachweisen zu kön-

nen, selbst in Berufungsvereinbarungen mit Professoren des Rechts, hält die 

Forscher davon ab, Wege zu beschreiten, die von nationalen und internationa-

len Gremien (noch) nicht als aussichtsreich anerkannt werden. Doch solche Sei-

tensprünge sind häufig wichtig, um wissenschaftlich neue Wege zu eröffnen. 

Raghavendra Gadagkar hat mit vielen wissenschaftshistorischen Beispielen in 

seinem Buch: Experiments in Animal Behaviour. Cutting Edge Research to 

Trifling Cost, beschrieben, wie grundlegende Änderungen in der Biologie we-

niger Geld als unkonventionelle Ideen erforderten. Wenn die Hochschule zu 

einem Drittel von externen Mitteln abhängig ist und gleichzeitig die Mehrheit 

der vorhandenen Professoren über all das entscheidet, was inzwischen als wis-

senschaftsrelevant angesehen wird, ist der Präsident nicht zu beneiden, von dem 

erwartet wird, dass er die Hochschule im Ranking vorwärtsbringt. Das Verfas-

sungsgericht sieht, dass es deshalb „monokratischer“ Entscheidungen bedarf, 

muss dafür aber komplizierte interpretatorische Verrenkungen machen (BVer-

fGE 111, 333, Brandenburg).   

Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit durch solche, subtil wirkende 

Mittel sind wohl kaum durch detaillierte Regelungen der Verfassungsrechtspre-

chung abzuwenden. Ein wissenschaftsdienlicher Umgang mit diesen Tenden-

zen hängt von den lokal handelnden Personen ab. Die besten Universitäten in 

den USA und Großbritannien haben diese Möglichkeit, allerdings unter ganz 

anderen Voraussetzungen. Immerhin gibt es auch in Europa Vorbilder, etwa 

wenn in der Schweiz Forschungsentscheidungen quasi ausschließlich den Uni-

versitäten und dem Nationalen Forschungsfonds überlassen sind und es so nicht 

dazu kommen kann, dass, wie es offenbar 2024 der Fall war, die 
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Bundesministerien über mehr Mittel für Forschungsprojekte verfügen als die 

Deutsche Forschungsgemeinschaft.  

So ist zu hoffen, dass das Bundesverfassungsgericht bei der nächsten Ge-

legenheit wie damals 1973 die derzeitige Situation umfassend in Betracht zieht 

und daraus den Schluss zieht, dass es wie in anderen Demokratien dem Gesetz-

geber überlassen werden kann, die Hochschulen wissenschaftsdienlich zu ge-

stalten. Es kann sich dann darauf beschränken einzugreifen, wenn die Wissen-

schaftsfreiheit tatsächlich verletzt wird. Es muss sich nicht mit einer „struktu-

rellen Gefährdung der Wissenschaftsfreiheit“ abgeben, muss also nicht speku-

lieren, wie sie gefährdet werden könnte.  
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Gesellschaftliche Transformationsdynamiken und die 
Wissenschaftssystementwicklung als Gegenstand der 

Hochschulforschung  

Philipp Pohlenz  

Zusammenfassung: Die Wissenschaft gerät unter einen steigenden Legitima-

tionsdruck hinsichtlich der Effizienz ihrer Leistungen, wie auch hinsichtlich der 

Modi der Wissensproduktion. Gesellschaftliche Transformationen, wie etwa 

eine voranschreitende Digitalisierung ermöglichen eine gesellschaftlich breiter 

gestreute Teilhabe am Diskurs über den Zweck von Wissenschaft und stellen 

zugleich die exklusive Stellung von Wissenschaft als Quelle gesicherten Wis-

sens in Frage. Angesichts der sich daraus ergebenden Herausforderungen ist die 

Hochschulforschung gefordert, das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Ge-

sellschaft in den Blick zu nehmen.  

 

Abstract: Considerable strain is put on the science system’s legitimacy with 

regard to its efficiency and the established modes of knowledge production. 

Societal transformation, such as a progressing digitalisation, facilitate a socially 

broader access to public debate on the worth and merit of science as such. At 

the same time, these transformations contribute to questioning the science sys-

tem’s role as an exclusive source of established knowledge. With a view to the 

respective challenges, research into higher education and science is called upon 

providing insights in the relationship between science and society. 

 

Schlagwörter: Digitalisierung, Transformationsdynamiken, Hochschulfor-

schung, Wissenschaftsforschung, Hochschullehre 
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1. Einleitung 

Angesichts der Wissensbasierung nahezu aller Prozesse gesellschaftlicher Re-

produktion (Willke 1998; Stehr 2006) sind eine steigende Aufmerksamkeit, die 

dem Wissenschaftssystem seitens der Öffentlichkeit zuteilwird sowie Forde-

rungen nach Öffnung und breiteren gesellschaftlichen Partizipationschancen 

(Weingart 2005; Wissenschaftsrat 2021; Wissenschaft im Dialog 2019), nach-

vollziehbar. Ebenso nachvollziehbar ist eine gewisse Skepsis gegenüber der 

Wissenschaft hinsichtlich ihrer Kapazität, gesellschaftlich relevante Probleme 

zu lösen. Beispielsweise in der Corona-Pandemie wurde von der Wissenschaft 

Lösungskompetenz erwartet, und vielfach wurde diese Erwartung nicht nur 

nicht erfüllt, sondern zu neuen Unsicherheiten beigetragen, indem sich wider-

sprechende Forschungsergebnisse kommuniziert wurden, die unterschiedliche 

Schlussfolgerungen und gegenläufige Handlungsoptionen implizierten. Für 

Kennerinnen und Kenner des Ablaufs wissenschaftlicher Wissensproduktion 

ist es nichts Ungewöhnliches, dass vor der Konsolidierung eines bestimmten 

Wissensstandes zunächst mit Ambiguität und Unsicherheit sowie der Erkennt-

nis des Vorliegens von Wissensdefiziten und daraus entstehenden Begrenzun-

gen der Handlungsmöglichkeiten (Stehr 2013) umgegangen werden muss. Die 

landläufige Wahrnehmung der Wissenschaft in allgemeinen öffentlichen Dis-

kursen ist jedoch von vertiefter Kenntnis der entsprechenden wissenschaftsthe-

oretischen Begründungen wissenschaftlicher Arbeitsweisen nicht notwendiger-

weise geprägt. Vielmehr besteht die – angesichts der Höhe der für die Wissen-

schaft aufgewendeten öffentlichen Geldern berechtigte – Erwartung, dass die 

Aufgabe, der Gesellschaft Orientierung durch grundlegendes und anwendungs-

bezogenes sowie problemlösendes Wissen zu geben, erfüllt wird.  

Zugleich spielt sich Wissenschaft zunehmend unter Beobachtung durch 

die Öffentlichkeit ab. Laienpubliken haben mittlerweile einen deutlich leichte-

ren Zugang zu den Ergebnissen wissenschaftlicher Forschung und beteiligen 

sich an der öffentlichen Kommunikation über diese Ergebnisse (Knoblauch 

2013). In Zeiten von Social Media sind dabei absichtsvolle Fehldeutungen und 

Verzerrungen wissenschaftlicher Wissensbestände keine Seltenheit und stellen 
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die Wissenschaft vor neue Herausforderungen hinsichtlich des Wissenstrans-

fers und der Kommunikation mit der Öffentlichkeit. In diesem Zusammenhang 

ist überdies zu beobachten, dass angesichts ungesteuerter und offenkundig auch 

nicht steuerbarer Verbreitung von Informationen aller Art, auch konkurrierende 

Quellen von Wissen, jenseits derjenigen, die eine wissenschaftliche Absiche-

rung und damit Autorität für sich in Anspruch nehmen können, für viele Men-

schen an Akzeptanz gewinnen (Kumkar 2023). Im Umkehrschluss ließe sich 

vermuten, dass „die Wissenschaft“ an Autorität hinsichtlich der Weltdeutung 

verliert. Empirisch drückt sich dies so aus, dass zwar nach wie vor ein hohes 

Vertrauen in die Wissenschaft als gesellschaftliche Institution besteht, also ne-

ben dem Vertrauen in einzelne Personen der Wissenschaft, die bspw. für bahn-

brechende Ergebnisse stehen, auch in die Modi und Regeln der Wissensproduk-

tion, die institutionalisiert sind, vertraut wird. Zugleich manifestiert sich aber 

in bestimmten gesellschaftlichen Milieus eine gewisse Wissenschaftsskepsis 

und sogar Wissenschaftsfeindlichkeit (Wissenschaft im Dialog 2019; Hasel-

wanter 2023; Bührer 2022).  

Die gesellschaftlichen Transformationsdynamiken mit Relevanz für die 

Wissenschaft, die hier andeutungsweise skizziert werden, lassen sich zu den 

folgenden, zeitdiagnostisch bereits vielfach beobachteten Phänomenen ver-

dichten (Hölscher et al. 2020): Die Gesellschaft ist zum einen nicht (mehr) be-

reit, die exklusive Rolle der Wissenschaft als alleinige Quelle für akzeptiertes 

Weltwissen umstandslos hinzunehmen. In manchen Teilen der Gesellschaft 

macht sich hingegen sogar Wissenschaftsskepsis und die Offenheit für Wis-

sensquellen, die nicht durch systematische Verfahren und Methoden abgesi-

chert sind, breit. Solche Entwicklungen werden durch die leichte Verfügbarkeit 

von Informationen aller Art aufgrund der voranschreitenden Digitalisierung 

verstärkt und führen zu einem insgesamt steigenden Legitimationsdruck, der 

auf der Wissenschaft bzw. den traditionellen Modi der Wissensproduktion las-

tet (a.a.O.). 

Einer der Gegenstände der Hochschulforschung ist die Untersuchung des 

Verhältnisses von Wissenschaft und Gesellschaft (Krücken 2012). Mithin ist es 

eine ihrer Aufgaben, ein Sensorium für Veränderungen in diesem Verhältnis zu 
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entwickeln und diese Veränderungen durch Beratung (bspw. von wissen-

schaftspolitisch Verantwortlichen) zu prozessieren. Generell lässt sich die 

Hochschulforschung als ein interdisziplinäres Arbeitsfeld zur Untersuchung 

von Belangen von Hochschuleinrichtungen beschreiben (Winter u. Krempkow 

2013). Auf diesem Feld haben die Sozialwissenschaften mit ihrem empirischen 

Methodenrepertoire und ihrem theoretischen Begriffskorpus eine gewisse Do-

minanz (a.a.O.). Entsprechend sollen im Folgenden die oben skizzierten Trans-

formationsdynamiken in der Gesellschaft auch mit den Begriffen der Sozial-

wissenschaften adressiert werden.  

Ziel ist es, Handlungsfelder für die Hochschulforschung zu identifizieren, 

die sich aus der Beschäftigung mit dem gesellschaftlichen Rahmen ergeben, in 

dem sie selbst – sowohl als Teil der Wissenschaft, aber auch als Beobachterin 

der Wissenschaft – agiert. In diesem Zusammenhang ist zudem einleitend an-

zumerken, dass für die Ausführungen im vorliegenden Artikel ein breites Ver-

ständnis von Wissenschaft angelegt und alle Leistungsbereiche – Forschung, 

Lehre, Transfer, etc. – in die Überlegungen einbezogen sind, weil sie alle 

gleichermaßen von den diskutierten Transformationsdynamiken berührt wer-

den.  

2. Theoretische Referenzpunkte 

Die Befassung mit gesellschaftlichen Transformationsdynamiken in ihrer Ein-

flussnahme auf Wissenschaft und Hochschule erfordert es, einen geeigneten 

theoretischen Rahmen zu entwerfen, mittels dessen analytische Modelle für 

empirische Untersuchungen fruchtbar gemacht werden können. Der Hoch-

schulforschung wurde in den vergangenen Jahren attestiert, dass sie bezüglich 

der Entwicklung von Gegenstandstheorien defizitär sei (Wissenschaftsrat 

2014). Ungeachtet der Frage, ob es überhaupt möglich (oder sinnvoll) ist, eine 

Gegenstandstheorie „der Hochschule“ zu entwerfen, lässt sich der Defizitdiag-

nose entgegenhalten, dass die Hochschulforschung durchaus vielfältige Anlei-

hen bei bewährten Modellen zur Beschreibung von modernen Gesellschaften 

(bspw. Ungleichheitsverhältnisse; vgl. z.B. Wolter 2011) oder einzelner 
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Aspekte moderner Gesellschaften (bspw. Hochschulen als Organisation; vgl. 

Wilkesmann u. Schmid 2012) nimmt (vgl. für einen Überblick Krücken 2011).  

Zudem gibt es durchaus einige Versuche, den Gegenstandsbereich der 

Hochschulforschung in abstraktere, makrotheoretische Reflexionen über mo-

derne Gesellschaften und die Bedeutung von Wissenschaft für deren Entwick-

lung einzufassen. Wolter (2011) bspw. diskutiert am konkreten Phänomen der 

Hochschulexpansion verschiedene theoretische Perspektiven zu dessen Erklä-

rung, namentlich die der Humankapitaltheorie sowie modernisierungstheoreti-

sche, statusdistributionstheoretische, meritokratietheoretische, entscheidungs-

theoretische und neoinstitutionalistische Ansätze. Krücken (2011) ordnet die 

Frage der Zuteilung von Chancen beim Zugang zum Studium in makrosoziolo-

gische Überlegungen zu sozialen Ungleichverhältnissen als Kennzeichen von 

Gesellschaften generell ein. Diese in der Hochschulforschung vielfach theore-

tisch und empirisch eingenommene Perspektive wird von Schimank (2015) auf-

gegriffen und in den Versuch überführt, eine umfassende Gesellschaftstheorie 

für die Hochschulforschung zu entwerfen. Dabei wird ein integrierender Zu-

gang entworfen und die – nach Schimank (2015) – auf rein ungleichheitstheo-

retische Ansätze verengte Perspektive um differenzierungs- und kulturtheoreti-

sche Blickwinkel erweitert.  

Während die ungleichheitstheoretische Perspektive die verteilungsbezo-

gene Frage nach den Zugangs- und Erfolgschancen, die mit Studienwahl und 

Studienverlauf verknüpft sind, in den Fokus rückt, konzentriert sich die diffe-

renzierungstheoretische Perspektive auf die Seite der Produktion von Leistun-

gen, die – im Falle von Hochschule und Wissenschaft sind das zu allererst Bil-

dungsangebote und wissenschaftliche Erkenntnisse – ungleich verteilt sein kön-

nen. Als zentral kennzeichnet Schimank (2015) die gesellschaftlichen Bedin-

gungen, unter denen diese Leistungen erbracht werden. Im Fall moderner Ge-

sellschaften geschehe dies in funktional differenzierter Verantwortung unter-

scheidbarer gesellschaftlicher Subsysteme, wie eben dem Wissenschaftssys-

tem. Als soziales Subsystem agiert die Wissenschaft in der Logik ihrer eigenen 

Wertsphäre und ist dabei sowohl auf Kommunikation und Kooperation mit den 

jeweils anderen gesellschaftlichen Teilsystemen angewiesen (z.B. mit der 
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Politik zur Entwicklung stabiler Rechtsrahmen, mit der Wirtschaft zu deren 

Versorgung mit qualifizierten Fachkräften etc.). Zugleich steht sie aber auch in 

Konflikten mit ihnen, wenn es um die gegenseitige Einflussnahme auf die Au-

tonomie innerhalb der je eigenen Wertsphäre geht (z.B. Zumutungen durch wis-

senschaftspolitisch verordnete Reformen in Studium und Lehre, die der Eigen-

logik des Wissenschaftssystems zu widersprechen scheinen oder Versuche der 

Beeinflussung von Entscheidungen über Studieninhalte zur Befriedigung kon-

junkturabhängiger und wissenschaftsfremder Bedarfe des Arbeitsmarktes). In 

kulturtheoretischer Perspektive ist nach Schimank (a.a.O.) die moderne Gesell-

schaft zudem als „Komplex bestimmter hochgradig generalisierter, gesell-

schaftsweit geltender evaluativer, normativer und kognitiver Orientierungen“ 

(Schimank 2015: 86) zu interpretieren.  

Die dargestellten makrotheoretischen Perspektiven werden sodann in einer 

integrierten Perspektive auf Konfliktlinien der Wissenschaftssystementwick-

lung mit dem Ziel angewendet, die unterschiedlichen Dynamiken gesellschaft-

licher Transformation, mit die den Gegenstand der Hochschulforschung betref-

fen, wie etwa bezüglich beobachtbarer Prozesse der Ökonomisierung von Leis-

tungen der Wissenschaft, in einem ganzheitlichen Analyserahmen abzubilden.  

Nun sind die hier dargestellten Versuche der makrotheoretischen Stand-

ortbestimmung der Hochschulforschung ihrerseits bereits wieder rund ein Jahr-

zehnt alt. Entwicklungen der jüngsten Vergangenheit, die ihrerseits die Koor-

dinaten der gesellschaftlichen Entwicklungen verschoben haben, sind in ihnen 

naturgemäß noch nicht abgebildet, wie etwa die voranschreitende Digitalisie-

rung. Zukünftige Artikel dieser Art werden zudem über den Einsatz Künstlicher 

Intelligenz in Wissenschaft und Hochschule und ihren Einfluss auf den Verlauf 

gesellschaftlicher Transformationen zu berichten wissen. Für den Moment ist 

das diesbezügliche Bild noch zu unklar, als dass seriöse Prognosen über die 

weitere Entwicklung in diesem Bereich angestellt werden könnten. Aber auch 

der derzeitige Stand der Digitalisierung gibt Anlass dazu, über den Einfluss, 

den diese jenseits neuer technischer Möglichkeiten auf die Entwicklung von 

gesellschaftlichen Verhältnissen nimmt, zu diskutieren und zu versuchen, für 

die entsprechenden Entwicklungen eine theoretische Rahmung zu entwerfen.  
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Verschiedene Angebote liegen dazu bereits vor. So beschreibt etwa Kuck-

lick (2016), dass durch eine voranschreitende Datenbasierung zunehmend aller 

Prozesse gesellschaftlicher Reproduktion (Bildung, Gesundheit, persönliche 

Beziehungen etc.) die Möglichkeiten zur Berücksichtigung individueller Ab-

weichungen von einem gesellschaftlich akzeptierten Normwert deutlich steigen 

und so gesellschaftlich relevante Leistungen, wie eben Bildungsangebote, aber 

auch Leistungen der Gesundheitsfürsorge, deutlich stärker individualisiert wer-

den können. Insofern durch kontinuierliche Datenverfügbarkeit auch feiner gra-

nulierte Informationen über die Besonderheiten des Einzelfalls verfügbar sind, 

ist es nicht nur möglich, sondern wäre es geradezu fahrlässig, diese Informati-

onen nicht für eine individualisierte Behandlung des Einzelfalls zu nutzen. Eine 

ähnliche Stoßrichtung, wenn auch nicht mit der beschriebenen Fokussierung 

auf die (technischen) Auswirkungen der Digitalisierung auf die Gesellschaft, 

verfolgt Reckwitz mit seinen kultursoziologischen Überlegungen zur Gegen-

wartsgesellschaft als einer Gesellschaft der Singularitäten (Reckwitz 2017). 

Damit ist im Kern gemeint, dass die moderne Gesellschaft einen Strukturwan-

del in Richtung der Betonung und Wertschätzung von Einzigartigkeit anstelle 

von Durchschnittlichkeit erlebt und diese Einzigartigkeit (in der Lebensfüh-

rung, in der Gestaltung von Bildungsbiographien, in der Wahl von Konsument-

scheidungen etc.) zu einer gesellschaftlichen Erwartung wird, die dem Indivi-

duum abverlangt, zum Beispiel Bildungsentscheidungen entlang von Bewer-

tungskriterien zum distinktiven und performativen Wert des jeweiligen Bil-

dungsangebots zu treffen.  

Diese theoretischen Überlegungen zum Stand gesellschaftlicher Entwick-

lung im Zeitalter der Digitalisierung lassen sich unmittelbar auf die Hochschul-

bildung anwenden: Stand in der Anfangszeit des Bolognaprozesses noch 

der/die theoretische Durchschnittsstudierende im Mittelpunkt der Berechnung 

von curricularen Normwerten (bezüglich des abzuverlangenden Workload 

etc.), ist jetzt der Bedarf an Individualisierung und Personalisierung von Studi-

enverläufen ein allgemein konsentierter Gestaltungsauftrag für die Hochschul-

lehre (Landenfeld et al. 2019; Di Nardo et al. 2018). Wurden die Bologna-Stu-

diengänge der ersten Generation noch an den anzunehmenden Lernverläufen 
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der „Normalstudierenden“, denen eine zumindest durchschnittliche Begabung 

unterstellt werden könne, ausgerichtet, geht die Entwicklung mittlerweile eher 

in die Richtung von kleinteiligeren und dadurch auf individualisierte Lernbe-

darfe reagierenden Lerneinheiten (z.B. Micro-credentials, vgl. Rampelt et al. 

2021). Durch diese Individualisierung könne eine stärker individualisierte Teil-

nahme an akademischer Bildung erreicht werden, deren Erfolg durch ebenfalls 

individualisierte Methoden der Lernerfolgsbewertung („learning analytics“) 

prozessbezogen überwacht und gesteuert wird (Scheidig u. Holmeier 2021).  

Für die Hochschulen heißt dies ganz praktisch, dass sich die Aufgaben in 

der Lehre in Richtung individueller Beratung verschiebt und dass neue Formen 

der Anerkennung von Lernleistungen gefunden werden müssen (Roithmayr 

2024). Zugleich gerät dann die Frage der Qualitätsbewertung von hochschuli-

schem Lernen auf die Agenda, die neu gestellt werden muss, wenn das Lernen 

nicht mehr unter der Kontrolle der Hochschulen steht. Letztlich stellt sich die 

Frage der Bedeutung der Hochschule für die Gesellschaft, die zwischen den 

Funktionen einer emanzipatorischen Kraft und der Erwartung, eine Zertifizie-

rungsagentur für klein- und kleinstteilige Lernergebnisse zu sein, navigieren 

muss. 

Dies soll jedoch nicht als Opposition zu Prozessen der Digitalisierung als 

Mittel der Individualisierung und damit der Öffnung von Hochschule und Wis-

senschaft missverstanden werden. Vielmehr zeichnen sich hier neue Gestal-

tungsaufgaben ab, die dem Zuständigkeitsbereich der Hochschul- und Wissen-

schaftsforschung zuzurechnen sind und für die es eines gesellschaftstheoreti-

schen Rahmens bedarf, mittels dessen eine Abbildung des Verhältnisses von 

Wissenschaft und sich verändernden gesellschaftlichen Resonanzbedingungen 

gelingen kann.  

In dem Sinne der kontinuierlichen gesellschaftlichen Transformationsdy-

namik ist auch der Bedarf an kontinuierlicher Weiterentwicklung theoretischer 

Modelle als Rüstzeug der Hochschulforschung gemeint. Dadurch, dass es wirk-

mächtige Ereignisse, wie etwa die Covid-19 Pandemie als Katalysator für die 

Digitalisierung in Wissenschaft und Hochschullehre gegeben hat, die die The-

oriebildung in den Jahren vor der Pandemie noch nicht einbeziehen konnte, 
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werden die „prä-pandemischen“ Theorieangebote, die oben kurz skizziert wur-

den, nicht obsolet. Es ist aber notwendig, sie einer kontinuierlichen Reflexion 

zu unterziehen und die theoretische Modellbildung zur Beschreibung moderner 

Gesellschaften weiterzuentwickeln. 

3. Konfliktlinien 

Mit einem entsprechend theoretisch gerahmten Begriffsrepertoire und unter 

Nutzung verschiedener analytischer Perspektiven lassen sich auch die verschie-

denen anstehenden Konfliktlinien adressieren, die die Wissenschaftssystement-

wicklung und das Hochschulbildungswesen kennzeichnen. Bei deren Diskus-

sion, die den Abschluss dieses Beitrags bilden soll, liegt der Fokus auf der 

Hochschullehre, weil diese eher als die Forschung im Zentrum des Interesses 

der Hochschulforschung steht (Lange-Vester/Teiwes-Kügler 2012). Welche 

Konfliktlinien sind es also, die durch die dargestellten gesellschaftlichen Trans-

formationsdynamiken nahegelegt und daher zukünftig von der Hochschulfor-

schung aufgegriffen werden sollten? Nach vorliegender Sicht handelt es sich 

nicht zuletzt um die Folgenden, die hier für die Diskussion exemplarisch aus-

gewählt wurden und nicht den Anspruch erheben, ein vollständiges Bild mög-

licher Entwicklungsrichtungen und zu setzender Prioritäten zu zeichnen:  

Inklusivität vs. Leistungsorientierung: Die immer wieder geäußerte Be-

fürchtung, dass durch eine steigende Heterogenität der Studierendenschaft Ein-

bußen bei der wissenschaftlichen Tiefe und Komplexität von Lerninhalten ein-

hergingen, war (und ist) ein kontinuierlicher Begleiter der Debatte um die 

Schaffung von Zugangsmöglichkeiten von nicht-traditionellen Studierenden 

und die Eröffnung von wissenschaftlichen Karrierechancen für eine breitere 

Bevölkerungsgruppe (Seidel 2014). Nicht einbezogen wurde in diese Debatte 

zumeist die Option, dass akademische Lernumwelten durch den Einbezug einer 

Breite an Erfahrungshintergründen auch bereichert werden kann. Im Kontext 

von gesellschaftlichen Ungleichheitsverhältnissen und ungleich verteilten Teil-

habechancen, aber auch im Kontext einer insgesamt komplexer werdenden Ar-

beits- und Berufswelt stünde es an, Bedingungen zu analysieren, unter denen 
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verschiedene Zugänge zu akademischem und praktischem Wissen fruchtbar auf 

einander bezogen und zu einer gleichberechtigten Teilhabe führen können (Bo-

sche/Brandt 2025), ganz ungeachtet aller bildungspolitischen Absichtserklä-

rungen und Verlautbarungen.  

Regionale Verantwortung vs. Universale Wissenschaft: Wissenschaft und 

Hochschulbildung sollen, so die gesellschaftliche Erwartung, Verantwortung 

übernehmen und der Gesellschaft Orientierung bieten. Im Bereich der Hoch-

schullehre ist dafür in der letzten Zeit das Konzept des engaged learning popu-

lärer geworden (Chmelka et al. 2023). Darunter ist zu verstehen, dass akademi-

sches Lernen (auch) im Kontext authentischer Fragestellungen stattfindet, die 

für die eine Hochschule umgebende Gemeinde von Relevanz ist. Akademisches 

Lernen wird also als in hohem Maße gegenstands- und anwendungsbezüglich 

modelliert und ist davon gekennzeichnet, dass es unmittelbaren Nutzen für ein 

außerhochschulisches Zielpublikum stiftet. Dieser Anspruch steht potenziell im 

Widerspruch zu einem herkömmlichen Verständnis von Wissenschaft und wis-

senschaftlicher Wissensproduktion und -vermittlung, die auf abstrakte und (zu-

nächst) zweckfreie Beschäftigung mit einem Gegenstand ausgerichtet sind. 

Dieses idealistische Bild von Wissenschaft und Hochschulbildung mag nicht 

erst jetzt angestaubt wirken, sondern wird spätestens seit den Bologna-Refor-

men immer wieder wissenschaftspolitisch hinterfragt und in Zweifel gezogen. 

Unabhängig von der Frage, ob die Kritik berechtigt ist oder nicht, ist in einer 

Wissenschaft, die unabhängig von spezifischen Kontexten und Nutzungsinte-

ressen abstraktes und generalisierbares Wissen produziert und die Fähigkeit 

vermittelt, die entsprechenden Produktionsweisen zu verstehen und einzuset-

zen, möglicherweise ein Wert in sich selbst zu sehen. Die mit den verschiede-

nen Auffassungen von Wissen und Wissenschaft einhergehenden bildungs-

praktischen, aber auch epistemologischen Widersprüche sind daher ein wichti-

ger Gegenstand hochschulforschender Analyse und Aufklärung, zumal der 

Kampf um die Deutungshoheit über Leitbilder für Forschung und Lehre nicht 

als abgeschlossen bezeichnet werden kann. 

Disziplinarität vs. „Future Skills“: Das wissenschaftliche Arbeiten und 

Lernen in Disziplinen geraten zusehends unter Druck. Zu plausibel ist die 
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These, dass angesichts der Komplexität von gesellschaftlich drängenden Prob-

lemlagen, wie der Bewältigung des Klimawandels, wissenschaftliche Gegen-

stände nur aus einer interdisziplinären Perspektive angemessen adressiert wer-

den können. Interdisziplinarität oder Transdisziplinarität, also der Einbezug 

nicht-wissenschaftlicher Wissensquellen in die Wissensproduktion, sind mithin 

landläufige Erwartung an die Entwicklung von Forschungsdesigns sowie von 

neuen Studiengängen. Für die Entwicklung von Curricula für Studiengänge 

werden zudem Lehrinnovationen, wie der Einbezug überfachlicher Qualifika-

tionen gefordert, die die Studierenden für die Komplexität gesellschaftlicher 

Problemlagen vorbereiten sollen. So plausibel die entsprechenden Forderungen 

sind, so problematisch ist zuweilen die Umsetzung bzw. die Erfüllung der For-

derungen. Sei es aufgrund der nach wie vor auf Disziplinarität ausgerichteten 

Reputationsregimes und Karrierechancen in der Wissenschaft (Wissenschafts-

rat 2020) oder aufgrund des Konflikts zwischen anspruchsvoller werdenden 

Qualifikationszielen für Studiengänge bei gleichbleibenden Zeitbudgets für de-

ren Erreichung. Die entsprechenden Konfliktlinien zwischen Anspruch und 

Wirklichkeit wirksam und lösungsorientiert zu adressieren, ist sicher ein zu-

künftig wichtiges Feld für Hochschul- und Wissenschaftsforschung.  

Verplante (Studien-)Karrieren vs. Unbestimmtheit von Wissenschaft: Un-

geachtet aller Singularität und Wertschätzung des Besonderen und Einzigarti-

gen (s.o.) ist die Struktur von Studiengängen unter dem Vorzeichen von Bo-

logna derzeit noch darauf angelegt, dass Studierende in einer standardisierten 

Zeit vorgegebene Lernziele erreichen, mittels derer ihnen Qualifikationen und 

Kompetenzen zur Steigerung ihrer Employability vermittelt werden. Der wis-

senschaftliche Nachwuchs hat eine durch das Wissenschaftszeitvertragsgesetz 

vorgegebene Zeit, um zu wissenschaftlicher Persönlichkeit zu reifen. Die Ziele 

und zu erwartenden Ergebnisse der Forschung sind in Projektanträgen zu spe-

zifizieren, Lernziele sind im Modulhandbuch niedergelegt und machen das Stu-

dium bis auf die Ebene der einzelnen Seminarsitzung planbar. In diesen Struk-

turen ist erfahrungsgemäß relativ wenig (curricularer) Raum für Kreativität und 

Unbestimmtheit, welche aber schon immer maßgeblich den Funken für die Er-

reichung wissenschaftlich bahnbrechender Leistungen entzündet haben. Eine 
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der zukünftigen Herausforderungen für die Entwicklung des Wissenschaftssys-

tems wird daher sein, wie es gelingen kann, die durch Effizienzerwägungen 

getriebenen Einhegungen wissenschaftlicher Freiheiten durch Standardisierun-

gen und Verrechtlichungen zu lockern. Es steht zu diskutieren, wie die Wissen-

schaft sich zu größtmöglicher Blüte entfalten und trotzdem das in sie gesetzte 

gesellschaftliche Vertrauen in die Effizienz ihrer Leistungen rechtfertigen kann. 

Dafür lohnt sich, die Überlappungen und fremdreferenziellen Zumutungen der 

verschiedenen Interessengruppen und sozialen Subsysteme in den Blick zu neh-

men.  

4. Ausblick 

Die Liste möglicher Spannungsfelder in der Wissenschaftssystementwicklung, 

die im Kontext gesellschaftlicher Transformationsprozesse relevante Anknüp-

fungspunkte für die Erschließung von Forschungsfragen und Forschungsfel-

dern bieten könnten, ließe sich noch weiter fortsetzen. Gleiches gilt für die oben 

andiskutierten theoretischen Referenzrahmen. Die gewählten Beispiele sollen 

verdeutlichen, dass sich in den Spannungsfeldern, die auf dem Terrain der 

Hochschulforschung abgesteckt werden können, gesellschaftliche Konfliktli-

nien widerspiegeln. Als angewandte empirische Sozialwissenschaft hat die 

Hochschulforschung ein Begriffs- und Methodenrepertoire zur Verfügung, mit 

dem ihr die Analyse von Trends in der Wissenschaftssystementwicklung als 

Wechselwirkung zwischen Wissenschaft und Gesellschaft gelingen kann.      
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Die Expansion des Hochschulbesuchs als Thema der 
Hochschulforschung 

Andrä Wolter 

1. Einleitung 

Bei der Expansion des Hochschulsystems, insbesondere des Hochschulbe-

suchs, handelt es sich um eine globale, keineswegs um eine nur deutsche Ent-

wicklung, auch wenn ihre Bedingungen und Folgen immer wieder im nationa-

len Kontext diskutiert werden – zum Beispiel hinsichtlich des angeblichen Ver-

falls gymnasialer und akademischer Qualitätsstandards oder der Auswirkungen 

auf den Arbeitsmarkt. Von daher ist die Hochschulexpansion ein zentrales 

Thema ebenso der internationalen Bildungspolitik, allen voran der OECD und 

der UNESCO, wie der international-vergleichenden Hochschulforschung. Dass 

es sich um einen weltweiten Trend handelt (dazu später mehr), gilt in der Hoch-

schulforschung weithin als Konsens. „Participation rates in higher education 

have been growing worldwide consistently for over a century … The expansion 

of higher education has become a global phenomenon …“ (Mitterle/Stock 

2021, S. 292). „The massive expansion of higher education across all continents 

has been one of the defining features of the late 20th and early 21st centuries“ 

(Guri-Rosenblit/Sebkova/Teichler 2007, S. 1). Peter Scott (2015 b, S. 43) zählt 

„the massive growth in the number of students and institutions“ zu den drei 

wichtigsten Dynamiken1, welche die moderne Hochschulentwicklung geprägt 

 

1  Daneben nennt er „the differentiation, the proliferation of institutional types, new disci-

plines, modes of study and patterns of research and knowledge generation; and finally 

modernisation, the transformation of institutional cultures, the development of new 
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haben. Er verstärkt dann noch einmal: „The story of higher education has been 

first and foremost about growth, in particular after 1945“ (2015 b, S. 45).  

Das Interesse der deutschen Hochschulforschung an der Hochschulexpan-

sion hat in den letzten Jahren gegenüber früheren Jahrzehnten etwas nachgelas-

sen, ohne ganz zu verschwinden. Andere Themen – z.B. Organisationsentwick-

lung, Wettbewerb, Internationalisierung und Globalisierung, Qualitätssiche-

rung oder politisch-administrative Steuerung im Hochschulsystem – haben sich 

in den Vordergrund geschoben. Dabei ist das bislang so gut wie kontinuierliche 

quantitative Wachstum des Hochschulsystems ein wesentlicher Faktor auch für 

dessen qualitativen Wandel, etwa die Implementation neuer Organisations- und 

Managementkonzepte, veränderte Formen der Hochschulfinanzierung, die 

Frage nach Effektivität und Effizienz des Studiums mit der damit einhergehen-

den Fokussierung von Studienqualität und Evaluationsverfahren. In besonderer 

Weise gilt dies für die Zusammenhänge zwischen Hochschulexpansion und der 

institutionellen Differenzierung des Hochschulsystems, die oft als zwei Seiten 

derselben Medaille gesehen werden (auch dazu später mehr). In der Hochschul-

forschung ist die Annahme einer Komplementarität zwischen Expansion und 

Differenzierung weit verbreitet (u.a. Windolf 1990; Altbach/Reisberg/de Wit 

2017), auch wenn diese Beziehung nicht ganz eindeutig ist und Expansion auch 

mit zumindest partieller Entdifferenzierung einhergehen kann. 

Zwar gilt die Zunahme in der Beteiligung an Hochschulbildung weithin 

als ein gleichsam universelles Kennzeichen moderner Hochschulsysteme und 

zeitgenössischer Hochschulentwicklung. Gleichwohl gibt es im internationalen 

Vergleich große Unterschiede, und diese Entwicklung wird nicht nur, aber vor 

allem in den deutschsprachigen Ländern kontrovers diskutiert. „Gibt es in 

Deutschland zu viele oder zu wenige Studierende oder Akademiker/-innen?“ 

ist eine Frage, die schon seit dem 18. Jahrhundert kontrovers diskutiert wird. 

 

funding, quality assurance and accountablity regimes and the inexorable advance of inter-

nationalization and globalisation.“ 
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Gilt den einen eine wachsende Zahl von Studienanfängern als unumgängliche 

Folge eines mehr oder weniger globalen Wandels zu einer wissensbasierten 

Ökonomie, so wird sie von anderen eher als Anzeichen einer gestörten Balance 

zwischen Bildungsbeteiligung, Studienqualität, Absolventenangebot und dem 

Bedarf des akademischen Arbeitsmarktes gesehen. Insbesondere „das Gespenst 

der akademischen Überproduktion“ (Maier 1994, S. 19) wird seit dem 19. Jahr-

hundert immer wieder an die Wand gemalt (Titze 1990). Die Auswirkungen 

sowohl auf den akademischen Teilarbeitsmarkt wie auch den Teilarbeitsmarkt 

für betrieblich qualifizierte Fachkräfte sind über den gesamten Zeitraum ein 

prominentes Thema geblieben, in den letzten Jahren vorzugsweise unter dem 

Topos eines unterstellten „Akademisierungswahns“. (kritisch dazu: Webler 

2017; Wolter 2022) 

In den letzten Jahren häuften sich nun Berichte und Analysen über eine 

rückläufige Entwicklung der Studienanfängerzahlen in Deutschland, die aller-

dings zwischen den Hochschularten, Studienfächern und Ländern variiert (CHE 

2023 a, b; Lörz u.a. 2022; Spiegel online 18.04.2023; CHE 2024; Kerst/Wolter 

2025). Dies hat unterschiedliche öffentliche Reaktionen ausgelöst: Ist die 

Hochschulexpansion schon ausgelaufen, kommt endlich ein Ende der „Akade-

mikerschwemme“? Oder droht Deutschland im internationalen Vergleich beim 

Angebot hochqualifizierter Arbeitskräfte als eine Referenzgröße für Humanka-

pital weiter abgehängt zu werden? Vor einer vorschnellen Bewertung muss hier 

gewarnt werden. In einer historischen Betrachtung schwankten die Studienan-

fängerzahlen in Deutschland über das gesamte 20. Jahrhundert; schon immer 

folgten auf steigende auch sinkende Zahlen und umgekehrt. So ist 2023 die An-

fängerzahl schon wieder um ca. 10.000 Personen gestiegen (Destatis 2024). Für 

diese Bewegungen gibt es verschiedene Gründe: Neben politisch induzierten 

Ursachen (z.B. die wechselnden Maßnahmen zur gymnasialen Schulzeit) spie-

len hier demographische Entwicklungen, insbesondere die Geburtenzahlen, 

ebenso eine Rolle wie internationale Studierendenmobilität oder völlig unvor-

hersehbare Faktoren (z.B. die Coronapandemie).  

Von daher sollen in den folgenden Ausführungen zunächst die vorhande-

nen Indikatoren für die Hochschulexpansion kurz betrachtet werden, danach die 
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weltweite Entwicklung und der historische Verlauf in Deutschland. Es folgen 

jeweils ein Abschnitt mit Erklärungsansätzen (Faktoren) und theoretischen 

Konzepten zur Hochschulexpansion und ein kurzer abschließender Teil zu den 

bildungs- und arbeitsmarktpolitischen Diskursen über das Wachstum der Hoch-

schulbildung. 

2. Indikatoren der Hochschulexpansion 

Mit dem Begriff der Hochschulexpansion wird ein mehrschichtiger Prozess des 

Wachstums der Hochschulsysteme bezeichnet, der sich auf verschiedenen Ebe-

nen vollzieht und an verschiedenen statistischen Indikatoren abgelesen werden 

kann. Mindestens auf fünf Feldern kann eine Ausweitung von Hochschulbil-

dung beobachtet werden: (1) am Hochschulbesuch, d.h. an der Zahl der Studi-

enanfänger/-innen (bzw. an der Anfängerquote) und Studierenden, (2) an der 

Zahl der Hochschulabsolventen/-absolventinnen, also am Arbeitskräfteange-

bot, (3) an der Zahl und Größe der Hochschulen, (4) an der Personalentwick-

lung, insbesondere beim lehrenden Personal, und (5) an den finanziellen Auf-

wendungen. Hier soll primär die Entwicklung des Hochschulbesuchs analysiert 

werden, in der Fachliteratur oft als „massification“ bezeichnet, wobei dieser 

Begriff in der englischsprachigen Hochschulforschung primär einen statisti-

schen Verlauf beschreibt und ihm nicht die negative Konnotation des Massen-

begriffs in der deutschen Sprache anhaftet. In jedem Fall sind für eine Analyse 

der Hochschulexpansion, gleich mit welchem Indikator, Zeitreihendaten erfor-

derlich, da es sich um einen Prozessbegriff handelt.  

International werden zum Teil unterschiedliche statistische Kennzahlen 

verwendet. So kann für die Studienanfängerquote die absolute Zahl der Studi-

enanfänger/-innen auf Alterskohorten, Geburtsjahrgänge oder auf die gesamte 

Bevölkerung bezogen werden. Auch variiert der Begriff ‚Studienanfänger/-in-

nen‘ mit der nationalen Struktur postsekundärer Bildung, z.B. mit dem Vorhan-

densein hybrider oder als gleichwertig anerkannter Bildungseinrichtungen. Von 

daher unterscheidet sich zwischen den Staaten, was zu den Hochschulen gezählt 

wird. Das gilt insbesondere für den oft unscharfen Begriff der tertiären Bildung. 
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So differenziert die international übliche ISCED-Klassifikation2 auf der Stufe 

6 (Bachelor und gleichwertige Bildungsprogramme) die Stufen 64 (akademi-

sche Programme) und 65 (berufsorientierte Programme). Letztere werden in 

Deutschland traditionell nicht zur Hochschulbildung gezählt. Zudem gibt es in 

einigen Ländern kurze tertiäre Studienangebote (ISCED 5), die in Deutschland 

kaum vorhanden sind. Je nach Zuordnung können sich daraus unterschiedliche 

Anfängerzahlen und -quoten ergeben. Internationale Vergleiche werden also 

dadurch erschwert, dass es nationale Unterschiede darin gibt, was als Hoch-

schule oder Studiengang anerkannt wird.  

In der deutschen Hochschulstatistik bieten sich für den Hochschulbesuch 

drei statistische Kennzahlen an: die Zahl der Studierenden, die der Studienan-

fänger/-innen und die Studienanfängerquote. Alle drei lassen sich nach ver-

schiedenen Merkmalen von Diversität auf ihre Zusammensetzung und Vertei-

lung untersuchen (z.B. nach Hochschularten, Studienfächern/-gängen, Hoch-

schulregionen, Geschlecht, soziale Herkunft, Migrationsstatus usw.). Die Nut-

zung solcher Kennzahlen kann sich nach den Verwendungszwecken unter-

scheiden. So sind für die Hochschul(entwicklungs)planung vor allem die abso-

luten Studienanfänger- und Studierendenzahlen relevant, z.B. für die Kapazi-

täts- oder Raumplanung. Für internationale Vergleiche oder Zeitreihenanalysen 

zur Hochschulexpansion haben sie jedoch zwei Nachteile. Studierendenzahlen 

werden von der drop-out-Quote und den Studienzeiten beeinflusst, sowohl von 

den normierten, die sich zwischen Studiengängen und zwischen nationalen 

Hochschulsystemen unterscheiden können, als auch von den faktischen Studi-

enzeiten, die sowohl im Zeitverlauf als auch zwischen Studienfächern stark 

schwanken können.  

Darüber hinaus werden Studienanfängerzahlen ebenso wie Studierenden-

zahlen von demographischen Faktoren, den Geburtenzahlen, beeinflusst. Eine 

 

2  Die von der UNESCO entwickelte und in der Regel in der OECD-Bildungsstatistik zu-

grunde gelegte International Standard Classification of Education. 
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wachsende Anfängerzahl kann allein (oder primär) auf wachsende Jahrgangs-

größen zurückgeführt werden, ohne dass sich in der relativen Bildungsbeteili-

gung etwas geändert hat. Umgekehrt sind rückläufige Anfängerzahlen mindes-

tens teilweise sinkenden Geburtenzahlen in den entsprechenden Altersjahrgän-

gen geschuldet. Von daher wird in der Hochschulforschung in der Regel die 

Studienanfängerquote als Indikator für Hochschulexpansion herangezogen. 

Hierbei ist wiederum zu berücksichtigen, dass sich gelegentlich die statistische 

Erfassung von Studienanfängern ebenso wie die Berechnung der Anfänger-

quote verändert hat. 

Die Studienanfängerquote gibt an, wie hoch der Anteil der Studienanfän-

gerinnen und Studienanfänger an einem entsprechenden Geburtsjahr in der Be-

völkerung oder an einer Alterskohorte ist. Um das Wachstum der Beteiligung 

an Hochschulbildung zu dokumentieren – also um Aussagen der Art zu formu-

lieren „im Jahr 1900 nahm ein Prozent eines Altersjahrgangs ein Studium auf, 

heute ein Drittel“ – sind solche Zeitreihendaten notwendig, die von demogra-

phischen Faktoren unabhängig sind. Die Studienanfängerquote wurde in 

Deutschland lange Zeit berechnet, indem die jährlichen Anfängerzahlen auf ei-

nen durchschnittlichen Altersjahrgang bezogen wurden (z.B. auf die 19- bis 21-

jährige Bevölkerung). Heute erfolgt die Berechnung der Studienanfängerquote 

gemäß dem OECD-Standard nach dem sogenannten Quotensummenverfahren. 

Dafür wird der Anteil der Studienanfänger/-innen an jedem einzelnen Geburts-

jahrgang berechnet. Alle Anteilswerte werden dann zu einer Summe addiert. 

Somit fließen nicht nur alle Studienanfänger/-innen in die Studienanfänger-

quote ein, sondern sie werden auch auf ihren jeweiligen Jahrgang und nicht eine 

artifizielle Altersgruppe bezogen.  

3. Hochschulexpansion international 

Einer der bedeutsamsten globalen Wandlungsprozesse in der Hochschulbil-

dung nach dem Zweiten Weltkrieg besteht in der massiven Expansion der Be-

teiligung an Hochschulbildung und in dessen Folgen für die Hochschul- und 

Arbeitsmarktentwicklung. Die Expansion zeigt zwar weltweit einen gleichsam 
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universellen Trend und ein ähnliches Muster. Aber es gibt zwischen den ver-

schiedenen Ländern z.T. beträchtliche Unterschiede in der Zeitstruktur, im 

Ausgangsniveau und in der Geschwindigkeit des Wachstumsprozesses, Unter-

schiede, die sowohl zwischen Ländergruppen als auch innerhalb dieser regio-

nalen Agglomerationen verlaufen. Eine besondere methodische Schwierigkeit 

besteht in der Kausalität dieser Prozesse: Sind bestimmte sozio-ökonomische, 

politische oder kulturelle Zustände eher als Konsequenzen oder Antezedenzien 

(oder als Interdependenzen) der Ausweitung der Beteiligung an Hochschulbil-

dung zu verstehen?  

Den besten Prädiktor sehen Ramirez/Riddle (1991, S. 94) in der Beteili-

gung an Sekundarschulbildung (ähnlich Scott 2009). Dies gilt auch für die deut-

sche Entwicklung, in der die Studienberechtigten- und die Studienanfänger-

quote weitgehend parallel verlaufen. Unterschiede zwischen den einzelnen 

Ländern werden primär durch die nationale ökonomische und technologische 

Entwicklung, die demographische Struktur, durch die nationale Organisation 

der Bildungssysteme, insbesondere die Struktur des Schulsystems und des 

Hochschulzugangs, hervorgerufen. Von großer Relevanz ist die Frage, wie 

‚freizügig‘ (d.h. unabhängig von staatlicher Lenkung) Bildungsentscheidungen 

in der Bevölkerung getroffen werden können und in welchem Ausmaß ein 

wachsendes Angebot an akademischen Qualifikationen als bildungs- und ar-

beitsmarktpolitisches Ziel dient (oder nicht). Auch wenn man bei internationa-

len Vergleichen aus den genannten Gründen vorsichtig sein muss, ist – unab-

hängig von solchen Unterschieden – ein Wachstumstrend in nahezu allen Staa-

ten erkennbar. 

In vielen Ländern erfasst Hochschulbildung inzwischen bereits mehr als 

die Hälfte der jüngeren Alterskohorten; der Abschluss eines Hochschulstudi-

ums ist zur wichtigsten Eintrittskarte für den Arbeitsmarkt geworden. Evan 

Schofer und John Meyer (2005 b) und Simon Marginson (2016) haben diesen 

globalen Wachstumstrend in aufwendigen Graphiken nachgezeichnet. Die in-

ternational-vergleichende Analyse führt zu „one strong finding: The twentieth 

century expansion of higher education is a worldwide phenomenon, not only 

mainly linked to particular countries or types of countries“ (Schofer/Meyer 
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2005 a, S. 7; Schofer/Meyer 2005 b). Schofer und Meyer haben die weltweite 

Hochschulexpansion im Zeitraum zwischen 1900 und 2000 anhand des Indika-

tors “tertiary students per 10.000 capita” dokumentiert und zwischen sechs Län-

dergruppen verglichen. Danach verläuft das Wachstum bis etwa 1940/1945 

eher flach, nimmt aber nach dem Zweiten Weltkrieg, besonders stark nach 

1960, in allen Ländergruppen drastisch zu.  

Dabei treten einige Unterschiede im Verlauf zwischen den hier unterschie-

denen Ländergruppen auf. In den ‚alten‘ westlichen Industriestaaten setzt die 

Expansion eher ein und verläuft bis heute auf einem höheren Niveau als in allen 

anderen Ländergruppen. Seit 1990 zeichnet sich in den osteuropäischen Län-

dern, in denen die Beteiligung an Hochschulbildung bis etwa 1960 auf dem 

Niveau der westlichen kapitalistischen Staaten lag und danach deutlich zurück-

blieb, ein Aufhol- und (Wieder-)Annäherungsprozess ab. Daher unterscheiden 

Reisz/Stock (2007) ein westliches und ein östliches Verlaufsprofil, wonach die 

Hochschulexpansion in den staatssozialistischen Ländern etwa zwischen 1960 

und 1990 zum Erliegen kommt, danach aber ein schneller Angleichungsprozess 

einsetzt. Nach Meyer/Schofer steigt im Zeitraum zwischen 1960 und 2000 die 

Teilnahme an Hochschulbildung in beiden Ländergruppen um ungefähr das 

Siebenfache (auf 350 Studierende per 10.000 Einwohner) an. In etwas niedri-

gerem Umfang, im Verlauf aber weitgehend parallel vollzieht sich der Expan-

sionsprozeß in Lateinamerika, Asien und im Mittleren Osten/Nordafrika. Die 

einzige Ländergruppe mit einem bescheidenen Wachstum (auf weniger als 50 

Studierende unter 10.000 Personen) ist das subsaharische Afrika.  

Die von Meyer und Schofer zusammengetragenen Daten lassen leider 

keine Differenzierung nach einzelnen Staaten zu. Sonst wären z.T. größere Un-

terschiede auch innerhalb der Ländergruppen erkennbar, etwa das früh einset-

zende starke Wachstum der Beteiligung an Hochschulbildung in den USA und 

zeitversetzt in Japan und China. Unter den asiatischen Staaten zeigt die Volks-

republik China gegenwärtig den stärksten Wachstumsprozess: Die Zahl der 

Studierenden ist hier von etwa 2,5 Millionen am Ausgang der 1990er Jahre auf 

mehr als 20 Millionen (2010) und über 53 Millionen (2023) steil angewachsen 

(Zha 2012; DAAD 2023), zunächst noch mit einer unterdurchschnittlichen 
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Quote von 17 % (2010), die inzwischen aber bei 64 % eines Altersjahrgangs 

liegt (ohne internationale Studierende), weit höher als in Deutschland, aber 

auch mit deutlich größeren Problemen für die Hochschulen und den Arbeits-

markt.  

Simon Marginson (2016) verwendet zwar einen anderen Indikator, die 

“gross tertiary enrolment rate”3, eine andere Periodisierung (1971-2013) und 

eine geringfügig andere Ländertypologie, kommt aber zu denselben Befunden. 

Weltweit ist in diesem Zeitraum die Beteiligung an Hochschulbildung von 

10 % auf 33 % angestiegen. Mit leichten Schwankungen zeigt sich auch hier 

ein weitgehend paralleler Trend in fast allen Ländergruppen, aber auf unter-

schiedlichem Niveau. Die höchsten Partizipationsquoten, weit über dem welt-

weiten Durchschnitt, zeigen die nordamerikanischen und westeuropäischen 

Staaten (76 %), gefolgt von Osteuropa (71 %) sowie Lateinamerika (44 %). 

Etwa im Durchschnitt liegen die ostasiatischen/pazifischen (33 %) und arabi-

schen Staaten (38 %), unter dem Durchschnitt die anderen asiatischen und sub-

saharischen Länder. Mit demselben Indikator und einer eher weiten Definition 

von tertiärer Bildung bestätigen Patrick Clancy und Simon Marginson (2018) 

in einer nachfolgenden Studie diese Entwicklungstrends und -muster. Basie-

rend auf der OECD-Statistik weisen sie hier für das Jahr 2013 auch länderspe-

zifische Daten aus, wobei Deutschland deutlich unter dem OECD-Durchschnitt 

liegt. Die jährlichen OECD-Bildungsberichte bestätigen im übrigen, wie groß 

die nationalen Unterschiede in der Anfängerquote im Tertiärbereich sind, die 

zwischen Anfängerquoten um die 70 % und solchen um die 30 % variieren. 

Leider lassen die Berichte keine Zeitreihenvergleiche zu (u.a. wegen häufiger 

Veränderungen in der Erhebungsmethodik).  

Vergleicht man die jährlichen OECD-Bildungsberichte miteinander, so 

zeigt sich kontinuierlich, dass Deutschland kein Vorreiter der Entwicklung ist. 

 

3  „Total enrolment in 2-year programs and above“ bezogen auf „the school leaver age co-

hort“ (Marginson 2016, S. 414). 
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Die Quoten liegen hier immer niedriger als im OECD-Durchschnitt, haben sich 

diesem in den letzten Jahren aber angenähert. Solche Vergleiche zwischen den 

Studienanfängerquoten in den OECD-Staaten haben in Deutschland, gleichsam 

als reflexhaftes Abwehrverhalten, regelmäßig eine kritische Debatte hervorge-

rufen (vgl. dazu Banschbach 2007; Powell/Solga 2011). Der Wert solcher in-

ternationalen Vergleiche wird immer wieder mit dem Argument angezweifelt, 

die OECD-Statistiken würden institutionelle Unterschiede in den nationalen 

Qualifizierungssystemen verdecken und im Falle Deutschlands die Bedeutung 

der betrieblichen und schulischen Berufsausbildung als den zentralen Instituti-

onen des nationalen Qualifizierungssystems ignorieren. In anderen Ländern 

wären viele Ausbildungswege im Hochschulbereich angesiedelt, die sich in 

Deutschland im Berufsbildungssystem befinden (z.B. in den nicht-ärztlichen 

Gesundheitsberufen). Deshalb seien die Anfängerquoten im Hochschulbereich 

nur begrenzt aussagekräftig. Dieser Einwand ist insoweit zutreffend, als es in 

der Tat nationale Unterschiede in der institutionellen Zuordnung von Ausbil-

dungswegen und Ausbildungsprogrammen gibt. Dieses Argument wird jedoch 

ideologisch, wenn damit die Hochschulexpansion in Deutschland als Fehlent-

wicklung hingestellt werden soll.  

Körnert, Reisz, Schildberg und Stock (2005) haben für 26 europäische 

Länder und die USA ein Datenkompendium für den Zeitraum 1950 bis 2000 

zusammengestellt, das auch die Entwicklung des Hochschulbesuchs umfasst. 

Leider weisen sie keine Studienanfängerquote aus, die aus den dokumentierten 

Daten auch nur teilweise rekonstruiert werden kann. Aus den verfügbaren Da-

ten kann jedoch für alle Länder und Jahre eine Quote Studierende pro Bevölke-

rung berechnet werden. Danach weisen fast alle Länder um 1950 relativ ein-

heitlich eine Studierendenquote zwischen 0,2 und 0,6 % auf, einzige Ausnahme 

sind die USA (1,5 %). Im Jahr 2000 betragen die Studierendenquoten mit Aus-

nahme von drei Ländern 2,0 % oder mehr, in 12 Ländern z.T. deutlich über der 

3-Prozentmarke. Die höchsten Werte erreichen die USA (5,3 %, hier im Jahr 

1998), Finnland (5,3 %) und Spanien (4,5 %). Der mit um die vier Prozent-

punkte höchste Zuwachs zwischen 1950 und 2000 vollzieht sich in Finnland, 

Norwegen, Spanien und den USA. Deutschland kommt im Jahr 2000 auf eine 



DIE EXPANSION DES HOCHSCHULBESUCHS 61

unterdurchschnittliche Quote von 2,2 % und einen gegenüber 1950 eher nied-

rigen Zuwachs von zwei Prozentpunkten. Wie für alle internationalen Verglei-

che zu verschiedenen Zeitpunkten gilt auch hier, dass sich in diesem Zeitraum 

nicht nur die nationale Definition und Zuordnung von Hochschulen, sondern 

auch die Genauigkeit der statistischen Erfassung verändert haben kann.  

4. Martin Trow’s Beiträge zur 
Hochschulexpansionsforschung  

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass die Hochschulexpan-

sion, ihre Ursachen und Folgen sowohl in der Hochschulforschung als auch in 

der Hochschulpolitik schon vor Jahrzehnten zu einem prominenten Thema ge-

worden sind. Zu den Hochschulforschern, die sich im internationalen Vergleich 

wiederholt intensiver mit der Hochschulexpansion beschäftigt haben, zählen 

unter anderem Martin Trow, die neoinstitutionalistische Gruppe um John W. 

Meyer (mit seinen verschiedenen Co-Autoren) (u.a. 1977, 1992, 2005; 

Schofer/Meyer 2005 a, b; Frank/Meyer 2007), ferner Philip G. Altbach (u.a. 

2017), Peter Scott (1995, 2009, 2015 a, b), Simon Marginson (2016; mit Cant-

well u. Smolentske 2018) und in Deutschland Ulrich Teichler (2005 a, b, 2014; 

Teichler/Hartung/Nuthmann 1976), Paul Windolf (1990, 1992) und Manfred 

Stock (2017; Mitterle/Stock 2021; Reisz/Stock 2007).  

Martin Trow kann in gewisser Weise als der Nestor der Hochschulexpan-

sionsforschung angesehen werden. Sein 1974 unter dem Titel „Problems in the 

Transition from Elite to Mass Higher Education“ veröffentlichter Vortrag auf 

einer OECD-Konferenz (1973 in Paris) ist wohl einer der am häufigsten zitier-

ten Texte aus der Hochschulforschung, „the ur-text of Martin Trow’s grand 

schema of the transformation of higher education systems in the second half of 
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the 20th century“ (Scott 2019, S. 2)4. Dabei zeichnet sich dieser Beitrag, anders 

als bei den Texten zur Hochschulexpansion aus der neoinstitutionalistischen 

Schule, weder durch eine ausgefeilte statistische Analyse noch eine elaborierte 

theoretische Reflexion, allein durch gedankliche Schärfe aus. Trow unterschei-

det hier etwas mechanisch drei Stadien der Hochschulentwicklung: „elite high-

er education“ (wenn weniger als 15 bis 20 % eines Altersjahrgangs ein Studium 

aufnehmen), „mass higher education“ (zwischen 15 und 50 % studieren) und 

„universal higher education“ – wenn mehr als 50 % studieren (Trow 1979, S. 

188), zum damaligen Zeitpunkt noch eine Zukunftsoption.   

Dazwischen liegen Übergangsphasen, und Trow’s besonderes Anliegen 

besteht genau darin, die strukturellen Probleme, Spannungen und Herausforde-

rungen dieser Übergänge und der damit verbundenen Transformation(en) in 

den Hochschulsystemen zu analysieren. Er hat diese gleichsam zum Gemein-

platz gewordene Sequenzierung in späteren zum Teil textgleichen Veröffentli-

chungen immer wieder aufgegriffen und weiterentwickelt (u.a. Trow 1972, 

1979, 1991, 2007). Zwar hat er durch diese Phaseologie und deren quantitative 

Klassifikation dem in der Rezeption weit verbreiteten Mißverständnis selbst 

Vorschub geleistet, dass diese von ihm als idealtypisch bezeichnete Differen-

zierung (Trow 1974, S. 73; 2007, S. 263) drei aufeinanderfolgende historische 

Sequenzen der Hochschulentwicklung bezeichnet. Er hat jedoch immer wieder 

betont, dass diese auch gleichsam sektoral, institutionell oder vertikal innerhalb 

eines Hochschulsystems nebeneinander existieren können (Trow 1974, S. 73; 

1979, S. 189, 213 ff.; 2007, S. 263 f.). Das gilt insbesondere für das Fortbeste-

hen von ‚Eliteeinrichtungen‘ auch unter den Bedingungen einer wachsenden 

Beteiligung an Hochschulbildung. So hat Trow (1979, S. 214 ff.) sein Modell 

einerseits als „a ‚phaseology‘ of historical development of higher education 

systems“ bezeichnet, andererseits als funktionale Charakterisierung „of the 

 

4  „A decade after his death Martin Trow remains perhaps the most influential figure in 

higher education studies“ (Scott 2019, S. 15). 
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academic division of labor among the several forms, both between and within 

institutions“. Von daher ist Trow auch einer der ersten Hochschulforscher/-in-

nen, der sich dem Thema der Differenzierung des Hochschulsystems gewidmet 

hat.  

Die von Trow in den 1970er Jahren in die komparative Hochschulfor-

schung und -politik eingeführte idealtypische Unterscheidung zwischen diesen 

drei Stadien expansiver Hochschulentwicklung ist vielfach kritisiert worden, 

weil sich im internationalen Vergleich weder die mit diesem Modell verbun-

dene Prognose der Entwicklung zu einem „universal system“ noch die An-

nahme einer weitgehend konvergenten Tendenz bestätigt hat (u.a. OECD 1993, 

S. 25 f.; Neusel/Teichler 1988, S. 323; Windolf 1990, S. 109). Dennoch liegen 

Trow’s bleibende Verdienste – erstens – darin, dass er die Expansion der Hoch-

schulbildung von vornherein als einen systemischen Prozess begriffen hat, der 

auch ihren „impact“ auf die Gesellschaft einschließt, und – zweitens – darin, 

die inneren Spannungen und Belastungen dieser Transformationen zu themati-

sieren.  

Zum ersten Punkt: Trow wird nicht müde, die These in verschiedenen For-

mulierungen zu wiederholen, wonach „mass higher education differs from elite 

higher education not only quantitatively but qualitatively“ (Trow 1974, S. 61). 

„They differ obviously in the proportions of the age grade that they enrol, but 

also in the ways in which students and teachers view attendance in university 

or college5; in the functions of the system for the society; in the curriculum; in 

the typical student’s career; in the degree of student homogeneity; in the char-

acter of academic standards; in the size of institutions; in the forms of instruc-

tion; in the relationships between student and faculty; in the nature of institu-

tional boundaries; in the patterns of institutional administration and gover-

nance; and in the principles and procedures for selecting both students and 

 

5  „ …the meaning of college attendance changes – first from being a privilege to being a 

right, and then … to being almost an obligation“ (Trow 1974, S. 59; 2007, S. 246 f.).  
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staff“ (1974, S. 61 f.). Diesen hier benannten Interdependenzen zwischen quan-

titativem und qualitativem Wandel hat sich Trow ausführlich in seinen Essays 

gewidmet (1974, S. 63-71; 2007, S. 252-262).    

Zweitens problematisiert er ausführlich die Herausforderungen, die spezi-

ell mit dem Übergang von „elite“ zu „mass higher education“ verbunden sind. 

An diesem Punkt scheint seine über weite Strecken eher konservative Sicht-

weise gegenüber einem „almost unlimited growth of higher education“ durch. 

So sieht er ein Dilemma, insbesondere in den europäischen Staaten, in den oft 

egalitären Standards der Expansion, die sich gegenüber Maßnahmen zur insti-

tutionellen oder sektoralen Differenzierung des Hochschulsystems eher kritisch 

verhalten – die „unitarische“ Forderung egalitärer Qualitätsstandards für Hoch-

schulbildung. „And this dual commitment – to continued growth and also to 

high quality in all parts of the system – posed a dilemma“, so Trow (2007, S. 

265) in einer retrospektiven Betrachtung. Dies ist gleichsam seine Leitlinie 

auch für seinen eher kritischen Blick auf die europäische Hochschulentwick-

lung.6  

Neben „a serious threat to academic standards“ (a.a.o.) bestehen weitere 

Dilemmata seiner Auffassung nach in den ausufernden Kosten der Expansion 

sowie in den Auswirkungen auf Arbeitsmarkt und Berufsstruktur. Hier formu-

liert er ein Argument, das der Inadäquanz zwischen erworbener Qualifikation 

und ausgeübter Beschäftigung, das bis heute oft die Debatten über die Arbeits-

markteffekte der Hochschulexpansion durchzieht: „What mass higher educa-

tion does is to break the old rigid connection between education and the 

 

6  So vielleicht etwas zu pauschal gegenüber der Vielfalt europäischer Hochschulsysteme, 

zeitlich noch weit vor den europäischen Studienreformen: „The history of European 

higher education since World War II has been the story of their efforts to grow in size and 

functions without radically transforming their institutional structures, and of the ensuing 

difficulties all European systems have encountered in trying to accomodate mass numbers 

and mass functions within structures designed for elite higher education“ (Trow 1991, S. 

165).  
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occupational structure under which a degree not only qualified men for a certain 

range of occupation and professions but also disqualified them for all the jobs 

which formerly did not employ graduates“ (1974, S. 91). Diese Prognose anti-

zipiert den Wandel von Berufs- und Arbeitsmarktstrukturen infolge der Aus-

weitung des Angebots an Hochschulabsolventen und -absolventinnen nur teil-

weise zutreffend, ignoriert sie doch, dass umgekehrt gerade der Wandel von 

Arbeit, Beruf, Beschäftigung und Wertschöpfung infolge Höherqualifizierung 

auch ein Motor der Expansion gewesen ist und immer noch ist.  

Als einer der ersten hat Martin Trow (1974) die These formuliert, dass die 

Hochschulexpansion mit einer Differenzierung innerhalb der nationalen Hoch-

schulsysteme einhergeht, die sich auf verschiedenen Ebenen – den Institutionen 

wie den Curricula oder den Abschlüssen – vollzieht. Nach Trow gilt: „Growth 

is now conceived in terms of ‚difference‘“ (Scott 2015 b, S. 47). Von daher 

bildet das Thema Differenzierung neben der Expansion der Hochschulsysteme 

seit den 1970er Jahren einen zweiten Schwerpunkt der internationalen Hoch-

schulforschung (vgl. u.a. Meek u.a. 1996; Teichler 2005 a, b). Expansion und 

institutionelle Differenzierung werden oft als komplementäre Pfade der Hoch-

schulentwicklung gesehen (u.a. OECD 1993; Windolf 1990; Scott 2015a, b; 

Altbach u. . 2017). “Global massification of postsecondary education … neces-

sitates a differentiated system of postsecondary education in every country“ 

(Altbach u. a. 2017, S. XI), auch wenn sich zwischen den Ländern große Un-

terschiede zeigen. Altbach u.a. unterscheiden zwischen „differentiation“ und 

„diversity“: „Postsecondary education has become diversified, with an anarchy 

of institutions, but without adequate differentiation in most countries ... There 

is a vast array of institutions, but there is no clear differentiated system of insti-

tutions with clearly identified missions and purposes“ (als Ausnahmen nennen 

sie die USA und Kanada).  

Neben der funktionalen Differenzierung (z.B. durch neue Dienstleistungs-

aufgaben wie Weiterbildung, kulturelle oder regionale Versorgung, neue Ziel-

gruppen oder Angebotsformen wie Fernstudien oder Moocs) und der stark 

wachsenden Spezialisierung der Wissenschaften gilt die Expansion als der 

wichtigste Motor für Wachstum und Differenzierung der Hochschulsysteme 



ANDRÄ WOLTER 66

(Teichler 1997), nicht allein durch die zunehmende Zahl der Studierenden, son-

dern auch deren heterogenere Zusammensetzung. Allerdings können sich Dif-

ferenzierungsformen zwischen den Staaten erheblich unterscheiden; auch las-

sen sich trotz (oder wegen) Expansion Varianten von Entdifferenzierung be-

obachten (z.B. in England durch die Überführung der Polytechnics in Univer-

sitäten oder in Deutschland durch die Umwandlung von Pädagogischen Hoch-

schulen). Neben formeller, struktureller Differenzierung (z.B. von Hochschul-

typen) gilt es auch informelle Prozesse (z.B. in der Reputation etwa durch Ran-

kingverfahren) zu beachten. Differenzierung kann eher horizontal (z.B. funkti-

onal) oder vertikal durch Stratifizierung verlaufen, ebenso inter- oder intrain-

stitutionell (z.B. durch Diversifizierung von Studienangeboten). So hat sich ins-

gesamt eine bunte Vielfalt von Differenzierungsvarianten ausgebildet (Teichler 

2005), im staatlichen ebenso wie im privaten Hochschulsektor. Während sich 

unter Forschungsuniversitäten in manchen Ländern eine stärkere Hierarchisie-

rung (durch ‚world class‘ oder ‚flagship universities‘) vollzieht, hat sich in vie-

len Ländern ein stark praktisch ausgerichteter Hochschulsektor mit fließenden 

Übergängen zu einer nicht-akademischen Berufsausbildung ausgebildet.  

5. Hochschulexpansion in Deutschland 

In Deutschland lässt sich die Expansion in der Beteiligung an Hochschulbil-

dung bereits von den ersten Universitäten an, spätestens seit dem Ausgang des 

19. Jahrhunderts beobachten, die allerdings bis in die 1950er Jahre sehr moderat 

und nicht kontinuierlich verlief. Von daher entspricht die steigende Beteiligung 

an Hochschulbildung einem in nahezu allen modernen Gesellschaften be-

obachtbaren Wachstumstrend, auch wenn es z.T. erhebliche Niveauunter-

schiede zwischen den Staaten gibt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass alle sta-

tistischen Angaben aus der Zeit vor Einführung einer halbwegs systematischen 

Hochschulstatistik teilweise unvollständig bzw. ungenau sind; Trendaussagen 

sind dennoch möglich. Oft wird die Expansion der Beteiligung an Hochschul-

bildung für ein Merkmal der deutschen Hochschulentwicklung im Zeitraum 

nach 1960 gehalten. Auch wenn ohne Zweifel die stärksten Wachstumsphasen 
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in diesen Zeitraum fallen, so greift diese Einschätzung zu kurz. In Deutschland 

hat sich spätestens seit der Mitte des 19. Jahrhunderts ein nicht kontinuierlich, 

aber nachhaltig verlaufender Expansionsprozess als langfristiger, gleichsam sä-

kularer Trend herausgebildet.  

In Deutschland wurden (in den damaligen territorialen Grenzen) die ersten 

Universitäten in der Mitte bzw. zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts gegründet. 

Für Jahrhunderte sind Universitäten sehr kleine Einrichtungen gewesen, mit in 

der Regel weit weniger als 1.000 Studierenden, oft nur ein paar hunderten 

(Schwinges 1993). In ganz Deutschland gab es vermutlich bis 1800 nie mehr 

als 10.000 Studierende (Weber 2002, S. 92) – heute eine kleine Universität. 

Aber schon in den Zeiten der vormodernen Universität konnte in bestimmten 

Perioden ein leichter Wachstumsprozess beobachtet werden, der jedoch oft von 

massiven Einbrüchen in den Studierendenzahlen unterbrochen wurde (Eulen-

burg 1904). Solche Einbrüche waren meist das Ergebnis von Krisen, Kriegen, 

Epidemien oder anderer externer Faktoren. Ein wesentlicher Wachstumsimpuls 

war ohne Zweifel die langsame und insgesamt noch sehr bescheidene Ausbil-

dung frühmoderner staatlicher Strukturen einschließlich der Zunahme höherer 

Bildungseinrichtungen.    

Mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts setzte dann, ausgehend von einem 

Tiefpunkt mit etwa 3.000 Studierenden um 1800 herum, ein steiler, aber dis-

kontinuierlicher Wachstumsprozess auf etwa 35.000 Studierende an der nächs-

ten Jahrhundertwende ein. Um 1920 wurde erstmals die Marke von 100.000 

Studierenden übertroffen; Nachholeffekte aufgrund des Weltkrieges spielten 

hier ebenso eine Rolle wie das um die Jahrhundertwende ermöglichte Frauen-

studium. Nach einem Rückgang in der Inflationszeit wurde 1931 ein Höchst-

stand von ca. 138.000 erreicht, bevor dann die restriktive nationalsozialistische 

Hochschulpolitik mit straffer Zulassungssteuerung und strikter Exklusionspo-

litik die Zahl bis 1940 wieder auf ca. 52.000 im Gebietsbestand des „Altreiches“ 

reduzierte (Titze 1987, S. 29 f.; vgl. auch Jarausch 1984, S. 129 ff., 176 ff.). 

Die mit komplexen statistischen Modellen dokumentierte Entwicklung der Stu-

dierendenquoten zwischen 1800 und 2000 zeigt diese nur periodisch unterbro-

chene Wachstumsdynamik recht deutlich (Metz 2006). Anders als Windolf 
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(1990) sollte man aber sehr vorsichtig sein, die Entwicklung als einen zykli-

schen Prozess zu beschreiben, weil hierfür ein im Zeitverlauf auftretendes re-

gelmäßiges Strukturmuster fehlt, auch wenn es zu Schwankungen unterschied-

licher Dauer und Stärke kommt. 

Da absolute Studierendenzahlen immer eine demographische Kompo-

nente enthalten, ist der relative Hochschulbesuch aussagekräftiger, der aller-

dings unterschiedlich berechnet wird. Nach den Berechnungen von Fritz Ringer 

(1980, S. 11) stieg die kohortenbezogene Studierendenquote von 0,5 % (1870) 

auf 1,1 % (1900), erreichte ihren vorläufigen Höhepunkt mit 2,7 % im Jahr 

1931 und ging dann bis 1939 wieder auf 1,5 % zurück. Titze (1987, S. 72 ff.) 

gibt eine Studierendenquote von 0,4 für 1872 an, die bis 1900 auf 0,6 % steigt, 

dann sprunghaft bis 1919 auf 1,1 %, bis 1930 auf 1,3 % und dann wieder auf 

0,6 % (1939) zurückgeht. So ist ein langfristiger, wenn auch unterbrochener 

Wachstumstrend seit etwa 1870 zu beobachten. Aber das gesamte Niveau der 

Entwicklung ist weit von heutigen Beteiligungsquoten entfernt.         

Die Ursachen dieser frühen Expansion des Hochschulbesuchs sind viel-

schichtig. Sie liegen zum Teil im Bevölkerungswachstum; zwischen 1870 und 

1940 hat die Einwohnerzahl von ca. 40 auf ca. 65 Millionen (ohne Gebietser-

weiterungen) zugenommen. Die Kennzahlen für den relativen Hochschulbe-

such deuten aber darauf hin, dass es sich bei diesem Wachstum nicht allein um 

einen demographisch induzierten Effekt handelt, sondern daran auch andere 

Faktoren beteiligt sind. So der Ausbau des Schulsystems: die Zahl der Gymna-

sien hat in diesem Zeitraum deutlich zugenommen, vor allem durch die Erwei-

terung des Kreises der zum Abitur führenden Schulen. Mit dem Ausbau des 

höheren Schulwesens geht eine Öffnung einher, insbesondere die Öffnung der 

Universitäten für Frauen und der Aufbau eines öffentlichen höheren Mädchen-

schulwesens, das zum Abitur führt. Wenig deutet allerdings darauf hin, dass die 

Expansion des Hochschulbesuchs bis 1933 mit einer sozialen Öffnung gegen-

über Jugendlichen aus der Arbeiterklasse und der ländlichen Bevölkerung ver-

bunden war, deren Ausgrenzung recht stabil blieb (Ringer 1980; Kaelble 1975).  

Die Zahl der Universitäten hat nicht nur durch Neugründungen, sondern 

insbesondere durch die Gleichstellung der Technischen Hochschulen und 
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anderer Hochschultypen deutlich zugenommen. Der Bedarf an akademisch 

qualifizierten Arbeitskräften ist als Folge des mit der Bürokratisierung öffent-

licher Aufgaben einhergehenden Wachstums staatlicher Institutionen und der 

mit der Industrialisierung zunehmenden Ausbildung eines nicht-staatlichen Ar-

beitsmarktes für akademisch qualifizierte Fachkräfte etwa seit der Mitte des 19. 

Jahrhunderts erheblich gestiegen. Nicht zuletzt hat der zunehmende Eigenbe-

darf des Bildungssystems an Lehrkräften eine Rolle gespielt. Titze (1990) sieht 

insbesondere die Rückkopplung zwischen Studiennachfrage und Arbeitsmarkt-

bedarf, fachspezifisch und sektoral differenziert, als den zentralen Mechanis-

mus für die Entwicklung der Studienanfängerzahlen an. Schließlich setzten sich 

im Bildungs- und Beschäftigungssystems neue Allokationsmechanismen und 

Legitimationsmuster durch. Die alten geburts- oder berufsständischen Rekru-

tierungs- und Allokationsprozeduren werden mehr und mehr durch nachgewie-

sene Qualifikationen und formale Zertifikate überlagert, wenn auch nicht gänz-

lich außer Kraft gesetzt.  

Auch wenn sich Wachstumsphasen in der Beteiligung an Hochschulbil-

dung schon vor 1933 beobachten lassen, so fällt die eigentliche Hochschulex-

pansion in Deutschland in die Zeit nach 1960, international in die Zeit nach dem 

Zweiten Weltkrieg. Ein bisher ziemlich kontinuierlicher Wachstumstrend ist 

über den gesamten Zeitraum kaum zu übersehen. Von 1950 mit einer Anfän-

gerzahl von ca. 30.000 Personen bis in die Mitte der 1980er Jahre lässt sich, 

von einzelnen Jahren abgesehen, in Westdeutschland eine fast stetige Zunahme 

bei den Studienanfängerzahlen feststellen; um 1970 gibt es erstmals mehr als 

100.000 Studienanfänger/-innen in einem Studienjahr. Seit 1981 gab es nie wie-

der weniger als 200.000 Anfänger/-innen in einem Jahr. In der Mitte der 1980er 

Jahre setzt ein leichter Rückgang ein, dem dann bis Anfang der 1990er Jahre 

ein erneuter starker Zuwachs folgt. In der DDR verdoppelte sich die Anfänger-

zahl bis 1972 auf knapp 40.000 und lag danach bis 1989 aufgrund der staatli-

chen Lenkung des Hochschulzugangs relativ konstant bei ca. 35.000 Personen.  

In der Mitte der 1990er Jahre stagnieren die Anfängerzahlen, jetzt für Ge-

samtdeutschland, für wenige Jahre. Nach 1998 setzt wiederum bis 2003 ein 

steiles Wachstum ein mit seitdem konstant jährlich mehr als 300.000 
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Anfängern. Zwischen 2004 und 2006 folgen wieder für wenige Jahre leicht sin-

kende Anfängerzahlen und danach ein steiler Anstieg von 345.000 Personen 

(2006) auf die bislang höchste Anfängerzahl von 519.000 Personen im Jahr 

2011. Dieses beinahe schon eruptive Wachstum ist neben dem anhaltenden 

nachhaltigen Expansionstrend im Schulbesuch als Sonderfaktoren unter ande-

rem auf die doppelten Abiturientenjahrgänge (Verkürzung der Schulzeit bis 

zum Abitur in der Mehrzahl der Länder) sowie auf das Aussetzen der Wehr-

pflicht (2011) zurückzuführen. Von 2013 bis 2017 schwankten die Anfänger-

zahlen um die 510.000 Personen herum. Seit 2019 sinken sie bis 2021 auf einen 

Tiefstand von 472.000 Anfängern und Anfängerinnen; danach vollzieht sich 

wieder ein leichter Anstieg auf 491.000 Personen (2024)7. 

Betrachtet man für den Zeitraum von 1950 bis 2023 die Entwicklung der 

Studienanfängerquote in Deutschland, dann kann man als Trendbeschreibung 

zugespitzt sagen, dass es bis 2013 in fast in jedem Jahr relativ zum Altersjahr-

gang mehr Anfänger/-innen gab als im Jahr zuvor. Die Studienanfängerquote 

hat den Vorteil, dass demographisch induzierte Effekte rechnerisch ausge-

schlossen werden und primär der soziale Wandel des Bildungs(entschei-

dungs)verhaltens abgebildet wird. Die Studienanfängerquote betrug in West-

deutschland 1950 ungefähr 5 % und übertraf Mitte der 1960er Jahre erstmals 

die 10 %-Marke. Infolge der Etablierung der Fachhochschulen, deren Vorläu-

fereinrichtungen nicht als Hochschulen gezählt wurden, stieg sie in der ersten 

Hälfte der 1970er Jahren stark an und lag 1981 erstmals über 20 %. In der DDR 

lag die Anfängerquote in den 1960er Jahren bei ca. 15-18 % und damit sogar 

höher als in Westdeutschland. Nach 1972 schwankte sie aufgrund der staatli-

chen Festsetzung von Zulassungszahlen bis 1989 zwischen 12 und 16 %. Nach 

 

7  Alle Daten nach Helberger/Palamidis (1992), Wolter (1995, 2014, 2017) sowie für die 

Jahre ab 2000 nach den zweijährlichen Nationalen Bildungsberichten (zuletzt Autoren-

gruppe Nationale Bildungsberichterstattung 2022). Für 2024 vorläufiges Ergebnis nach 

DESTATIS. 
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der Wiedervereinigung ging die Anfängerquote, nun für Gesamtdeutschland, 

für wenige Jahre zurück; danach hat sich ein nahezu kontinuierliches Wachs-

tum von 27 % (1995) auf 59 % (2013) vollzogen. Zwischen 2014 und 2021 

betrug die Quote zwischen 58 % und 56 %. Betrachtet man die Quoten, fällt der 

Rückgang seit 2019 weitaus bescheidener aus als bei den absoluten Anfänger-

zahlen.   

Es werden nach 1960 mehrere Phasen der Hochschulexpansion erkennbar: 

bis in die zweite Hälfte der 1960er Jahre, zu Beginn der 1970er Jahre, in der 

zweiten Hälfte der 1980er Jahre, in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre bis 

2003 und dann wieder zwischen 2007 und 2014. Der neben den Coronaeffekten 

– z.B. dem vorübergehenden Einbruch in der Zahl der internationalen Studie-

renden, dem seit 2022 wieder ein Anstieg folgt – wichtigste Grund für den 

Rückgang der absoluten Anfängerzahlen seit 2019 besteht darin, dass sich die 

Geburtenzahlen in den Jahrgängen, aus denen sich gegenwärtig die Studienan-

fänger/-innen rekrutieren, von 785.000 (1998) auf 706.000 (2004) vermindert 

haben. Von daher ist die rückläufige Entwicklung der absoluten Anfängerzah-

len kein Indiz für einen Schwund oder gar Einbruch in der relativen Beteiligung 

an Hochschulbildung und sollte gegenwärtig bildungspolitisch (noch) nicht 

überschätzt werden. Kurzfristige Schwankungen dürfen nicht mit langfristigen 

Trends verwechselt werden.  

Solche Rückgänge hat es historisch schon häufiger gegeben. In ihnen ist 

immer wieder die Frage aufgeworfen worden, ob es gleichsam eine „natürliche“ 

Obergrenze, eine Art Gipfelpunkt („ceiling-Effekt“) des Wachstums gibt, an 

dem eine Sättigung des Bedarfs eintritt und die Beteiligung nicht weiter zu-

nimmt oder sogar wieder zurückgeht. Bislang gibt es jedoch keine Anzeichen 

für einen solchen Wendepunkt, zumindest nicht für einen Rückgang. Im lang-

fristigen Zeitvergleich kann von einem Ende der Hochschulexpansion (noch) 

keine Rede sein, allenfalls von einer Stagnation auf sehr hohem Niveau. Seit 

2013 beträgt die Anfängerquote, wie bereits gesagt, kontinuierlich zwischen 56 

und 58 %. Betrachtet man nur die ‚inländische‘ Studienanfängerquote, also 

ohne internationale Studienzuwanderer/innen, erreichte diese ihren Höhepunkt 

im Jahr 2012 mit 48,7 % (mit G8-Effekt; 42,8 % ohne G8-Effekt); sie streute 
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dann (ohne G8-Effekte) zwischen 2014 und 2020 zwischen 45 und 48 % und 

ging bis 2022 auf 43 % zurück. Nimmt man also die Studienanfängerquote als 

Maß der relativen Beteiligung an Hochschulbildung, so zeichnet sich bislang 

noch kein Einbruch ab, allenfalls eine Stagnation auf hohem Niveau, aber im-

mer noch deutlich oberhalb des vom Wissenschaftsrat angepeilten Niveaus.       

Der Wissenschaftsrat (2006, S. 65) hatte nämlich im Jahr 2006 in seinen 

Empfehlungen zum demographie- und arbeitsmarktgerechten Ausbau des 

Hochschulsystems empfohlen, in Deutschland eine Studienanfängerquote „von 

deutlich über 40 % eines Altersjahrgangs“ anzustreben. Der Dresdner Bil-

dungsgipfel hatte im Oktober 2008 vereinbart, dass es ein gemeinsames Ziel 

von Bund und Ländern sei, die Studienanfängerquote auf 40 % eines Jahrgangs 

zu steigern. Der Bund hat in der so genannten Qualifizierungsinitiative diese 

Zielsetzung bekräftigt. Diese Zielsetzungen wirkten damals durchaus ehrgei-

zig, obgleich es bildungsökonomisch und arbeitsmarktpolitisch offenblieb, wa-

rum Deutschland exakt eine Studienanfängerquote von 40 % benötigt. Diese 

Zielzahl wirkte ein wenig beliebig gesetzt.  

Tatsächlich ist diese bildungspolitische Zielsetzung jedoch innerhalb kür-

zester Zeit von der Realität überholt worden – angesichts der sonst eher lang-

fristigen Verläufe in der Entwicklung der Bildungsbeteiligung ein historisch 

bemerkenswerter Vorgang. Dazu haben wesentlich neben dem Wandel des Bil-

dungsverhaltens in der Bevölkerung zeitgebundene politische Entscheidungen 

(gymnasiale Schulzeit, Wehrpflicht) beigetragen. Rechnerisch scheint also in 

den letzten Jahren mit den internationalen Studierenden schon mehr als die 

Hälfte aus einem Altersjahrgang ein Studium aufgenommen zu haben. Dabei 

ist zu berücksichtigen, dass die Anfängerquote nach dem international üblichen 

OECD-Quotensummenverfahren berechnet wird. Das bedeutet, dass es auf-

grund von Mehrfachausbildungen oder Studienabbruch zu Summen kommt, die 

über 100 % liegen. Statistisch ist zusätzlich noch in Rechnung zu stellen, dass 

die Zahl der Studienanfänger/-innen, wie bereits erwähnt, auch die internatio-

nalen Studierenden enthält, von denen später nur ein Teil dem deutschen Ar-

beitsmarkt zur Verfügung steht. In den letzten Jahren sind ca. zehn Prozent-

punkte aus der Anfängerquote auf Zuwanderung zurückzuführen. 
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Auch in Deutschland ist die Expansion des Hochschulbesuchs mit einer – 

im internationalen Vergleich allerdings – bescheidenen Ausdifferenzierung des 

Hochschulsystems verbunden. In einer ersten Phase, im wesentlichen in den 

1960er und 1970er Jahren, wurde das Wachstum der Studiennachfrage von ei-

nem Ausbau der bestehenden Hochschulen und der Neugründung von Univer-

sitäten begleitet, zum Teil durch Umwandlung Pädagogischer Hochschulen. 

1960 gab es in Westdeutschland 33 Universitäten, bis 1980 stieg ihre Anzahl 

auf 64 (mit Gesamthochschulen). In einer zweiten Phase in den 1970er Jahren 

ging die Hochschulexpansion mit der Neueinrichtung der Fachhochschulen als 

zweitem Standbein des deutschen Hochschulsystems einher, deren Vorläufer-

einrichtungen noch nicht als Hochschulen anerkannt waren. 1980 gab es bereits 

115 Fachhochschulen (Teichler 1990, S. 21). Nach 1990 nahm die Zahl der 

Hochschulen sprunghaft durch die Wiedervereinigung zu. So nahm allein die 

Zahl der Universitäten mit staatlicher Trägerschaft bis 1995 auf 91 zu.  

In einer dritten Phase wuchs seit den 1990er Jahren vor allem der private 

Sektor des Hochschulsystems, insbesondere im Fachhochschulbereich, wäh-

rend sich im öffentlichen Hochschulsektor kaum noch Zuwachs abzeichnete 

(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2022, S. 194). Gab es 1995 20 pri-

vate Fachhochschulen, stieg ihre Zahl bis 2020 auf 83 an, die Anzahl privater 

Universitäten von 5 auf 21. Heute befindet sich gut ein Viertel aller Hochschu-

len in Deutschland in privater Trägerschaft (ohne kirchliche Einrichtungen), an 

denen 2020 ca. 14 % aller Studierenden immatrikuliert waren. Allerdings ist 

das fachliche Spektrum privater Hochschulen eingeschränkt, und ihre Lehr-

funktion steht im Vordergrund. Die mit der Zunahme der Zahl der Hochschulen 

verbundene regionale Verdichtung des Hochschulstandortnetzes war seit dem 

Ausgang der 1960er Jahre ein erklärtes bildungspolitisches Ziel. Das regionale 

Standortnetz von Hochschulen erfüllt eine doppelte Funktion. Zum einen ist es 

eine Reaktion auf eine wachsende Studiennachfrage, indem es die Studienplatz-

kapazitäten erweitert. Zum anderen kann seine Verdichtung durch Angebotser-

weiterung, bessere räumliche Erreichbarkeit und Reduktion regionaler Dispari-

täten auch eine zusätzliche Studiennachfrage mobilisieren.  
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6. Faktoren der Hochschulexpansion 

Seit Jahrzehnten gibt es eine Debatte, ob die Bildungsexpansion eher durch den 

ökonomischen Arbeitskräftebedarf, durch bildungspolitische Maßnahmen sei-

tens des politisch-administrativen Systems oder durch ein verändertes Bil-

dungs(-entscheidungs-)verhalten ausgelöst wurde. Schon Trow (1974) 

diskutierte diese Frage und hat eine frühe Hypothese zur Irreversibilität und 

Eigendynamik der Bildungsexpansion formuliert: „ … it seems very unlikely 

that any advanced industrial society can or will be able at any time in the near 

future to stabilize the number going on to some form of higher education“ 

(1974, S. 89). Er begründet dies mit einer noch rudimentären Version einer Sta-

tusdistributionstheorie: Primäres Motiv für eine Studienaufnahme sei das Be-

streben, entweder ökonomisch Arbeitsmarktvorsprünge oder „a symbol of a ri-

sing social status“ zu erlangen; „higher education enters into the standard of 

living“ (1974, S. 90).   

Peter Scott (2009, S. 3 f.) unterscheidet zwischen „two fundamental driv-

ers of massification … The first, ‚pull‘ driver, is the increasing demand for 

graduates with expert and professional skills … The second – ‚push‘ – driver 

of massification is the increasing social demand for higher education.“ Dem 

veränderten Bildungsaspirationsniveau von Eltern schreibt Scott eine be-

sondere Bedeutung zu: „the rising levels of attainment (or ambition) in second-

ary education appear to be as much the cause as the effect of increasing skill 

levels in the workforce. If this is true, this second driver of massification is 

perhaps even more significant than the first“ (Scott 2009, S. 4). Ähnlich argu-

mentiert Simon Marginson (2016, S. 414 f.): „the ongoing dynamism of higher 

education is powered by the ambitions of families for social position and of 

students for self-realization. […] In contemporary societies, those desires, par-

ticularly the hopes of parents for children, have become primarily focused on 

formal education, which is seen as the privileged pathway to professional 

work“. Sowohl Scott als auch Marginson sehen den zentralen Motor der Hoch-

schulexpansion mithin in der steigenden gesellschaftlichen Nachfrage nach 

Hochschulbildung durch den Wandel der Bildungsaspirationen in der 
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Bevölkerung. Ähnlich kommen auch Mitterle/Stock (2021, S. 402) zu der 

Schlussfolgerung: „The increasing interest of individuals to study – may it be 

for reasons of income and status increases … or self-fulfilment – seems to be 

the primary drivers of higher education expansion“, wobei sie der Teilnahme 

an Hochschulbildung „in the name of civil rights“, als Wahrnehmung eines 

Bürgerrechts auf Bildung, eine Schlüsselrolle zuerkennen.    

Die konkreten Ursachen dieser – alles in allem – anhaltenden Expansion 

des Hochschulbesuchs in Deutschland sind vielfältig. Der Bedarf des akademi-

schen Arbeitsmarktes ist zwar seit den 1960er Jahren ein stets präsentes Argu-

ment im bildungspolitischen Diskurs – in beiden Varianten: als unterstützendes 

Argument für eine steigende Bildungsbeteiligung wie als Abwehrargument ge-

gen ein arbeitsmarktpolitisch vermeintlich kontraproduktives Überangebot an 

Fachkräften mit Hochschulabschluss. Tatsächlich ist der Bedarf des Arbeits-

marktes jedoch immer nur ein relativ abstraktes, eher rhetorisch bedeutsames 

Motiv für eine Ausweitung von Hochschulbildung gewesen. Eine operative be-

darfsorientierte Bildungs- oder Hochschulentwicklungsplanung hat es in 

Deutschland praktisch nie gegeben, nicht zuletzt wegen der seit den 1970er Jah-

ren bekannten methodologischen Probleme der Bedarfsprognostik und einer 

nicht zuletzt aus verfassungsrechtlichen Gründen politisch kaum umsetzbaren 

bedarfsorientierten Steuerung der Bildungsentwicklung. Vielmehr folgte die 

Hochschulentwicklungspolitik eher der Nachfragedynamik und arbeitete sich 

mit einer widersprüchlichen Politik der Kapazitätssteuerung durch Begrenzung 

durch Zulassungsbeschränkungen, wo immer möglich weitgehendem Offen-

halten der Zugänge und – soweit finanzierbar – Studienplatzerweiterung durch 

Ausbau schrittweise an den Folgen der steigenden gesellschaftlichen Nachfrage 

nach Hochschulbildung ab. 

So ist die Bildungs- bzw. Hochschulexpansion ein Ergebnis politisch in-

tendierter und nicht-intendierter Faktoren und deren Wechselwirkungen. Sie ist 

z.T. auf langfristig wirksame latente Entwicklungen, z.T. auf bildungspolitische 

Interventionen zurückzuführen. Zu den politisch intendierten Faktoren zählen 

die seit den 1960er Jahren eingeleiteten Maßnahmen zur Öffnung von Über-

gangsstellen innerhalb des Bildungssystems, zur Einrichtung alternativer oder 
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zum Ausbau von vorhandenen Institutionen, die zur Hochschulreife bzw. zum 

Hochschulzugang führen, ebenso wie zum Ausbau des Hochschulsystems. Der 

unterstellte steigende Bedarf des Arbeitsmarktes – etwa auf den Teilarbeits-

märkten für Lehrkräfte und für Ingenieursberufe – und der Abbau der beträcht-

lichen sozialen Disparitäten in der Bildungsbeteiligung waren die zentralen 

Motive. Neben solchen strukturellen Faktoren können auch kurzfristige Maß-

nahmen (wie z.B. im letzten Jahrzehnt die Verkürzung der Schulzeit zum Abi-

tur oder das Aussetzen der Wehrpflicht) hinzukommen. 

Zu den nicht-intendierten Faktoren gehört vor allem, dass in Deutschland 

seit den 1950er Jahren ein mehr oder weniger latenter Wandel im Bildungsbe-

wusstsein der Bevölkerung stattfindet, der zu einem steigenden Bildungsaspi-

rationsniveau und veränderten Bildungsentscheidungen von Eltern und Jugend-

lichen führt (Meulemann 1982; Becker u.a. 2022). Immer größere Teile der Be-

völkerung haben erkannt, welche zentrale berufliche und soziale Statusdistri-

butionsfunktion Bildung und Ausbildung ausüben. Dies hat dazu geführt, dass 

einige Schulformen, allen voran die Hauptschule, massiv an Akzeptanz verlo-

ren und andere Schulformen, allen voran das Gymnasium in seinen verschiede-

nen Varianten, gewonnen haben. Höhere Bildung gilt für einen wachsenden 

Teil der Bevölkerung inzwischen als eine Art Grundausstattung unter den Be-

dingungen einer stark an Abschlüssen und Berechtigungen orientierten gesell-

schaftlichen Statuskonkurrenz, auch wenn das Vertrauen in die Chancen- und 

Leistungsgerechtigkeit des Bildungssystems tendenziell abgenommen hat (Be-

cker u.a. 2022). Mit den veränderten Bildungsentscheidungen von Eltern und 

Jugendlichen ist die herkömmliche institutionelle Struktur des deutschen Schul-

systems – mit dem Gymnasium als eine Einrichtung für eine Minderheit 

(„Elite“) und der Hauptschule für die große Mehrzahl eines Altersjahrgangs – 

gleichsam überrollt worden. Ein stark angewachsener Teil der Schulabsolven-

ten/-absolventinnen erwirbt eine Studienberechtigung, und die Weichen dafür 

werden primär durch Entscheidungen der Eltern gestellt.  

Anders als in anderen Staaten erfolgen in Deutschland die Allokation und 

Selektion für den Hochschulzugang weniger direkt an dieser Schwelle, sondern 

primär im Schulsystem, in dessen vertikaler Organisation der Weg zur 
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Studienberechtigung über bestimmte Schulformen, primär das Gymnasium, 

führt. So ist die Zuweisung der Allokationsfunktion für den Hochschulbesuch 

an das Schulsystem ein Charakteristikum des deutschen Bildungssystems. Die 

zeitliche Entwicklung der Studienanfängerquote verläuft daher mit nur gering-

fügigen Abweichungen parallel zur Studienberechtigtenquote, wobei auf eine 

kurzfristig rückläufige oder stagnierende Studienaufnahme oft ein umso höhe-

res Wachstum in den nächsten Jahren folgt. Die wachsenden Beteiligungsquo-

ten an Hochschulbildung finden ihre Ursachen also primär in der Allokations-

struktur des deutschen Schulsystems und werden durch die familialen Schul-

laufbahn- und Bildungswegentscheidungen präformiert. Diese Entwicklung ist 

durch die seit den 1960er Jahren formal offeneren institutionellen Strukturen 

des deutschen Bildungssystems begünstigt worden. Dem sozialen Wandel des 

Bildungsbewußtseins ist durch bildungspolitische Maßnahmen ein Erfüllungs-

raum geöffnet worden.  

So sind formelle Aufnahmeverfahren für das Gymnasium weitgehend be-

seitigt und spätere Übergänge in das Gymnasium (etwa nach der 10. Klasse) 

ermöglicht worden. Das Netz an Gymnasien wurde massiv ausgebaut, die Viel-

falt der Wege zu einem Hochschulstudium hat (z.B. durch Ausbau der Fach-/ 

Berufsgymnasien, Einrichtung gymnasialer Oberstufen an Gesamtschulen, 

Ausbau berufsbezogener Wege zur Hochschulreife) zugenommen. Die Zahl der 

Gymnasien in Westdeutschland ist von 1.820 (1960) bis 1990 auf 2.440 gestie-

gen, von 1990 (also nach der Wiedervereinigung) bis 2021 auf 3.150. Inzwi-

schen erwirbt gut die Hälfte eines Altersjahrgangs eine Studienberechtigung 

(Hochschul- und Fachhochschulreife). Auch hat sich ein schleichender Wandel 

der inneren Schulkultur in den Gymnasien durch eine Art Liberalisierung voll-

zogen (Gass-Bolm 2005), was sich u.a. in einer höheren Erfolgswahrschein-

lichkeit in der gymnasialen Schullaufbahn manifestiert (Hillebrand 2014). 

Auch wenn die Bildungsbeteiligung insgesamt immer noch durch ausgeprägte 

soziale Disparitäten bestimmt ist, hat sich das Gymnasium mit seiner seit den 

1950er Jahren sukzessive ausgebildeten Marktführerschaft unter den verschie-

denen Schulformen von einer früher hochselektiven und sozial distinktiven 
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‚Elite‘einrichtung zu einer vielleicht noch nicht ganz offenen, aber doch offe-

neren Institution entwickelt.  

Den Analysen von Peter Scott und Simon Marginson folgend sind für die 

Hochschulexpansion in Deutschland insbesondere die tieferliegenden, langfris-

tigen mentalen Faktoren bestimmend, insbesondere der Wandel des gesell-

schaftlichen Bildungsbewusstseins und der familiären Bildungsentscheidun-

gen. Im Zeitverlauf hat sich die subjektive Wahrnehmung der Statusdistributi-

onsfunktion von Bildung und der ökonomischen Bedeutsamkeit von Bildung 

durch Eltern und Jugendliche verstärkt, die soziale Wahrnehmung, dass Bil-

dung ein Medium der Positionszuweisung und Statusdistribution ist und über 

Abschlüsse und Berechtigungen Lebenschancen vermittelt werden. Eine beson-

dere Rolle spielt dabei das in Deutschland historisch etablierte sog. Berechti-

gungswesen, die enge Verzahnung von Bildungsabschlüssen, Berechtigungen 

und Zugängen sowohl zu nachfolgenden Bildungseinrichtungen wie zu Berufs-

feldern und Arbeitsmarktsegmenten (exemplarisch für das Abitur vgl. Wolter 

1987; Mitterle/Stock 2021). Insofern ist Deutschland ein gutes Beispiel für eine 

„credential society“ (Collins 1979) – in dem doppelten Sinne: Abschlüsse, Zer-

tifikate, Berechtigungen und Titel regulieren den Zugang zu nachfolgenden 

Qualifikationsstufen und zu Arbeitsmarktpositionen, und die Bildungsteilneh-

mer/-innen bzw. die Bevölkerung verbinden mit solchen „credits“ die Erwar-

tung, auf diesem Wege Zugang zu herausgehobenen beruflichen und sozialen 

Positionen zu erreichen.  

Bildungsentscheidungen folgen oftmals einer Optionslogik, möglichst 

viele Wege nachschulischer Qualifizierung offenzuhalten und möglichst we-

nige zu verschließen. Hier ist das Abitur gegenüber allen anderen Schulab-

schlüssen bevorteilt, was sich, wie sich empirisch regelmäßig in Studienberech-

tigtenbefragungen zeigt, nachdrücklich in den progymnasialen Bildungsent-

scheidungen von Eltern und Jugendlichen niederschlägt. Indirekt hat sich darin 

auch die ökonomische „pull“-Kraft der Expansion manifestiert. Nicht direkte 

ökonomische Bedarfsanforderungen, sondern die subjektive Wahrnehmung der 

Statusdistributionsfunktion von Bildung für den Arbeitsmarkt durch Eltern und 

Jugendliche, die Wahrnehmung oder zumindest die Hoffnung, dass sich 
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Investitionen in Bildung und Qualifizierung „auszahlen“, hat die Bildungsex-

pansion vorangetrieben. So ist die Hochschulexpansion durch die Opportuni-

tätsstrukturen des Arbeitsmarktes und die mit einem Hochschulabschluss zu er-

wartenden höheren Bildungserträge verstärkt worden.8 Eine oftmals prognosti-

zierte Sättigung auf dem Arbeitsmarkt ist bislang nicht erkennbar gewesen 

(Wolter 2022). Immer wieder geäußerte pessimistische Arbeitsmarktszenarien 

für Hochschulabsolventen/innen haben sich bislang, von fachspezifischen Kon-

junkturen und Disparitäten abgesehen, nicht bestätigt.  

Als Fazit lässt sich festhalten, dass die Bildungs- bzw. Hochschulexpan-

sion in Deutschland ihre Ursache primär in dem latenten säkularen Wandel des 

gesellschaftlichen Bildungsbewußtseins mit einem in der Bevölkerung steigen-

den Bildungsaspirationsniveau gefunden hat, der durch die Statuszuweisungs-

funktion von Bildung, nicht zuletzt durch die Hierarchisierung gymnasialer Bil-

dung gegenüber der beruflichen Ausbildung, hervorgerufen und dem durch bil-

dungspolitische Maßnahmen ein Realisierungsraum eröffnet wurde. Dies lässt 

auf eine beständige Interaktion zwischen systemischen Strukturen und subjek-

tiven Dispositionen als Antriebskräfte der Expansion schließen. Zwei weitere 

Faktoren, die maßgeblich zur Hochschulexpansion beigetragen haben, sollen 

zumindest erwähnt werden: die über Jahrzehnte gewachsene Bildungsbeteili-

gung der jungen Frauen im Gymnasial- und im Hochschulbereich und die At-

traktivität des deutschen Hochschulsystems für internationale Studierende. 

Während 1950 nur 25 % der Studierenden weiblichen Geschlechts war, stieg 

der Anteil der Frauen bis 1991 auf 39 %, schwankt seit dem Jahr 2000 um die 

 

8  Die politisch und in den Medien weitverbreitete These, mit einem Abschluss der berufli-

chen Ausbildung könne man genauso viel oder sogar mehr verdienen als mit einem Hoch-

schulabschluss, hat die Bildungsentscheidungen in Familien bislang kaum beeinflusst – 

und kann vielleicht durch Einzelfälle, aber nicht durch die empirische Bildungsertragsfor-

schung bestätigt werden, die immer wieder erhebliche Unterschiede in den monetären und 

nicht-monetären Bildungserträgen zwischen den verschiedenen Qualifikationsgruppen 

aufzeigt (Wolter 2022). 
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50 %-Marke (mit Ausnahme des Jahres 2011) und betrug zuletzt (2021) 52,3 %. 

Die Studienanfängerquote der Frauen lag 2021 bei 61 % gegenüber 51 % bei 

den Männern. Und in den letzten 25 Jahren hat sich der Anteil internationaler 

Studierender auf 13 % (2022) gut verdoppelt, trotz einer leichten Stagnation in 

der Coronazeit.  

An dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden soll auf die erdrückende 

Evidenz und kaum noch überschaubare Zahl an Studien, wonach die Hoch-

schulexpansion bislang die sozialen Disparitäten in der Beteiligung an Hoch-

schulbildung wenn überhaupt, dann nur wenig abbauen konnte, dies auch im 

internationalen Vergleich (Shavit/Blossfeld 1993; Shavit u.a. 2007; Scott 2009, 

S. 10 ff., S. 14; Cantwell/Marginson/Smolentseva 2018, Kap. 5 u. 6), auch 

wenn einige Studien zu optimitischeren Ergebnissen kommen (u.a. Müller u.a. 

2009), zumindest in einer alterskohortenspezifischen Perspektive (Bar-

Haim/Shavit 2013). Von daher geht „increasing participation in higher educa-

tion“ nicht zwingend mit „widening higher education“ einher. Die von 

Raftery/Hout (1993) entwickelte Theorie der „maximally maintained inequa-

lity“ bzw. Saturierungshypothese behauptet sogar, dass eine soziale Öffnung 

von Bildungswegen oder des Hochschulzugangs erst eintritt, wenn die sozial 

privilegierten Gruppen ihre Chancen und Potenziale nahezu ausgeschöpft ha-

ben (vgl. auch Lucas 2001; Hout 2006).    

7. Theoretische Erklärungsansätze 

Angesichts der globalen Bedeutsamkeit der Hochschulexpansion ist es nicht 

sonderlich überraschend, dass das Wachstum in der Beteiligung an Hochschul-

bildung seit den 1960er Jahren ein bevorzugtes Thema komparativer sozialwis-

senschaftlicher Forschung ist und es inzwischen ein kaum noch überschaubares 

Angebot an theoriebasierten Deutungen dieses Wandels gibt. Streng genommen 

bilden sie eher Theoriegruppen, weil es innerhalb dieser Konzepte wiederum 

zu unterschiedlichen Ausformungen und zwischen diesen Konzepten zu flie-

ßenden Übergängen kommen kann. Einige dieser Konzepte, welche in der De-

batte über die Hochschulexpansion eine prominente Bedeutung gewonnen 
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haben, sollen hier im Blick auf ihre explanatorische Kraft in aller Kürze umris-

sen werden. Als Leitlinie lässt sich sagen, dass alle der hier einbezogenen An-

sätze bestimmte Aspekte der Bildungs-/Hochschulexpansion zutreffend erfas-

sen, in der Regel aber nicht als Ganzes, und sich somit durchaus ergänzen.  

Die seit den späten 1950er und 1960er Jahren entwickelte Humankapital-

theorie (Überblick bei Hummelsheim/Timmermann 2010; Hüfner 1970; Be-

cker 1964; Schuetze 1995; Moodie/Wheelahan 2023) geht davon aus, dass Bil-

dungsaktivitäten von Individuen oder gesellschaftliche Bildungsinvestitionen 

außer den damit verbundenen Aufwendungen und Kosten auch Erträge und 

Nutzen abwerfen – sowohl für die Individuen (interne Erträge) als auch für die 

Gesellschaft (externe Erträge) (Weiss 1993). Nehmen also Bildungsaktivitäten 

zu, indem Individuen mehr Zeit in Bildungsinstitutionen verbringen und für 

(auch non-formales und informelles) Lernen aufwenden und dabei höhere Ab-

schlüsse oder Kompetenzen erwerben, so ist das mit der Erwartung steigender 

Erträge verbunden, wobei diese Erträge monetär oder nicht-monetär oder ein 

Mischgut sein können. Vor diesem Hintergrund enthält die Humankapitaltheo-

rie eine makro- und eine mikrotheoretische Perspektive. Makrotheoretisch pos-

tuliert dieser Ansatz einen Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Bil-

dungsinvestitionen und den externen Erträgen für die Volkswirtschaft und die 

Gesellschaft. Die angenommene Kausalkette besteht darin, dass Bildung und 

Qualifikationen, also individuelle Bildungsinvestitionen, zu einem individuel-

len Kompetenz- und Leistungszuwachs führen und dadurch die Arbeitsproduk-

tivität steigern, was wiederum zu einem höheren wirtschaftlichen Wachstum 

führt und zur Wohlfahrtsentwicklung beiträgt.  

Mikrotheoretisch besteht der „Motor“ der Bildungsexpansion dagegen in 

der Erwartung von Familien bzw. Jugendlichen, durch höhere Bildung die in-

dividuellen Bildungserträge – höheres Einkommen, sichere Arbeitsplätze, hö-

heres soziales Ansehen, bessere Lebenschancen – steigern zu können („Bildung 

lohnt sich“). Dabei wird eine ähnliche Kausalkette über Kompetenzzuwachs 

und höhere Arbeitsproduktivität postuliert, die sich hier dann in einer steigen-

den individuellen Bildungsrendite niederschlägt. Eine zunehmende individu-

elle Bildungsnachfrage ist dann das Resultat einer erwarteten hohen internen 
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Bildungsrendite. Wichtig für beide Perspektiven ist es, nicht nur auf die mone-

tären, finanziellen Erträge zu sehen, sondern auch die sozialen Renditen von 

individuellen und gesellschaftlichen Bildungsinvestitionen zu betrachten (z.B. 

Auswirkungen auf Gesundheit, Weiterbildungsbeteiligung, politische oder kul-

turelle Teilhabe). Die Grundhypothese der Humankapitaltheorie zur Erklärung 

der Bildungsexpansion besteht also darin, dass sowohl die Individuen als auch 

die Gesellschaft mit größeren Bildungsanstrengungen und Bildungsinvestitio-

nen einen ökonomischen oder sozialen Nutzen anstreben. Die Frage ist jedoch, 

ob individuelle bzw. familiale Bildungsentscheidungen nur einer solchen ratio-

nalen ökonomischen Logik folgen oder welche Bedeutung hier andere nicht-

ökonomische Motive, Aspirationen oder Interessen haben.  

Argumente und Denkfiguren aus der Humankapitaltheorie haben auch an-

dere Erklärungsansätze der Bildungsexpansion beeinflusst (oder umgekehrt). 

So liegt eine ähnliche Denkfigur den Theorien der Wissensgesellschaft zu-

grunde, die davon ausgehen, dass Verfügung über kognitives oder wissen-

schaftliches Wissen eine immer wichtige Voraussetzung für den Wandel zu ei-

ner „knowledge based economy/society“ ist (Stehr 1994; Rubenson/Schuetze 

2000; Weingart 2001; Willke 2001; Bittlingmayer/Bauer 2006). Die anhaltende 

Bildungsexpansion ist dann eine Art Epiphänomen der Entwicklung moderner 

Gesellschaften zu Wissensgesellschaften, der Ausbreitung wissensbasierter Ar-

beit in modernen Gesellschaften. Offen bleibt das Kausalverhältnis: Ist die Ex-

pansion eine Folge oder eine Bedingung gesellschaftlichen Wandels oder han-

delt es sich um eine Interdependenz? Im Bezugsrahmen des Neoinstitutionalis-

mus haben Frank und Meyer (2007, 2020) die weltweite Expansion von Uni-

versitäten als Ausdruck der Entwicklung zu einer globalen Wissensgesellschaft 

analysiert, deren gemeinsame Basis in einer universalistischen rationalistischen 

Kultur und eines entsprechenden Verständnisses akademischen Wissens be-

steht. Die Reziprozität zwischen Universitäten und Wissensgesellschaft mani-

festiert sich darin, dass Universitäten ebenso zur Distribution wissenschaftli-

chen Wissens in die Gesellschaft hinein beitragen wie umgekehrt gesellschaft-

liche Anforderungen die Universität durchdringen.   
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Eine Querverbindung der Humankapitaltheorie besteht auch zu einem der 

gegenwärtig am weitesten verbreiteten Erklärungsansätze zur Bildungsexpan-

sion, der handlungstheoretisch inspirierten Theorie (oder den Theorien) ratio-

naler Wahl. Die Rational-Choice-Theorie konzentriert sich auf die Rationalität 

individueller Entscheidungen, wonach Entscheidungen das Resultat eines Ab-

wägungsprozesses zwischen Kosten, Nutzen, Realisierungschancen und Risi-

ken sind (vgl. dazu verschiedene Beiträge in Becker/Lauterbach 2004; Boudon 

1974; Hadjar/Becker 2006; Baumert/Maaz/Trautwein 2009; Lörz 2012). Dabei 

geht es primär um die subjektive Rationalität solcher Entscheidungen. Diese 

Zweck-Rationalität bestimmt auch Bildungsaspirationen und -entscheidungen 

von Familien oder Personen. Die Bildungsexpansion wird dann gleichsam als 

aggregiertes Resultat individueller (familiärer) Bildungsentscheidungen ver-

standen, bei denen unter verschiedenen alternativen Optionen (z.B. Berufsaus-

bildung oder Studium) derjenige Bildungsweg gewählt wird, der die günstigste 

Kosten-Nutzen-Relation – monetär wie nicht-monetär (z.B. soziale Statussi-

cherung) – verspricht. Weiterführende Bildungsangebote werden häufiger ge-

wählt, weil sie höhere Belohnungen und eine günstige Kosten-Nutzen-Bilanz 

versprechen.  

In diese rationale Abwägung gehen auch Aspekte ein, welche die Risiken 

und Erfolgswahrscheinlichkeiten dieser Entscheidungen berücksichtigen, eine 

wichtige Erweiterung der Theorie der rationalen Wahl (Erikson/Jonsson 1996). 

Eine Entscheidung für höhere und akademische Bildung wird also dann getrof-

fen, wenn nicht nur der erwartete Nutzen die angenommenen Kosten übersteigt, 

sondern auch das Scheiternsrisiko als gering (bzw. die Erfolgschance hoch) ein-

geschätzt wird. Umgekehrt kann das auch zu einer Art Ablenkung führen, wenn 

das Scheiternsrisiko für hoch gehalten wird und die Vorteile einer beruflichen 

Ausbildung gegenüber einem Studium stärker gewichtet werden – dies kann 

vor allem bei Jugendlichen aus ‚bildungsfernen‘ Familien der Fall sein. Von 

daher bildet die soziale Ungleichheit in Bildungsentscheidungen und in der Bil-

dungsbeteiligung einen produktiven Schwerpunkt in diesen Ansätzen. Bil-

dungseinrichtungen können solche Entscheidungen verstärken und unterstützen 

oder korrigieren. Ihr Einfluss (z.B. bei Schullaufbahnempfehlungen) ist deshalb 
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als Teil solcher Prozesse zu berücksichtigen. Rational Choice-Theorien können 

sicherlich das Streben nach höherer und akademischer Bildung erklären, aber 

gerade der Verzicht darauf basiert oft auf nicht-rationalen Faktoren. Die Ein-

schätzung einer geringen Erfolgswahrscheinlichkeit oder eines hohen Schei-

ternsrisikos geht auf soziale und affektive Distanzen, Ängste oder Befürchtun-

gen zurück, die keineswegs rational bestimmt sind.   

Modernisierungstheorien (neben anderen Parsons 1971) betrachten die 

Expansion der Bildungsbeteiligung als ein Instrument oder Element kultureller 

und gesellschaftlicher Modernisierung. In jedem Fall gibt es so etwas wie eine 

Entsprechung oder Gleichgerichtetheit (Homologie) zwischen gesellschaftli-

cher Entwicklung und Bildungsentwicklung. Diese kann sich auf einer ökono-

mischen Dimension (Bildung in der Wechselbeziehung mit technologischem 

Wandel und wirtschaftlichem Wachstum) ebenso wie auf einer politischen Di-

mension (Bildung im Kontext von Demokratisierung und politischer Partizipa-

tion) oder einer kulturellen Dimension (Teilnahme an Bildung als Ausdruck 

von Selbstentfaltungs- und Teilhabewerten) vollziehen. Je nach besonderer Ak-

zentsetzung von Modernisierungstheorien kann die Bildungsexpansion im 

Kontext des Wandels der Arbeitsgesellschaft als Teil des sozioökonomischen 

Wandels gesehen werden; oder im Kontext von Individualisierungstheorien als 

Epiphänomen fortschreitender Individualisierung und veränderter Lebenslauf-

regimes, wonach sich herkömmliche soziale Einbindungen und standardisierte 

Lebensverläufe tendenziell auflösen und durch Bildung und Lernen als neuar-

tige Vergesellschaftungsformen überformt werden.  

Zwischen Demokratisierung und Bildungsexpansion wird oft ein enger 

Zusammenhang gesehen, weil Demokratisierung den Zugang zu höheren Bil-

dungseinrichtungen und zum Hochschulsystem durch Beseitigung ständischer 

oder institutioneller Barrieren entprivilegiert. Auch die schon erwähnten Theo-

rien wissensgesellschaftlicher Entwicklung fügen sich insofern in dieses Deu-

tungsmuster ein, als hier wachsende Beteiligung an Bildung mit einer zuneh-

menden Bedeutung kognitiver Fähigkeiten und rationalen Wissens zur Bewäl-

tigung gesellschaftlicher Anforderungen einhergeht. Durch Bildung werden 

kognitive oder intellektuelle Ressourcen für gesellschaftliche Innovation und 
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Modernisierung mobilisiert; die Expansion von Bildung generiert also einen 

zusätzlichen Modernisierungsimpuls.   

Die in den letzten Jahren in der Bildungsforschung populär gewordenen 

neoinstitutionalistischen Ansätze enthalten ebenfalls eine implizite modernisie-

rungstheoretische Hypothese. In Deutschland haben vor allem Robert Reisz 

und Manfred Stock (2007) eine differenzierte neoinstitutionalistisch beein-

flusste Erklärung der Hochschulexpansion entwickelt. Nach neoinstitutionalis-

tischem Verständnis handelt es sich bei der Bildungsexpansion um einen glo-

balen Prozess, der auf einer weltweiten Institutionalisierung ähnlicher kulturel-

ler Normen, der Etablierung weltgesellschaftlicher kultureller oder kognitiver 

Muster beruht. Er vollzieht sich in (nahezu) allen Staaten weitgehend unabhän-

gig vom nationalen Niveau der ökonomischen und politischen Entwicklung. 

Meyer u. a. (1977, S. 255) sprechen von einem „universal increase in educa-

tion“, dessen Ursachen „in characteristics of the contemporary world system” 

liegen, “since such characteristics would affect all nations simultaneously”. 

“This massive tertiary educational expansion occurs in institutions with a great 

deal of isomorphism around the world” (Schofer/Meyer 2005 b, S. 917). Sie 

erklären den gleichsam universellen Charakter der Bildungs- bzw. 

Hochschulexpansion primär “in terms of global institutional changes linked to 

the rise of a new model of society: increasing democratization and human 

rights, scientization, and the advent of developing planning”. Darüber hinaus 

hängt die Expansion der Bildungsbeteiligung mit der Durchsetzung von Pro-

fessionssstrukturen in der gesellschaftlichen Arbeit und neuen, qualifikations-

basierten Formen der Elitenrekrutierung zusammen.  

Nationale Unterschiede in der Dynamik der Expansion sind vor allem da-

rauf zurückzuführen, wie eng die Kultur eines Landes mit dieser „world polity“ 

verknüpft ist – „enrollments expand faster in countries with strong links to the 

international system or the ‚world polity’“ (Schofer/Meyer 2005 b, S. 916) – 

und wieweit Bildung als Instrument produktiver gesellschaftlicher Entwicklung 

zur Förderung der nationalen Wohlfahrt und der Institutionalisierung eines glo-

balen kulturellen Wertesystems („doctrines of progress and justice“) anerkannt 

ist. „We see mass education as an outcome of the religious, economic, and 
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political processes that expand and secularize the organization and ideological 

rules of individual membership in these larger units“ (Boli u. a. 1985, S. 146). 

Die weltweit zu beobachtende Hochschulexpansion erklärt sich also primär aus 

der Institutionalisierung ähnlicher normativer Orientierungen und kognitiver 

Erwartungen im Blick auf die individuelle und gesellschaftliche Funktion von 

Bildung. Dies kann sich auf einer gesellschaftlichen Ebene vollziehen – die na-

tionalen Bildungspolitiken folgen derselben globalen Logik – oder auch auf der 

Ebene individueller Entscheidungen, die sich an denselben global verbreiteten 

Motiven orientieren. Bildung und Qualifikation werden als Instrumente gese-

hen, um wirtschaftliches Wachstum und soziale Wohlfahrt ebenso wie indivi-

duelle Entwicklungschancen zu fördern. Die neoinstitutionalistischen Ansätzen 

knüpfen zu Recht an den globalen Charakter der Hochschulexpansion an, un-

terschätzen aber möglicherweise die nationalen historischen Pfadabhängigkei-

ten, welche den Verlauf der Expansion modifizieren, verstärken oder auch be-

grenzen können. Das gilt insbesondere für die Interaktion globaler Entwicklun-

gen mit nationalen Bildungsstrukturen und bildungspolitischen Strategien. An-

ders als in den Theorien rationaler Wahl spielt die soziale Ungleichheit in der 

Bildungsbeteiligung so gut wie keine Rolle im Neoinstitutionalismus.       

Statusdistributionstheorien erklären die Bildungsexpansion als eine sich 

eigendynamisch verstärkende Konsequenz aus der wachsenden Bedeutung von 

Bildung, Ausbildung und Weiterbildung für kompetitive Prozesse der Status-

distribution. Im Mittelpunkt steht weniger die qualifikatorische Funktion von 

Hochschulbildung als ihre Allokationsfunktion unter den Bedingungen einer 

durch soziale Ungleichheit gekennzeichneten Sozialstruktur (vgl. u.a. Teichler 

2003 Kap. II). Auch unter diesen Theorietypus lassen sich verschiedene An-

sätze subsumieren. So kann im Anschluss an Pierre Bourdieu die Bildungsex-

pansion als Folge der kollektiven Auseinandersetzung sozialer Klassen um die 

Verteilung des Bildungskapitals gedeutet werden (Bourdieu u. a. 1981). Die 

Nachfrageexpansion auf dem Bildungsmarkt ergibt sich primär aus dem Wan-

del der Reproduktionsstrategien sozialer Klassen. Wenn die Verfügung über 

ökonomisches Kapital in zunehmendem Maße durch Bildungskapital, den Be-

sitz von Bildungszertifikaten und Titeln, ermöglicht oder legitimiert wird, dann 
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wird die gesellschaftliche Verteilung des Bildungskapitals zu einem zentralen 

Feld des Kampfes um Machterhalt und Machterweiterung. Die Konkurrenz so-

zialer Klassen um ihren Anteil am Bildungskapital bringt dann eine gleichsam 

inflationäre Vermehrung von Zertifikaten und Titeln hervor. Diese „Wachs-

tumslogik der Bildungskonkurrenz“ (Müller 1992, S. 276) führt nicht nur zu 

einer Spannung zwischen Titel bzw. Zertifikat und Stelle, sondern auch zu einer 

spiralförmigen Verschärfung des Bildungswettbewerbs, in dem dann „feinere 

Unterschiede“ (Bourdieu) eine immer größere Bedeutung gewinnen.  

Zertifikate und Titel sind – gemäß der Signal- und Filtertheorie (Arrow 

1973) – so etwas wie eine „screening device“ angesichts fehlender realer Infor-

mationen über individuelle Kompetenzen. Das erstmals von Dieter Mertens 

(1984) beschriebene Bildungsparadoxon fügt sich ebenfalls in diesen theoreti-

schen Kontext ein, wonach ein höherer Bildungsabschluss eine immer notwen-

digere, aber immer weniger allein hinreichende Voraussetzung für Berufs- und 

Lebenserfolg ist. Deshalb pflanzt sich die Bildungsexpansion gleichsam spiral-

förmig fort, da die nächste Generation an den Standards der vorangegangenen 

gemessen wird. Und die formalen Zertifikate werden mehr und mehr von ande-

ren Allokationskriterien (besondere Leistungen, praktische Erfahrungen oder 

Persönlichkeitsmerkmale) ergänzt. Ulrich Teichlers Statusdistributionstheorie 

(Teichler 1974; Teichler/Hartung/Nuthmann 1976) führt zu einer ähnlichen 

Schlussfolgerung: Wenn sich als Folge früherer Expansionswellen eine eindeu-

tige Zuordnung von Bildungsstatus und Berufsposition tendenziell auflöst, 

dann wächst der Selektionsdruck auf spätere Übergangsstellen und Zeitpunkte, 

insbesondere den Hochschulbesuch und den Arbeitsmarkt. Und immer kleinere 

Unterschiede im Bildungsstatus oder anderen Merkmalen gewinnen als Dis-

tinktionsmerkmale eine immer größere Bedeutung. Das löst einen neuen Ex-

pansionsschub aus durch vermehrte individuelle Anstrengungen, in der Bil-

dungs- und Arbeitsmarktkonkurrenz einen individuellen Vorsprung zu erzielen.  

Eine zentrale Prämisse dieses Erklärungsansatzes besteht darin, dass die 

veränderte statusdistributive Funktion von Bildung auch von den Individuen, 

die sich auf dem Bildungsmarkt bewegen und Bildungsentscheidungen zu tref-

fen haben, erkannt und in ihrem Bildungsverhalten realisiert wird. Dafür hat 
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Wolfgang Schulenberg mit seinen verschiedenen Co-Autoren in den 1960er 

und 1970er Jahren den Begriff des Bildungsbewusstseins eingeführt (Strzele-

wicz/Raapke/Schulenberg 1966; Schulenberg u. a. 1978, 1979). Danach sind 

subjektive Ursachen der Bildungsexpansion in den veränderten Tiefenstruktu-

ren des Bildungsbewusstseins zu suchen, in tieferliegenden und langfristigen 

mentalen und kognitiven Veränderungen der Bildungsaspirationen. Im Zuge ei-

nes grundlegenden Wandels der sozialen Lebensverhältnisse hat danach die 

subjektive Bedeutung von Schulbildung, Ausbildung und Weiterbildung im ge-

sellschaftlichen Bewusstsein kontinuierlich zugenommen. Das Bildungsbe-

wusstsein hat sich schärfer ausgeprägt, auch wenn hier immer noch deutliche 

soziale Disparitäten zwischen den sozialen Gruppen erkennbar sind. Als Teil 

dieses Wandels hat sich im Bildungsbewusstsein auch die statusdistributive 

Funktion von Bildung niedergeschlagen. Bildung gilt immer mehr als ein Weg 

bzw. Instrument zur Verbesserung der sozialen Lebens- und Teilhabechancen. 

Ulrich Teichler (2003, S. 69) hat von einer „wachsenden Sensibilisierung der 

Bevölkerung für das bestehende Gratifikationssystem und … für den Zusam-

menhang von Bildung und Statusdistribution“ gesprochen.  

Ähnlich wie Burkhart Lutz (1983) haben Schulenberg u. a. (1979, S. 231) 

diese Entwicklung als eine gesellschaftliche Grundströmung bezeichnet. Da-

nach gehört die Bildungsexpansion gleichsam zu den irreversiblen sozialen 

Vorgängen und Fundamenten in modernen Gesellschaften, die Prozesse der 

Statuszuweisung marktförmig und leistungsorientiert organisieren oder min-

destens so legitimieren, auch wenn die Realität dem nicht oder nur teilweise 

entspricht. In einer Gesellschaft, in der sozialstrukturelle Verteilungsprozesse 

immer stärker durch formale Bildung, Zertifikate und Titel gesteuert oder legi-

timiert werden, muss dieses Prinzip einen wachsenden Druck auf die nachkom-

menden Generationen zum Erwerb höherer Bildung als Grundausstattung in der 

Statuskonkurrenz ausüben. In dem Maße, in dem Hochschulzertifikate der zen-

trale Filter für den Zugang zu den gesellschaftlich höher bewerteten Berufen 

und sozialen Positionen werden, „the long term trend of higher education beco-

ming the gate for elite positions in society“ (Teichler 1992, S. 976), verstärkt 

sich die Orientierung von Bildungsentscheidungen an genau dieser 
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Allokationsfunktion von Bildung. Die Bildungsexpansion gewinnt damit eine 

intergenerative Eigendynamik, deren Konsequenzen zwar bildungspolitisch 

„bearbeitet“ werden müssen, die sich aber politischen Steuerungsversuchen im 

Sinne von Begrenzungsstrategien weitgehend entzieht.   

Burkhart Lutz (1982, 1983) hat eine Brücke zwischen Meritokratiethese, 

der Theorie der rationalen Wahl und der Statusdistributionstheorie entworfen. 

Danach zwingen meritokratisch organisierte oder legitimierte Gesellschaften, 

in denen sich die Statuszuweisung an individueller Leistung und am Bildungs-

erfolg orientiert, die handelnden Personen mehr und mehr, sich der Logik me-

ritokratischer Verteilungsprozesse zu unterwerfen. „In einem weit größeren 

Umfang als je zuvor“ wird dadurch den Individuen „tauschrationales Nutzen-

kalkül als dominante Verhaltensorientierung“ abverlangt (Lutz 1983, S. 234; 

1982, S. 28). „Je mehr ein Bildungssystem von meritokratischen Prinzipien ge-

prägt wird, desto mehr wird sein eigentlicher Auftrag der Sozialisation, Bildung 

und Erziehung überlagert von den unerbittlichen Mechanismen der individuel-

len Konkurrenz“. Über kollektive soziale Lernprozesse findet dieses Orientie-

rungsmuster Eingang in immer größere Bevölkerungsteile und führt auf diese 

Weise zu einer anwachsenden Nachfrage nach weiterführender Bildung und zu 

einer eigendynamischen Fortsetzung der Expansion. Auf diese Weise produzie-

ren die Bildungsexpansion und das zu einem erheblichen Teil kontrafaktische 

meritokratische Selbstverständnis moderner Gesellschaften ihre eigene Selbst-

verstärkung, die bildungspolitisch in offenen Systemen kaum steuerbar ist.   

8. Schlussbemerkungen: Bildungspolitische Diskurse 

Seit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts bis heute hin wird nahezu jede Phase 

der Hochschulexpansion von denselben bildungspolitischen Diskursen, insbe-

sondere in den Echokammern der konservativen Hochschulkritik, begleitet: ers-

tens dem Argument einer mit dem Wachstum zunehmenden Heterogenität in 

der Zusammensetzung der Studierenden, zweitens dem damit einhergehenden 

Verlust in der Einheitlichkeit und Qualität der schulischen Vorbildung (Studier-

fähigkeit), drittens in der unumgänglichen Konsequenz einer Nivellierung bzw. 
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eines Aderlasses der akademischen Standards und Studienanforderungen und 

viertens schließlich in der drohenden oder schon gegebenen Überfüllung des 

akademischen Arbeitsmarktes mit den Folgen Arbeitslosigkeit und inadäquate 

Beschäftigung von Hochschulabsolventen und -absolventinnen sowie eines 

Verdrängungswettbewerbs mit anderen Arbeitskräften. Hier manifestiert sich 

erneut, dass die Hochschulexpansion nicht nur ein quantitativer Prozess ist, 

sondern mit tiefgreifenden mehrschichtigen qualitativen Konsequenzen für 

Hochschulen und Gesellschaft verbunden ist. Und so variiert die bildungs- und 

arbeitsmarktpolitische Bewertung der Hochschulexpansion im wesentlichen 

zwischen zwei Einschätzungen: einer eher skeptischen mit den Befürchtungen 

von Überakademisierung und Qualitätsverlusten und eine eher optimistische in 

der Perspektive des wissensgesellschaftlichen Strukturwandels.  

Schon in Zeiten, die von der modernen Massenuniversität noch weit weg 

waren, wurde zeitweilig über eine arbeitsmarktpolitisch problematische Über-

füllung der deutschen Universitäten – des „gelehrten Standes“, zeitgenössisch 

ausgedrückt – mit „ungeeigneten“ Studierenden, vorwiegend aus den unteren 

Ständen, lamentiert, besonders intensiv in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-

derts, gipfelnd in der Einführung des Abiturs als Maßnahme zur staatlichen Re-

gulierung des Hochschulzugangs (Wolter 1987). Diese Klage korrespondiert 

jedoch keineswegs mit der tatsächlichen – rückläufigen – Entwicklung der Im-

matrikulationsfrequenzen, so dass die Hypothese naheliegt, es handelte sich bei 

der Überfüllungsthese historisch eher um ein symbolpolitisches Deutungsmus-

ter, welches die sozialen Funktionszuweisungen und Trennungslinien einer so-

zial hoch differenzierten Gesellschaft, im 18. Jahrhundert einer noch ganz und 

gar ständischen, symbolisch verdeutlichen sollte. Man muss jedoch berücksich-

tigen, dass bis weit in das 19. Jahrhundert hinein der staatliche Arbeitsmarkt 

nahezu ein Monopol für den beruflichen Verbleib von Hochschulabsolventen/-

innen hatte und die starke Ausweitung des Beschäftigungsspektrums erst da-

nach einsetzte. Titze (1990) hat gezeigt, dass sich dieses Bedrohungsszenario 

bis weit in das 20. Jahrhundert hinein in Wachstumsphasen des Hochschulsys-

tems wiederholt, wenn auch in angepasster Form.  
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In der Tat hat es historisch in einigen Wachstumsphasen auch eine stei-

gende Arbeitslosigkeit in verschiedenen Sektoren des akademischen Arbeits-

marktes gegeben, z.B. in den staatlich monopolisierten Teilarbeitsmärkten (ins-

besondere den Lehrkräften), in einigen häufiger prekären Fachrichtungen (spe-

ziell geisteswissenschaftlichen Fächern), gelegentlich sogar in einigen Ingeni-

eurwissenschaften (so in den 1990er Jahren). Ausschlaggebend waren in der 

Regel wirtschaftliche Einflüsse (Konjunkturen, Strukturwandel, Innovationen) 

und die staatliche Beschäftigungspolitik. In der Regel passte sich die Studien-

nachfrage relativ zügig den veränderten Arbeitsmarktbedingungen an. Umge-

kehrt hat es immer wieder auch Perioden eines starken Bedarfsüberhangs gege-

ben, auch hier wieder gerade bei den Lehrkräften und in den MINT-Fächern. 

Für die nachhaltigste Phase der Hochschulexpansion in den letzten 20 Jahren 

zeigen die verfügbaren Arbeitsmarktindikatoren (Erwerbsquote, qualifikations-

spezifische Arbeitslosigkeit, Inadäquanz zwischen erworbener Qualifikation 

und ausgeübter Beschäftigung, monetäre Bildungserträge) nun gerade keine 

Überforderung des Arbeitsmarktes, von wenigen Studienrichtungen abgesehen 

(Wolter 2022, dort zahlreiche Belege). Der wichtigste Grund für die überdurch-

schnittlichen Arbeitsmarktchancen von Fachkräften mit Hochschulabschluss ist 

der sozioökonomische Strukturwandel (‚Tertiarisierung‘), der Qualifikations-

strukturwandel mit einer Akademisierung von Arbeit, Beschäftigung und Wert-

schöpfung. So deutet sich in zahlreichen Sektoren (MINT-Fächer, Lehrkräfte, 

ärztliche Berufe) gegenwärtig sogar ein gravierender Nachwuchsmangel an. In-

soweit lässt sich sagen, dass Hochschulexpansion und Akademikerarbeitsmarkt 

zwar miteinander korrespondieren, periodische Ungleichgewichte auf beiden 

Seiten, als Bedarfsüberhänge ebenso wie als Überangebote, aber immer wieder 

auftreten und es von daher keine prästabilierte Harmonie zwischen Studien-

nachfrage und Arbeitsmarktbedarf gibt (vgl. ausführlich Alesi/Teichler 2013). 

Dies trifft im übrigen auch auf andere Teilarbeitsmärkte zu, nicht nur für Fach-

kräfte mit Hochschulabschluss.  

Auch die Klage über eine zunehmende Heterogenisierung der Studieren-

den mit negativen Folgen für akademische Vorbildung und Studienleistungen 

zieht sich durch die Geschichte der Hochschulexpansion. Auch dieses 
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Argument ist empirisch differenziert zu betrachten (Wolter/Kerst 2016), abge-

sehen davon, dass eine größere Diversität hochschulpolitisch oft sogar eher er-

wünscht und nicht beklagt wird. Zunächst ist zwischen Heterogenität (einem 

Zustandsbegriff) und Heterogenisierung (einem Prozessbegriff) zu unterschei-

den. Der Befund einer heterogenen Zusammensetzung trifft, je nach Indikator, 

seit Jahrzehnten zu und ist in gewisser Weise trivial. Zudem wirft er die Frage 

nach dem Referenzwert auf, ab dem eine Zusammensetzung als heterogen gilt. 

Die Behauptung, die Zusammensetzung würde immer heterogener, lässt sich 

dagegen nur mit nicht gerade üppig verfügbaren Zeitreihendaten überprüfen, 

wie sie etwa durch die Sozialerhebungen des Deutschen Studentenwerks und 

den Konstanzer Studierendensurvey für einen mehrere Jahrzehnte umfassenden 

Zeitraum zur Verfügung gestellt werden. Danach unterscheidet sich die Ent-

wicklung beträchtlich zwischen den jeweils betrachteten Indikatoren (Midden-

dorff/Wolter 2021; Wolter 2025).   

Bei einigen Kennzahlen zeichnet sich keine Heterogenisierung ab, so beim 

Anteil der Studierenden mit beruflicher Vorqualifikation, beim Anteil der first-

generation-Studierenden – in beiden Fällen ist der Anteil sogar z.T. deutlich 

zurückgegangen – oder derjenigen mit Behinderung. Bei anderen Kennzahlen 

dagegen gibt es Hinweise auf steigende Diversität, etwa den schulischen Bil-

dungsbiographien vor der Studienaufnahme, dem Anteil der internationalen 

Studierenden oder derjenigen mit Migrationshintergrund (Kerst u. a. 2023; 

Wolter 2025). Auch in den Studienmotivation zeichnet sich eine größere Viel-

falt ab. Anders als gelegentlich zu lesen ist, ist das Wachstum im Hochschulbe-

such auch nicht auf die Öffnung des Hochschulzugangs für nicht-traditionelle 

Studierende (beruflich Qualifizierte ohne Abitur) zurückzuführen, deren Anteil 

erst in den letzten 15 Jahren sehr moderat zugenommen hat (Kerst/Wolter 

2022). Vielmehr ist das Wachstum primär über den gymnasialen Zugangsweg 

verlaufen.  

Bei einigen Indikatoren herrscht empirisch große Unsicherheit: den Kom-

petenzprofilen des studentischen bzw. akademischen Nachwuchses. Während 

sich bei den messtheoretisch aber sehr fragwürdigen Zensuren (beim Abitur 

oder Studienabschluss) noch Zeitreihenvergleiche anstellen lassen, gibt es bei 
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kompetenzbasierten, nicht notenabhängigen Messungen bislang so gut wie 

keine länger zurückreichenden Zeitreihen. Zwar erscheint es plausibel, dass der 

enorme Zuwachs in der Studienbeteiligung mit einer Verbreiterung des Kom-

petenz- und Leistungsspektrums einhergeht. Jede ältere Akademikergeneration 

urteilt pessimistisch über die nachfolgenden Generationen, ausschließlich ge-

stützt auf subjektiver Wahrnehmung und individueller Evidenz. Historisch war 

das Argument mangelnder Studieneignung oft von sozialer Diskriminierung 

durchsetzt – als ungeeignet galten zumeist ‚Bildungsaufsteiger/-innen‘ (Titze 

1996). Verfolgt man die sich geschichtlich wiederholenden Klagen über den 

Qualitätsverlust des akademischen Studiums, so muss sich die deutsche Uni-

versität seit ihrer Blütezeit im 19. Jahrhundert in einem nahezu kontinuierlichen 

Verfallsprozess befinden.  

Dieses gelegentlich zum Stereotyp geronnene Lamento verhindert eher 

eine produktive Auseinandersetzung mit der Frage, wie studienorganisatorisch 

mit einer wachsenden Heterogenisierung in der Zusammensetzung und im Leis-

tungsspektrum der Studierenden umzugehen wäre und was die Expansion für 

die zukünftige Ausgestaltung des Verhältnisses von beruflicher und hochschu-

lischer Bildung bedeutet. Vor allem fehlt eine bildungspolitische Alternative 

zur expansiven Hochschulentwicklung: Will man wirklich zurück zu früheren 

Gymnasial- und Studierquoten – und wenn ja zu welchen? Welche Studienan-

fängerquote wird als angemessen angesehen und mit welchen bildungspoliti-

schen Maßnahmen soll sie begrenzt werden? Sollen die wachsenden Bildungs-

aspirationen in der Bevölkerung durch eine Politik der Schließung von Über-

gängen und Institutionen unterdrückt werden? Will man sich der globalen Ent-

wicklungsdynamik zu wissensbasierter Dienstleistungs- und Industriearbeit 

und zu Höherqualifizierung durch eine Umsteuerung der Bildungsentwicklung 

weg von Gymnasium und Hochschule – wohin eigentlich, zurück zu einer his-

torisch untergegangenen Elitevorstellung? – entgegenstellen?  
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Die Entwicklung der Internationalität in der 
deutschen Hochschulforschung 

Ulrich Teichler 

1.  Zur Thematik und zur Informationsbasis 

In vielen Ländern der Welt hat sich seit einigen Jahrzehnten – sehr deutlich seit 

den 1990er Jahren – die These verbreitet, dass die Hochschulen zunehmend von 

„Internationalität“ geprägt werden. Die These wird – oft unter Verwendung ver-

schiedener Termini – im Hinblick auf öffentliche Hochschul-Diskurse und 

ebenfalls im Hinblick auf die Hochschulforschung vertreten. Demgegenüber 

hatte, als der institutionelle Aufbau der Hochschulforschung in der Bundesre-

publik Deutschland und vielen anderen Ländern vor mehr als fünf Jahrzehnten 

begann, eindeutig ein nationaler Fokus dominiert: Der Blick auf einzelne Hoch-

schulen, Regionen oder eben das gesamte Land. Man könnte daher vermuten, 

dass dies für die weitere Entwicklung folgenreich wäre und es der Hochschul-

forschung in Deutschland wie in vielen anderen Ländern bis heute schwerfallen 

würde, international zu werden und Internationalität deutlich zu thematisieren. 

Daher soll geprüft werden, wie sich die Erwartungen an „Internationalität“ und 

der tatsächliche Stellenwert von „Internationalität“ in der Hochschulforschung 

seit Beginn der 1960er Jahre über sechs Jahrzehnte entwickelt haben – in die-

sem Artikel im Falle der Hochschulforschung in der Bundesrepublik Deutsch-

land, da diese im Zentrum des gesamten Bandes steht. 

Antworten auf diese Frage können nicht leicht gegeben werden. Der Ge-

genstand der Analyse bedarf genauerer Bestimmung, denn es gibt sehr unter-

schiedliche Vorstellungen davon, was unter „Internationalität“ zu verstehen ist. 

Auch ist zu klären, wie der Entwicklungsprozess der Hochschulforschung be-

trachtet werden soll: Wie weit zum Beispiel bestimmte Etappen zu berücksich-

tigen sind. Schließlich ist zu klären, welche Quellen und welche Methoden sich 
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am besten eignen, um eine Bilanz über den Stellenwert dieses Themas in der 

hiesigen Hochschulforschung zu ziehen. 

Zur Hochschulforschung in der Bundesrepublik Deutschland – zur institu-

tionellen wie personellen Lage und zu substantiellen Akzentsetzungen – liegen 

zahlreiche Studien vor (siehe vor allem Goldschmidt/Teichler/Webler 1984; 

Oehler/Webler 1988; Gunkel/Freidank/Teichler 2003; Kehm/Teichler 2012; 

Ramirez/Beer/Pasternack 2021; siehe auch den Beitrag von Schmidt/Krücken 

in diesem Band). Sie zeigen durchgängig, dass Hochschulforschung ein the-

men-bezogenes Forschungsgebiet ist, das durch verschiedene sozial- und geis-

teswissenschaftliche Disziplinen in Theorie und Methode angeregt und perso-

nell unterstützt worden ist. Sie unterstreichen ebenfalls, dass sich Hochschul-

forschung immer in enger Beziehung zur aktuellen öffentlichen Aufmerksam-

keit auf Hochschulfragen (siehe dazu insbesondere Oehler 1989; Krü-

cken/Hüther 2015) entwickelt hat. Schließlich wird durchgängig unterstrichen, 

dass das recht kleine Gebiet der Hochschulforschung von Anfang an institutio-

nell und personell recht heterogen zusammengesetzt war.  

Im Folgenden werden zunächst die begriffliche und konzeptionelle Ab-

grenzung sowie die institutionelle und personelle Entwicklung der Hochschul-

forschung in der Bundesrepublik Deutschland – im Kontext der Entwicklung 

des öffentlichen Diskurses über Hochschulfragen – dargestellt. Dabei spielt 

eine zentrale Rolle, wie sich die Erwartungen an „Internationalität“ der Hoch-

schulforschung verändert haben. Daran schließt sich der Versuch der Klärung 

an, in welchem Maße und mit welchen Akzentsetzungen „Internationalität“ tat-

sächlich prägend für die deutsche Hochschulforschung im Laufe der Zeit ge-

wesen ist. Abschließend werden die Befunde international vergleichend einge-

ordnet. 
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2.  „Internationalität“ der Hochschulen und der 
Hochschulforschung – ein vieldeutiger Themenbereich 

Die international vorliegende Literatur zu diesem Themenbereich (siehe die 

Übersichten in Altbach/Knight 2007; Deardorff/de Wit/Heyl/Adams 2012; de 

Wit/Hunter/Howard/Egron-Pollak 2015; Kosmützky/Putty 2016; Beden-

lier/Kondakci/Zawacki-Richter 2018) macht deutlich, dass „Internationalität“ 

oder andere Begriffe in öffentlichen Hochschul-Diskursen und in der Hoch-

schulforschung vieldeutig verwendet werden. Internationalität hat sich als ein 

viel diskutiertes Thema erwiesen, weil das Hochschulwesen, wie der Amerika-

ner Clark Kerr (1990) es verdeutlicht hat, dauerhaft von einem Konflikt zwi-

schen der Internationalität – oder Globalität bzw. Universalität – in der Sub-

stanz und der Nationalität in der Organisation und Steuerung gekennzeichnet 

ist. 

Der Autor dieses Artikels hat in Vergangenheit mehrfach den Versuch un-

ternommen, diese Diskurse zu bilanzieren (Teichler 2000, 2007, 2023; 

Kehm/Teichler 2012). Im Rückgriff auf diese Analysen erscheint es angemes-

sen, drei Bedeutungen von „Internationalität“ als besonders weit verbreitet her-

vorzuheben: 

 „Internationalität“ wird zur Kennzeichnung grenzüberschreitender Hoch-

schulphänomene und -aktivitäten verwendet: Vor allem sind damit der 

grenzüberschreitende Transfer des Wissens, die internationale Mobilität 

der Studierenden, Wissenschaftler/innen sowie auch der Administrations-

Angehörigen und darüber hinaus die internationale Hochschulkooperation 

angesprochen. 

 Hochschulphänomene und -entwicklungen werden als „international“ be-

zeichnet, wenn sie nicht auf einzelne Länder begrenzt sind, sondern in 

zahlreichen Ländern oder weltweit beobachtbar sind.  

 Schließlich ist von „internationalem Vergleich“ die Rede, wenn explizit – 

international vergleichend – geprüft wird, wieweit Hochschulphänomene 

und -entwicklungen in verschiedenen Ländern sich als ähnlich bzw. unter-

schiedlich erweisen. 
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Häufiger als der Terminus „Internationalität“ ist in den öffentlichen und wis-

senschaftlichen Diskursen der Ausdruck „Internationalisierung“ anzutreffen, 

der postuliert, dass ein dauerhafter Anstieg zu beobachten ist. Auf einen weite-

ren, häufig verwendeten Begriff ist in diesem Zusammenhang zu verweisen: 

Von „Globalisierung“ ist ebenfalls häufig die Rede, wenn postuliert wird, dass 

die Hochschulsysteme der Welt sich in eine gemeinsame oder zumindest ähn-

liche Richtung bewegen oder bewegen sollten. Diese Begriffe, die einen Trend 

implizieren, und ihre Verwendungen werden im Folgenden nicht angesprochen, 

weil es prüfenswert bliebe, ob solche Trends tatsächlich relativ gleichmäßig 

und von Dauer sind. 

3. Zur Entwicklung der Hochschulforschung und der 
Erwartungen an die Hochschulforschung 

3.1 Die Szene in den 1960er und 1970er Jahren  

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Hochschulwesen in der Bundesrepu-

blik Deutschland bis in die frühen 1960er Jahre hinein nach dem Muster der 

Hochschul-Essentials vor der Herrschaft des Nazi-Regimes wiederaufgebaut. 

Im Ergebnis dominierte die Einschätzung, dass das Hochschulsystem im „Kern 

gesund“ sei. So kann es nicht überraschen, dass zunächst kaum ein Bedarf an 

Hochschulforschung gesehen wurde, d.h. an systematischen Analysen von 

Problemen, Implementationen von Reformen und Ergebnissen von ergriffenen 

Maßnahmen. In dieser Zeit war eindeutig die Vorstellung vorherrschend, dass 

beim deutschen Hochschulwesen besondere Charakteristika überwiegen. Hin-

weise auf die Entwicklungen in anderen Ländern wurden in der öffentlichen 

Diskussion gewöhnlich mit „Das kann man nicht vergleichen“ abgetan.  

Zu Beginn der 1960er Jahre begannen in der Bundesrepublik Deutschland 

Hochschulfragen in der öffentlichen Diskussion eine bedeutsame Rolle zu spie-

len. Drei Themenkreise bzw. Anlässe trugen dazu bei, die keineswegs national 

begrenzt waren. Erstens fand die Vorstellung Anklang, dass eine deutliche Bil-

dungsexpansion zum Wirtschaftswachstum beitragen kann. Zweitens 
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entwickelte sich die Hochschulexpansion zu einem zentralen Thema: Nicht nur 

die prognostizierten gesellschaftlichen Folgen der deutlichen Steigerung der 

Studierendenzahlen wurden Gegenstand kontroverser Diskussionen – Förde-

rung des Wirtschaftswachstums und Reduzierung der Ungleichheit von Bil-

dungschancen einerseits und Entstehung eines „akademischen Proletariats“ in-

folge eines Überangebots an Hochschulabsolventen andererseits. Auch bahnten 

sich große Veränderungen in der Struktur des Hochschulwesens an; kontrovers 

wurde ebenfalls diskutiert, welche „Differenzierung“ des Hochschulwesens 

wünschenswert sei. Drittens war in der zweiten Hälfte der 1960er Jahren der 

starke studentische Protest darin wirkungsvoll, dass noch stärker noch als in 

der vorangehenden Diskussion über die möglichen Erträge und Gefahren der 

Hochschulexpansion die Vorstellung in Frage gezogen wurde, Hochschulen 

seien in Deutschland „im Kern“ gesund.  

Um 1970 entwickelte sich in der Bundesrepublik Deutschland ein ausge-

prägtes Problembewusstsein und eine große Bereitschaft zur Suche neuer Lö-

sungen und auch zu Hochschulreformexperimenten. Das war verbunden mit ei-

nem stark wachsenden Interesse an systematischem Wissen über Probleme der 

Ausgangslage, über die Implementationsprozesse von Veränderungsmaßnah-

men und über deren Wirkungen. In den Diskussionen und Analysen war deut-

lich, dass die Impulse für das gewachsene Problembewusstsein und für zuneh-

mende Reformbemühungen international waren: Die Diskussion über das Ver-

hältnis von Bildungsexpansion und Wirtschaftswachstum hatte viel früher in 

den USA begonnen und war durch die OECD stark beflügelt worden. Auch die 

These, dass die Expansion eine starke Differenzierung des Hochschulsystems 

notwendig machte, wurde zunächst stark von amerikanischen Wissenschaftlern 

vertreten und bald darauf von internationalen Organisationen aufgenommen. 

Ebenfalls war der starke studentische Protest in den späten 1960er Jahren kein 

isoliertes deutsches Phänomen, sondern schlug zum Beispiel ebenso in Frank-

reich, den USA und Japan hohe Wellen. Dennoch dominierte in den 1970er und 

1980er Jahren sowohl in dem öffentlichen Diskurs als auch in der Hochschul-

forschung weiterhin die Vorstellung, dass die Hochschulsituation in der 
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Bundesrepublik Deutschland kaum mit der in anderen Ländern vergleichbar sei 

und Lösungen vor allem Blick auf das eigene Land zu suchen seien. 

Diese Hochschul-Entwicklungen wurden in den 1960er Jahren zunehmend 

von einzelnen Wissenschaftler/inne/n – insbesondere der Ökonomie, Soziologie 

und Rechtswissenschaft – thematisiert, für die die Hochschule zumeist ein For-

schungsgegenstand neben anderen wurde. Von 1968 bis 1978 kam es dann zur 

institutionellen Etablierung der Hochschulforschung – wohl weniger umfang-

reich als zeitweilig vermutet und zumeist in Verbindung mit Service- und Be-

ratungsfunktionen (siehe dazu Oehler/Webler 1988).  

Zwei Institutionen entstanden frühzeitig außerhalb der Hochschulen: Ein 

Arbeitsbereich des – mit Unterstützung der Stiftung Volkswagenwerk aufge-

bauten – Hochschul-Informations-System (HIS), das im Jahre 1968 in Hanno-

ver etabliert wurde, und das Bayerische Staatsinstitut für Hochschulforschung 

und Hochschulplanung (IHF), das 1973 in München gegründet wurde. Eine 

große Zahl von Hochschulen richtete um 1970 hochschuldidaktische Zentren 

ein, von denen in erster Linie praktische Leistungen zur Verbesserung der Qua-

lität von Studium und Lehre erwartet wurden, bei denen aber auch Forschung 

dazugehören konnte; tatsächlich traten zwei dieser Zentren (in Hamburg und 

Dortmund) in der Hochschulforschung kontinuierlich hervor, und aus einigen 

anderen Zentren wurden einzelne Wissenschaftler/innen bekannt. Nur an einer 

Hochschule wurde im Kernbereich von Forschung und Lehre eine Forschungs-

einheit für Hochschulforschung etabliert: Im Jahre 1978 an der Gesamthoch-

schule Kassel das Wissenschaftliche Zentrum für Berufs- und Hochschulfor-

schung. Darüber hinaus war Hochschulforschung bei zwei Forschungsinstitu-

ten außerhalb der Hochschulen Hochschulforschung eines von mehreren The-

men in einem breiten Forschungsspektrum: Beim Max-Planck-Institut für Bil-

dungsforschung in Berlin und beim Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg. Schließlich ist zu er-

wähnen, dass am Zentrum Bildungsforschung der Universität Konstanz gegen 

Ende der 1960er Jahre dauerhaft eine Arbeitsgruppe Bildungsforschung eta-

bliert wurde.  
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Die Zeit von Ende der 1960er bis Ende der 1970er Jahre kann somit als 

Etablierungsphase der Hochschulforschung in der in der Bundesrepublik 

Deutschland betrachtet werden. In den nachfolgenden Jahrzehnten wurden wei-

tere Institutionalisierungen nur noch in Einzelfällen vorgenommen.  

Die Namen der Institutionen, die sich mit Hochschulfragen wissenschaft-

lich befassten, thematisierten in der Regel den Gegenstandsbereich oder den 

Forschungsansatz – etwa Hochschuldidaktik, Hochschulplanung oder die Be-

ziehungen von Hochschule und Beruf. Ein expliziter geopolitischer Bezug im 

Namen der Institution erfolgte allerdings zunächst nur in einem Falle – beim 

Bayerischen Staatsinstitut. Dennoch schien von der institutionell neu etablier-

ten Hochschulforschung in der Regel explizit gefordert oder implizit erwartet 

zu sein, die Aufmerksamkeit auf die nationale Hochschulsituation – insgesamt 

oder auf einzelne Regionen bzw. einzelne Institutionen – zu richten. 

Die Dominanz der deutschen Hochschulszene in den frühen Analysen der 

Hochschulforschung wurde sicherlich auch dadurch gestärkt, dass bei der 

Mehrheit der Institutionen, die in der Hochschulforschung aktiv wurden, diese 

in enger Verbindung mit Dienstleistungen und Beratungstätigkeiten stand. 

Hinzu kam, dass auch die wichtigsten Förderer von Projekten der Hochschul-

forschung in ihren ersten Jahrzehnten – die Stiftung Volkswagenwerk und das 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) – in dieser Zeit 

auch eher dazu tendierten, Forschung mit nationalem Fokus zu unterstützen. 

Diese Institutionen zeigten sich jedoch später sehr schnell bereit, Forschungs-

projekte mit internationalen Akzenten zu fördern. 

Allerdings hatten an den in Hochschulforschung aktiven Institutionen die 

einzelnen Wissenschaftler/innen große Spielräume für die Ausprägung ihrer 

Berufsrolle. So waren innerhalb der jeweiligen Institutionen in der Regel je-

weils verschiedene der Typen von Hochschulforschern vertreten, wie sie in ei-

ner internationalen Studie herausgearbeitet worden sind (Teichler 1996): (1) 

Disziplin-Basierte, die sich gelegentlich mit Hochschulfragen befassen; (2) 

Disziplin-Orientierte, die sich Hochschulfragen dauerhaft zuwenden; (3) Hoch-

schulforscher/innen, die typisch für entsprechend spezialisierte wissenschaftli-

che Institutionen sind; (4) Angewandt orientierte Hochschulforscher/innen; (5) 
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Berater in Hochschulfragen, für die auch Hochschulforschung prägend ist; (6) 

„Reflective practitioners“, die ihre Aufmerksamkeit auch auf die Hochschul-

forschung richten. Vor allem bei den erstgenannten Typen erfolgte die intensive 

Aufarbeitung der Hochschulforschung häufig international ausgelegt, und bei 

einigen Hochschulforscher/inne/n und auch bei einigen Institutionen wuchs 

frühzeitig das Interesse am internationalen Vergleich und an internationalen 

Hochschulbeziehungen.  

3.2 Die Szene in den 1980er und 1990er Jahren 

Die 1980er und 1990er Jahre, in denen man eine Konsolidierung der deutschen 

Hochschulforschung hätte erwarten können, waren von zahlreichen Verände-

rungen in den öffentlichen Hochschuldiskursen gekennzeichnet. Der relativ 

großen Hochschulreformeuphorie um 1970 folgte ab Ende der 1970er Jahre 

ein „Tief“. Es setzten heftige hochschulpolitische Kontroversen über Schwä-

chen und Stärken der vorangehenden Veränderungsversuche ein. Das deutliche 

geringere Wachstum der öffentlichen Hochschulfinanzierung als das der Stu-

dentenzahlen wurde von Aufrufen begleitet, sich einige Zeit ganz auf die Be-

wältigung der „Studentenbergs“ zu konzentrieren. Die deutsche Vereinigung 

stellte in der ersten Hälfte der 1990er Jahre die Frage in dem Mittelpunkt, wie-

weit die Hochschulen im Osten Deutschlands sich in das bestehende System im 

Westen einzupassen hätten oder auch gesonderte Akzente pflegen könnten. 

Weiterhin waren für einen bemerkenswerten Teil der Hochschulfor-

scher/innen in Deutschland Fragen der Internationalität der Hochschulfor-

schung von großer Bedeutung. Auch beteiligte sich insbesondere das Kasseler 

Zentrum in starkem Maße an der internationalen Kooperation der Hochschul-

forschung: So erfolgte die Gründung des Consortium of Higher Education Re-

searchers (CHER) 1988 in Kassel, und Mitglieder des Zentrums übernahmen 

jahrelang Leitungs- und Sekretariatsfunktionen. Sie waren darüber hinaus auch 

an Leitungsfunktionen der beiden weiteren bedeutsamen Institutionen der 

Hochschulforschung in Europa – der European Association for Institutional Re-

search (EAIR) und der Society for Research into Higher Education (SRHE) – 
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beteiligt und spielten auch eine bedeutsame Rolle bei der ab 1990 erfolgten 

Durchführung von multinationalen Forschungsprojekten zur Beziehung von 

Hochschule und Beruf und zum Hochschullehrerberuf.   

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre wurden dann deutliche Änderungen 

der Hochschullandschaft markant, wie sie ähnlich auch bereits vorher in eini-

gen anderen europäischen Ländern eingesetzt hatten: Ein großer Stellenwert 

von Hochschul-Evaluation, eine Verschiebung der staatlichen Handelns in 

Richtung reduzierter Detailaufsicht sowie einer stärker strategisch ausgerichte-

ten Hochschulpolitik sowie schließlich ein erheblicher Machtzuwachs für das 

Hochschulmanagement verbunden mit einer elaborierten Hochschulorganisa-

tion, aber auch mit stärkerer Steuerung der Wissenschaftler/innen. 

In der Zeit von Ende der 1970er bis Mitte der 1990er Jahre sank an vielen 

deutschen Hochschulen die Einsatzbereitschaft für die Verbesserung von Stu-

dium und Lehre, und manche hochschuldidaktischen Zentren wurden nach kur-

zer Zeit wieder geschlossen. Für einen weiteren Ausbau von Hochschulfor-

schung fehlte das Interesse.  

Nur zwei Institutionen traten hinzu. Nach langen Schwierigkeiten in Ver-

suchen, wenigstens kleine Bestände der Hochschulforschung aus DDR-Zeiten 

zu bewahren, wurde 1996 das Institut für Hochschulforschung Wittenberg 

(HoF Wittenberg) als An-Institut der Martin-Luther-Universität Halle-Witten-

berg gegründet. Das im Gefolge des wachsenden Interesses an Beratung des 

Hochschulmanagements im Jahre 1994 entstandene Centrum für Hochschul-

entwicklung (CHE) etablierte auch einen dauerhaften Arbeitsbereich Hoch-

schulforschung. Die Gesamtzahl der einzelnen Wissenschaftler/innen in 

Deutschland zu dieser Zeit, die sich in ihrer Forschung auf Hochschulfragen 

konzentrierten oder als eines ihrer Themenbereiche behandelten, ist schwer ein-

zuschätzen, scheint jedoch nicht zurückgegangen zu sein (siehe dazu Gun-

kel/Freidank/Teichler 2003). Man hätte in dieser zweiten Phase der Entwick-

lung für die Hochschulforschung wohl Bemühungen um Konsolidierung erwar-

tet, aber vor allem neue Herausforderungen waren zu bewältigen. 

Erst in den späten 1990er Jahren begannen internationale Entwicklungen 

eine bedeutsame Rolle im öffentlichen Hochschuldiskurs in Deutschland zu 



ULRICH TEICHLER 114

spielen. Unter anderem wuchs das Interesse an der Mobilität von Studierenden 

und jungen Wissenschaftlern in Europa. Auch wurden nunmehr internationale 

Hochschulstatistiken aufmerksam mit der Frage verfolgt, ob das deutsche 

Hochschulwesen gegenüber manchen anderen Ländern in Rückstand geraten 

sei. Und natürlich war auch der Blick auf die Transformation der Hochschul-

systeme in Mittel- und Osteuropa gerichtet.  

Daher wurde auch von der Hochschulforschung erwartet, sich dem inter-

nationalen Vergleich und den internationalen Hochschulbeziehungen mehr als 

in Vergangenheit zu widmen. Für selbstverständlich wurde in solchen Erwar-

tungen und auch von der Mehrheit der Hochschulforscher/innen allerdings ge-

halten, dass der Blick überwiegend auf die deutsche Situation gerichtet blieb. 

3.3 Die Szene seit Beginn des 21. Jahrhunderts     

Nach Beginn des 21. Jahrhunderts setzten sich in der deutschen Hochschulland-

schaft die bereits in den 1990er Jahren beobachtbaren Trends einer wachsenden 

Bedeutung unterschiedlicher Evaluierungsaktivitäten (nun z.B. in Form von 

Akkreditierungen) und einer zunehmenden Macht des Hochschulmanagements 

fort. Hinzu trat in dem öffentlichen Hochschuldiskurs eine große Aufmerksam-

keit auf zwei aus internationalen Entwicklungen auf das deutsche Hochschul-

wesen hinzukommende Herausforderungen: Die Entscheidung vieler europäi-

scher Länder im Bologna-Abkommen von 1999, eine europäische Hochschul-

Konvergenz in verschiedenen Aspekten zu fördern, so in der Einführung ge-

stufter Studiengänge und -abschlüsse und in der flächendeckenden Einführung 

eines Credit-Systems zur Leistungsbewertung im Studium, führte trotz verbrei-

teter Skepsis in Deutschland zu entsprechenden Umstellungen im Laufe eines 

Jahrzehnts. Und die international gewachsene Aufmerksamkeit auf „Rankings“ 

von „World-Class Universities“ wurde in Deutschland mit der Etablierung der 

„Exzellenz-Initiative“ aufgenommen und damit mit einer Förderung von Qua-

litätsunterschieden zwischen den Hochschulen und somit mit einer stärkeren 

vertikalen Stratifizierung des Hochschulwesens, allerdings in weitaus beschei-

denerem Maße als zum Beispiel in den USA. 
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In dieser dritten Phase der Hochschulforschung in Deutschland – in den 

ersten beiden Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts – war keine institutionelle Aus-

weitung zu beobachten. Mehrere hochschuldidaktische Zentren wurden ge-

schlossen, allerdings die forschungsintensivsten von ihnen (in Hamburg und 

Dortmund) zu Instituten für Hochschulforschung innerhalb von Fachbereichen 

umgewandelt. Das Kasseler Zentrums, bei dem „Internationalität“ von Anfang 

an eine größere Rolle gespielt hatte, wurde 2006 in „Internationales Zentrum 

für Hochschulforschung“ (INCHER-Kassel) umbenannt. Die Abteilung für 

Hochschulforschung des Hochschul-Informations-Systems wurde zu einem ei-

genständigen Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung 

(DZHW) ausgebaut. Ganz neue Institutionen der Hochschulforschung kamen 

nicht hinzu, allerdings einzelne Professuren.  

Es wuchs jedoch ein neuer Bereich und ein neuer Typus von Beteiligten 

an der Hochschulforschung heran. Im Zuge des wachsenden Einflusses des 

Hochschulmanagements stieg die Zahl der an den einzelnen Hochschulen be-

schäftigten Personen mit Hochschulabschluss, die für Entscheidungsvorberei-

tung und -umsetzung und für anspruchsvolle Dienstleistungen zuständig sind, 

an deutschen Hochschulen sehr stark an. Ein beachtlicher Anteil dieser „Hoch-

schulprofessionellen“ (siehe Schneijderberg u. a. 2013) bzw. zumeist „Wissen-

schaftsmanager/innen“ Genannten (siehe Krempkow/Höhle/Janson 2023; 

Krempkow u. a. 2023)   widmet einen Teil ihrer Zeit der Forschung zu ausge-

wählten Hochschulthemen, z.B. der Situation der international mobilen Studie-

renden oder dem beruflichen Verbleib der Absolvent/inn/en. Daneben scheinen 

Hochschulfragen auch als Themengebiet einzelner Wissenschaftler/innen in 

jüngster Zeit eher zugenommen zu haben (siehe Ramirez/Beer/Pasternack 

2021). 

Die gewachsene Bedeutung internationaler Entwicklungen im öffentli-

chen Diskurs über Hochschulfragen in Deutschland wurde natürlich in der 

Hochschulforschung auch als Aufforderung wahrgenommen, den internationa-

len Hochschulentwicklungen und der internationalen Mobilität größere Auf-

merksamkeit zu widmen; dazu gehörte auch die Erwartung, dass internationale 

Vergleichsstudien zunehmen.   
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Dass eine Institution in dieser Zeit „international“ in den Namen aufnahm, 

scheint in die Zeit zu passen: Wie bereits erwähnt, wurde das Kasseler Wissen-

schaftliche Zentrum für Berufs- und Hochschulforschung im Jahre 2006 in In-

ternationales Zentrum für Hochschulforschung umbenannt und zumeist Inter-

national Centre for Higher Education Research (INCHER-Kassel) genannt. Al-

lerdings hatte diese Institution bereits seit der Gründung im Jahre 1978 sehr 

stark international orientiert. Bei der Gründung wurde ein Professor berufen, 

dessen vorangehende Forschungsarbeiten ganz auf internationale Vergleiche 

konzentriert waren und dessen vorangehende Publikationen zu etwa einem 

Viertel fremdsprachlich waren. Die Gesamthochschule Kassel brachte von Be-

ginn an zum Ausdruck, dass von diesem Zentrum international sichtbarer For-

schungserfolg erwartet würde. Bereits in den 1980er Jahren war das Zentrum 

an zahlreichen international vergleichenden Studien – mit Unterstützung durch 

das zuständige Bundesministerium und die Europäische Kommission – betei-

ligt (siehe dazu Oehler 1988; Teichler 1990); in den 1990er Jahren trat eine 

maßgebliche Beteiligung an international kooperativen empirischen Studien 

hinzu (siehe Schwarz/Teichler 2003). Größere Studien zur internationalen Si-

tuation der Hochschulforschung konnten wiederholt – unterstützt durch die 

Volkswagen-Stiftung – durchgeführt werden (siehe z.B. Neave/Teichler 1989; 

Schwarz/Teichler 2000). Auch erfolgte in Kassel bei einer internationalen Ta-

gung die Gründung der wichtigsten internationalen Hochschulforscher-Verei-

nigung – des Consortium of Higher Education Researchers (CHER) (siehe 

Kehm/Musselin 2013). Die starke internationale Orientierung schlug sich spä-

ter unter anderem darin nieder, dass die Mehrheit der Publikationen in Englisch 

und anderen Fremdsprachen verfasst waren.  

Im Gegensatz dazu wurde im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts, als 

der Hochschulforschungsbereich des Hochschul-Informations-Systems (HIS) 

zu einer eigenständigen Institution erhoben und mit einem Institut für Wissen-

schaftsforschung fusioniert wurde, „deutsch“ erstmals in den Namen einer In-

stitution der Hochschulforschung aufgenommen: Deutsches Zentrum für Hoch-

schul- und Wissenschaftsforschung (DZHW). Mit der Namensnennung war 

zweifellos die Absicht verbunden, eine große Bedeutung dieser Institution 
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innerhalb der deutschen Hochschulforschung zu fördern. Ob mit der Namen-

wahl auch eine Sorge seitens der deutschen staatlichen Förderer und der Grün-

der mitgespielt hat, dass die Hochschulforschung in Deutschland zu sehr auf 

Internationalität einginge, ist nicht eindeutig festzustellen. 

Zusammenfassend zeigt ein Blick auf den öffentlichen Diskurs zu Hoch-

schulfragen und auf die institutionelle personelle Entwicklung der Hochschul-

forschung in der Bundesrepublik Deutschland seit den 1960er Jahren, dass in 

den Anfangsjahrzehnten der Blick auf die deutsche Situation ganz eindeutig im 

Vordergrund stand. In der öffentlichen Diskussion bekam der Blick über die 

Grenzen hinaus in den späten 1990er Jahren ein gewisses Gewicht, und seit 

dem ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts gehört er dazu. Eindeutig wuchs da-

mit auch die Erwartung an die Hochschulforschung, sich den internationalen 

Hochschulentwicklungen stärker zuzuwenden und mehr international verglei-

chende Analysen vorzunehmen, und tatsächlich wurde Internationalität auf 

vielfältige Weise in der deutschen Hochschulforschung bedeutsam.  

4. Der tatsächliche Stellenwert von Internationalität in 
der deutschen Hochschulforschung 

4.1 Internationalität in den 1960er und 1970er Jahren  

Für die Analyse, welchen Stellenwert Internationalität tatsächlich in der Hoch-

schulforschung in der Bundesrepublik Deutschland gehabt hat, bietet sich ein 

Blick auf einschlägige Trend-Reports, Verzeichnisse von Personen und Institu-

tion sowie auf Bibliographien an. Sofern solche Quellen nicht für alle Etappen 

in der Entwicklung der Hochschulforschung vorliegen, wird mit einem Blick 

auf ausgewählte Analysen von Hochschulforscher/inne/n die Informationsbasis 

ergänzt.   

Der erste Trendreport zur Hochschulforschung, der in Deutschland erar-

beitet wurde, war nicht auf dieses neue Forschungsgebiet in der Bundesrepublik 

Deutschland fokussiert, sondern beabsichtigte, die weltweite Situation zu erfas-

sen. Zu den ersten größeren Projekten in dem im Jahre 1963 in Berlin 



ULRICH TEICHLER 118

gegründeten Institut für Bildungsforschung in der Max-Planck-Gesellschaft ge-

hörte eine möglichst umfassende Bestandsaufnahme der Hochschulforschung. 

Sie wurde vom International Committee for Social Science Information, das 

auf Initiative der UNESCO entstanden war, angeregt sowie mitfinanziert und 

erhielt auch Unterstützung vom Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft. 

Mehr als fünf Jahre recherchierte ein Wissenschaftler-Team unter der Leitung 

des Soziologen Dietrich Goldschmidt. Die in deutscher Sprache erschienene 

kürzere Fassung des Trendreports (Nitsch 1973) verdeutlicht, dass insbeson-

dere auf die Analyse von internationalen und vergleichenden Studien und von 

Studien zu interkulturellen Beziehungen Wert gelegt wurde. Im Sachindex wur-

den 18 Länder bzw. Regionen – darunter die Bundesrepublik Deutschland – 

genannt, deren Publikationen gründlich sondiert wurden. Der Band in deutscher 

Sprache enthält eine Auswahl von mehr als 2.000 – der insgesamt mehr 10.000 

gesammelten – Publikationstiteln, davon mehr als 80 Prozent in Englisch oder 

anderen Fremdsprachen. Der Trend-Bericht lässt allerdings keine Schlüsse zu, 

wieweit Internationalität in der Hochschulforschung bis zu den 1960er Jahren 

– insgesamt und in den einzelnen Ländern – eine Rolle gespielt hat. 

Im Laufe der 1980er Jahre wurde der Stand der Hochschulforschung in der 

Bundesrepublik Deutschland dreimal in größeren Sammelbänden behandelt, 

weshalb die Hochschulforschung der 1960er und 1970er Jahre als gründlich 

recherchiert betrachtet werden kann. Im ersten Fall erschien im Rahmen einer 

vielbändigen Enzyklopädie Erziehungswissenschaft ein Band „Ausbildung und 

Sozialisation in der Hochschule“, der von dem für seine hochschuldidaktischen 

Studien bekannten Ludwig Huber (1983a) herausgegeben wurde. Im Heraus-

geber-Vorwort wird betont, dass „historische Sachverhalte und internationale 

Entwicklungen“ in den Beiträgen berücksichtigt werden sollten, die als „Alter-

nativen zur Diskussion über das Bildungssystem in der Bundesrepublik 

Deutschland anregen können“ (Lenzen 1983, S. 13). Im Vorwort des Hoch-

schulbandes wird die These vertreten, dass die deutsche Hochschulforschung 

sich noch nicht zu einer europäischen oder gar internationalen Forschung ent-

wickelt habe und noch nicht den Stand der Hochschulforschung in den USA 
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und in einigen anderen Ländern erreicht habe. Der – zuvor behandelte – Report 

von Nitsch sei ein einsames Monument geblieben (Huber 1983b, S. 24).  

Dennoch gelang es dem Herausgeber dieses Bandes, eine Reihe der Kapi-

tel-Autoren zur Berücksichtigung der internationalen Diskurse der Hochschul-

forschung zu veranlassen. In 14 der 22 Aufsätze hatte dies einen bedeutenden 

Stellenwert. In einigen Beiträgen waren mehr als ein Viertel der genannten Pub-

likationen englischsprachig – zumeist verfasst von Wissenschaftler/inne/n an-

derer Länder. Im zweiten Teil, der als „Lexikon“ bezeichnet ist, sind die meis-

ten der etwa 100 Beiträge eher auf die deutsche Situation fokussiert, aber ein 

Viertel der etwa 300 Seiten ist für Darstellungen der Hochschulsysteme in an-

deren Ländern bzw. Regionen reserviert.   

Im zweiten Fall wurde – mit Unterstützung des Bundesministeriums für 

Bildung und Wissenschaft – ein großer Sammelband zum „Forschungsgegen-

stand Hochschule“ in der Bundesrepublik Deutschland publiziert (Gold-

schmidt/Teichler/Webler 1984). Den Beiträgen und der Bibliographie-Erarbei-

tung ging eine – vom Interdisziplinären Zentrum für Hochschuldidaktik der 

Universität Bielefeld veranstaltete – Fachtagung voraus, die das Konzept für 

diesen Band prägte. Die 13 Kapitel-Überschriften in diesem Band enthalten in 

der Regel keine örtlichen Angaben als Zusatz zu den behandelten Themen, aber 

von den Autor/inn/en war erwartet worden, in erster Linie Trendreports zu 

Hochschulfragen in der Bundesrepublik Deutschland zu erstellen. In einigen 

Kapiteln wurde kurz auf die internationale Lage der Forschung eingegangen. 

Ein Kapitel – zum „Auslandstudium an deutschen Hochschulen“ – ist ganz der 

Forschung zu „Internationalität“ zuzurechnen.  

In diesem Band ist auch eine „Bibliographie zur Hochschulforschung“ 

veröffentlicht (Schöfthaler 1984). Sie umfasst nicht nur die in dem Sammel-

band zitierten Werke, sondern ist einschlägig entsprechend der Akzente des 

Bandes erweitert. Sie enthält auch Übersichten, die man nicht als Forschungs-

arbeiten betrachten würde, und gezielt auch „ausländische und internationale 

Forschung“. So sind 13 Prozent der angegebenen Werke in Fremdsprachen – 

fast in allen Fällen in Englisch – verfasst. Dabei überwiegen Werke von aus-

ländischen Autoren und ausländischen bzw. internationalen Organisationen. 
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Immerhin vier Prozent der genannten Publikationen von deutschen Au-

tor/inn/en sind in englischer Sprache verfasst. 

Im Anschluss an diese Publikation wurde am Wissenschaftlichen Zentrum 

für Berufs- und Hochschulforschung der Gesamthochschule Kassel – wiederum 

mit finanzieller Unterstützung durch das Bundesministerium für Bildung und 

Wissenschaft – eine ausführlichere kommentierte Bibliographie erstellt, die 

vier Jahre später als Buch erschien (Over 1988). Unter den über 4.000 genann-

ten Publikationen sind vor allem solche, die zwischen 1965 und 1985 erschie-

nen sind, und ergänzend selektiv auch solche aus den Jahren zwischen 1945 

und 1965. Der Titel der Buchpublikation „Die deutschsprachige Forschung 

über Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland“ verdeutlicht, dass es in 

erster Linie um Publikationen von deutschen Autor/inn/en ging und dabei in 

der Regel um Texte in deutscher Sprache. In der Einleitung wurde ausgeführt, 

dass allerdings auch fremdsprachliche Werke deutscher Wissenschaftler/innen 

aufgenommen worden waren und auch wichtige Werke nicht-deutscher Auto-

ren. Tatsächlich sind in dieser Bibliographie nur etwa ein Prozent der aufge-

führten Werke von deutschen Autor/inn/en in englischer Sprache verfasst (so 

mehrere Publikationen von Claudius Gellert, Dietrich Goldschmidt, Ulrich 

Teichler und Peter Weingart). Ebenfalls etwa ein Prozent – fast durchgängig in 

englischer Sprache – haben ausländische Verfasser bzw. Herausgeber (darunter 

mehrmals OECD und UNESCO). Bei den Titeln der über 30 Sachgebiete, nach 

denen der Band gegliedert ist, waren „Internationalität“ oder ähnliche Begriffe 

nicht genannt worden. In den Bereichen „Besondere Studiengänge“ und „Be-

sondere Studentenkategorien“ waren allerdings eine größere Zahl von Publika-

tionen zur internationalen studentischen Mobilität aufgeführt worden. 

Der dritte Fall ist ein im Jahre 1988 erstellter Sammelband, der aus der 

Arbeit der Arbeitsgruppe Hochschulforschung der Sektion Bildungs- und Er-

ziehungssoziologie der Deutschen Gesellschaft für Soziologie (DGS) hervor-

gegangen ist (Oehler/Webler 1988). In zwölf Kapiteln wurden die Forschungs-

arbeiten in einzelnen deutschen Institutionen oder Gruppen von Institutionen 

dargestellt, an die sich Kapitel über ausgewählte Forschungsthemen anschlos-

sen. In einem der beiden Einleitungskapitel wurde betont, dass die Analysen zu 
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Hochschulreformversuchen und zum Scheitern dieser Versuche oft Besonder-

heiten des deutschen Hochschulwesens im internationalen Vergleich anspre-

chen sollten, ohne jedoch explizit internationale Vergleiche vorzunehmen. Al-

lerdings seien eine Reihe von Analysen zu ausländischen Hochschulsystemen 

von deutschen Hochschulforschern vorgenommen worden, in denen auch oft 

vergleichend Bezug zur deutschen Situation hergestellt worden sei (Webler 

1988, S. 36).   

Dieser Sammelband enthält auch Kapitel zur Hochschulforschung in Ös-

terreich und in der Schweiz. Das war offensichtlich nicht dem Interesse an in-

ternational vergleichender Forschung zu verdanken, sondern der engen Zusam-

menarbeit von Wissenschaftler/innen im deutschsprachigen Raum. Das zeigte 

sich auch später bei der Gründung der Gesellschaft für Hochschulforschung 

(GfHf) im Jahre 2006: Ihr gehören mit Selbstverständlichkeit ohne kulturelle 

Barrieren ebenfalls Wissenschaftler/innen aus dem ganzen deutschsprachigen 

Raum in Europa an. 

In den zwölf Kapiteln zur Hochschulforschung in einzelnen Institutionen 

bzw. Gruppen von Institutionen sind etwa drei Prozent der genannten – von den 

Wissenschaftler/inne/n dieser Institutionen verfassten – Texte englischspra-

chig. Die Darstellung der wissenschaftlichen Arbeit ist in der Mehrheit der Ka-

pitel ganz auf die deutsche Situation konzentriert. Internationalität – vor allem 

internationaler Vergleich – hatte allerdings bei vier Institutionen bzw. Instituti-

onsgruppen einen ergänzenden – eher untergeordneten – Stellenwert und bei 

einer Institution – dem Kasseler Zentrum – einen sehr hohen Stellenwert. 

4.2  Internationalität in den 1980er und 1990er Jahren 

Da in den 1980er und 1990er Jahren das öffentliche Interesse an Hochschulfor-

schung in Deutschland nicht so groß erschien wie etwa Ende der 1960er und zu 

Beginn der 1970er Jahre, sollte es nicht überraschen, dass über diesen Zeitraum 

keine ausführlichen Bilanzen der Hochschulforschung erarbeitet wurde. Daher 

ist das im Jahre 2003 publizierte Directory der Hochschulforschung (Gun-

kel/Freidank/Teichler 2003), das aus einem mehrjährigen – von der Stiftung 
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Volkswagenwerk unterstützten – Projekt über „Ergebnisse und Potenziale der 

Forschung über Hochschulen“ hervorging, die ergiebigste Quelle. 

In diesem Zeitraum wurden allerdings zahlreiche Analysen zur internatio-

nalen Situation der Hochschulforschung – großenteils unter Beteiligung des 

Kasseler Zentrums – veröffentlicht (Neave/Teichler 1989; Sadlak/Altbach 

1997; Altbach/Engberg 2000; Schwarz/Teichler 2000; Teichler/Sadlak 2000). 

Diese beziehen zwar die deutsche Hochschulforschung ein, gehen aber darauf 

nicht so detailliert ein, dass dies zur detaillierten Bilanzierung in diesem Rah-

men beitragen könnte. 

Der im Jahre 2003 veröffentlichte Band enthält grundlegende Information 

über sieben Institutionen, die entweder auf Hochschulforschung fokussiert wa-

ren oder dies als einen ihrer bedeutenden Aufgabenbereiche betrachteten. In 

den kurzen Aussagen zu Forschungsschwerpunkten wurden der internationale 

Vergleich oder die internationalen Hochschulentwicklungen in vier von sieben 

Fällen genannt.  

Darüber hinaus wurden in dem Band Profilinformationen von bis zu zwei 

Seiten zu fast 200 Wissenschaftler/inne/n angeboten. 28 Prozent berichteten, 

dass zu ihren wissenschaftlichen Aktivitäten der internationale Vergleich ge-

hört oder dass sie bestimmte internationale Themen bearbeiten, z.B. internatio-

nale studentische Mobilität, Wissenschaftler-Migration, internationaler Wis-

senstransfer, Internationalisierungspolitiken von Staaten bzw. Hochschulen 

und Europäisierungs-Politiken. 24 Prozent nannten unter ihren wichtigsten bis 

zu fünf Publikationen fremdsprachliche – zumeist englischsprachige – Texte; 

diese machten etwa 10 Prozent aller genannten Publikationen aus.    

4.3  Internationalität in den ersten beiden Jahrzehnten des 21. 
Jahrhunderts 

Die Einschätzung, wie sich der Stellenwert von Internationalität in der Hoch-

schulforschung in Deutschland im ersten und zweiten Jahrzehnt verändert hat, 

ist dadurch erschwert, dass die einzige gründliche Bestandsaufnahme – vom 

Institut für Hochschulforschung Wittenberg auf Initiative des 
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Bundesministeriums für Bildung und Forschung erstellt (Ramirez/Beer/Paster-

nack 2021) – fast durchgängig nur Information im Aggregat für Hochschul- und 

Wissenschaftsforschung bereitstellt. Auf Vorschlag des Wissenschaftsrats im 

Jahre 2014, mit Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung und For-

schung und auch unterstrichen durch die Überleitung von HIS-Teilbereichen in 

das Deutsche Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung wurden 

zahlreiche Versuche unternommen, die beiden Forschungsbereiche aufeinander 

zuzuführen 

Da die Bestandsaufnahme einige Listen – so der einzelnen Institutionen 

und der Zeitschriften, in denen häufig publiziert wird – enthält, lassen sich je-

doch auf dieser Basis einige Einschätzungen zur Hochschulforschung gewin-

nen. So wird die Vermutung bestärkt, dass die Hochschulforschung in den 

jüngsten zwei Jahrzehnten in der Zahl der Institutionen und der Zahl der Wis-

senschaftler/innen nicht gewachsen ist. 

Zur Internationalität nannten 17 Prozent der kontinuierlich und 11 Prozent 

der diskontinuierlich in den beiden Forschungsbereichen aktiven Wissenschaft-

ler/innen „Internationalisierung“ als Forschungsthema. Das sind weniger als die 

Nennungen von internationalem Vergleich seitens der Hochschulforschern im 

Jahre 2003. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass internationale For-

schungsakzente in der jüngeren Studie vermehrt unter andere Kategorien sub-

sumiert worden sind. 

Bei den Angaben zur den Publikationsaktivitäten zeigte sich, dass 24 Pro-

zent der Aufsätze, die in Zeitschriften mit einem expliziten Hochschul-Bezug 

im Titel veröffentlicht worden waren, englischsprachig sind. Ob das eindeutig 

eine deutliche Steigerung gegenüber den 10 Prozent belegt, die 2003 seitens der 

Hochschulforscher/innen für alle Publikationen genannt worden sind oder ob 

hier Unterschiede in den Respondenten und in den Publikationsorganen zum 

Tragen kommen, lässt sich nicht mit Sicherheit aussagen. 

Auch internationale Studien zur Hochschulforschung verschaffen hier kei-

nen Überblick. Nur wenige wurden in den ersten beiden Jahrzehnten des 21. 

Jahrhunderts veröffentlicht – darunter zwei mit deutscher Beteiligung (Bren-

nan/Teichler 2008; Meek/Teichler/Kearney 2009), und wiederum zeigte sich – 



ULRICH TEICHLER 124

wie bei den früheren Publikationen, dass die Informationen nicht so stark nach 

Ländern und nach Themen untergliedert waren, dass sie für die hier behandelte 

Thematik hätten hilfreich sein können. Eine Publikation zum Stellenwert des 

Themas „Internationalisation“ in der internationalen Hochschulforschung 

(Kehm/Teichler 2007) ist zwar aufschlussreich in der Spezifizierung der The-

men, nimmt aber ebenfalls keine Aufgliederung nach Ländern vor, aus den die 

Autor/inn/en stammen. Der Rückgang solcher Trendreporte ist möglicherweise 

auch darauf zurückzuführen, dass inzwischen verschiedene Organisationen 

Häufigkeiten der Zitierungen von Wissenschaftler/inn/en sammeln und online 

bekannt machen. Damit wird wiederum der Stellenwert von Internationalität in 

den wissenschaftlichen Arbeiten nicht deutlich gemacht, aber zumindest erge-

ben sich dadurch Anhaltspunkte dafür, wie wieweit deutsche Hochschulfor-

scher/innen international zur Kenntnis genommen werden. So nannte z.B. rese-

arch.com im Jahre 2022 den deutschen Wissenschaftsforscher Lutz Bornmann 

und den deutschen Hochschulforscher Ulrich Teichler unter den 25 am häufigs-

ten zitierten deutschen Geistes- und Sozialwissenschaftler/inne/n und unter den 

zehn weltweit am häufigsten zitierten Hochschul- und Wissenschaftsforschern.   

Eine gründliche Analyse des Stellenwerts von Internationalität in den jün-

geren Publikationen der Hochschulforscher/innen in Deutschland kann daher 

hier nicht geleistet werden. Aber ein Blick auf ausgewählte Beispiele kann hel-

fen, die Situation ungefähr einzuschätzen. Drei Sammlungen von Text seien im 

Folgenden geprüft: 

 In der vom Institut für Hochschulforschung Wittenberg herausgegebenen 

Zeitschrift „die hochschule. journal für wissenschaft und Bildung“ war im 

Jahre 2022 „Studieren mit und ohne Corona“ (Pasternack/Watermann 

2022) das Hauptthema. Die acht Aufsätze dieses Bereichs bezogen sich 

auf die deutsche Situation, allerdings einer davon mit deutlichen Kompo-

nenten des internationalen Vergleichs. Fast ein Viertel der insgesamt zi-

tierten Publikationen hatten ausländische Autoren, und etwa ein Fünftel 

waren englischsprachig. 

 In der vom Bayerischen Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hoch-

schulplanung herausgegebenen Zeitschrift „Beiträge zur 
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Hochschulforschung“ war im Jahre 2022 ein Hauptthema: „Internationale 

Studierende in Deutschland“; in den meisten Beiträgen dazu überwogen 

eindeutig Nennungen von englischsprachigen, meistens von ausländischen 

Autor/inn/en verfasste Publikationen. In den weiteren zwölf Artikeln die-

ses Zeitschriftenjahrganges, in denen primär Hochschulfragen mit Blick 

auf die deutsche Situation behandelt wurden, waren mehr als ein Viertel 

der genannten Publikationen englischsprachig – zumeist zur theoretischen 

bzw. methodischen Fundierung des Gegenstandsbereichs oder zur Erläu-

terung der internationalen Entwicklungen im Gegenstandsbereich. 

 Schließlich sind in diesem Zusammenhang Publikationen von Interesse, in 

denen die deutsche Situation einer Thematik dargestellt wird, die durch 

internationale Entwicklungen angestoßen worden war und im Laufe der 

Zeit in Deutschland zunehmend Beachtung gefunden hat. In einem Sam-

melband zum gewachsenen Wettbewerbsklima in Hochschulen und Wis-

senschaft in Deutschland (Webler 2023) wurde die internationale Szenerie 

in fünf von neun Kapiteln behandelt, und nur fünf Kapitel waren klar auf 

die deutsche Situation konzentriert. Etwa ein Drittel der zitierten Publika-

tionen waren englischsprach – zu etwa zwei Dritteln von ausländischen 

und zu etwa einem Drittel von deutschen Autor/inn/en. 

 

Die ergänzenden Befunde bestätigen, dass in Deutschland im Zuge der allge-

mein wachsenden Aufmerksamkeit auf internationale Hochschulentwicklun-

gen in den ersten beiden Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts sich die deutsche 

Hochschulforschung tatsächlich mehr diesen Themen und der dazu vorliegen-

den wissenschaftlichen Literatur zugewandt hat.  

5. Fazit 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden in den 1960er Hochschulfragen ein 

oder der dominante Forschungsgegenstand bei einer bemerkenswerten Zahl 

von einzelnen Wissenschaftler/inn/en. Von 1968 an kam es zu einer Welle von 

Institutionalisierungen in der Hochschulforschung, die zumeist eng verwoben 
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mit Dienstleistungs- und Beratungsfunktionen waren. Die Diskurse über Bil-

dung und Wirtschaftswachstum und über Chancen und Probleme der Hoch-

schulexpansion seit Anfang der 1960er Jahre sowie der studentische Protest in 

der zweiten Hälfte der 1960er Jahre galten als Auslöser, und die folgende – 

zeitweilig große – Hochschulreformeuphorie stabilisierte das Interesse an sys-

tematischen Hochschulanalysen. Der öffentliche Hochschuldiskurs, in dem die 

Besonderheiten des deutschen Hochschulwesens betont wurden und in dem die 

gelegentlichen Hinweise auf internationale Entwicklungen gewöhnlich mit 

dem Hinweis „Das kann man nicht vergleichen“ abgetan wurde, hatte offen-

kundig großen Einfluss auf weitere Bereiche der jungen Hochschulforschung. 

Allerdings waren bereits von Beginn an nicht wenige deutsche Wissenschaft-

ler/innen mit den Theorien und Methoden der Hochschulforschung in anderen 

Ländern, mit der internationalen Hochschulszenerie und mit den wichtigsten 

Befunden der international vergleichenden Hochschulforschung vertraut. 

Die 1980er und 1990er Jahre, in denen man eine Stabilisierung der Hoch-

schulforschung hätte erwarten können, waren von häufigen Themenwechseln 

im öffentlichen Hochschuldiskurs gekennzeichnet. Einige Zeit war das Inte-

resse an größeren Hochschulreformen verflogen und auch die Aufmerksamkeit 

für Hochschulforschung gering. Ab der Mitte der 1990er nahm jedoch das In-

teresse an Hochschulforschung zu, und seitdem spielen internationalen Hoch-

schulentwicklungen in der Hochschulforschung eine bedeutsame Rolle – nun-

mehr oft begleitet von der Sorge, Deutschland könnte Nachzügler bei der Hoch-

schulexpansion, der zunehmenden internationalen Mobilität und der internati-

onalen Hochschulkooperation, beim Aufbau von Evaluierungssystemen und 

bei der Stärkung des Hochschulmanagements sein. Hochschulforschung the-

matisierte zwar weiterhin überwiegend nationale Hochschulentwicklungen, 

aber der Blick auf die Internationalität von Hochschulangelegenheiten ver-

stärkte sich deutlich. Bemerkenswert war auch die starke deutsche Beteiligung 

an international kooperativen Hochschulprojekten dieser Zeit. 

Etwa seit Beginn des 21. Jahrhunderts wurde es in Deutschland zur Selbst-

verständlichkeit, dass der Blick auf Hochschulfragen deutlich über Deutschland 

hinausgeht. Insbesondere Bemühungen um eine größere Ähnlichkeit der 
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europäischen Hochschulsysteme – so im Rahmen des „Bologna-Prozesses“ und 

Anzeichen für „globale Hochschultrends“ – etwa mit der wachsenden Betonung 

von Rangstufungen zwischen den Hochschulen, mit der steigenden Macht des 

Hochschulmanagements und einer wachsenden Wettbewerbsatmosphäre – hat-

ten auch in der Hochschulforschung zur Folge, dass der Blick stärker auf die 

internationale Hochschulszene gerichtet wurde und dass das Interesse an inter-

national vergleichenden Studien wuchs. Weiterhin konzentrierte sich zwar die 

Mehrheit der Analysen auf die deutsche Situation, aber internationale theoreti-

sche wie methodische Unterfütterung und internationale Vergleiche wurden 

große, fast selbstverständliche Ergänzungen. 

Heutzutage scheint ein Blick in der deutschen Hochschulforschung über 

das eigene Land hinaus recht verbreitet – mehr als zum Beispiel in den USA 

und Großbritannien, wo der Glaube weit verbreitet ist, dass man in Globalisie-

rungsprozessen so weit vorangeschritten ist, dass man kaum international ver-

gleichende Analysen benötigt, aber weniger als in etwa in Japan und vielen an-

deren europäischen Ländern, wie etwa den Niederlanden und den nordischen 

Ländern, in denen ein aufmerksamer vergleichender Blick viel stärker zu 

Selbstverständlichkeit geworden ist. 

Deutsche Hochschulforscher/innen sind auch im Laufe der Zeit in der in-

ternationalen Community immer mehr als interessante und wichtige Partner 

wahrgenommen worden, aber dies traf bisher für eine relativ begrenzte Zahl 

von Personen und Institutionen und bei einer begrenzten Zahl von Projekten 

und wissenschaftlichen Gesellschaften zu. Vieles spricht dafür, dass in der 

deutschen Hochschulforschung die Bemühungen um internationale Sichtbar-

keit zunehmen. Dies kann für die deutsche Hochschulforschung wertvoll sein, 

wenn bei den dabei mitspielenden Bemühungen um Reputationsgewinn nicht 

die Praxisrelevanz der Forschung leidet, die ja oft im nationalen Rahmen am 

ehesten zum Tragen kommt. So wird es um eine Balance gehen – zwischen der 

Aufmerksamkeit auf Örtliches und Nationales und der Aufmerksamkeit auf In-

ternationales.   
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Hochschulpädagogik in der DDR 

Peer Pasternack 

Die DDR-Hochschulpädagogik war erstens Teil der Forschung über Hochschu-

len, die in der DDR recht vielfältig existierte, aber nicht Hochschulforschung 

genannt wurde. Zweitens gehörte sie zum disziplinären und häufig auch insti-

tutionellen Zusammenhang der wissenschaftlichen Pädagogik. Drittens war sie 

eine praktische Anleitungslehre für die hochschulpädagogische Ertüchtigung 

des akademischen Lehrpersonals. Mit diesen drei Charakteristika gehörte sie 

sowohl zu den marxistisch-leninistischen Gesellschaftswissenschaften als auch 

zu den Bemühungen des sozialistischen Systems, „kommunistische Erziehung“ 

– hier der akademischen Jugend – zu realisieren. Die Gewichtigungen zwischen 

den politischen und professionellen Aspekten, die von den einzelnen Fachver-

treterinnen und -vertretern vorgenommen wurden, waren unterschiedlich, zum 

Teil gegensätzlich, und individuell änderte es sich mitunter auch im Zeitverlauf. 

1.  Forschung über Hochschulen 

Forschungen über Hochschulen zu institutionalisieren war in der DDR 1964 

begonnen worden. In den 60er und 70er Jahren entstand dann eine ganze Reihe 

entsprechender Einrichtungen (vgl. Pasternack 2019). 1964 wurde das Institut 

für Hochschulpolitik an der Humboldt-Universität zu Berlin (HUB) gegründet, 

das ab 1974 Institut für Hochschulbildung hieß. 1965 entstand die Forschungs- 

und Entwicklungsstelle für Technologie der Hoch- und Fachschulbauten in 

Dresden, ab 1970 unter dem Namen Institut für Hoch- und Fachschulbau. 1968 

nahm die Abteilung Studentenforschung am 1966 gegründeten Zentralinstitut 

für Jugendforschung Leipzig ihre Arbeit auf. Daneben gab es soziologische 

Studentenforschung auch an verschiedenen Hochschulen. Explizite 
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Forschungsgruppen dazu bestanden an der TU Dresden, der Hochschule für 

Verkehrswesen Dresden und der Karl-Marx-Universität Leipzig.  

1968 bis 1973 existierte ein Institut für Weiterbildung beim Ministerium 

für Hoch- und Fachschulwesen (MHF), das 1974 in das HUB-Institut für Hoch-

schulbildung integriert wurde. Zugleich wurde 1974 ein Weiterbildungszen-

trum des MHF an der TH Leuna-Merseburg gegründet, das eine Teilverselbst-

ständigung aus dem HUB-Institut für Hochschulbildung heraus darstellte. Eine 

Leitstelle für Organisation und Leitung der Forschung und Ausbildung wurde 

1975 als Außenstelle Berlin der TU Dresden etabliert. 1977 gründet man das 

Institut für Hochschulforschung an der Hochschule für Ökonomie „Bruno 

Leuschner“ in Berlin-Karlshorst; dieses befasste sich nicht mit Forschung über, 

sondern Forschungsprozessen an Hochschulen. Auch zu erwähnen ist in diesem 

Zusammenhang, dass es seit 1963 in Karl-Marx-Stadt ein dem MHF nachge-

ordnetes Institut für Fachschulwesen gab. Schließlich waren an allen Universi-

täten und einer Reihe weiterer Hochschulen Wissenschaftsbereiche für Hoch-

schulpädagogik aufgebaut worden.  

Besonders dichte Konzentrationen hochschulforscherischer, darunter vor 

allem hochschulpädagogischer Einrichtungen bestanden in Berlin und Leipzig. 

In Berlin waren das  

 das Zentralinstitut für Hochschulbildung 

 der Wissenschaftsbereich Hochschulpädagogik an der HUB-Sektion Pä-

dagogik 

 der Wissenschaftsbereich Hochschulmethodik/Fremdsprachenausbildung 

an der HUB 

 die Arbeitsgruppe Hochschulmethodik/Medizinmethodik an der HUB 

 die Abteilung Hochschulpädagogik an der Hochschule für Ökonomie Ber-

lin-Karlshorst und 

 die Arbeitsstelle für Erziehungswissenschaftliche Ausbildung (Lehrerbil-

dung) der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften (APW). (Vgl. Ol-

bertz 1997: 260) 
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In Leipzig setzte sich die Landschaft hochschulforschungsrelevanter Einrich-

tungen zusammen aus 

 dem Wissenschaftsbereich Hoch- und Fachschulpädagogik an der Sektion 

Pädagogik der Karl-Marx-Universität (KMU), 

 dem Wissenschaftsbereich Landwirtschaftliche Hoch- und Fachschulpä-

dagogik an der Sektion Tierproduktion und Veterinärmedizin der KMU, 

 dem Bereich Bildungssoziologie am Wissenschaftsbereich Marxistisch-

Leninistische Soziologie der KMU, 

 dem Laboratorium für Studentenforschung an der KMU, 

 der selbstständigen Wissenschaftlichen Abteilung Hochschulmethodik an 

der KMU, 

 einer Abteilung „Leitung und Organisation medizinischer Hochschulein-

richtungen“, die an der Medizinischen Fakultät der KMU tätig war; 

 hinzu trat außerhalb der Universität die Abteilung Studentenforschung am 

Zentralinstitut für Jugendforschung (ZIJ). (Vgl. Bathke/Starke 1999) 

 

Die DDR-weit wichtigste Einrichtung für die Forschung über Hochschulen war 

das Zentralinstitut für Hochschulbildung Berlin (ZHB) mit Sitz in Berlin-Karls-

horst. Das ZHB war direkt dem Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 

nachgeordnet, also – in westlicher Terminologie – eine Einrichtung der Res-

sortforschung. Es wurde am 1.1.1982 gegründet und zum 31.12.1990 abgewi-

ckelt. Allerdings hatte das ZHB eine auf 1964 zurückgehende Vorgeschichte. 

In diesem Jahr war mit dem Institut für Hochschulpolitik (später „für Hoch-

schulbildung“, IfH) an der Humboldt-Universität zu Berlin dessen wichtigste 

Vorgängereinrichtung gegründet worden. 1982 wurden vier Einrichtungen zum 

ZHB fusioniert.  

Das Zentralinstitut hieß zwar „für Hochschulbildung“, doch neben zwei 

Abteilungen, die sich auf Lehre und Studium bezogen, gab es auch solche für 

Bildungssoziologie, Forschung und Wissenschaftsentwicklung, Ökonomie und 

Planung des Hochschulwesens, Leitung des Hochschulwesens, Hoch- und 

Fachschulbau, Geschichte des Hochschulwesens und für das Hochschulwesen 

des Auslands. Insgesamt verfügte es 1989 über neun Forschungsabteilungen, 
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hinzu traten ein Informations- und ein Rechenzentrum. Zentralinstitut war das 

ZHB insofern, als es für die gesamten hochschulbezogenen Forschungen in der 

DDR koordinierende Aufgaben wahrnahm. Das Institut beschäftigte 1989  333 

Personen, darunter 226 Forscher.innen, davon 38 Dozent.innen und Professo-

ren (MHF 1989: 112; Hildebrandt 1997: 111). Damit hatte das ZHB allein mehr 

Mitarbeiter.innen als seinerzeit die gesamte westdeutsche Hochschulforschung 

mit Hochschuldidaktik zusammen. In der DDR machten die ZHB-Wissen-

schaftler.innen ca. 40 Prozent derjenigen aus, die über Hochschulen forschten 

(Schulz 1988: 6). Insgesamt betrieben im gesamten Land 575 Personen For-

schungen über Hochschulen, davon außerhalb des ZHB 345.1 

2. Hochschulpädagogik 

Als ab den 2000er Jahren hochschuldidaktische Aus- und Weiterbildung in den 

dann gesamtdeutschen Reformdebatten als etwas bezeichnet wurde, das selbst-

verständlicher Bestandteil einer jeden Wissenschaftlerlaufbahn sein sollte, han-

delte es sich nicht um etwas wirklich Neues für das deutsche Hochschulwesen: 

In der DDR war es eine Voraussetzung für den Erwerb der akademischen Lehr-

berechtigung, dass auf eine zertifizierte hochschulpädagogische Ausbildung 

verwiesen werden konnte. Um dies logistisch abzusichern, musste die Hoch-

schulpädagogik breit an den Hochschulen des Landes vertreten sein.  

 

1  Berechnet aus den Angaben in Zentralinstitut für Hochschulbildung, Direktor: Grundli-

nien der Entwicklung des wissenschaftlichen Profils des ZHB und des Bestandes der Pro-

fessuren und Dozenturen bis 1990, Dezember 1984, S. 1, in: Bundesarchiv DR 305/101 

(Mappe 1); Schulz (1988: 6) und Hildebrandt (1997: 111). 
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2.1. Etablierung und Ressourcen 

Die Etablierung der Hochschulpädagogik hatte bereits in den frühen 50er Jah-

ren begonnen (vgl. Naumann 2007: 58, 62; ders. 2015: 186–200), und Anfang 

der 60er setzte eine Dynamisierung ein. Bis dahin habe der problematische 

Grundsatz gegolten, „dass die Assistenten von ihren Professoren lernten, und 

das müsse dann wohl ausreichen“ (Keil 2014: 150). 1959 war die Zentrale 

Kommission für Hochschulpädagogik beim Staatssekretariat (dem späteren 

Ministerium) für Hoch- und Fachschulwesen gegründet worden. Die ersten 

Professuren für Hochschulpädagogik gab es dann in Rostock, Leipzig und 

Dresden (Dany 2007: 16, 19). Seit 1960 war Helmut Lehmann damit beauftragt, 

an der Humboldt-Universität zu Berlin (HUB) die Hochschulpädagogik aufzu-

bauen (Keil 2014: 149). 

Mit der Umsetzung des Gesetzes über das einheitliche sozialistische Bil-

dungssystem 1965, den Beschlüssen der IV. Hochschulkonferenz der SED 

1967 (vgl. Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen 1967) und der 

III. Hochschulreform ab 1968 gab es eine grundsätzliche Veränderung. Schritt-

weise wurden nun die organisatorischen und personellen Voraussetzungen ge-

schaffen, um neu definierte Aufgaben der Hochschulpädagogik erfüllen zu kön-

nen. 1971 erließ das MHF erstmals ein „Rahmenprogramm für die hochschul-

pädagogische Aus- und Weiterbildung an den Universitäten und Hochschulen 

der DDR in den Jahren 1971–75“. Auf dieser Grundlage beschlossen die Lei-

tungen der Hochschulen spezielle Lehrprogramme für die hochschulpädagogi-

sche Aus- und Weiterbildung (Keil 2014: 151).  

Die Ausbaudynamik führte dazu, dass das einschlägige Personal von 1970 

bis 1980 von 60 auf 145 und damit auf mehr als das Doppelte expandierte (Leh-

mann 1980: 67f.). Anfang der 80er Jahre gab es 39 Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer (Dozenten und Professorinnen), die für dieses Gebiet berufen 

waren; hinzu trat ein entsprechender Unterbau an Mitarbeiter.innen (Olbertz 

1997: 261). Am Ende der DDR existierten 19 hochschulpädagogische Bereiche 

an den Hochschulen, typischerweise an den jeweiligen Sektionen Pädagogik 

angesiedelt. Daneben bestanden außeruniversitäre Einrichtungen: die 
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Abteilungen „Hochschulpädagogik“ und „Planung und Organisation der Hoch-

schulstudien“ des ZHB sowie die Arbeitsstelle für Theorie und Methodik der 

Lehrerbildung an der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften (APW) (zu 

letzterer vgl. Flach 1988 und Flach/Lück/Preuss 1995).  

2.2. Inhalte 

Im Rückblick auf die DDR-Hochschulpädagogik kam es nach 1989 zu kontro-

versen Einschätzungen, die jeweils auf Innenansichten beruhten: Jan-Hendrik 

Olbertz (1997: 256) beschrieb das Fach als Präventivinstrument, um seitens der 

SED befürchtete Unruhen an den Hochschulen zu kontrollieren, „denn eine gut 

ausgebaute Hochschulpädagogik konnte dazu beitragen, das Hochschulstudium 

im wohlgeordneten Sinne als pädagogisches Verhältnis auszugestalten und 

durch pädagogische Führung unter Kontrolle zu halten“. Werner Naumann 

(2007: 59f.–62) kritisierte diese Aussage als rein hypothetisch, da sie nicht hin-

reichend belegt sei. Belegbar dagegen sei, dass in den 50er Jahren vielfach inef-

fiziente Lehrveranstaltungen und die Verschulung seit der II. Hochschulreform 

zu hohen Durchfallquoten und Studienabbrüchen geführt haben, sich daraus 

Kostensteigerungen im Hochschulwesen ergaben und dies den Aufbau einer 

Hochschulpädagogik motiviert habe. Siegfried Kiel (2000: 7) als ein weiterer 

Vertreter der DDR-Hochschulpädagogik beschrieb retrospektiv die angestrebte 

höhere Qualität der Lehre als konstitutives Moment für die Fachentwicklung. 

Die ideologisch-politischen Einflüsse auch auf die Hochschulpädagogik hinge-

gen seien das im Rahmen des DDR-Hochschulsystems Übliche gewesen.  

Möchte man die Einschätzungen anhand der hochschulpädagogischen 

Textproduktion prüfen, so stößt man auf charakteristische Hürden. Es sind vor 

allem Decodierungsfertigkeiten gefragt, denn der in den Publikationen ge-

pflegte Jargon stellt (und stellte) ein beträchtliches Rezeptionshemmnis dar. Ein 

Großteil der überlieferten Texte ist gekennzeichnet durch den Einsatz politi-

scher Formeln als wissenschaftliche Argumente, eine schablonenhafte Sprache, 

die übermäßige Verwendung von Passivkonstruktionen und Genitivhäufungen, 

eine eingeschränkte Lexik und verunklarende Formulierungen, um entweder 
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Problematisches oder Trivialitäten zu kaschieren. Sprachlich seien so Prozesse 

in Statik umgewandelt worden, wie es in der einzigen autobiografischen Dar-

stellung zum IfH und ZHB heißt (Thiel 2010: 162), und die überlieferten Texte 

wirken dadurch sehr hermetisch. Bereits die Betitelungen sind oftmals in einer 

bürokratisch anmutenden Weise überdeterminiert: „Auswertung von Materia-

lien der vierzehnten Konferenz der Hochschulminister sozialistischer Länder 

unter den Aspekten Vervollkommnung der Ausbildung und der politisch-ideo-

logischen Erziehung der Studenten und des wissenschaftlichen Nachwuchses 

und Erfahrungen in der Zusammenarbeit zwischen den sozialistischen Ländern 

auf dem Gebiet des Hochschulwesens: Forschungsbericht“ (Dimitrov/Eber-

hardt/Fliegel 1985) – dass Wissenschaft immer auch anstrengungsreich ist, 

wird hier der Leserin bereits bei der Kenntnisnahme des Titels überdeutlich in 

Erinnerung gerufen.  

Die weitflächige Infektion wissenschaftlicher Texte durch die parteibüro-

kratische Sprache der offiziellen politischen Kommunikation mindert nicht nur 

den Lesespaß. Sie erschwert auch den Zugang zu den Inhalten. Gab es konzep-

tionelle Innovationen, so mussten diese in der gegebenen politisch-epistemi-

schen Anordnung als Entfaltung des marxistischen Kanons getarnt werden. Die 

Technik dieser Tarnung waren codierte Sprachregelungen. Auch sie machen es 

dem heutigen Leser oft mühsam, aus den Texten das zu erschließen, was an 

Aufschlussreichem (auch) in ihnen steckt.  

Hier ist zum ersten in Rechnung zu stellen, dass die Texte zum politischen 

Selbstverständnis des Sozialismus passfähig sein mussten, um veröffentli-

chungsfähig zu sein. Also entsprach alles Veröffentlichte diesem Selbstver-

ständnis. Zum zweiten müssen aus formulierten Lösungen die zugrundeliegen-

den, aber nicht immer benannten oder aber verklausulierten Probleme ermittelt 

werden. Ein Beispiel für eine solche Retro-Identifizierung von Problemen aus 

Lösungsvorschlägen: Für das Weiterbildungsengagement der Hochschulen 

gehe es auch darum, so schrieb das ZHB, die Weiterbildungsbedarfe inhaltlich 

abzustimmen und daraus eine „größere Planmäßigkeit und Verbindlichkeit in 

der beruflichen Weiterbildung von Hoch- und Fachschulkadern“ zu gewinnen. 

Nicht jedoch solle es darum gehen, „vordergründige, vom Inhalt losgelöste 
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Regelungen zur Schaffung verbindlicher Systeme sich regelmäßig wiederho-

lender Weiterbildungsveranstaltungen mit obligatorischer Teilnehmerschaft“ 

zu treffen (ZHB 1989: 37). Indem hier vor formalistischen Erledigungen des 

Weiterbildungsanliegens gewarnt wurde, lässt sich dreierlei rückschließen: (a) 

die Ermahnung war offenbar nötig, da (b) das ZHB über empirisches Wissen 

verfügte, welches eine solche Mahnung nahelegte, also war (c) nicht ein wahr-

genommener Weiterbildungsbedarf der dominierende Impuls für diesbezügli-

che Kooperationen von Hochschulen und Betrieben, sondern die formale Erle-

digung einer politischen Anforderung. 

Zum dritten: Da jeder professionell nachdenkende Mensch, wie es Wis-

senschaftler.innen sind, auch zu Denkergebnissen kommt, mussten sich min-

destens gelegentlich auch Dissonanzen zu Realentwicklungen ergeben. Der da-

raufhin zu formulierende Widerspruch war gebremst vorzutragen, wenn er eine 

Chance auf Veröffentlichung haben sollte – etwa als nuancierte Abweichung 

von hergebrachten Sprachschablonen, als Frage, die „noch intensiver“ unter-

sucht werden müsse, oder als Antwort, die „noch umfassender“ Anwendung 

finden müsse. Auch die Formulierungen „immer mehr“ und „noch besser“ wur-

den ritualisiert benutzt, um negativ bewertete Sachverhalte in positive Nach-

richten umzuformulieren. Die häufigen Vokabeln „Weiterentwicklung“ und 

„Vervollkommnung“ sind oftmals als Defizitmarkierungen zu lesen, ohne einer 

defätistischen Betrachtungsweise geziehen werden zu können. Wo ein Anlie-

gen „weiterzuentwickeln“ war, dort war es bislang nicht selten ignoriert wor-

den. Sollte etwas „vervollkommnet“ werden, hieß das oft, nun müsse endlich 

damit begonnen werden. Ebenso war die Beschreibung, dass man einer Sache 

noch „nicht voll gerecht“ werde, eine typische Umschreibung für „wurde bisher 

komplett verfehlt“. Wenn aber doch nicht darauf verzichtet werden konnte, 

Probleme explizit zu thematisieren, dann waren diese Probleme nicht bisher 

unbearbeitet, wie es meist die zutreffende Beschreibung gewesen wäre, sondern 

„nunmehr herangereift“ – also genau in diesem Augenblick aufzugreifen. 

Die Texte pflegten insofern meist einen Stil der sprachlichen Entschärfung 

für Mitteilungen, die politisch beunruhigend waren oder hätten sein können. 

Die Techniken verschleiernden Formulierens versteckten also die 
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Kenntlichkeit, sorgten damit aber auch dafür, dass die Texte sie indirekt ent-

hielten. Da die verklausulierenden Sprachregelungen implizit standardisiert 

waren, können sie durchaus entschlüsselt werden2 – dies selbstredend unter der 

Voraussetzung, dass sie etwas zu Entschlüsselndes enthalten. 

So gab es etwa ein probates Mittel, um Gegenläufigkeiten in der Realent-

wicklung ideologieverträglich umzuformulieren: Die Diskussion von Wider-

sprüchen war zwar politisch nicht sonderlich erwünscht, aber im Historischen 

Materialismus galten Widersprüche als Triebkräfte der Entwicklung, und die 

Lehre davon war die marxistische Dialektik. Daher wurden Widersprüche 

sprachlich fortwährend als Dialektiken ausgedrückt: allgemein als Objekt-Sub-

jekt-Dialektik oder als Dialektik von Quantität und Qualität, konkret als „Dia-

lektik von Einheitlichkeit und Differenziertheit im Studium“ (Widmann 1986; 

Kaulin 1986), „Dialektik politischer und sozialer Wertorientierung von Studi-

enanfängern“ (Wächter 1982), „Dialektik zwischen Wissenschafts- und Hoch-

schulpolitik einerseits sowie Ökonomie andererseits“ (ZHB 1988: 21) oder „Di-

alektik von disziplinärer und interdisziplinärer wissenschaftlicher Tätigkeit“ 

(Wilms 1983).  

Nicht immer folgt dann in den Texten tatsächlich eine substanzielle Ent-

faltung von Widersprüchen (sondern häufig nur die Darstellung von aktuellen 

Unstimmigkeiten, die durch bessere Organisation und Leitung zu beseitigen 

seien). Aber vergleichsweise häufig ist eine annoncierte „Dialektik von ...“ das 

Codewort, mit dem auf tieferliegende Probleme verwiesen wird. Mitunter ge-

nügte es aber auch, zunächst Erfolge im Großen zu konstatieren, um dann be-

stehende Defizite im Kleinen benennen zu können, etwa so: „Die bedeutsamen 

Fortschritte, die bei der Erarbeitung der neuen Ausbildungsdokumente erzielt 

worden sind, dürfen uns nicht daran hindern, zu erkennen, dass ein wesentliches 

Anliegen der Studienplanung z.Zt. noch nicht erreicht wurde ...“ (Buck-Bech-

ler/Knopke 1977: 2). 

 

2  wie genau, steht in Pasternack (2019: 340–347) 
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Entschlackt man die Texte von den ideologiesprachlichen Dekorationen, 

dann lässt sich unter ihnen auch eine Reihe solcher finden, die durch ein ver-

gleichsweise deutliches Problembewusstein gekennzeichnet sind. Zwar erfor-

dert deren Auffinden die Durchsicht vieler Texte bzw. innerhalb der Texte vie-

ler Seiten, bei denen dies kaum oder komplett nicht der Fall ist. Doch einige der 

Texte oder Passagen erhellen, dass mit empirisch fundierten Studien nicht nur 

zu bestehenden Problemlagen vorgedrungen, sondern die so gewonnenen In-

formationen auch an Politik und Hochschulpraxis weitergereicht wurden. Ei-

nige Beispiele aus dem ZHB:  

 Während die Politik Strategien wünschte, um Einheitlichkeit in Studium 

und Studierverhalten herzustellen, lieferte die Hochschulpädagogik Diffe-

renzierungen: Sie orientierte auf Forschungserfahrungen im Studium, va-

riable Studienpläne, Erweiterungen des Handlungs- und Entscheidungs-

spielraumes für die Studenten und Begabungsförderung. Zum Beispiel 

seien am Durchschnitt orientierte Gestaltungskonzepte und Bewertungs-

verfahren „endgültig zu überwinden“ (ZHB 1989: 30), zumal sich mehr 

als die Hälfte der Studierenden in ihren Leistungsstärken nicht anerkannt 

fühle (Buck-Bechler/Jahn/Lewin 1997: 469). 

 Wo die Politik ein funktionalistisches Verständnis des Studiums präfe-

rierte – „Employability“, wenn das Wort damals schon üblich gewesen 

wäre –, bediente das die Hochschulpädagogik rhetorisch und unterlief es 

zugleich inhaltlich mit einem Konzept der „beruflichen Grundbefähi-

gung“. Ähnlich wie die heutige Kompetenzorientierung reagierte diese 

„Grundbefähigung“ darauf, dass Bildung, um sich politische Unterstüt-

zung organisieren zu können, immer kommunizierbare und wissenschafts-

extern anschlussfähige Begriffe braucht. Durchaus penetrant wurden von 

den Hochschulpädagog.innen auch reichlich politische und ideologische 

Anforderungen an die Studenten und das Studium formuliert. Doch jen-

seits dessen pflegten sie einen zentralen Topos, mit dem der „Kühnheit im 

Denken, Risikobereitschaft und Beharrlichkeit“ eine Bahn geschlagen 

werden sollte: die „selbständige wissenschaftliche Tätigkeit“ der Studie-

renden (ZHB 1989: 25–27). 
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 Studienabbruch war politisch eigentlich nicht vorgesehen. Das ZHB lie-

ferte Zahlen, die in einem Land, in dem es – rhetorisch – immer aufwärts 

ging, stören mussten: „im Direktstudium beträgt der Studienabbruch im 

Durchschnitt mehr als ein Fünftel der Studienanfänger“. Von 1975 bis 

1986 verschlechterte sich das Verhältnis von Studienabbrechern zu Absol-

venten von 1 : 6 auf 1 : 4 (zit. aus unveröff. Analyse in Gebuhr 1987: 1). 

 Im Februar 1989 schrieb das ZHB, die Finalisierung der Systemkrise we-

niger ahnend als spürend: Es brauche auch kulturell einen „stimulierenden 

Nährboden“, der nur dann zustandekomme, wenn „ein wissenschaftsför-

derndes Klima existiert, das von Meinungsstreit, öffentlichen Disputen, 

Beifall und Widerspruch geprägt ist“ (ZHB 1989: 55). Dies wurde mit ei-

nem „aber nur dann, wenn ...“ eingeführt. Daher dürfte mit der expliziten 

Erwähnung zum Ausdruck gebracht worden sein, dass es nach Ansicht des 

ZHB mit Meinungsstreit, öffentlichen Disputen und Widerspruch an den 

DDR-Hochschulen nicht allzu weit her ist. Es erscheint durchaus bemer-

kenswert, dass dies aus einem regierungsnahen Zentralinstitut zu verneh-

men war. 

 

Dass die Ideologie die Empirie nicht vollständig dominieren konnte, zeigen 

auch Ergebnisse des Laboratoriums für Studentenforschung an der Leipziger 

Universität. So habe 1987 ein Viertel (23 %) der Elektrotechnik-Studierenden 

der Hochschule für Verkehrswesen Dresden (HfV) die Möglichkeit, kreativ zu 

sein, als einen sehr bedeutsamen Lebenswert benannt. Bei den Medizinstu-

dent.innen der Universität Leipzig sei das nur bei vier Prozent der Fall gewesen, 

„und von den Studierenden der Wirtschaftswissenschaften in Rostock gar kei-

ner“. Das Verhältnis zwischen Hochschullehrkräften und Studierenden hätten 

1985 zwei Drittel (64 %) der Physik-Lehrer-Studenten im 3. Studienjahr der 

Friedrich-Schiller-Universität Jena als vertrauensvoll charakterisiert. „Von den 

Leipziger Diplom-Chemikern sagten das 41 %, und bei den Leipziger Medizin-

Studenten waren es nur 8 %.“ 1987 fand eine Lehrkräftebefragung an den Uni-

versitäten Leipzig und Jena sowie der HfV statt: Danach übte nur jeder und jede 

zehnte die Lehrtätigkeit mit „vollstem Engagement“ aus. „In der Batterie der 
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Lebenswerte nahm die Lehrtätigkeit den letzten Rangplatz ein.“ 42 Prozent der 

Lehrenden würden nichts vermissen, wenn sie nicht lehren könnten. „Ihr Le-

bensglück wurde also von der Lehrtätigkeit praktisch nicht berührt.“ (Starke 

1999: 545f.) 

3. Diskussion 

In der DDR-Hochschulpädagogik wurden keine systemsprengenden Ergeb-

nisse erarbeitet. Doch deutlich wird immerhin, dass nicht ausschließlich politi-

sche Gefälligkeitsforschung betrieben wurde – und zugleich, dass die Spiel-

räume recht begrenzt waren. Wissenschaftlich wie praktisch sollte die Hoch-

schulpädagogik Beiträge zur „kommunistischen Erziehung“ leisten (paradig-

matisch: ZHB 1984). Zugleich wurden brauchbare anwendungsorientierte Ar-

beitsgrundlagen zur Gestaltung von Lehr- und Lernprozessen an der Hochschu-

le vorgelegt (z.B. ZHB 1986 oder ein verdienstvollerweise später noch zur Ver-

lagspublikation befördertes Skript, das eine Anleitung zur Vorlesungsgestal-

tung lieferte: Kretschmar/Plietz 2005). In praktischer Hinsicht war der Auftrag 

an die Hochschulpädagogik, die Effizienz und Lehrqualitätssteigerung voran-

zutreiben. Doch war das Fach auch dahingehend angelegt, den wissenschaftli-

chen Nachwuchs unter anderem durch hochschulpädagogische Schulung zu 

systemtragenden, ideologisch zuverlässigen Hochschulkadern auszubilden 

(vgl. Keil 2010). Man wird hier wohl einen Doppelauftrag der Hochschulpäda-

gogik konstatieren können: Zum einen war der wissenschaftliche Nachwuchs, 

dem dies verpflichtend aufgegeben war, zu ertüchtigen, didaktisch anspruchs-

voll lehren zu können; dies war praktisch umzusetzen und wissenschaftlich zu 

fundieren. Zum anderen gab es den politischen Auftrag, Linientreue zu erzeu-

gen, was nicht zuletzt auch innerhalb des Faches selbst galt: Der hochschulpä-

dagogische Nachwuchs wurde je nach politischer Zuverlässigkeit gefördert 

oder nicht gefördert.  

Werden die politischen Wünsche an die Erkenntnisleistungen der Hoch-

schulpädagogik und deren Erkenntnisproduktion kontrastiert, so zeigt sich: Die 

DDR-Politik wünschte Strategien, um Einheitlichkeit – der Orientierungen, in 
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den sozialen Beziehungen der Studierenden und im Leistungsverhalten – her-

zustellen, und die Hochschulpädagogik lieferte Anleitungen für Differenzierun-

gen – mit Konzepten zu studentischer Individualität, selbstständigem wissen-

schaftlichen Arbeiten der Studierenden, variablen Studienplänen sowie neuen 

Lehr- und Studienformen. Diese Ambivalenzen waren zu prozessieren. Das 

Fach hatte fortlaufend auch zu bestätigen, dass die Hochschulpolitik der SED 

und der kommunistische Erziehungsauftrag „richtig“ seien (Krause 1998: 135). 

Aus Sicht vieler Hochschulpädagog.innen waren das indes eher Fassadenmale-

reien, hinter denen die eigentliche Fachlichkeit ihrer Arbeit verborgen lag.  

In mancherlei Hinsicht ähnelten die Konzepte und Kontexte der DDR-

Hochschulpädagogik durchaus auch solchen, die außerhalb des ideologisch be-

stimmten Rahmens der DDR entstanden. Als Hauptfunktion eines Studiums ar-

beitete das ZHB die erwähnte „berufliche Grundbefähigung“ heraus. Damit 

fanden sich funktionalistische Aufgabendefinitionen, wie sie die DDR-Hoch-

schulpolitik und die sozialistische Wirtschaft favorisierten, ebenso rhetorisch 

bedient wie inhaltlich unterlaufen – ähnlich dem Umgang mit der heutigen 

Kompetenzorientierung. Es ging um das Verhältnis von Bildung und Ausbil-

dung, von Theorie und Praxis sowie von Generalisten- und Spezialistentum. 

Die Ideen zu einer Spezialisierungsausbildung, welche die „Grundbefähigung“ 

exemplarisch in einer bestimmten Richtung vertiefen solle, lässt das Konzept 

des exemplarischen Lernens aufscheinen. 

Der Duktus der wissenschaftlichen Texte – insbesondere die Verpackung 

heikler Aussagen in abfedernde Bekenntnisse – verweist deutlich auf das Merk-

mal, staatliche Wissenschaft im Sozialismus gewesen zu sein. Dieser Duktus 

folgte aus der Grundannahme, dass sich trotz allem ‚gesetzmäßig‘ durchsetzen 

werde, was historisch den Fortschritt verkörpere: der Sozialismus. Die Option 

eines Zusammenbruchs des Systems – incl. des Hochschulsystems – musste 

folglich denkunmöglich bleiben. Letzteres war auch in der DDR-Hochschulpä-

dagogik eine Gemeinsamkeit mit den Analytikern des Ostens im Westen. 
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Hochschule und Region 

Peer Pasternack 

In Deutschland sind Hochschulansiedlungen seit dem 20. Jahrhundert wesent-

lich staatliche Strukturentscheidungen, d.h. Entscheidungen zur Strukturstär-

kung von Regionen. Zusammen mit der auch zuvor schon gegebenen Dezen-

tralität des Hochschulwesens – historisch verursacht durch die Kleinstaaterei, 

dann stabilisiert durch den Föderalismus – ergibt sich so eine Versorgung weit-

gehend aller Regionen mit Hochschulen. Damit sind Erwartungen verbunden, 

dass die Anwesenheit der Hochschulen regionale Effekte zeitigen möge. So be-

schrieb etwa der Bürgermeister Senftenbergs (Brandenburg) mit dem Pragma-

tismus des kommunalen Machers die Vorteile, eine Hochschule zu haben, in 

fünf Punkten: Hochschule als Bildungsschmiede, als stabiler Arbeitgeber und 

Leistungsnachfrager, als Partner der Wirtschaft („verlängerte Forschungs-

bank“), als Imagefaktor für die Region und als Partner der regionalen Gebiets-

körperschaften (Fredrich 2012).  

Hochschulen nehmen eine regionale Versorgungsfunktion wahr, die sich 

auf Studienplätze, akademische Fachkräfte, Forschung und Entwicklung sowie 

den Anschluss an überregionale Entwicklungen und Netzwerke bezieht. Sie 

stellen Hochqualifikationsangebote bereit und können system-, prozess- und 

produktbezogenes Problemlösungswissen erzeugen. Insbesondere in demogra-

fisch herausgeforderten und entwicklungsgeschwächten Regionen sind die 

Hochschulen eine zentrale Bedingung, um Resonanzfähigkeit ihrer Regionen 

für wissensbasierte Entwicklungen zu erzeugen bzw. zu erhalten. Sie stellen 

dort ein Verödungshemmnis erster Güte dar, etwa indem sie eine jüngere Kli-

entel in der Region halten bzw. von außen anziehen. Durch ihre öffentliche Fi-

nanzierung sind die Hochschulen in den Regionen die institutionell stabilsten 

Agenturen der Wissensgesellschaft. Anders als sonstige Akteure sind sie zudem 

prädestiniert dafür, die dortigen Entwicklungen nicht einfach geschehen zu 
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lassen, sondern einen wissensgestützten strategischen Umgang damit zu entwi-

ckeln. 

Die erwarteten Effekte sollen hier grundlegend in regionale Anwesen-

heits- und Aktivitätseffekte unterschieden werden, womit sich passive und ak-

tive Hochschule-Region-Beziehungen voneinander absetzen lassen. Anschlie-

ßend werden damit einhergehende Probleme und Lösungen diskutiert. 

Anwesenheitseffekte 

Die Anwesenheitseffekte (oder backward linkages) bestehen aus Angebots-, 

Nachfrage- sowie räumlichen und kulturellen Effekten. Zum ersten ergeben 

sich aus der Lehrfunktion der Hochschulen passive Angebotseffekte, indem die 

regionale Ausstattung mit Studienangeboten Bildungsmöglichkeiten durch ihre 

Präsenz vor Ort bewusst macht, gegen ihre Nutzung keine Entfernungswider-

stände aufgebaut werden und so die Herstellung bildungsinduzierter Chancen-

gleichheit erleichtert wird.  

Zum zweiten erzeugen Hochschulen in ihren jeweiligen Sitzregionen 

Nachfrageeffekte. Indem sie Personal beschäftigen und Studierende haben, gibt 

es Wohnraumnachfrage und entsprechende Mieteinnahmen. Ebenso konsumie-

ren beide Personengruppen vor Ort. Die Hochschulen entfalten Bautätigkeiten, 

erwerben Geräte und nehmen Dienstleistungen in Anspruch. Sie veranstalten 

Tagungen und lenken dadurch Besucher.innen in die Sitzstadt. Daneben brin-

gen die Hochschulbeschäftigten Einkommenssteuerzahlungen (15 Prozent ver-

bleiben bei der Wohnortgemeinde). 

Zum dritten gibt es durch Hochschulen räumliche und kulturelle Effekte. 

Hochschulen sind baulich im Stadtraum präsent, beleben die Lokalität (und Lo-

kalitäten), führen zu kultureller Heterogenisierung durch das studentische Mi-

lieu, ggf. auch in Dissonanz mit der angestammten Bevölkerung, und können 

die Zivilgesellschaft stärken, wenn sich Hochschulangehörige als Teil einer ak-

tiven Bürgerschaft einbringen. Hier sind auch Unterschiede zwischen Univer-

sitäten und Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW) zu konstatie-

ren. Während erstere vor allem global vernetzen, Wirkungen auf einer 
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kulturellen Ebene nach sich ziehen und damit Städte, Regionen und regionale 

Wissenskulturen ökonomisch und kulturell prägen, wirken HAWs mit ihrer 

eher regionalen Orientierung unmittelbarer auf das wirtschaftliche Geschehen 

vor Ort ein, entfalten allerdings geringere kulturelle Prägewirkungen. 

Diese Effekte stellen zentrale Bezugspunkte des passiven Hochschulregi-

onalismus dar: Sie ergeben sich einfach aufgrund des Umstands, dass eine 

Hochschule vor Ort präsent ist. Sie sind unabhängig von der Leistungserstel-

lung bzw. den Leistungsergebnissen der Hochschule. Zudem weisen sie einen 

zentralen Vorteil auf: Sie treten nicht nur immer, sondern auch sofort ein, wenn 

eine Hochschulansiedlung stattfindet. Insofern leisten Hochschulen auch dann 

einen Beitrag zur Regionalentwicklung, wenn kein einziger Absolvent der 

Wirtschaft in der Region zur Verfügung stünde oder kein einziges Forschungs-

ergebnis in die Wirtschaft transferiert würde (Assenmacher/Leßmann/Wehrt 

2004: 83). 

Mit und seit der Hochschulexpansion in den 60er und 70er Jahren waren 

die Hochschulen als staatliche Infrastruktur entdeckt worden. Sie wurden in den 

Gesamtzusammenhang der Zielstellungen eingerückt, die Lebensverhältnisse 

in Stadt und Land, in Zentrum und Peripherie anzugleichen sowie ‚Begabungs-

reserven‘ zur Sicherstellung des wirtschaftlichen Wachstums zu erschließen. 

Diese Motive blieben auch später wirksam, wenn weitere Hochschulen gegrün-

det wurden, und sie bauten und bauen immer auf einem Ergänzungsverhältnis 

von ökonomischen und sozialen Motiven auf. 

Versuche, solche hochschulischen Effekte zu quantifizieren, werfen er-

hebliche methodische Schwierigkeiten auf. Das gilt vor allem dann, wenn die 

Wirkungsketten der Effekte über mehrere Wirkungsebenen rekonstruiert wer-

den sollen (vgl. Stoetzer/Krähmer 2007). Etwa: Die Hochschule verausgabt 

Ressourcen in Rahmen ihrer Bautätigkeit und stützt somit regionale Firmen, die 

aufgrund dieser Aufträge Arbeitsplätze sichern können, deren Inhaber wieder-

um eine erhöhte regionale Nachfrage erzeugen (Abb. 1). Aus Legimationsgrün-

den werden gleichwohl immer wieder derartige Berechnungen durchgeführt. 

Sie ermitteln regelmäßig Multiplikatorwerte im Bereich zwischen 1,3 und 1,6, 

d.h., jeder von einer Hochschule an ihre Mitarbeiter.innen gezahlte Euro führe 
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zu einem um 30 bis 60 Prozent höheren weiteren regionalen Einkommens. 

Nimmt man noch die Ausgaben der Studierenden hinzu, können sich Werte von 

bis zu 1,9 ergeben. (Hamm/Koschatzky 2020: 32) 
 

Abbildung 1: Anwesenheitseffekte von Hochschulen 

Quelle: Stoetzer/Krähmer (2007: 19) 

Aktivitätseffekte 

Mochte die Hochschulexpansion neben der bildungspolitischen Motivation 

auch als Instrument standortorientierter Infrastrukturpolitik initiiert worden 

sein – ihre Einbindung in räumlich bezogene Nutzenkalküle wurde von den 

Hochschulen selbst lange Zeit nicht akzeptiert, geschweige denn positiv in ihre 

Selbstdefinition aufgenommen. Derartiges fand sich vielmehr als Instrumenta-

lisierung kritisiert (etwa Schelsky 1969: 120). Das änderte und ändert sich erst 

langsam.  

Einst konnten die Hochschulen soziale und ökonomische Umweltbedin-

gungen voraussetzen (und entsprechend vernachlässigen), die eine Nachfrage 
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nach ihren spezifischen Leistungen in Forschung und Lehre beständig reprodu-

zieren – nicht zuletzt Nachfrage jenseits der eigenen Sitzregion. Heute dagegen 

sehen sich Hochschulen zunehmend mit der Herausforderung konfrontiert, 

selbst wesentlich zur (Re-)Produktion jener Umweltbedingungen beitragen zu 

müssen, die sie unentbehrlich machen. Legitimationsbedarfe bewirken, dass 

nun auch eine verstärkte Integration regionsbezogener Motive und Wirkungen 

in das Selbstverständnis der Hochschulen – und sei sie rein rhetorischer Natur 

– erfolgt. Ursachen dessen sind zum einen die prekärer werdende öffentliche 

Hochschulfinanzierung, zum anderen eine diskursive Verschiebung vom passi-

ven zum aktiven Hochschulregionalismus. Genügten früher Anwesenheitsef-

fekte, die einfach deshalb entstehen, weil die Hochschulen da sind, so sind diese 

allein nicht mehr überzeugungsstark genug. Ergänzend geht es nun um explizite 

Aktivitätseffekte. 

Dabei spielt eine wichtige Rolle, dass seit Mitte der 1990er Jahre die Re-

gionen als Gegenstand von Innovationspolitik entdeckt wurden und Hochschu-

len als Teil eines „Wettbewerbs der Regionen“ (vgl. Kauffmann/Rosenfeld 

2012). Der sog. Neue Regionalismus entfaltete sich als eine Diskurskonfigura-

tion in Ökonomie, Geografie und Politikwissenschaft, die davon ausgeht, dass 

die entscheidenden Subjekte des wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht mehr Na-

tionalstaaten, sondern Regionen sind; Innovationspolitik müsse demzufolge 

eine regionale Komponente aufweisen (vgl. Heidenreich 2005). Hochschulen 

gelten seither als Motoren regionaler Entwicklung, deren treibende Kraft sie 

sein müssten. Da Regionalentwicklung aber nicht nur regionale Wirtschaftsent-

wicklung ist, finden sich auch Ansprüche an die Hochschulen formuliert, sozi-

ale, kulturelle und politische Entwicklungen zu unterstützen.  

Konzeptionell ausformuliert wurden diese verschiedenen Ansinnen in ei-

ner ganzen Reihe von Entwürfen. Als die wichtigsten können das „RIS-Univer-

sity-Model“, das Konzept der „Engaged University“ und das der „Third Mis-

sion“ genannt werden. Letzteres hat vieles aus vorgängigen Konzepten verar-

beitet. 

Bei den Regionalen Innovationssystemen (RIS) handelt es sich um einen 

wissenschaftsgestützten politischen Ansatz, der auf die positiven Effekte 
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regionaler Vernetzung setzt. Er orientiert bspw. die Regionalpolitik der Euro-

päischen Union (EU-Kommission 2006). Dass räumliche Nähe wesentlich zu 

positiven ökonomischen sowie wissens- und innovationsbezogenen Effekten 

beiträgt, bildet die Annahme des Ansatzes. Das Regionale Innovationssystem 

setzt sich aus zweierlei zusammen (Autio 1998: 133): zum einen Wissensgene-

rierung und -diffusion durch die Wissenschaft, zum anderen Wissensanwen-

dung und -verwertung durch Unternehmen. Der Austausch des Wissens zwi-

schen Wissenschaft und Unternehmen sei daher von zentraler Bedeutung für 

den Erfolg eines Innovationssystems.  

Die Hochschulen sehen sich aufgefordert, Entwicklungen erfolgreicher 

Agglomerationen zu unterstützen und zum Aufbau regionaler Netzwerke bei-

zutragen. Sie sind dabei im RIS-University-Modell weniger als unternehme-

risch handelnde Akteure definiert, sondern eher als Schlüsselakteure einer re-

gionalen Wissensinfrastruktur. Dazu sollen die Hochschulen ihre Strategien auf 

die regionalen Kontextbedingungen abstimmen. (Autio 1998: 134; Asheim/ 

Gertler 2005: 302) Die theoretische Begründung des Konzepts setzt bei der Un-

terscheidung von explizitem Wissen und implizitem Wissen an (Polanyi 1967): 

Implizites Wissen ist an die jeweiligen Wissensträger gebunden, ist nicht 

gleichmäßig im Raum verteilt und hat daher eine räumliche Dimension. Wäh-

rend implizites Wissen einen gewissen Grad von Immobilität aufweise und da-

mit einen tendenziell regionalen Fokus hat, kann explizites Wissen ohne räum-

liche Barrieren transferiert werden (Warnecke 2017: 136). Physische Nähe der 

Akteure fördere lokale Wissensspillover (Morgan 2004: 12). 

Im Konzept der Engaged University geht es nicht um vermarktungsfähige 

Kooperationen, sondern um Beiträge, welche die Hochschulen vor allem für die 

soziale Entwicklung einer Gesellschaft leisten: Für die jeweilige Hochschule 

stünden soziale Innovationen im Mittelpunkt. Lehrende und Studierende arbei-

teten an der Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen mit. Lehre und For-

schung setzten dabei auf Zusammenarbeit mit regionalen öffentlichen und pri-

vaten Akteuren. (Howard/Sharma 2006: 3) Normativ wird dazu auch das Be-

streben gezählt, Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung zu schaffen sowie 

Vorteile einer heterogenen Studierendenschaft zu erkennen und zu nutzen. 
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Leistungen wurden im Rahmen gesellschaftlichen Engagements auch Nicht-

mitgliedern der Hochschule angeboten. Durch die Weitergabe bestimmter 

Werte, wie Freiheit und Rechtsstaatlichkeit, werde ebenfalls gesellschaftliches 

Engagement realisiert. Engagierte Hochschulen begreifen sich als Teil der Ge-

sellschaft, deren Handeln allen Mitgliedern der Gesellschaft zugutekommt.  

Die Aktivitätseffekte (oder forward linkages) der Hochschulen lassen sich 

mit den Elementen des Third-Mission-Konzepts beschreiben, die großteils auch 

bereits von den Autor.innen der „Engaged University“ genannt werden. Dabei 

ist zwar die Third Mission der Hochschulen nicht zwingend regional gebunden, 

umfasst aber eher auf den Nahraum bezogene als fernräumige oder räumlich 

unspezifische Aktivitäten. Grundsätzlich sind das solche, die über die her-

kömmlichen Aufgaben in Lehre und Forschung hinausgehen, aber zugleich – 

da es sich um die Third Mission von Hochschulen handelt – einen Bezug zu 

Lehre und Forschung aufweisen sowie das unmittelbare Wirksamwerden der 

Wissenschaft in außerwissenschaftlichen Kontexten betreffen (mittelbar wird 

die Wissenschaft in diesen Kontexten auch über ihre erste und zweite Mission, 

also Forschung und Lehre, wirksam, indem sie Wissen und Qualifikationen 

emittiert) (Henke/Pasternack/Schmid 2017: 77f.). 

Die Fassung der „Dritten Aufgabe“ als „Mission Gesellschaft“ (Bert-

hold/Meyer-Guckel/Rohe 2010) sprengt ältere Begriffsbestimmungen, welche 

die Third Mission vor allem auf wirtschaftsaffine Aktivitäten wie Innovations- 

und Patentierungsaktivitäten oder Ausgründungen beschränkten. Sie sprengt 

ebenso aber auch die sehr enge Fassung, die allein Weiterbildung als dritte Auf-

gabe der Hochschulen betrachtet. In der erweiterten Fassung lässt sich die 

Dritte Aufgabe der Hochschulen in mindestens acht Tätigkeitsbereiche unter-

gliedern. So gehe es  

(1) „um den Transfer von Humanressourcen, Absolvent/innen für die regio-

nalen Arbeitsmärkte,  

(2) um Patentierungsaktivitäten und den Besitz von Patenten,  

(3) um Spin Offs und Ausgründungen,  

(4) um Industriekontakte und -kontrakte,  

(5) um Forschungskontrakte für öffentliche Auftraggeber,  
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(6) um die Partizipation in Politikprozessen vor Ort, 

(7) um die Beteiligung von Hochschulen und ihren Angehörigen am örtlichen 

Sozialgeschehen und  

(8) schließlich um die Beteiligung an Public Understanding of Science-Pro-

grammen und Prozessen“ (Inzelt et al. 2007: 121). 

 

Dies lässt sich unter Berücksichtigung der neueren konzeptionellen Entwick-

lungen in drei Teilbereiche der Third Mission gliedern: Weiterbildung, For-

schungs- und Wissenstransfer sowie gesellschaftliches Engagement (Abb. 2). 

Es geht vor allem darum, den Nachwuchs akademischer Fachkräfte für die je-

weilige Region zu sichern, Impulse zur Entwicklung regionaler Innovations-

strukturen zu geben sowie Beiträge zur Bewältigung nichtökonomischer regio-

naler Herausforderungen zu leisten. Dies sind aktive Angebotseffekte, die in 

Regionen ohne Hochschulen so nicht entstehen können. 
 

Abbildung 2: Systematik der Third Mission 

 

Neben den genannten konzeptionellen Bezügen gibt es benachbarte Konzepte, 

die für das Handlungsfeld „Hochschule und Region“ bedeutsam geworden sind 

und sich auch in vielerlei Hinsicht überschneiden. Hierzu zählen insbesondere 

die Konzepte „Innovative Milieus“ (vgl. Camagni 1991 und Florida 2002), 
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„Lernende Region“ (vgl. Morgan 1997), „Mode 2“ (vgl. Gibbons et al. 1994 

und Nowotny 1999), „Soziale Innovation“ (vgl. Gillwald 2000 und Ho-

waldt/Schwarz 2010: 89f.), „Transformative Wissenschaft“ (vgl. Schneide-

wind/Singer-Brodowski 2014), „Responsible Research and Innovation (RRI)“ 

(vgl. Owen/Macnaghten/Stilgoe 2012 und Stilgoe/Owen/Macnaghten 2013) 

und „Citizen Science“ (vgl. Finke 2014). 

Probleme 

Zunächst muss man sich vergegenwärtigen, dass im Handlungsfeld „Hoch-

schule und Region“ Zielkonflikte zu prozessieren sind. So wird seitens der 

Hochschulen häufig der Spagat zwischen der (unaufgebbaren) internationalen 

Orientierung der Wissenschaft und gleichzeitigem regionalen Wirksamwerden 

als Zielkonflikt wahrgenommen. Hochschulen sind wissenschaftliche Einrich-

tungen. In kognitiver Hinsicht gibt es keine regionalen Wissenschaften. Wollte 

man sie regionalisieren, stünde ihr Charakter als Wissenschaft infrage. Regio-

nale Funktionen können die Hochschulen gleichwohl wahrnehmen, doch be-

dürfen sie dafür des Kontakts zu den Fronten des Wissens – und diese verlaufen 

nicht regional. Zugleich ist die regionale Wirksamkeit von Hochschulen dann 

am aussichtsreichsten, wenn diese ihre Region an die überregionalen Kontakt-

schleifen der Wissensproduktion und -distribution anschließen. Dazu wiederum 

sind die Hochschulen wie keine andere Institution in ihren Regionen in der 

Lage. Ebenso gilt: Allein das Normensystem der Wissenschaft – Unabhängig-

keit, Kritik, Methodenbindung usw. – zu vertreten, sichert noch nicht fraglos 

die organisationale Stabilität. Wo es, wie in Deutschland, regionale Gebietskör-

perschaften sind, welche die Grundfinanzierung der Hochschulen tragen, dort 

sollte man jedenfalls auch immer auf die Frage nach regionalen Wirkungen der 

Hochschulen vorbereitet sein.  

In dieser Beschreibung enthalten ist aber auch eine Reihe tatsächlicher 

Zielkonflikte, die im Zuge der Gestaltung regionaler Engagements zu prozes-

sieren sind. Dabei sind auch die Länder gefordert. So kollidiert die regionale 

Ausrichtung von Aktivitäten mit den individuellen Bestrebungen der Wissen-
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schaftler.innen, am überregional ausgerichteten Reputationssystem der Wissen-

schaft teilzuhaben: Regionale Aktivitäten versprechen in der Regel auch nur 

regionale Reputationsgewinne. Es kann regionale Angebots-Nachfrage-Diffe-

renzen geben, wenn hochschulische Angebote und regionale Bedarfe nicht un-

mittelbar zueinander passen. Die Zusammenarbeit mit großen überregionalen 

Unternehmen hat für Hochschulen ein größeres Reputationspotenzial als die 

Kooperation mit unbekannten lokalen KMUs. Projektförderung regionsbezo-

gener Aktivitäten über Förderprogramme kann der Nachhaltigkeit dieser Akti-

vitäten incl. ihrer dauerhaften Institutionalisierung entgegenstehen. Das Inte-

resse einer Hochschule an der Exklusivität ihrer Praxiskontakte steht der poli-

tischen Forderung entgegen, stärker mit anderen Hochschulen zu kooperieren. 

Die regional häufig erwünschte Heranbildung von Spezialisten passt nicht um-

standslos zu der ebenso notwendigen Heranbildung von Generalisten – beides 

im Hinblick auf die Bedarfe der Beschäftiger von Hochschulabsolvent.innen. 

Probleme ergeben sich auch in der Governance von Hochschule-Region-

Kooperationen. Städte und Regionen verfügen gegenüber den Hochschulen 

über faktisch keine Steuerungsmechanismen und umgekehrt. Beide sind ledig-

lich lose gekoppelt, und strukturelle Kopplungen ergeben sich – meist punktu-

ell, weil temporär – allenfalls im Zusammenhang des Flächenmanagements und 

der Bauplanung. Zudem sind in der einschlägigen Forschung zwar weniger die 

Regional-, aber die Stadtentwicklung wie auch die Hochschulentwicklung als 

besonders planungsresistente Handlungsfelder herausgearbeitet worden. Zwei 

solcher Felder zu synchronisieren, stellt eine Herausforderung dar.  

So kommt es dann, dass sich bei den Hochschulen verschiedene Typen der 

Governance in Bezug auf die Sitzregion identifizieren lassen (Kujath/Paster-

nack/Radinger-Peer 2020: 96–104): Es gibt Hochschulen, die in ihrem Leitbild 

keinen spezifischen Auftrag zur Entwicklung der eigenen Hochschulregion ver-

ankert haben, weil sie sich ausschließlich als globale Wissensproduzenten ver-

stehen. Andere Hochschulen berücksichtigen zwar die Qualifizierungsbedarfe 

der regionalen Wirtschaft bei ihrer Studiengangsentwicklung, verstehen sich 

aber ansonsten in erster Linie als Wissensproduzenten, die sich an der interna-

tionalen Scientific Community ausrichten. Wieder andere Hochschulen wollen 
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über Wissens- und Technologietransfer und Ausgründungen einen Beitrag zur 

Entwicklung des regionalen Innovationssystems leisten. Schließlich lassen sich 

regional umfassend engagierte Hochschulen finden, die sich als zentrale Ak-

teure der regionalen Entwicklung verstehen und dabei über den herkömmlichen 

Wissens- und Technologietransfers hinausgehen.  

In Kooperationen mit der Region wiederum sind zum einen eigensinnige 

Handlungsrationalitäten in Rechnung zu stellen: wissenschaftlich-professionell 

(Hochschule) vs. rational-bürokratisch (kommunale Verwaltung) vs. sprung-

haft-fragmentiert (Stadtgesellschaft). Zum anderen sind wissensbezogene 

Such- und Findeprozeduren grundsätzlich nicht planbar, und Gelegenheiten der 

Kooperation werden genutzt oder auch nicht. Daher können Anstrengungen, 

produktive Kooperationsverhältnisse zwischen Stadt und Hochschulen zu ge-

nerieren, nicht auf Automatismen setzen. Vielmehr müssen zunächst kon-

sensual Schnittmengen identifiziert werden. Zu planen und gestalten sind dann 

Arrangements und Kontexte, welche die Wahrscheinlichkeit von Kontakten, 

Kopplungen und letztendlich Kooperationen erhöhen. Kurz: Kommunale 

Selbstverwaltung und Hochschulautonomie sind zwar je für sich leistungsfä-

hige Konzepte. Doch wo sie aufeinandertreffen, dort können sie auch vor An-

sprüchen der jeweils anderen Seite schützen. So kann es kaum verwundern, 

dass die wechselseitigen Wahrnehmungen der Hochschulen und Regionen un-

einheitlich sind.1  

Nimmt man die offiziellen Verlautbarungen, dann ist das Verhältnis von 

Hochschulen und Regionen bzw. Sitzstädten typischerweise nicht nur harmo-

nisch, sondern erzeugt auch für beide Seiten ausgesprochen vorteilhafte Resul-

tate. Wertet man weniger die offiziellen Texte aus und führt Interviews vor al-

lem jenseits der Großstädte, dann klagen Vertreter.innen der Regionen aber 

mitunter darüber, dass sich aus der Hochschule gar nicht so viele Wirkungen 

ergäben. Die Lehrenden wohnten großenteils nicht am Ort. Die Studierenden 

 

1 Die folgenden Erläuterungen ausführlicher und m.N. in Hechler/Pasternack/Zierold (2018). 
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seien überwiegend Fahrstudenten. Die Ansprechbarkeit der Hochschule für lo-

kale oder regionale Anliegen erweise sich immer wieder als recht hochschwel-

lig. Stadt- und Regionalentwicklungseffekte seien kaum messbar.  

Fragt man umgekehrt die Hochschulen, so heißt es häufig: Wir tun, was 

wir können – Kinderuni, Seniorenuni, Tag der offenen Tür, Zugangsmöglich-

keiten für Wirtschaftspartner zu hochschulischen Anlagen und Geräten usw. 

Aber wenn wir ein Anliegen bei der Kommunalverwaltung haben, treffen wir 

auf Schwerfälligkeit. Die zeitlichen Planungshorizonte seien andere. Die lokale 

Wirtschaft biete nicht genügend Praktikumsplätze an. Schulen müssten zu ge-

meinsamen Projekttagen mit der Hochschule überredet werden. Im Stadtwick-

lungskonzept käme die Hochschule nur mit Allgemeinplätzen vor. Das Stadt-

marketing nenne die Hochschule in einer Reihe mit Stadtbibliothek, Volks-

hochschule und Heimatstube.  

Den Kontrast wiederum bilden Städte und Regionen, die über die Abwe-

senheit einer Hochschule klagen: Ja, wenn wir eine Hochschule hätten, dann 

wäre alles lebendiger, der Leerstand geringer, die Bildungskette für unsere jun-

gen Leute nach oben offener, das Beschäftigungsangebot größer, die Dienst-

leistungsnachfrage umfangreicher, der Zugriff auf Wissensressourcen für die 

ansässige Wirtschaft und die Verwaltung einfacher, das Stadtimage besser. 

Lösungen 

Scheinbar konkurrierend zur Ausweitung der regionalen Rolle von Hochschu-

len gibt es die Exzellenzorientierung als eine zentrale hochschulpolitische Leit-

linie. Bemühungen um Exzellenz und Ressourcenkonzentration an wirtschafts-

starken Standorten zielen auf eine vertikale Differenzierung der Hochschul-

landschaft: Schließlich sind diese Ziele nur für eine geringe Zahl von Einrich-

tungen erreichbar. Daher markiert die verstärkte Integration von Hochschulen 

in die regionale Entwicklung weniger das Gegenmodell der exzellenten Hoch-

schule in einer prosperierenden Region, sondern ihr komplementäres Leitbild. 

Die Regionaloption kann an die Seite oder die Stelle einer Exzellenzorientie-

rung treten. Damit lassen sich Legitimationsgewinne einfahren, die für einen 
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größeren Teil der Hochschulen bzw. ihrer Fachbereiche auf dem Wege von Ex-

zellenzwettbewerben nicht zu erlangen sind. 

Die Hochschulen und ihre Institute verfügen als alleinige regionale Ak-

teure über die intellektuellen Ressourcen und überregionalen Vernetzungen, um 

sowohl einen Teil identifizierter regionaler Wissensprobleme im eigenen Hause 

lösen als auch für den anderen Teil die Lösungen unter Einbeziehung überregi-

onaler Partner organisieren zu können. Auch nehmen sie eine „Antennenfunk-

tion“ wahr, mit dem sie internationales Wissen für die Region verfügbar ma-

chen (Fritsch/Schwirten 1998: 253). Widmen sie sich diesen Aufgaben, so fällt 

es ihnen leichter, die eigene Unentbehrlichkeit nicht nur zu behaupten, sondern 

auch zu plausibilisieren. Dazu könnten sich Hochschulen als die zentralen Kno-

tenpunkte eines in die Region vernetzten Wissensmanagements aufstellen. Das 

steigerte nicht zuletzt ihre Wahrnehmung als Teil eines über ihrem Land lie-

genden Netzes, das Zukunftsfähigkeit verbürgt.  

Regional wie überregional verfügbare wissenschaftliche Wissensbestände 

sind für regionale Akteure nutzlos, wenn sie nicht von ansprechbaren Experten 

gewusst und mit Blick auf die Situation vor Ort durchsucht, geordnet, aufberei-

tet und kommuniziert werden. Wird dies jedoch geleistet, dann lässt sich die 

Bedeutsamkeit der Hochschulen in den regionalen Kontexten steigern – und 

zwar, indem sie ihre genuinen Kompetenzen nutzen. Die Aufgaben eines regi-

onalen Wissensmanagements wären dreierlei: ungenutztes Wissen aktivieren, 

die Erzeugung noch nicht vorhandenen, aber benötigten Wissens anregen und 

Problemstellungen mit – auch überregional – vorhandenem Problemlösungs-

wissen zusammenführen.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der Regel eine zeitliche Entkopplung 

zwischen Wissen und Wissensbedarfen besteht: Praktiker benötigen Wissen 

nicht deshalb, weil es gerade angeboten wird, sondern dann, wenn praktische 

Probleme zu lösen sind. Das kann vor, während oder nach der Erzeugung des 

einschlägigen Forschungswissens sein. Hier muss also eine Überbrückung der 

zeitlichen Entkopplung zwischen Wissensproduktion und praktischen Wissens-

bedarfen durch zugriffsfähige überzeitliche Wissensspeicherung organisiert 

werden. Zudem muss es jemanden geben, die sich im entscheidenden Augen-
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blick daran erinnert, dass das jetzt benötigte Wissen schon da und wo es gespei-

chert ist. 

Spätestens, wenn zur Bearbeitung regionaler Problemlagen gescheite Ein-

ordnungen zunächst unsortierter Informationen benötigt werden, sollte es die 

Wissenschaft beunruhigen, wenn nicht sie es ist, die um diese Einordnungen 

gebeten wird (sondern z.B. auswärtige Beratungsagenturen). Dann sollten die 

Ursachen identifiziert werden. Häufig sind dies die konventionellen Formate, 

mit denen Hochschulen den Bedarf nach regionaler Vernetzung zu bedienen 

meinen: So erschöpft sich regionales Wissensmanagement nicht in der Erstel-

lung von Forschungsdatenbanken. Solche sind eine mögliche Voraussetzung 

für Problemlösungen, aber noch nicht die Problemlösung selbst. Sie können 

aber um weitere datenbankbasierte Wissenssysteme ergänzt werden: Trans-

feratlanten, Experten-Pools oder Verfügbarkeitskataloge zu Spezialgeräten und 

Laboren, die an Hochschulen existieren und auch von außerhochschulischen 

Partnern genutzt werden können, etwa für Rapid Prototyping. Ein regional ver-

netztes Wissensmanagement sollte Wissensbedarfe bei regionalen Bedarfsträ-

gern auch aktiv identifizieren, statt allein passive Informationsangebote zu un-

terhalten. Die Navigation durch die öffentlich finanzierten Wissensangebote 

sollte nicht allein den potenziellen externen Interessenten, die sämtlich unter 

Zeitknappheit agieren, überantwortet werden. Intuitive Nutzerführung und 

Niedrigschwelligkeit der Zugänge sind hier basale Anforderungen – aber bisher 

noch kein Standard. 

Regionale Kooperationen, die unter Berücksichtigung dessen dann entste-

hen können, werden weniger dadurch stabilisiert, dass sie z.B. in Absichtser-

klärungen oder Kooperationsverträge geschrieben werden. Sie lassen sich viel-

mehr etablieren und verstetigen, weil und wenn es (a) ein gemeinsames fachli-

ches Interesse bei kooperationswilligen Partnern gibt, (b) wechselseitige Reso-

nanzstrukturen vorhanden sind und schließlich (c) das Kooperationsinteresse 

durch die Finanzierung der kooperationsbedingten Mehrkosten gefestigt wird. 

Die wechselseitigen Resonanzstrukturen haben einige Voraussetzungen, 

die meist erst entwickelt werden müssen. Aufseiten der beteiligten Wissen-

schaftler.innen geht es um sog. transdisziplinäre – gemeint ist: transakademi-
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sche – Kommunikation, also die Übersetzung wissenschaftlichen Wissens in 

außerwissenschaftliche Anwendungskontexte. Anders gesagt geht es um die 

Beantwortung der Frage: Wie lässt sich empirisches und Erklärungswissen 

(was passiert und warum?) transformieren in Handlungs- und Beratungswissen 

(was und wie kann es getan werden?)? Hier sind auch Kommunikationsfallen 

zu umrunden. 

So sind es Wissenschaftler.innen gewohnt, den Aspekt der Wahrheitsfä-

higkeit von Aussagen und nicht ihre Praxisrelevanz in den Vordergrund zu rü-

cken. Dagegen erwarten Akteure der Praxis anwendungsrelevante Informatio-

nen und transferfähige Konzepte, und die allgemeine Öffentlichkeit muss mit 

einem Wissen angesprochen werden, das zu Botschaften verdichtet und zuge-

spitzt ist. Der Informationsfluss ist daher durch wissenschaftskommunikative 

Übersetzungsleistungen zu gestalten. Übersetzungen jeglicher Art wiederum 

sind nie völlig verlustfrei zu haben. Es kann zu Sinnverschiebungen, Neudeu-

tungen und Rekontextualisierungen kommen (was wiederum auch Gewinne 

sein können). Allerdings liegt die alternative Option zum Transfer mit Überset-

zungsverlusten nicht im Transfer ohne Übersetzungsverluste – sondern wäre 

der Nichttransfer des Wissens, das dann zwar vor der ‚Verschmutzung‘ durch 

Praxiserfordernisse gerettet wurde, aber so auch nichts zur Entwicklung der 

Praxis beitragen kann.  

Kommunikation zwischen Hochschulen und regionalen Akteuren ist 

Schnittstellenkommunikation. Forschungsergebnisse sind nicht immer um-

standslos ‚lesbar‘, d.h. durch Praktiker in ihrer Relevanz für konkrete Prob-

lemlösungen einzuschätzen. Daher sind Übersetzungsleistungen zwischen un-

terschiedlichen Rationalitäten zu erbringen: Die Praxis kommuniziert nicht 

wissenschaftlich, sondern praktisch. Hierfür bedarf es entsprechender Formate, 

die an die Kommunikationsgewohnheiten der Adressaten anschließen. Denn 

welche Expertise sie zu welchem Zweck nutzen, bestimmen immer die Nach-

frager, nie die Anbieter (vgl. Ronge 1996: 137f.). 

In Kooperationen zwischen Hochschulen und regionalen Partnern können 

einige strategische Erfolgsfaktoren eingebaut werden, die sich in zwei Gruppen 

sortieren lassen: Wechselseitigkeit und Prozessgestaltung. Wechselseitigkeit 
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heißt: (1) Elementare inhaltliche Voraussetzung jeglicher Kooperation ist, dass 

sachbezogene Anknüpfungspunkte zwischen Hochschule und regionalen Ak-

teuren erstens bestehen und zweitens erkannt werden. (2) Um seitens der Hoch-

schule Ideen für die Region bzw. Stadt zu entwickeln, bedarf es eines Problem-

bewusstseins für die Umfeldgegebenheiten. (3) Ist dieses entwickelt, muss es 

auf Resonanz in der Region treffen. Das heißt: Auch die regionalen Akteure 

müssen für die Problemlagen und Handlungsbedarfe der eigenen Region und 

die Möglichkeiten, darauf mit Hilfe der Wissenschaft reagieren zu können, sen-

sibilisiert sein.  

Die Prozessgestaltung ist ähnlich anspruchsvoll: (1) Vereinbarungen über 

Ziele und Inhalte einer Partnerschaft so wie verbindliche Absprachen über zu 

erbringende Leistungen dürfen nicht allein der operativen Umsetzung überlas-

sen bleiben, sondern stellen strategische Weichenstellungen dar. (2) Es bedarf 

entweder einer Synchronisierung von Zeitvorstellungen und Planungshorizon-

ten der Partner. Oder diese Horizonte sind, wenn nicht zu synchronisieren, dann 

zu managen, d.h. wechselseitig in Rechnung zu stellen, indem Entscheidungs-

abläufe Zeitpuffer enthalten. (3) Kontinuität ist organisatorisch abzusichern, da 

sie nicht zwingend im Selbstlauf entsteht und häufig personengebunden ist. (4) 

Dysfunktionalitäten in den Strukturen und Abstimmungen wirken als Koopera-

tionskiller, sind also zu vermeiden. Das betrifft etwa Überbeanspruchungen 

oder Konformitätsdruck, der dem Ausprobieren innovativer Ideen entgegen-

steht. Ebenso sind Institutionalisierungen von Kooperationen erfolgverspre-

chender, wenn Kooperationsbürokratie vermieden wird. (5) Die interne Dezen-

tralität der Hochschule – Fachbereiche und Professuren – und der Durchfüh-

rung regional relevanter Hochschulaktivitäten sollte als Potenzial und Motiva-

tionsressource anerkannt werden. Eine künstliche Zentralisierung regionsbezo-

gener Aktivitäten bei der Hochschulleitung würde ohnehin an administrative 

Grenzen stoßen, aber Rektorat bzw. Präsidium und Zentrale Verwaltung sollten 

Unterstützungswünsche bedienen. Schließlich (6): Jede Initiative ist vor allem 

dann gefährdet, wenn die Kooperationskosten die (prognostizierten) Koopera-

tionsgewinne übersteigen. 
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Fächer 

Frank Meier, Andreas Röß & Uwe Schimank 

Ein zentrales Strukturmerkmal moderner Wissenschaft ist die Differenzierung 

in Fächer.1 In der „prä-disziplinären“ (Hacking 2010, S. 195) Wissenschaft des 

18. Jahrhundert gab es noch Universalgelehrte wie Gottfried-Wilhelm Leibniz, 

der von der Mathematik bis zur Geschichtswissenschaft substantielle Beiträge 

leistete. Eine solche Breite des Interesses und der Kompetenz – oft dem indivi-

duellen Genius zugerechnet – war damals möglich, weil sich die Menge wis-

senschaftlichen Wissens und die ‚Esoterik‘ der verschiedenen Wissensgebiete 

noch in Grenzen hielten. Die Wachstumsgeschwindigkeit der heutigen wissen-

schaftlichen Wissensproduktion in allen Fächern – ablesbar etwa an der Zahl 

der Veröffentlichungen – erlegt selbst den Fachkundigen eine hochgradige Se-

lektivität der Aufmerksamkeit sogar in ihren Spezialgebieten auf. Zugleich ha-

ben sich nicht nur auf Fachebene, sondern ebenso auf der darunterliegenden 

Ebene der Teilfächer oftmals spezielle theoretische und methodische Herange-

hensweisen herausgebildet, ohne deren Kenntnis man den Zugang zum 

 

1  Alternativ wird oft auch von „Disziplinen“ gesprochen. Eine einheitliche Unterscheidung 

zwischen den beiden Begriffen hat sich im deutschen Sprachraum nicht durchgesetzt, und 

so verwenden wir beide Begriffe synonym (so auch Wissenschaftsrat 2020, S. 14). Jürgen 

Mittelstraß (1998, S. 34) optiert hier anders und unterscheidet die Begriffe in Anschluss 

an Heckhausen (1987) derart, dass Disziplinen als durch paradigmatische Theorien und 

Methoden bestimmte einheitsstiftende Rahmen für beliebig differenzierte und differen-

zierbare Fächer zu verstehen sind. Björn Hammarfelt (2018, S. 20 et passim, vgl. auch 

Hammarfelt 2019) beklagt für die englischsprachige bibliometrische Wissenschaftsfor-

schung, dass „discipline“ ein „under-defined concept“ sei und eine Unterscheidung zu 

Begriffen wie „research field“, „topic“, „subject category“, „specialty“ oder „area“ oft-

mals nicht gemacht werde. 
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jeweiligen Stand der Forschung nicht findet. Wie es das Apercu zum Ausdruck 

bringt: Ein wissenschaftlicher Spezialist ist jemand, der mehr und mehr über 

immer weniger weiß. 

Fächer stellen angesichts dieses immer weiter wachsenden information 

overload eine nach Sachgebieten geordnete funktionale Differenzierung des 

wissenschaftlichen Wissenskorpus dar, der soziale Differenzierungen von Per-

sonen als Fachvertretern sowie Organisationen oder Organisationseinheiten 

und Zeitschriften als fachliche Infrastrukturen korrespondieren (Stichweh 

1988, S. 64/65; 1984). Fächer machen die Überfülle wissenschaftlichen Wis-

sens handhabbar, was dessen Nutzung ebenso wie dessen Weiterentwicklung 

und Vermittlung anbelangt. 

Dieser eminenten Wichtigkeit von Fächern für eine funktionstüchtige 

Wissenschaft entspricht allerdings nicht die geringe Aufmerksamkeit, die sie in 

der Wissenschaftsforschung gefunden haben. Schon ein Blick in Einführungen 

(z.B. Felt et al. 1995), Handbücher (z.B. Maasen et al. 2012) oder Überblicks-

artikel zum state of the art (etwa Petersohn 2013; Hamann et al. 2018) zeigt, 

dass diese Strukturkomponente der Wissenschaft als Untersuchungsgegenstand 

selten im Fokus steht.2 Dafür gibt es Gründe, die im Weiteren noch deutlich 

werden. Am ehesten findet Fachlichkeit dann eine Beachtung aus eigenem 

Recht, wenn sich Wissenschaftshistoriker oder -soziologen der Geschichte ei-

nes bestimmten Fachs oder einer Fächergruppe zuwenden (z.B. Veysey 1979; 

Stichweh 1984; Brandstetter 2012). So existieren etwa einige spezielle Profes-

suren für Medizin- oder Technikgeschichte; und ein Fach wie die Soziologie 

hat die Soziologiegeschichte als Teilgebiet sowohl der Forschung als auch des 

Lehrkanons (Moebius 2021) etabliert – nicht hingegen z.B. die Soziologie der 

Soziologie, zu der es nur immer wieder vereinzelte Beiträge gibt. In Zugängen 

 

2  Siehe jedoch Hammarfelt 2019. Einschlägige Einträge finden sich zudem an überraschen-

den Stellen, die ihrerseits Ausdruck zunehmender Spezialisierung in der Wissenschaft 

sind (siehe etwa Rödder 2021). 
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dieser Art werden Fächer allerdings selten systematisch vergleichend mit ande-

ren Fächern betrachtet, obwohl erst solch ein Zugang zeigt, was generelle 

Merkmale dieses Untersuchungsgegenstands und was spezielle Merkmale be-

stimmter Fächer sind. 

Nicht als eigener Untersuchungsgegenstand, wohl aber als Kontextvari-

able für vielerlei Wirkungszusammenhänge, an denen die Wissenschaftsfor-

schung interessiert ist, werden Fächer bzw. sich aus als relativ ähnlich gelten-

den Fächern zusammensetzende Wissenschaftsgebiete wie etwa die Natur- oder 

die Geisteswissenschaften oft herangezogen. Hierbei geht es um spezielle, Fä-

cher unterscheidende Ausprägungen bestimmter Merkmale; und diese Ausprä-

gungen machen in ganz vielen Hinsichten einen Unterschied. Diese Berück-

sichtigung von Fächern als Kontexte erfolgt allerdings selten systematisch an-

geleitet und begründet; es herrscht vielmehr ein vager Eindruck vor, dass sich 

die Dinge z.B. für die Elektrotechnik anders darstellen als für die Politikwis-

senschaften, und es werden dann zumeist ad hoc bestimmte Variablen wie z.B. 

der Finanzbedarf der Forschung oder die Art von Lehrveranstaltungen, in denen 

ein Fach sein Wissen an Studierende vermittelt, zusätzlich zu den eigentlich 

interessierenden abhängigen und unabhängigen Variablen mit in den Blick ge-

nommen. Hinzu kommt, dass in empirischer Forschung oftmals implizit bleibt, 

was überhaupt unter Fächern, Disziplinen, Feldern oder Spezialgebieten ver-

standen werden soll, und – etwa in der Bibliometrie – bestehende Klassifikati-

onsschemata unreflektiert zur Operationalisierung herangezogen werden 

(Hammarfelt 2018).  

Ein systematischer theoretischer Bezugsrahmen, der dabei anleitet, wie 

man Fächer als Kontextvariablen – oder auch als abhängige oder unabhängige 

Variablen – der Wissenschafts- und Hochschulforschung betrachten sollte, fehlt 

weitgehend. Diese Lücke kann im Folgenden nicht geschlossen werden. Es 

können aber auf der Basis vorhandener Forschungen und weitergehender Über-

legungen Fragerichtungen skizziert werden, denen eine auf Fächer ausgerich-

tete bzw. achtende Forschung über Wissenschaft und Hochschulen nachgehen 

sollte. Zur Illustration werden hier hauptsächlich Beispiele aus dem deutschen 

Hochschulsystem genutzt.  
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1.  Fächerdifferenzierung 

Die mittelalterliche Universität gliederte sich zunächst in die drei klassi-

schen Professionen (Theologie, Recht, Medizin), die je eine eigene Fakultät 

bildeten, sowie in die Artistenfakultät, in der als Propädeutikum zum Studium 

der Professionen die sieben artes liberales (Grammatik, Rhetorik, Dialektik, 

Arithmetik, Geometrie, Astronomie, Musik) gelehrt wurden. Im 14. Jahrhun-

dert differenzierte sich eine eigenständige Philosophie aus der Theologie aus 

und bildete eine den drei Professionen untergeordnete Fakultät. In der frühneu-

zeitlichen Universität nahm dann bis zum 18. Jahrhundert die Philosophische 

Fakultät die Fächer der Artistenfakultät in sich auf und differenzierte aus der 

Philosophie heraus allerlei Arten von Naturkunde, aber auch schon Geschichts-

wissenschaft und einiges weitere aus.3 Daran anschließend hat sich seit dem 

späten 18. Jahrhundert die weitere Fächerdifferenzierung dann – etwas verein-

facht – so vollzogen, dass zum einen die drei oberen Fakultäten als Fächer be-

stehen geblieben sind, aber sich intern erheblich weiter in Subdisziplinen diffe-

renziert haben. Zum anderen – und das war die weitaus umfangreichere und für 

die moderne Wissenschaft insgesamt prägendere Differenzierungsdynamik – 

haben sich die Natur-, die Geistes- und dann auch die Sozialwissenschaften als 

große Wissenschaftsgebiete zu ihrer heutigen Fächervielfalt ausdifferenziert 

(Ben-David 1971; 1977). In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts differen-

zierten sich schließlich noch die Technikwissenschaften aus – außerhalb der 

Universitäten in eigens gegründeten Technischen Hochschulen, die sich erst 

später Universitäten nennen durften, womit insbesondere das Promotionsrecht 

verbunden war (Manegold 1970).  

Treibende Kraft hinter dieser heute noch weitergehenden Dynamik ist die 

schon erwähnte ungeheure Wissensvermehrung, deren Beschleunigung immer 

noch weiter zunimmt. Nimmt man die Anzahl jährlich erscheinender 

 

3  Siehe zu dieser Vorgeschichte der modernen Universität: Schwinges 1999. 
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wissenschaftlicher Publikationen als Indikator, dann extrapolierte Derek de 

Solla Price (1963) Anfang der 1960er Jahre die Entwicklung ab 1800 so, dass 

das wissenschaftliche Wissen, das sich bereits damals etwa alle 15 Jahre ver-

doppelte, fortan immer noch schneller wachsen werde. Dies hat sich als richtig 

erwiesen und ist darauf hinausgelaufen, dass in den letzten Jahren – und das 

dürfte aufgrund der Selektivität der erfassten Daten noch eine Unterschätzung 

sein – pro Jahr circa 7 Millionen neue Artikel veröffentlicht worden sind 

(Fire/Guestrin 2019, S. 6). 

Die Reintegration der Fächervielfalt der Philosophischen Fakultät vollzog 

sich zunächst als übergreifende Differenzierung von Naturwissenschaften auf 

der einen, Geisteswissenschaften auf der anderen Seite – den „two cultures“, 

wie man noch in den 1950er Jahren sagen konnte (Snow 1959). Die drei Fächer 

der oberen Fakultäten gliederten sich dieser Zweiteilung ein – die Medizin den 

Natur-, die Theologie und die Rechtswissenschaft den Geisteswissenschaften – 

und verloren so endgültig ihren früheren übergeordneten Status. Weiterhin ka-

men im 19. Jahrhundert Fächer auf, die rasch an Bedeutung gewannen und sich 

keiner der beiden „cultures“ einfügten: vor allem die Soziologie, die dann zum 

Kernfach der Sozialwissenschaften als „dritter Kultur“ (Lepenies 1985) wurde, 

sowie die technikwissenschaftlichen Fächer, die interessanterweise bis heute 

nicht als eine ‚vierte Kultur‘ ausgerufen worden sind. 

Bei Fächern und Wissenschaftsgebieten mit ihren je eigenen Kulturen ist 

die sachliche funktionale Differenzierung der Wissenschaft allerdings nicht ste-

hengeblieben. Denn auch der Wissenskorpus eines Faches ist für jeden einzel-

nen Fachangehörigen längst nicht mehr zu überblicken, so dass sich nochmals 

kleiner dimensionierte kognitive Felder und soziale Gebilde ausdifferenziert 

haben bzw. als schon vor der Ausdifferenzierung der betreffenden übergeord-

neten Fächer bestehende Kommunikationszusammenhänge beibehalten wor-

den sind. Hinsichtlich der Forschungsfunktion der Wissenschaft – der Ermitt-

lung neuer Erkenntnisse – koexistieren mit den Fächern die wissenschaftlichen 

Gemeinschaften (Stichweh 1988, S. 62-64; Gläser 2006; 2012), die „special-

ties“ (Chubin 1976) und die „invisible colleges“ (Crane 1972). Dies sind teils 

sub-, teils interdisziplinäre Gemeinschaften, die ein sachliches Interesse an 
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spezifischen Forschungsthemen und Herangehensweisen an diese Themen tei-

len und kommunikativ über gemeinsam gelesene und zitierte Publikationen en-

ger verflochten sind: z.B. die Biochemiker, die soziologischen Systemtheoreti-

ker, die Meeresforscher oder die Teilchenphysiker. Diese einander stark über-

lappenden, aber eben nicht miteinander identischen Kommunikationszusam-

menhänge sind auch Manifestationen der Grenzarbeit (Gieryn 1983) und der 

dauerhaft umkämpften Grenzziehungen innerhalb von und zwischen Fächern 

(Abbott 2001). Gleichzeitig bilden sich so epistemische Kulturen heraus, die 

sich gerade nicht an Fächergrenzen orientieren (Knorr-Cetina 2002; Reich-

mann/Knorr-Cetina 2016). 

Auch für die Belange der Lehre, die ursprünglich den Anstoß zur Fächer-

bildung gaben, erwiesen sich die Fächer als zum einen zu groß, zum anderen 

nicht groß genug. Ersteres zeigt sich an der Ausdifferenzierung der Denomina-

tionen von Professuren in allen Fächern, was ja besagt: Von der Inhaberin einer 

Professur für Mediävistik kann nicht verlangt werden, dass sie zur Geschichte 

des 20. Jahrhunderts lehrt. Den Studierenden wird in Gestalt eines Kernkanons 

ein Gesamtüberblick über ihr Fach vermittelt, ergänzt durch Vertiefungen nach 

Wahl in Spezialgebieten. Es gibt weiterhin auch Lehrinhalte, die mit Blick auf 

ein sinnvolles berufliches Qualifikationsprofil der Studierenden Fächergrenzen 

überschreiten. Solche Lehrgebiete sind beispielsweise die Rechtssoziologie in 

der Juristenausbildung oder die physikalische Grundausbildung in vielen inge-

nieurwissenschaftlichen Studiengängen. 

Sowohl in der Forschung als auch in der Lehre bekommen die sachlichen 

Gründe zur Überschreitung von Fächergrenzen immer mehr Gewicht, was unter 

dem Stichwort der Interdisziplinarität schon seit einigen Jahrzehnten hinsicht-

lich seiner Implikationen für die etablierten Fächerstrukturen diskutiert wird 

(Stehr/Weingart 2000; Frodeman et al. 2010). In der Forschung gab es schon 

früh innerwissenschaftliche Fragestellungen, die Interdisziplinarität erforder-

lich machten – siehe etwa die Biochemie oder die physikalische Chemie. Je 

mehr sich die Wissenschaft außerwissenschaftlichen Relevanzen öffnet, desto 

mehr muss interdisziplinär zusammengearbeitet werden, weil sich die Profile 

der mit Hilfe wissenschaftlicher Forschung bearbeiteten gesellschaftlichen 
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Probleme vom Zusammenleben in einer Migrationsgesellschaft über den Indi-

vidualverkehr der Zukunft bis zur Anpassung an den Klimawandel nicht in Fä-

chergrenzen fügen (siehe als eindrucksvolles aktuelles Beispiel das seit 2019 

geförderte Exzellenzcluster “Climate, Climatic Change, and Society” an der 

Universität Hamburg.  

In der Lehre haben sich nicht erst mit den „Bologna-Reformen“, aber seit-

dem beschleunigt interdisziplinäre Studiengänge etabliert, die den rein diszip-

linären vielleicht bald den Rang ablaufen könnten (Braßler et al. 2023). Dahin-

ter steckt derselbe Grund wie bei der Forschung: Die Anforderungsprofile vie-

ler außerwissenschaftlicher Berufsfelder haben sich verwissenschaftlicht, aber 

halten sich dabei oft nicht an Fächergrenzen; und wenn immer mehr Studien-

gänge wie etwa die Pflege- oder die Umweltwissenschaften – anders als die 

meisten klassischen Fächer – von vornherein auf bestimmte Berufsfelder aus-

gerichtet sind, wird die Interdisziplinarität der Lehre noch weiter vorangetrie-

ben. Sowohl hinter den forschungs- als auch hinter den lehrgetriebenen Über-

schreitungen von Fächergrenzen stehen im Übrigen nicht nur kognitive, son-

dern zumeist auch oder manchmal sogar vorrangig soziale Faktoren wie etwa 

innerwissenschaftliche Fächerrivalitäten oder das Statusstreben bestimmter Be-

rufsgruppen.  

2.  Fächerunterschiede 

Unterschiede zwischen Fächern interessieren nicht um ihrer selbst willen, son-

dern weil zu erwarten ist, dass sie im Hinblick auf zentrale Fragestellungen der 

Wissenschafts- und Hochschulforschung und entsprechende Belange der Wis-

senschaftspolitik und des Wissenschaftsmanagements einen gewichtigen Un-

terschied machen. Das zeigt sich insbesondere an neueren Studien, die sich mit 

den Auswirkungen existierender wissenschaftspolitischer und organisationaler 

Arrangements oder von deren gezielter Umgestaltung, etwa durch „New Public 

Management“ (NPM) oder die so genannten „Bologna-Reformen“, beschäfti-

gen. Sie gehen oft von der Vermutung aus, dass die Fächer solche auferlegten 
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Strukturen oder Strukturveränderungen unterschiedlich verarbeiten und ver-

kraften können (als ein Beispiel für viele siehe: Janßen et al. 2021). 

Wer Fächer vergleicht, läuft Gefahr, nur Unterschiede zwischen als intern 

homogen gedachten Entitäten zu sehen. Doch auch die Unterschiede innerhalb 

von Fächern können erheblich sein – worauf bereits das schon erwähnte Kon-

zept der ‚epistemischen Kulturen‘ hinweist. Es ist keineswegs gesagt, dass die 

wichtigsten Scheidelinien entlang von Fächergrenzen verlaufen. 

Fächerunterschiede sind zunächst epistemischer Art (Whitley 1984; Glä-

ser et al. 2012). Um nur drei sehr offensichtliche Unterschiede zu benennen: 

Hat sich ein dominierendes Paradigma entwickelt, in dessen Rahmen „puzzle-

solving" (Kuhn 1962) betrieben wird? Gibt es einen Konsens über zentrale For-

schungsprobleme und legitime Methoden? Lassen sich Forschungsfragen in 

klar definierte Einzelprobleme zerlegen, die arbeitsteilig bearbeitet werden 

können? Doch es gibt auch Differenzen, die nicht auf den ersten Blick ersicht-

lich sind – beispielsweise, ob die Bearbeitung von Forschungsfragen längere 

ununterbrochene Zeitfenster benötigt oder auch in viele kleine Zeitfenster, 

wann immer sie sich bieten, zerlegbar ist, und ob größere Intervalle, in denen 

man gar nicht zur Weiterarbeit kommt, hinnehmbar sind oder man dann wieder 

ganz von vorne beginnen muss (Gläser et al. 2012, S. 314f.). 

Der bislang anspruchsvollste Vorschlag für eine systematische Typologie 

von Fächerunterschieden mit Blick auf die Art des wissenschaftlichen Wissens, 

das produziert wird, stammt von Richard Whitley (1984) und ist von Stephan 

Fuchs (1992) weiter ausgearbeitet worden. Ohne den Vorschlag hier näher be-

trachten zu können, soll nur dessen Machart kurz angedeutet werden. Whitley 

knüpft an organisations- und arbeitssoziologische Perspektiven an und benennt 

zwei zentrale Dimensionen, in denen sich die Forschungsprobleme und Er-

kenntnisse von Fächern unterscheiden: Wie stark oder schwach ist die wechsel-

seitige Abhängigkeit unterschiedlicher Forschungsaktivitäten im Fach, und wie 

stark oder schwach ist die Ungewissheit der sich stellenden Forschungsfragen? 

Es lassen sich weiterhin jeweils eine technische und eine strategische Abhän-

gigkeit bzw. Ungewissheit unterscheiden, so dass die Typologie insgesamt 16 

Kombinationen dieser vier Ausprägungen der beiden Dimensionen ergibt, von 
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denen allerdings nur sieben Kombinationen in sich stimmig, also in den Aus-

prägungen zueinander passend sind und damit stabile Muster wissenschaftli-

cher Erkenntnisproduktion darstellen. In diesen lassen sich viele Fächer, oft 

auch nur Teilfächer für einen bestimmten Zeitraum, einfangen. 

Stephan Fuchs (1992, S. 111-192) hat diese Konzeption aufgegriffen und 

um zwei Determinanten von wechselseitiger Abhängigkeit – die Konzentration 

der für Forschung benötigten Ressourcen und die Reputationsautonomie des 

Faches – sowie um die Größe des Faches ergänzt. Er kann so einen komplexen 

Wirkungszusammenhang all dieser Variablen postulieren, also die bei Whitley 

noch zu wenig entfaltete erklärende „theory of scientific production“ (Fuchs 

1992, S. 177-180) ausbuchstabieren. Leider sind beide Vorschläge in der Wis-

senschaftsforschung weder theoretisch gründlich diskutiert noch empirisch – 

etwa in fächervergleichenden Fallstudien – weiter überprüft worden. 

Andere Unterschiede zwischen Fächern sind zwar oft mit solchen episte-

mischen Differenzen verknüpft, hängen aber auch an historisch kontingenten 

innerfachlichen Entwicklungspfaden sowie an außerwissenschaftlichen Kon-

textbedingungen. Das gilt etwa für die Publikationspraxis: Fächer unterschei-

den sich danach, in welchen Veröffentlichungsformen, also etwa in Monogra-

phien, Sammelbänden, Zeitschriften oder Proceedings, sie ihre Ergebnisse üb-

licherweise mitteilen (DFG 2005a, S. 22-38; 2005b; Volkmann et al. 2014). 

Solche Differenzen haben einen epistemischen Hintergrund. So bieten sich 

kurze und standardisierte Journalveröffentlichungen tendenziell eher im para-

digmatischen puzzle-solving an. Sie sind aber auch tradiert. Wenn sich nun 

auch in den Sozial- und Geisteswissenschaften, durch metrifizierte Bewer-

tungsverfahren forciert, Publikationspraktiken in Richtung eines einheitlichen 

Primats der Journalveröffentlichung verschieben, mag dies entweder nur Tra-

ditionsbrüche darstellen, durch epistemisch weniger geeignete Formen der wis-

senschaftlichen Kommunikation den Erkenntnisfortschritt hemmen oder zu 

epistemischen Veränderungen führen.  

Analoges gilt für Kooperationsformen. Fächern, in denen – zum Teil große 

– Arbeitsgruppen dominieren, stehen solchen gegenüber, die durch Einzelfor-

schung geprägt sind. Auch hier lässt sich fragen, zu welchen differentiellen 
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Folgen ein übergreifender Trend zur – hochschulpolitisch erwünschten – Ko-

operation, möglichst in großen Verbünden (Kosmützky/Krücken 2024), in un-

terschiedlichen fachlich Kontexten führen. 

Fächer unterscheiden sich zudem danach, welche Infrastrukturen For-

schung und Lehre – jenseits von Literaturzugang und Personal – voraussetzen. 

Vom Bleistift zum Teilchenbeschleuniger zeigt sich eine große Spannweite. 

Während die Infrastrukturabhängigkeit einerseits ein Problem für die wissen-

schaftliche Entwicklung darstellen kann, nämlich dann, wenn kein Zugang be-

steht, können verfügbare Infrastrukturen andererseits als sichtbare und laien-

verständliche Statussymbole fungieren, die solchen Fächern nicht zur Verfü-

gung stehen, die eben keine Forschungsschiffe brauchen. 

Kooperation und Infrastrukturen sind im Übrigen eng miteinander ver-

knüpft. Kooperationen sind zum einen regelmäßig Voraussetzung dafür, Infra-

strukturzugänge zu erhalten bzw. Infrastrukturen finanziert zu bekommen, zum 

anderen sind Infrastrukturen ihrerseits Katalysatoren für Kooperationen 

(Reichmann/Knorr-Cetina 2016, S. 50ff.). 

Auch wenn der verbreiteten Rede von der Wissenschaft im Elfenbeinturm 

ganz grundsätzlich mit größter Skepsis begegnet werden muss, ist sie in man-

chen Fächern noch unzutreffender als in anderen und in unterschiedlichen Fä-

chern auf unterschiedliche Weise falsch. Außerwissenschaftliche Kontakte und 

außerwissenschaftliche Relevanz sind unterschiedlich intensiv ausgeprägt und 

nehmen unterschiedliche Formen an. Wissenstransfer erschöpft sich nicht in 

Patenten und Ausgründungen. Während beispielsweise für ingenieurwissen-

schaftliche Fächer und die Chemie Industriekontakte seit langer Zeit selbstver-

ständlich sind, stehen Verwaltungswissenschaftlerinnen im engen Kontakt mit 

Ministerien und nehmen Soziologinnen und Zeitgeschichtlerinnen an Feuille-

tondebatten teil. Das schließt nicht aus, dass für manche – nicht zuletzt auch 

naturwissenschaftliche – Grundlagenforschung die zunehmend geforderte 

Nutzanwendung in der Antragsprosa angestrengt versprochen werden muss.  

Wissenschaft ist vom Anspruch her ein globales und universelles Unter-

fangen. Allerdings unterscheiden sich Fächer auch dahingehend, inwieweit die-

ser Anspruch realisiert wird, welche Bedeutung also nationalen Grenzen und 
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regionalisierten Kommunikationszusammenhängen zukommt (Thelen 2011). 

Neben lokalisierten Gegenstandsbereichen (z.B.: niederländische Geschichte, 

österreichische Sozialstruktur) spielen hier Publikationssprachen eine wichtige 

Rolle. Gerade Fächer, in denen der präzise sprachliche Ausdruck nicht nur 

schmückendes Beiwerk bleibt, sondern zum Kern der wissenschaftlichen Leis-

tung zählt, also im Wesentlichen Geistes- und Teile der Sozialwissenschaften, 

tendieren hier zur Beibehaltung von nicht-englischsprachigen Kommunikati-

onszusammenhängen. Das hat spezifische Folgen, etwa in der Begrenzung der 

Rezeption, aber auch dahingehend, dass mehrere differenzierte Publika gehand-

habt werden müssen. 

Es hat Versuche gegeben, sowohl epistemische als auch die genannten und 

weitere andere Fächerdifferenzen in einem Gesamtrahmen abzubilden. In der 

Hochschulforschung ist hier insbesondere Tony Bechers (1989) Vorschlag zu 

nennen, mit einer Metaphorik von tribes und territories, Fächer als Stämme zu 

begreifen, deren spezifische akademische Kulturen durch die Merkmale der 

Gebiete der Wissenslandschaft geprägt sind, die sie bewohnen. Becher zufolge 

lassen sich Fächer so in kognitiver und sozialer Hinsicht jeweils in einem Vier-

felderschema verorten. In kognitiver Hinsicht wird dies durch die Unterschei-

dungen von harter und weicher Wissenschaft sowie angewandter und reiner 

Wissenschaft aufgespannt. In sozialer Hinsicht unterscheidet Becher konver-

gente Fächer mit hoher Vereinheitlichung von Standards und stabilen Hierar-

chien von sehr viel pluralistischeren und instabileren divergenten Fächern und 

stellt durch hohe Interaktion und Konzentration von Forschungsproblemen ge-

kennzeichneten urbanen Fächern ländliche Fächer, in denen Probleme und In-

teraktionen sehr viel weniger verdichtet sind, gegenüber. Man erkennt gewisse 

Ähnlichkeiten zu den Konzeptionen von Whitley und Fuchs, die freilich analy-

tisch deutlich präziser als die oftmals eher suggestiven Beobachtungen von Be-

cher gearbeitet sind. Ging dieser ursprünglich davon aus, dass sich akademische 

Praktiken in den jeweiligen Quadranten als weitgehend homogen erweisen wür-

den, so übten sich Nachfolgepublikationen im Angesicht der sich immer stärker 

herauskristallisierenden empirischen Diversität in Relativierungen (siehe in 

diesem Sinne insbesondere: Trowler 2014). Die reale Komplexität sowohl 
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zwischen- als auch innerfachlicher Differenzen bleibt eine Herausforderung für 

jeden Versuch, sie durch empirisch handhabbare Unterscheidungen instruktiv 

zu bändigen. 

3.  Fächerungleichheiten 

Fächer sind nicht nur in epistemischen und sozialen Hinsichten ungleichartig – 

es gibt auch Ungleichrangigkeiten zwischen ihnen. Einzelnen Fächer kommt 

innerhalb einer Prestigehierarchie unterschiedliche Wertigkeit zu (Stichweh 

1979, S. 29). Solche Prestigeunterschiede werden zum einen innerwissenschaft-

lich zugeschrieben; zum anderen genießen aber Fächer auch eine ungleiche 

Aufmerksamkeit und Ansehen in der Öffentlichkeit und der Wissenschaftspo-

litik. 

Prägend für solche Debatten zur Fächerungleichheit war und ist die Ge-

genüberstellung von harten und weichen Fächern (Becher 1989), also Natur- 

und Ingenieurwissenschaften auf der einen und Geistes- und Sozialwissen-

schaften auf der anderen Seite. Auch wenn in derlei Gegenüberstellung oftmals 

den harten Naturwissenschaften eine Art wissenschaftliches Idealbild zuge-

schrieben wird (Stichweh 1979, S. 29) und bspw. die Physik der Wissenschafts-

theorie häufig als Vorbild für Wissenschaft überhaupt diente (so etwa Popper 

1934, Kuhn 1962), an dem sich die Geisteswissenschaften orientieren sollten, 

zeigen sich im historischen Rückblick durchaus auch Konjunkturen, in denen 

den Geistes- und Sozialwissenschaften großes Renommee inner- und außerhalb 

der Wissenschaften zukamen. 

So nahmen etwa im deutschen Kaiserreich zwischen 1871 bis 1918 die 

Geisteswissenschaften eine für das damalige kulturelle und politische Selbst-

verständnis prägende Rolle ein. Fritz K. Ringer prägte für diesen Zeitraum den 

Begriff des deutschen Mandarinentums, das zum einen die hohe gesellschaftli-

che Anerkennung der sich aus dem Bildungsbürgertum rekrutierenden geistes-

wissenschaftlichen Eliten und zum anderen die staatstragende Funktion der da-

maligen Geisteswissenschaften für eine monarchistisch verfasste Staatsform 

bezeichnet (Ringer 1969, Eckel 2008, S. 34). In den 1960er und 70er Jahren 
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erfuhren wiederum sozialwissenschaftliche Paradigmen und Forschungsan-

sätze großen inner- wie außerwissenschaftlichen Zuspruch und wurden etwa für 

geisteswissenschaftliche Fächer wie die Geschichte zu einem maßgeblichen 

Einfluss (Eckel 2008, S. 121). Dies war nicht zuletzt auch eine Folge von ge-

sellschaftlichen Umbrüchen. Staatlicherseits stießen die Sozialwissenschaften 

in diesem Zeitraum aufgrund des ihnen unterstellten Potentials, gesellschaftli-

che Entwicklungen rational plan- und steuerbar zu machen, auf großes Interesse 

(Leendertz 2022).  

Besaßen demnach die Geisteswissenschaften bis 1918 und die Sozialwis-

senschaften in den 1960er und 1970er Jahren sowohl inner- als auch außerwis-

senschaftlich große Strahlkraft, so haben seitdem wiederum andere Disziplinen 

die Rolle öffentlicher und wissenschaftlicher Leitdisziplinen übernommen. Als 

politisch nachgefragter erweisen sich schon seit längerem die Wirtschaftswis-

senschaften (Maeße 2017) – und zwar sowohl die Volkswirtschaftslehre, die 

wirtschaftspolitisch nach dem Keynesianismus nunmehr in größeren Teilen den 

„Neoliberalismus“ verficht, als auch die Betriebswirtschaftslehre, deren NPM-

Mantra den öffentlichen Sektor weitreichend umstrukturiert hat. Schließlich ge-

nießen die Lebens- und Biowissenschaften sowie die Informatik aufgrund der 

ihnen zugeschriebenen medizinischen und technologischen Potentiale eine 

hohe wissenschaftspolitische Priorität für das 21. Jahrhundert (siehe etwa: Le-

opoldina 2014, S. 33). 

Eine weitere Ungleichheitsdynamik bzw. -verstärkung zwischen Fachge-

bieten wird den in den 1990er Jahren einsetzenden, am NPM orientierten Re-

formen des Governance-Regimes von Hochschulen und Wissenschaft zuge-

schrieben (Schimank 2005; Schimank/Lange 2009). Im Zuge dieser Reformen 

wurden in vielen Ländern wettbewerbliche Steuerungsformen forciert sowie 

die Entscheidungsbefugnisse von Hochschulleitungen ausgeweitet. Ziel hierbei 

war eine aktive Profilierung von Hochschulen im internationalen Feld. Akade-

mischer Wettbewerb ist daher gegenwärtig nicht mehr nur eine Sache zwischen 

individuellen WissenschaftlerInnen, die um fachliche Reputation und um die 

für ihre Forschung benötigten Ressourcen (u. a. die personelle und technische 

Ausstattung der Arbeitsgruppe) konkurrieren, sondern wird durch einen 
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organisationalen Wettbewerb zwischen Hochschulen erweitert (Musselin 

2018). Eine solche Verknüpfung unterschiedlicher Wettbewerbe zu einem mul-

tiplen Wettbewerb (Krücken 2021, Buenstorf et al. 2025) wirft nicht nur Fragen 

nach den Effekten für die wissenschaftliche Wissensproduktion insgesamt auf, 

sondern auch bezüglich der sich daraus ergebenden Vor- oder Nachteile einzel-

ner Fächer.  

Mit Blick auf den universitären Wettbewerb im deutschen System zeigt 

sich, dass insbesondere hoch reputierte Verbund-Drittmittel (z.B. Exzellenz-

cluster, Sonderforschungsbereiche, ERC-Grants) eine zentrale ‚Währung‘ für 

Universitätsleitungen darstellen (Kosmützky/Krücken 2024). Dementspre-

chend haben vor allem die Geisteswissenschaften, deren Forschungspraktiken 

traditionell eine geringere Affinität zu Formaten der Verbundforschung zuge-

schrieben wird, im wissenschaftspolitischen Diskurs eine systematische Be-

nachteiligung für sich reklamiert4. Ebenfalls zu einem negativen Befund für die 

Geistes-, aber auch die Sozialwissenschaften kommen soziologische Diagnosen 

(Münch 2009, 2011; Böhler/Maasen 2011), die eine zunehmende Überformung 

bzw. Kolonisierung wissenschaftlicher Forschungslogiken durch den – gemäß 

dem Vorbild der Naturwissenschaften – an Metriken und quantitativen Kenn-

ziffern orientierten Organisationswettbewerb konstatieren. Wenn geisteswis-

senschaftliche Forschung in diesem „akademischen Kapitalismus“ erfolgreich 

sein will, kommt es – so die Befürchtung – zu einer zunehmenden Übernahme 

naturwissenschaftlicher Forschungspraktiken (Münch 2009, S. 170-172). 

Solche relativ pauschalen Beurteilungen vernachlässigen allerdings die in-

terne Heterogenität der Forschungspraktiken der Fächer. Soziologische Theorie 

und soziologische Ungleichheitsforschung beispielsweise sind ähnlich weit 

auseinander wie Philosophie und Psychologie. Selbst innerhalb einzelner Sub-

disziplinen zeigen sich oft bedeutsame paradigmatische Differenzen und ‚Ge-

schäftsmodelle‘, die mit unterschiedlichen Kooperationsmöglichkeiten, 

 

4 siehe für einen Überblick dieses Diskurses: Dreyer et al. 2014. 
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Drittmittelchancen und Publikationsformen korrespondieren. Ohnehin verbie-

tet sich ein zu undifferenzierter Blick auf die vermeintlichen Vor- und Nachteile 

der Fächer. Zum Beispiel sind kleine geisteswissenschaftliche Fächer, gerade 

weil sie nur über einen begrenzten innerfachlichen Resonanzraum verfügen, 

oftmals geübt darin, zum ‚Laienpublikum‘ angrenzender Disziplinen zu spre-

chen, was ihnen die Teilnahme an interdisziplinären Verbünden tendenziell er-

leichtert. Das setzt freilich ein geeignetes Umfeld voraus. Die Verbundfähigkeit 

kleiner geisteswissenschaftlicher Fächer wird eben nicht nur durch ihre Fächer-

kulturen und ihre eigene Größe, sondern auch durch ihre lokale ‚Ökologie‘, also 

durch vorhandene oder fehlende geeignete Kooperationspartnerinnen an der je-

weiligen Universität und in außeruniversitären Einrichtungen im regionalen 

Umfeld, bestimmt. Weniger thematisiert als die Lage der Geisteswissenschaf-

ten wurde bislang auch, wie sich die Wettbewerbssituation für die Ingenieur-

wissenschaften darstellt. Hier zeigt sich etwa, dass das für Forschungsvorhaben 

häufig praktizierte Einwerben von Drittmitteln aus der Industrie nicht gut zu 

der auf innerwissenschaftliche Reputation abzielenden Prestige-Hierarchie des 

universitären Drittmittelwettbewerbs passt.  

Ebenfalls stärker berücksichtigt werden sollte, dass im deutschen Wissen-

schafts- und Hochschulsystem immer wieder eine formale Fächergleichheit als 

legitimatorischer Rahmen betont wird (Röss 2024). Das setzt faktischen Un-

gleichheitsdynamiken zumindest normative Grenzen, so dass sich benachteiligt 

fühlende Fächer hier die andere Seite argumentativ unter Druck setzen können. 

Kompensationen für tatsächliche oder behauptete Benachteiligungen der Geis-

teswissenschaften im Drittmittelwettbewerb zeigen sich im deutschen System 

etwa in einer verglichen mit anderen Ländern hohen Anzahl an speziellen För-

derprogrammen und -maßnahmen für diesen Wissenschaftsbereich (Hornbostel 

2014, S. 111f.).  
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4. Fächer und Organisationen 

Fächer sind nicht nur Kategorien der wissenschaftlichen Beobachtung von Wis-

senschaft; auch die wissenschaftliche Selbstorganisation orientiert sich an Fä-

chern. Hierbei spielen formale Organisationen eine zentrale Rolle.  

Zu denken ist zunächst an Fachgesellschaften, die zumindest zwei Haupt-

funktionen wahrnehmen (Schimank 1988; Wissenschaftsrat 1992; Delicado et 

al. 2014). Nach innen organisieren sie neben eventuell von ihnen getragenen 

Zeitschriften als weiteres periodisches Angebot kommunikativer, auch interak-

tiver Verdichtung regelmäßige Kongresse. Gleichzeitig sind sie nach außen re-

präsentative Sprecherinnen für die reflexiven Interessen des Faches (Meier 

2023) – hier allerdings fast alle ziemlich schwächlich. Mit einer politikwissen-

schaftlichen Unterscheidung Claus Offes (1969) formuliert: Fachgesellschaften 

erweisen sich als durchaus organisations-, aber wenig konfliktfähig. Ein nen-

nenswerter Teil der forschungsaktiven Angehörigen eines Faches, insbesondere 

der Professorinnen, sind Mitglieder der jeweiligen Fachgesellschaft; doch über 

ein nennenswertes politisches Druckpotential verfügen die Fachgesellschaften 

kaum. 

Sie sind insbesondere selbst in der Regel nicht in der Lage, relevante Ent-

scheidungen über wissenschaftliche Produktionsmittel zu treffen, also etwa da-

rüber, welche Forschungs- und Lehreinrichtungen gegründet werden, wer mit 

Stellen und Sachmitteln ausgestattet wird, welche wissenschaftlichen Infra-

strukturen aufgebaut werden und wer Zugang zu ihnen erhält. Vielmehr müssen 

sie als Lobbyorganisationen an die eigentlichen Entscheidenden in Ministerien, 

Lehr- und Forschungseinrichtung und Förderorganisationen herantreten, um 

die Belange ihres Fachs zu vertreten. Dabei hilft es freilich, wenn die Fächer in 

diesen Organisationen ihre eigenen Repräsentanten positioniert haben. Dies 

wiederum ist schon deshalb regelmäßig der Fall, weil wissenschaftsbezogene 

Entscheidungen – normativ abgesichert – spezialisierte Fachkenntnisse einbe-

ziehen müssen, die häufig nur disziplinzugehörigen Wissenschaftlerinnen zu-

getraut werden. 
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Im Rahmen von Universitäten ist insbesondere an Fachbereiche oder Fa-

kultäten – die bei hinreichender Größe nur ein Fach und ansonsten mehrere 

kleinere Fächer umfassen – sowie meist fachlich oder sub- und interdisziplinär 

spezialisierte Institute zu denken. Die durchaus heterogene organisationale Ver-

ankerung von Fächern ist insofern bemerkenswert, als die Wissenschaftsfor-

schung oftmals davon ausgeht, dass sich als „Disziplinen“ nur solche speziali-

sierten Gebiete qualifizieren, die in eigenen Fachbereichen (‚departments‘) or-

ganisiert sind (etwa Becher 1989, S. 19), was offenbar an amerikanischen Ver-

hältnissen orientiert ist und keineswegs immer der etablierten Selbst- und 

Fremdwahrnehmung entspricht. Auf der Ebene einzelner Professuren werden 

fachliche, heutzutage zumeist subdisziplinäre Denominationen etabliert, die 

vor allem für die Lehre bindend sind. Die Professur für soziologische Theorie 

mag in der Forschung auch oder sogar überwiegend in der Sportsoziologie tätig 

sein; in der Lehre muss soziologische Theorie angeboten werden.  

An Disziplinen orientieren sich auch die Fachkollegien in Förderorganisa-

tionen. Mit zunehmender Abhängigkeit der Forschung von Drittmitteln müssen 

Fächer darauf drängen, dass Anträge aus ihren Reihen nur von Fachangehöri-

gen bzw. zumindest Angehörigen benachbarter Fächer beurteilt werden. Die 

großen Förderorganisationen wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft haben 

dies von Anfang an institutionalisiert und aus dem Fach heraus periodisch ge-

wählte Fachvertreter zu autoritativen Bewertern von Förderanträgen gemacht 

(Neidhardt 1988). Allerdings hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft erst 

Anfang der 2000er Jahre das System der Fachkollegien eingeführt. 

Fächer strukturieren darüber hinaus organisierte Evaluationssysteme. Sie 

bestimmen hier zum einen die Horizonte, in denen wissenschaftliche Leistun-

gen etwa in Rankings und Ratings plausibel verglichen werden können (Meier 

2024); zum anderen werden, wo Peer Review in Anschlag gebracht wird, fach-

angehörige oder zumindest fachnahe Wissenschaftlerinnen als Evaluatorinnen 

gewonnen, weil nur diese als qualifizierte und deshalb legitime Urteilende gel-

ten. 

Organisationen spielen auch in der Regelung der Fachzugehörigkeit eine 

zentrale Rolle. Fachzugehörigkeit lässt sich dabei doppelt verstehen. Zum einen 
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gehört zu einem Fach, wer fortlaufend relevante Beiträge in den wissenschaft-

lichen Kommunikationsprozess einspeist und im Fach rezipiert wird. In dieser 

erstgenannten Hinsicht bilden Fachzeitschriften als entweder von Fachgesell-

schaften oder heute zumeist von kommerziellen Verlagen getragene Organisa-

tionen – je mehr ein Fach sich auf die Publikationsform des Zeitschriftenartikels 

einlässt, desto mehr – das Nadelöhr der fachlichen Kommunikation (Stichweh 

1988, S. 64f.; Hirschauer 2004). Vor allem hier erscheint, was für Fachangehö-

rige lesenswert sein soll – in oftmals harter Konkurrenz ausgewählt von Peers 

und Herausgeberinnen. Wer hier veröffentlicht, gehört dazu. Analoges gilt in 

einigen Fachkulturen für Proceedings von großen Konferenzen, Monografien 

in angesehenen Buchverlagen und ausgewählte Buchreihen sowie für Hand- 

und Lehrbücher, die den Wissensstand und die Klassikerinnen des Fachs kano-

nisieren.5 

Zum anderen gehört zum Fach, wer jenseits der aktuellen Publikationstä-

tigkeit mit einem dauerhaften Mitgliedschaftsstatus versehen wird. Hier sind es 

insbesondere die Universitäten, die mit ihren Entscheidungen disziplinäre Kar-

rieren vom Studium über Promotion und gegebenenfalls Habilitation bis zur 

Berufung auf Professuren maßgeblich prägen, ermöglichen oder verhindern. 

Bereits die beiläufigen Bewertungen innerhalb des Studiums können nicht nur 

als Elemente eines disziplinären Sozialisations-, sondern auch eines Auswahl-

prozesses zukünftiger Wissenschaftlerinnen begriffen werden (Kalthoff/Engert 

2021). 

Ausgerechnet bei den wichtigsten Entscheidungen im Karriereverlauf – 

bei den Berufungen – wirken die Disziplinen jedoch nur mit. Historisch diente 

die Habilitation dazu, komplementär zum letztlich von der Ministerialbürokra-

tie kontrollierten Zugang zum Staatsdienst, eine autonome wissenschaftliche 

Entscheidung über Fachzugehörigkeit zu ermöglichen (Becker 1919). Da der 

Status der Privatdozentin als solcher nicht mit den ökonomischen und 

 

5  Kritisch zum Kanon in der Soziologie Heßelmann 2024. 
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sachlichen Voraussetzungen dafür, praktisch Forschung betreiben zu können, 

einherging und -geht, ging es hier letztlich primär darum, eine Vorbedingung 

der Professur in die Hände der Disziplin zu legen. Mit dem Bedeutungsverlust 

der Habilitation geht in Deutschland dieses Instrument disziplinärer Grenzzie-

hung allerdings zunehmend verloren. Es bleibt hier bei der, freilich gewichti-

gen, Mitwirkung von Fachvertreterinnen an Berufungen. 

Während in Deutschland Fachzugehörigkeit in dieser Weise dezentral in 

einzelnen Fakultäten oder Fachbereichen geregelt wird (ggf. unter Einbezie-

hung externer Gutachterinnen, über die dann allerdings wiederum dezentral 

entschieden wird), gibt es auch Beispiele nationaler Zugangsentscheidungen 

wie etwa im Falle des nationalen polnischen Habilitationssystems. Hier wird – 

ähnlich wie auch in Frankreich – der Prozess durch eine disziplinär organisierte 

zentrale Einrichtung (seit 2021 ist dies der Rat für Wissenschaftliche Exzellenz 

(Rada Doskonałości Naukowej)) gesteuert und administriert. Diese wählt auch 

die Mehrheit der Mitglieder der für das jeweilige Verfahren eingerichteten Ha-

bilitationskommission. Der ausrichtenden Universität bleibt hier nur eine Min-

derheitenposition. Es ist zumindest zu erwarten, dass Disziplinen unter solchen 

Bedingungen eine systematisch stärkere Position einnehmen können als in 

mehr dezentralen Systemen, was allerdings mit einer innerfachlichen Hierar-

chisierung der Entscheidungsbeteiligung einhergeht. 

Die organisierte Regelung von Mitgliedschaft trägt wesentlich zur 

Selbstreproduktion der Fächer bei – ein Element, das etwa von Stephen Turner 

(2000) stark gemacht wird, der ‚disciplines‘ sogar darüber definiert, dass Hoch-

schulen, die akademische Grade eines bestimmten Fachnamens vergeben, In-

haberinnen des fraglichen Grades beschäftigen und ihnen die Kontrolle über 

diese Vergabe hauptsächlich überlassen. So hilft die organisierte Mitglied-

schaftsregelung auch eine der Kernfunktionen von Fächern zu erfüllen: die wis-

senschaftliche Auseinandersetzung mit – wie vage und fluide auch immer be-

stimmten – Gegenständen mithilfe nicht minder wandelbarer Theorien und Me-

thoden auf Dauer zu stellen. 
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5.  Fachliche Differenzierung – überholt? 

Seit den 1960er Jahren wird eine zunehmende Verwissenschaftlichung der Ge-

sellschaft diagnostiziert, die mit einer zunehmenden Vergesellschaftung von 

Wissenschaft einhergeht (Weingart 2001). Diese Doppeldynamik hat dazu ge-

führt, dass sich rein disziplinäre Wissenschaft zunehmend unter Druck sieht, 

den aus der Gesellschaft an sie herangetragenen Problemen gerecht zu werden.  

In einem ersten Schritt gingen daraus Forderungen nach mehr Interdiszi-

plinarität von Forschung und Lehre einher (Stehr/Weingart 2000; Wein-

gart/Padberg 2014; Wissenschaftsrat 2020). So sollten beispielsweise in For-

schungen, die sich mit den Problemen des Städtebaus beschäftigen, nicht nur 

Architekten und Bauingenieure, sondern etwa auch Soziologen, Psychologen 

und Ökonomen mitwirken; und auch die Studiengänge derer, die dann als Stadt-

planer Neubauviertel oder Innenstädte konzipierten, sollten entsprechend mul-

tidisziplinär angelegt sein. Dass Interdisziplinarität erforderlich ist, wenn die 

Wissenschaft zur Mitwirkung an der Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme 

herangezogen wird, ist zunächst einmal sehr plausibel, fügen sich doch diese 

Probleme nur selten disziplinären Grenzziehungen. Schwierig ist gelungene In-

terdisziplinarität aufgrund der angesprochenen Fächerdifferenzen und -un-

gleichheiten allerdings nicht selten bis heute geblieben; und mit Blick auf Dis-

ziplinarität lässt sich feststellen, dass interdisziplinäre Forschungsprogramme 

bislang weniger zu einer Aufhebung, sondern allenfalls zur Readjustierung dis-

ziplinärer Grenzen oder auch zur Entstehung neuer Fächer geführt haben (Half-

mann/Schützenmeister 2009, S. 12). Von einem Ende der disziplinären Ver-

fasstheit der Wissenschaft kann diesbezüglich nicht gesprochen werden. 

Ein sich nach einiger Zeit anschließender zweiter Schritt geht deutlich wei-

ter und fordert – wiederum unter Verweis auf die mannigfachen drängenden 

gesellschaftlichen Problemkonstellationen – Transdisziplinarität. Darunter 

werden verschiedene, relativ neue Konzeptionen praxisorientierter Forschungs-

formate gefasst, die nicht nur die strategische, sondern auch die operative Di-

mension wissenschaftlicher Autonomie adressieren. Der epistemische Kern 

(Nowotny et al. 2004) der Wissenschaften und damit auch die fachspezifischen 
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Formen der Wissensproduktion und Erkenntnisziele sollen hier noch stärker an 

außerwissenschaftliche gesellschaftliche Erwartungen und Herausforderungen 

(den „grand challenges“) ausgerichtet werden. Was sind die möglichen Aus-

wirkungen dieser Form fremdreferentieller Leistungserwartungen an die Fä-

cher? 

Als transdisziplinäre Forschungskonzeptionen können dabei solche Pro-

gramme und Praktiken bezeichnet werden, die in ihrer Sachdimension auf eine 

verstärkte Responsivität im Sinne eines Beitrags zur Lösung gesellschaftlicher 

Großprobleme (z.B. den Klimawandel oder die Erosion gesellschaftlichen Zu-

sammenhalts) zielen, in ihrer Sozialdimension hierzu auf eine Partizipation au-

ßerakademischer Praxispartner setzen und in ihrer Zeitdimension – bspw. über 

Technikfolgenabschätzung – Nachhaltigkeitsaspekte in wissenschaftlichen 

Forschungs- und Innovationsvorhaben berücksichtigen (Maasen/Dickel 2016, 

S. 231ff.). Forschungskonzepte wie Citizen Science, Open Science oder Trans-

formative Forschung unterscheiden sich damit gegenüber dem klassischen 

Wissens- und Technologietransfer dadurch, dass hier zu unterschiedlichem 

Graden außerakademische Akteure in Ko-kreation, möglichst ‚auf Augen-

höhe‘, bereits in die Wissensproduktion selbst einbezogen werden sollen.  

Beurteilt man diese relativ jungen Forschungskonzepte unter dem Aspekt 

der Autonomie von Fächern, so lassen sich einige Parallelen und Kontinuitäten 

zu älteren Forschungsprogrammen und Debatten zur Grenzziehung zwischen 

Wissenschaft und Gesellschaft erkennen – insbesondere zur in den 1970er Jah-

ren vorgebrachten Finalisierungsthese (Böhme/van den Daele/Krohn 1973) 

und zur Mode-2 Diagnose der 1990er Jahre (Gibbons et al. 1994). Beide be-

obachten und befürworten eine zunehmende Entgrenzung von Wissenschaft, 

die zu einer neuen Form der Wissensproduktion führe, die außerakademischen 

Akteuren und deren anwendungsorientierten Erkenntnisinteressen eine for-

schungsleitende Rolle einräumt. Fachliche Grenzen würden dabei jeweils auf-

grund der Orientierung an außerwissenschaftlichen Problemstellungen zuneh-

mend an Bedeutung verlieren. 

Beide Konzeptionen wurden wissenschaftspolitisch und in der Wissen-

schaftsforschung hinsichtlich des damit verbundenen potentiellen 
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wissenschaftlichen und fachlichen Autonomieverlusts sowohl unter normativen 

als auch empirischen Vorzeichen kontrovers diskutiert. Normativ wurde dabei 

jeweils ein drohender Autonomieverlust als Einfallstor politischer Ideologien 

und Zwecke kritisiert (vgl. für einen Debattenüberblick: Hessels/van Lente 

2008, Leendertz 2013). Empirisch fundierte Kritikansätze bemängelten hinge-

gen eine – für Zeitdiagnosen typische – unzulässige Verallgemeinerung einzel-

ner epistemischer Entwicklungen in bestimmten Forschungsgebieten als Struk-

turmerkmal von Wissenschaft in ihrer Gesamtheit. So weisen beispielsweise 

anwendungsorientierte Fächer wie die Informatik oder die Metallurgie, aber 

auch relative ‚junge‘ Fächer, die eine Nähe zu politischen Zielen haben, wie die 

Umwelt- und Klimawissenschaften, epistemische Charakteristiken auf, wie sie 

die Mode-2 Diagnose oder die Finalisierungsthese formulierten (Weingart 

1997); doch bei vielen anderen Fächern ist dies nicht der Fall. Darüber hinaus 

legen wissenschaftshistorische Studien nahe, dass insbesondere im Entstehen 

begriffene Wissensgebiete transdisziplinäre und wissenschaftspolitische Kon-

junkturen strategisch, aber nur zeitweilig nutzen, um sich als Fach zu etablieren 

(für die Kriminologie siehe etwa: Schauz 2010, S. 43f.). Ähnlich wie bei inter-

disziplinären Forschungspraktiken kommt es dabei jedoch sowohl darauf an, 

fachliches Wissen öffentlich ‚sichtbar‘ zu präsentieren, als auch darauf, das in 

solchen Konstellationen erzeugte Wissen in den beteiligten Disziplinen zu kon-

solidieren und zu integrieren.  

Es sprechen jedoch nicht nur historische oder empirische Gründe gegen 

ein Aufgehen von Fächern in inter- oder transdisziplinären Forschungskonstel-

lationen, sondern auch rein sachlich-funktionale (Jacobs 2013). Denn sowohl 

für darin aktive Wissenschaftlerinnen als auch für die Wissenschaftspolitik ist 

es ratsam, die durch die relative Autonomie der Wissenschaften und den damit 

ermöglichten inkongruenten Perspektiven (Luhmann 1967) fachlichen Wissens 

nicht durch eine zu starke Anpassung an außerwissenschaftliche Problemkon-

texte einzuebnen und dadurch eine spezifisch wissenschaftliche Problembe-

schreibung zu verhindern. Auch das in transdisziplinären Arrangements anvi-

sierte lokale und situationsspezifische Anwendungswissen bleibt auf eine 

Rückspeisung und Etablierung in fachlichen Kommunikationszusammen-
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hängen angewiesen, da ansonsten so erarbeiteten Wissensbeständen nur noch 

situative Relevanz und provinzielle Gültigkeit zukommen würde (Renn 2006, 

S. 425). 

So gesehen ist es gerade zur Ermöglichung fortlaufender effizienter ge-

sellschaftlicher Problembearbeitung unter Mitwirkung der Wissenschaften 

sinnvoll, wissenschaftliche Autonomie und diese mittragende fachliche Grenz-

ziehungen nicht aufzugeben, sondern die durch transdisziplinäre Projekt-Set-

tings erzeugten wechselseitigen Irritationen zwischen den beteiligten Akteuren 

als ein produktives Lernpotential für die Bearbeitung der „grand challenges“ zu 

verstehen (Bosch/Kraetsch/Renn 2001; Schimank 2024). Robert Frodemans 

(2014) Prognose eines „end of disciplinarity“ könnte also besser nicht als Emp-

fehlung, sondern als Warnung gelesen werden. 
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Institutionelle Entwicklungen als Gegenstand der 
Hochschulforschung am Beispiel des Studienfachs 

Erziehungswissenschaft 

Ines Langemeyer 

Im Wettbewerb um Exzellenztitel und Prestige sitzt die wissenschaftliche Lehre 

– und nicht nur sie im Abstrakten, sondern überhaupt die Lehrenden – zwischen 

den Stühlen. Man kann sowohl eine Über- als auch eine Unterregulierung be-

klagen, wobei am Beispiel der Disziplin Erziehungswissenschaft die paradoxe 

Wirklichkeit vor Augen geführt werden soll. Auf dem Spiel stehen die Grund-

rechte der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 III GG) wie auch der freien Berufswahl 

(Art. 12 GG) und die Chancengleichheit (Art. 3 GG). Das Wissenschaftssystem 

ist in mancher Hinsicht auf dem Weg, Züge totalitärer Institutionen anzuneh-

men.  

1.  Über- und Unterregulierung der Wissenschaft 

Aus Sicht der Hochschulforschung war die „Bologna“-Studienreform von An-

beginn keine geglückte Reform. So warnten etwa Andrä Wolter und Christian 

Kerst im Jahr 2008, dass auch mit den modularisierten Studiengängen die Qua-

lität des Studiums nicht unbedingt gesichert wäre: 

„Die staatliche Regulierung ist nicht nur oft in Überregulierung umge-

schlagen, die Innovationen eher behinderte als beförderte. Eine noch so macht-

volle staatliche Steuerung hat im Übrigen nicht verhindern können, dass die 

Qualität des Studiums keineswegs über jeden Zweifel erhaben ist. Institutio-

nelle Selbststeuerungsfähigkeit der Hochschulen ist in Deutschland tendenziell 

unterentwickelt.“ (Wolter & Kerst, 2008, S. 137) 

Neue Steuerungskonzepte hielten mit den sogenannten Experimentier-

klauseln in den 1990er Jahren zunächst Einzug. Leitungsebenen wie die 
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Rektorate in Universitäten und Hochschulen wurden gestärkt, Gremien ent-

machtet, sodann geschah nicht zuletzt aufgrund der Rechtsprechung – etwa 

durch die Beschlüsse über die Abwahl von Rektorats- und Leitungsmitgliedern 

(Verfassungsgerichtshof BW, 14.11.2016, 1 VB 16/15) und über das Akkredi-

tierungswesen (BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 17. Februar 2016 - 

1 BvL 8/10 -, Rn. 1-88) – ein Gegenlenken und die Hoffnung, ein Mindestmaß 

an Selbststeuerung sei nun gesichert. Denn wie der Verfassungsgerichtshof Ba-

den-Württemberg schreibt: 

„Die Sicherung der Wissenschaftsfreiheit durch organisatorische Regelun-

gen verlangt, dass die Wissenschaftler durch ihre Vertretung in Hochschulor-

ganen Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit abwehren und ihre fachliche 

Kompetenz zur Verwirklichung der Wissenschaftsfreiheit in die Organisation 

einbringen können. Die mit Art. 20 Abs. 1 LV garantierte hinreichende Mitwir-

kung von Wissenschaftlern im wissenschaftsorganisatorischen Gesamtgefüge 

einer Hochschule erstreckt sich auf alle wissenschaftsrelevanten Entscheidun-

gen. Dies sind nicht nur Entscheidungen über konkrete Forschungsvorhaben 

oder Lehrangebote, sondern auch über die Planung der weiteren Entwicklung 

einer Einrichtung und über die Ordnungen, die für die eigene Organisation gel-

ten sollen. Wissenschaftsrelevant sind auch alle den Wissenschaftsbetrieb prä-

genden Entscheidungen über die Organisationsstruktur und den Haushalt, denn 

das Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit liefe leer, stünden nicht auch die or-

ganisatorischen Rahmenbedingungen und die Ressourcen zur Verfügung, die 

Voraussetzungen für die tatsächliche Inanspruchnahme dieser Freiheit sind. 

Grundlegende ökonomische Entscheidungen, wie etwa diejenige über den 

Wirtschaftsplan einer Hochschule, sind nicht etwa wissenschaftsfern, sondern 

angesichts der Angewiesenheit von Forschung und Lehre auf die Ausstattung 

mit Ressourcen wissenschaftsrelevant.“ (https://verfgh.baden-wuerttem-

berg.de/de/presse-und-service/pressemitteilungen/pressemitteilung-

14112016/) 

Was aber kann die Macht der „Vertretung“ der Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler heißen, wenn sie jeweils nur über tatsächliche Mehrheiten in 

Gremien zustandekommt und nur durch gemeinsame Beschlüsse „Gefahren 



INSTITUTIONELLE ENTWICKLUNGEN 203

abwehren“ kann? Der Einzelne bleibt ohne Gehör. Insbesondere die „Angewie-

senheit … auf die Ausstattung mit Ressourcen“ ist genauer zu betrachten, wenn 

Professorinnen und Professoren ihr Fach nicht einfach nur durch eigene Lehr-

veranstaltungen vertreten, sondern wenn ihr Fach nun in Modulen zur Geltung 

gebracht werden muss und zwar bis hinein in minutiös beschriebene Kompe-

tenzziele für Teilleistungen, die in Modulen zusammengefasst sein. Der Ar-

beitsaufwand für Studierende ist dabei ebenfalls geregelt, während jedoch nicht 

überall präzise durchgerechnet wird, welche Ausstattung in Form von Personal 

und Ressourcen dafür nötig ist. Modelle der Berechnung und Controlling-Ver-

fahren sind nicht etabliert und vorgeschrieben. 

Noch nie hat es außerdem einen wissenschaftlichen Nachweis darüber ge-

geben, dass die Wissenschaftlichkeit und die Qualität des Denkens und Han-

delns in einer Disziplin von Regelungen abhängen, mit welchen die Modul-

handbücher ausgestattet sind. Man kann umgekehrt zum Modularisieren als 

Überregulierung das Fehlen eines Personal- und Ressourcencontrollings als 

Unterregulierung (genannt Autonomie der Hochschulen) begreifen und die 

Wechselwirkung zwischen beidem betrachten.  

In einem Akkreditierungsverfahren soll das Lehrangebot zwar gesichtet 

und geprüft werden. Aber Regeln, wann beispielsweise Personal nicht ausrei-

chend vorhanden und wann der Anteil professoraler Lehre zu gering ist, exis-

tieren nicht verbindlich. Wenn auf der institutionellen Ebene die Verantwor-

tung mangels Regelungen den einzelnen Hochschullehrenden zugewiesen wird, 

weil sie ja eng mit dem eigenen Fachgebiet verbunden sind, dann obliegt ihnen 

eine sehr schwierige Verantwortung. Letztlich müssten sie sich aus dieser Ver-

antwortung heraus mit allem Übergeordneten befassen und darauf Einfluss neh-

men können: Die Fragen können ganz praktisch sein, wie das Studienangebot 

in bestimmten Modulen oder im Zusammenspiel aller Teile sinnvoll umzuset-

zen und weiterzuentwickeln ist, damit es mit dem Arbeitsmarkt anschlussfähig 

ist und die Vergleichbarkeit mit anderen Studienstandorten gegeben ist, so dass 

das Lehrangebot den Kompetenzerwerb ermöglicht, der nahtlos ans berufliche 

Leben anschließt. Es könnte aber auch um das gehen, was das Bundesver-
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fassungsgericht dem Studium 2021 bescheinigte, mit allgemeinen Kompeten-

zen zur Persönlichkeitsentwicklung beizutragen:  

„Die Erstausbildung oder das Erststudium unmittelbar nach dem Schulab-

schluss vermittelt nicht nur Berufswissen, sondern prägt die Person in einem 

umfassenderen Sinne, indem sie die Möglichkeit bietet, sich seinen Begabun-

gen und Fähigkeiten entsprechend zu entwickeln und allgemeine Kompetenzen 

zu erwerben, die nicht zwangsläufig für einen künftigen Beruf notwendig sind. 

Sie weist damit eine besondere Nähe zur Persönlichkeitsentwicklung auf.“ 

(BVerfG, Beschluss vom 19. November 2019, 2 BvL 22/14, 2 BvL 27/14, 2 

BvL 26/14, 2 BvL 25/14, 2 BvL 24/14, 2 BvL 23/14) 

 

Im Allgemeinen ist die Situation hochschulpolitisch aber davon gekennzeich-

net, dass es bei einer solchen Vielzahl von Zielsetzungen (die beständig erwei-

tert wird wie z.B. durch die Forderungen, den Wissenstransfer oder die Nach-

haltigkeitsfragen überall in der Wissenschaft stärker zu verankern) zu einer In-

stitutionalisierung von Aufgaben kommt, wozu sich die Trägerinnen und Trä-

gern der Wissenschaftsfreiheit ins Verhältnis setzen müssen. Dabei ist diese 

Statusgruppe auf dem Gebiet der Forschung schon dem Druck ausgesetzt, die 

eigene Wissenschaft nicht nur um ihrer selbst willen, sondern durch den herr-

schenden Wettbewerb als Mittel zum Zweck des Prestige- und Machtgewinns 

zu betreiben. Die Ressourcenverteilung, die nach einem Wettbewerb gestaltet 

ist, fordert dabei den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern eine Zweck-

Mittel-Verkehrung ab. Sie sollen ihre Forschung als Mittel verstehen, mit wel-

chem sie mehr Ressourcen für sich sichern können. Erst dann entsteht die Mög-

lichkeit, den verschiedenen Aufgaben und der Verantwortung für ein Fach 

Rechnung tragen zu können. Selbst wenn man also die einzelnen Zielsetzungen 

(Beschäftigungsfähigkeit von Studierenden, Nachhaltigkeit, Wissenstransfer 

etc.) nicht ablehnt oder für falsch hält, ergibt sich strukturell eine Situation, je 

nach Knappheit der Ressourcen solche Ziele gegeneinander zu gewichten, eines 

gegenüber einem anderen zu priorisieren und so eine Auf- oder Abwertung zu 

erzeugen. Die Auswirkungen einer solchen Praxis sind nicht zu unterschätzen, 
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insbesondere dann, wenn die Währung zum Erhalt der Ressourcen sozusagen 

die eigenen Forschungsleistungen in Form von messbaren Kennziffern sind. 

2.  Zum Fall: Erziehungswissenschaft 

Es ist wahrscheinlich kein Zufall, dass im Fach Erziehungswissenschaft sich 

die Fachgesellschaft, die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft, 

2004 anlässlich der hochschulpolitischen Entwicklungen Sorgen machte. Aus 

Angst, man könne trotz vieler neuer Regelungen ein wissenschaftliches Niveau 

im modularisierten Studium nicht mehr sichern, wurde ein Kerncurriculum er-

arbeitet und veröffentlicht, das 2023 neu diskutiert und überarbeitet wurde. Mit 

den Vorbemerkungen und Erläuterungen dazu wollte man Standards für die 

Vergleichbarkeit von Studiengängen setzen und vor allem „technologisch ver-

kürzten Vorstellungen der Theorie-Praxis-Beziehung entgegen[]wirken“ 

(DGfE, 2004 und 2023, S. 2). Es wurde als Konsens über die eigenen Quali-

tätsstandards festgehalten: 

„Erziehungswissenschaftliche Lehre ist auf Professionswissen orientiert, 

welches das pädagogische Handeln begleitet. Dies erfordert Formate in der 

Lehre, in denen Diskussionen, begriffliche Präzisierungen und die Reorganisa-

tion eigenen Wissens auf theoretischer, methodologischer und methodischer 

sowie inhaltlicher Ebene geübt und vertieft werden können.“ (DGfE, 2023, Ab-

schnitt III zu Grundlagen) 

 

Solche allgemeinen Bestimmungen verlangen aber eine Konkretion im Stu-

dienbetrieb und mithin eine Priorisierung von Zielen. Für Studierende, die sich 

für den Aufgabenbereich der betrieblichen Aus- und Weiterbildung oder für die 

therapeutische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen interessieren, heißt „Pro-

fessionswissen“ etwas anderes als für Lehramtsstudierende. Die Kontexte Be-

trieb, therapeutische Praxis und Schule unterscheiden sich erheblich, so dass 

auch die Elemente des Professionswissens verschieden sind. 
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Das lässt sich auch an den Vorgaben der Kultusministerkonferenz für das 

Bildungswissenschaftliche Begleitstudium beispielhaft zeigen, wenn sie an-

wendungsbezogen Ziele für Lehramtsstudiengänge so formulieren: 

„Lehrerinnen und Lehrer fördern die Fähigkeiten von Schülerinnen und 

Schülern zum selbstbestimmten Lernen und Arbeiten.“ 

Für den Kontext der allgemeinbildenden oder der beruflichen Schulen sind 

Fördermaßnahmen in Bezug auf das selbstbestimmte Lernen und Arbeit not-

wendigerweise sehr spezifisch. Schulunterricht ist ein anderes Format als Er-

wachsenenbildung, Personalentwicklung oder als die soziale oder therapeuti-

sche Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe. So kann „selbstbestimmtes Lernen 

und Arbeiten“ in Schulen nicht bedeuten, dass Schülerinnen und Schüler für 

ihre Aufgaben sehr viel länger als die vorgesehenen Schulstunden benötigen, 

dass sie beliebig häufig individuell angepasste Aufgaben erhalten oder dass sie 

grundsätzlich frei wählen könnten, wann sie sich einer Prüfung unterziehen, ob 

sie lieber Englisch oder Französisch oder gar keine Fremdsprache lernen usw. 

usf. Der schulische Rahmen lässt solche Entscheidungsspielräume auf Seiten 

der Schülerinnen und Schüler gar nicht zu, so dass es eine kontextuell zu be-

stimmende Frage ist, was Selbstbestimmung überhaupt bedeuten kann. 

Deshalb wäre im Studium etwa die Lektüre von Selbstbestimmungstheo-

rien nicht ausreichend, um Professionswissen zu entwickeln. Diese Theorien 

müssten auch auf das pädagogische Handeln in der Institution Schule bezogen 

und auf Handlungsweisen näher eingegangen werden. Denn erst so könnten 

Studierende eine berufliche Kompetenz erwerben, die tatsächlich Fähigkeiten 

bei Schülerinnen und Schülern zum selbstbestimmten Lernen und Arbeiten för-

dert. 

Das Allgemeine der wissenschaftlichen Erkenntnis muss in einen Zusam-

menhang von kontextspezifischem Wissen und Können („Professionswissen“) 

gebracht werden. Damit wird aber das notwendige Lehrangebot spezieller und 

es kann nicht so einfach polyvalent organisiert werden. Denn auch im Prüfungs-

wesen eines Studienfachs muss beachtet werden:  
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„Der Prüfer muss in der Lage sein, sich ein eigenes Bewertungssystem 

einzurichten, das sich am Ziel der Prüfung einschließlich der Anforderungen an 

ein typisches Berufsbild des Studiengangs orientiert.“ (Morgenroth, 2017) 

 

Bei der Modularisierung der Studiengänge in den 2000er Jahren stellte die 

Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft für ihre Disziplin allerdings 

schon folgende Bedrohung fest: 

„Ohne personelle Aufstockung, die in der derzeitigen finanz- und hoch- 

schulpolitischen Situation kaum zu erwarten sein dürfte, werden in nicht weni-

gen Universitäten Bachelor/Master-Hauptfachstudiengänge und Bachelor/Mas-

ter-Lehramtsstudiengänge nicht gleichzeitig durchführbar sein. Dies dürfte in 

nicht wenigen Fällen dazu führen, dass die Universitäten vorrangig die Lehr-

amtsstudiengänge bedienen werden (müssen). Dadurch sind die erziehungswis-

senschaftlichen Hauptfachstudiengänge in hohem Maße gefährdet; eines der 

derzeitig großen universitären Studienfächer steht in der Gefahr der Marginali-

sierung. Gravierende Einbrüche bei den Hauptfachstudiengängen würden im 

Übrigen auch schwerwiegende Konsequenzen für die Lehrerausbildung haben; 

denn die Qualität der Lehre in der Lehrerausbildung setzt eine qualitativ an-

spruchsvolle Forschung voraus.“ (DGfE, 2006, S. 16)  

Auch hier ist festzustellen, dass Zielsetzungen in Form von Kompetenz-

zielen und Standards bis hin zu prüfungsrechtlichen Vorgaben existieren, die 

aber im praktischen Kontext der Umsetzung in Konkurrenz zueinander geraten, 

so dass eine Priorisierung notwendig wird – hier in Form einer Auf- und Ab-

wertung von Studiengängen der Erziehungswissenschaft. 

 

Das stellte auch Reuter (2007, S. 44) als Grundproblem der hochschulpoliti-

schen Geschichte des Fachs Erziehungswissenschaften heraus: 

„Trotz ihrer Expansion, gemessen an Stellen für wissenschaftliches Perso-

nal, die an manchen Orten durch die Überleitung großer Teile des akademi-

schen Mittelbaus in Professorenstellen erfolgt war, entsprach ihre Kapazität nir-

gendwo den an das Fach gerichteten tatsächlichen Anforderungen – trotz eines 

Curricularnormwertes (CNW), der die Erziehungswissenschaft gegenüber 
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ihren Nachbarfächern wie z.B. der Psychologie bis heute diskriminiert. Die 

Stellenzuwächse und auch das Lehrangebot waren in der Regel vorrangig an 

die Lehramtsstudiengänge gebunden, deren Studierendenzahlen die Lehrkapa-

zitäten in einem hohen Maße verzehrten. Aus vielen großen Universitäten ist 

bekannt, dass der Lehrbetrieb nicht aufrechtzuerhalten wäre, wenn die Studie-

renden die von ihnen formal belegten Lehrveranstaltungen auch tatsächlich be-

suchten.“  

Nach Lutz Reuter trugen dabei sowohl die Hochschulen als Institution als 

auch die Fachvertreterinnen und Fachvertreter dazu bei, dass Studiengänge der 

Erziehungswissenschaft betrieben wurden, ohne dass Mindeststandards einge-

fordert und eingehalten wurden. 

„Die Vertreter anderer Fächer wie z.B. der Psychologie lehnen ab zu tun, 

was ErziehungswissenschaftlerInnen tun: die Durchführung und Aufrechterhal-

tung eines Studiengangs ohne die erforderliche Mindestausstattung, d. h. ohne 

die angemessene Vertretung der innerfachlichen Kerngebiete und ohne eine den 

Studentenzahlen einigermaßen entsprechende Stellenausstattung. Psychologen 

lehnen die Einführung eines Psychologiestudiengangs ohne eine Mindestaus-

stattung von sechs bis acht Professuren, welche die Binnenstruktur des Faches 

abbilden, ab; Erziehungswissenschaftler hingegen scheuen sich nicht, einen 

Studiengang ohne mindestens eine Professur für qualitative und quantitative 

Methoden einzurichten.“ (Reuter, 2007, S. 45) 
 

Man muss hier mit Reuter also ein gleichzeitiges Versagen institutioneller als 

auch persönlicher Verantwortung konstatieren, das regelmäßig dazu führte, 

dass die Fachvertreterinnen und Fachvertreter „den fachlichen Ausbildungsan-

spruch [reduzieren] und […] Studiengänge trotz fehlender Ressourcen an[bie-

ten]“ (S. 45f.). 

Ständige Priorisierungszwänge sind aber entweder durch institutionelle 

Entscheidungen zu lösen (z.B. ob ein Studiengang eingestellt wird oder nicht) 

oder durch wirksame Regularien zu unterbinden (z.B. durch eine Festlegung 

einer personellen Mindestausstattung).  
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In der Tat berechnete 2006 die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswis-

senschaft, was eine Mindestausstattung für Studiengänge der Erziehungswis-

senschaft unterschiedlicher Größe ist. Jedoch hatten diese Zahlen an keiner 

Universität einen bindenden Charakter. Die Lage dürfte sich aber nach den Zah-

len des Datenreports Erziehungswissenschaft 2024 jedoch verbessert haben, 

zeigt sich doch ein durchschnittlicher Zuwachs an Professuren und Mitarbei-

tenden. 

 

In der Konsequenz weiter bestehender Personalmängel ist jedoch anzunehmen, 

dass alle strukturellen Probleme aus dieser Lage auf den einzelnen Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern lastet, je nachdem, wie gut die Leitungs-

ebenen personellen Engpässen entgegenzuwirken bereit waren. 

3.  Konfliktsituationen von der institutionellen auf die 
individuelle Ebene 

Man muss sich bei den strukturellen Entwicklungen der Institution Universi-

tät/Hochschule klarmachen: Auf einer individuellen Ebene besteht so gut wie 

keine Möglichkeit, Konflikte aus sich überlagernden und ineinandergreifenden 

Priorisierungszwängen zu lösen, sofern diese z.B. größere Ressourcenprobleme 

betreffen. Die innerinstitutionellen Satzungen für Gremien wie auch die Recht-

sprechung im Allgemeinen sehen lediglich die Hochschullehrermehrheit als 

notwendige Bedingung zur Sicherung der Wissenschaftsfreiheit an, selbst wenn 

Artikel 5 III des Grundgesetzes als ein subjektives Recht des Einzelnen als 

Schutzbereich gegenüber dem Staat anzusehen ist. Aber Machtstrukturen in 

Gremien und institutionellen Zusammenhängen sind das Geflecht aus Interde-

pendenzen und diesen steht der Einzelne gegenüber, also nicht „dem Staat“ an 

sich. Unter den Bedingungen der Gruppenuniversität ist anzunehmen, dass Ein-

zelne den ihnen rechtlich durchaus zustehenden Schutzbereich nicht für sich 

reklamieren (wie schon das Fallbeispiel des Studienfachs Erziehungswissen-

schaft zeigte) oder nicht vollständig reklamieren etwa durch ein Zurücknehmen 

von fachlichen Qualitätsansprüchen, weil sie anschließend innerhalb der 
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gesamten Institution mit mehreren Nachteilen oder weiteren Konflikten zu 

rechnen haben. Denn wenn in diesen Zusammenhängen Qualitätsansprüche 

weitestgehend Aushandlungsgegenstände werden, so werden sie zugleich als 

Verantwortungsgegenstände individualisiert und zur Verhandlungsmasse, so 

dass die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ihre Forschung umso mehr 

als reines Mittel zum Zweck sehen müssen.  

 

Das Hochschulurteil von 1973, das den Wechsel von der Ordinarien- zur Grup-

penuniversität besiegelte, ist deshalb noch einmal neu zu betrachten. Es hielt 

fest: 

„Die [ ] Hochschullehrer prägen aufgrund ihrer Vorbildung, ihrer meist 

langjährigen Tätigkeit und Erfahrung in Forschung und Lehre in erster Linie 

die Hochschule als wissenschaftliche Einrichtung. Sie tragen kraft ihres Amtes 

und Auftrages erhöhte Verantwortung für die Funktionsfähigkeit und den wis-

senschaftlichen Rang der Universität; sie sind nach ihrem Status und ihrer 

Funktion zur Forschung und Lehre sowie deren Organisation oder Mitorgani-

sation in ihrem Fachbereich verpflichtet und daher mit der Sache der Wissen-

schaft besonders eng verbunden. Nach der derzeitigen Struktur der Universität 

sind sie die Inhaber der Schlüsselfunktionen des wissenschaftlichen Lebens. 

Infolge ihrer regelmäßigen längeren Zugehörigkeit zur Universität werden sie 

zudem durch langfristig wirkende Entscheidungen der Hochschulorgane stär-

ker betroffen als die Gruppen der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der Stu-

denten. 

„Dieser besonderen Stellung der Hochschullehrer muss der Staat Rech-

nung tragen, wenn er im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit die Organisation 

der Wissenschaftsverwaltung unter Berücksichtigung der verschiedenartigen 

Interessen und Funktionen der einzelnen Gruppen von Hochschulmitgliedern 

gestaltet. Das fordert die Wertentscheidung des Art. 5 Abs. 3 GG in Verbindung 

mit dem allgemeinen Gleichheitssatz, der es verbietet, Gruppen, die sich nach 

der Art des zu regelnden Lebensverhältnisses in verschiedener Lage befinden, 

ohne zureichenden Grund einer gleichen Regelung zu unterwerfen, insoweit 

also in einer das Gerechtigkeitsgefühl nicht befriedigenden Weise "Ungleiches 
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gleich" zu behandeln (vgl. BVerfGE 17, 337 [354]; 30, 292 [333]). Hier sach-

gerechte Unterscheidungen zu treffen, entspricht auch Erwägungen, wie sie 

Art. 33 Abs. 2 und 4 GG zugrunde liegen. Der Gesetzgeber muss daher gerade 

bei der Gruppe der Hochschullehrer darauf achten, dass sie unter Berücksichti-

gung der Aufgaben und Zwecke der Universität so frei wie möglich ihren wis-

senschaftlichen Auftrag erfüllen können. Er muss durch geeignete organisato-

rische Maßnahmen sicherstellen, dass Störungen und Behinderungen ihrer 

freien wissenschaftlichen Tätigkeit durch Einwirkungen anderer Gruppen so-

weit wie möglich ausgeschlossen werden.“ (BVerfGE 35, 79) 

 

Das Bundesverfassungsgericht idealisierte damals die Professorinnen und Pro-

fessoren als Träger einer Verantwortung und einer innerinstitutionellen Macht-

position und ging davon aus, dass sich die wesentlichen Konflikte zwischen 

verschiedenen Statusgruppen ereignen, nicht zwischen den Lehrstuhlinhabern 

selbst. Wo bleibt aber die Autonomie der Professorinnen und Professoren auf-

grund der Zunahme von institutionellen Abhängigkeiten und Wettbewerbs-

strukturen in der Ressourcenverteilung? Der Konkurrenzkampf ereignet sich 

zwischen den Lehrstuhlinhabern. Sie bilden ungleiche Gruppierungen z.B. 

durch kleinere oder größere Institute oder Abteilungen. So ist schon von vorn-

herein nicht mehr gesichert, dass Hochschullehrende gleiche Interessen im 

Sinne der Wissenschaft vertreten. Für den Einzelnen ergibt sich zunächst ein-

mal nur bei Mehrheiten eine Chance auf Durchsetzung bestimmter Ansprüche. 

So lässt sich eine ganz andere Situation feststellen, von der das Bundesverfas-

sungsgericht nicht ausging: Es gilt, Mehrheiten zu bilden, die in Abhängigkeit 

von der Größe der Institute, Abteilungen oder der Fakultäten immer schon vor-

strukturiert sind. Allianzen zu bilden, heißt dann unter der Voraussetzung, einer 

marginalisierten Gruppe anzugehören, sich einer größeren Gruppierung an-

schließen zu müssen, die bereit ist, einen Teil der verfügbaren Ressourcen zu 

verteilen. Oder man lässt sich voll und ganz auf den Wettbewerb um Ressour-

cen ein. Denn Allianzen bringen es mit sich, dass schwächere Gruppierungen 

an bestimmten Stellen den Kürzeren zu ziehen und Ansprüche zurückstellen 

müssen.  
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4. Totalisierende Tendenzen in Wissenschaftsinstitutionen 

Die individualisierende Verantwortung, in einem stark strukturierten Studium 

und in einer wissenschaftlichen Institution mehrere Ziele, die von der Gesell-

schaft nun erwartet werden (etwa um Wohlstand unter den Bedingungen des 

Klimawandels und der neuen Ressourcenkämpfe global zu sichern), unter einen 

Hut zu bringen, wobei man diese Verantwortung vereinzelt als Person trägt, 

kann daher nur als Zwickmühle beschrieben werden. Eine „herausragende“ 

Stellung haben die „Inhaber der Schlüsselfunktionen“ daher schon lange nicht 

mehr. Dass sie dies nicht in jedem Fall beklagen und z.B. durch Klagen öffent-

lich machen, ist wahrscheinlich dem geschuldet, dass diese eigene Ohnmacht 

mit Scham und Schuldgefühlen besetzt ist und in großem Ausmaß verdrängt 

wird. Die Macht, Gefahren abzuwehren, haben Hochschullehrende insbeson-

dere deshalb nicht mehr, weil man ihnen kontrafaktisch eine Schlüsselrolle zu-

schreibt, für die sie nur als Gruppe, aber nicht als Einzelne einstehen können. 

 

Das pessimistische Fazit, das man daraus ziehen kann, ist, dass sich wissen-

schaftliche Institutionen wie Universitäten und Hochschulen einer totalitären 

Institution annähern. Damit hatte Ervin Goffman zwar die Psychiatrien in den 

1970ern in erster Linie gemeint, aber er arbeitete Strukturmerkmale heraus, die 

sich in einer anderen Form im akademischen Kontext wiederfinden. So werden 

z.B. mit dem permanenten Wettbewerb um Ressourcen Bedürfnisse von der 

Wissenschaft künstlich produziert, die die wissenschaftlichen Institutionen 

auch nur selbst befriedigen. Das Wissenschaftssystem schafft selbst mächtige 

Räume und betreibt selbst effektive Mechanismen der Inklusion und der Exklu-

sion, die unter dem Modus der individualisierten Verantwortung (siehe oben) 

totalisierend auf den Einzelnen wirken. Das Ganze verstärkt sich gegenseitig 

systemisch. 

 

Anders als Peter Weingart es 1983 sah, erfährt die Wissenschaft nicht einfach 

nur eine Politisierung, sozusagen als Kehrseite zur Verwissenschaftlichung der 

Gesellschaft. (vgl. Langemeyer 2025) Das Wissenschaftssystem trägt immer 
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stärker Züge einer totalisierenden Institution und dafür sollten Wissenschaftle-

rinnen und Wissenschaftler, um der Aufgabe der Wissenschaft gerecht werden 

zu können, aber auch, um den Grundrechten zu dienen, intervenieren und das 

System von innen heraus verändern. Von außen wird das niemand leisten. 
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DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und 
Bildungsinformation 

Markus Lörz, Victoria Herrmann-Feichtenbeiner & 
Tilman Drope 

1. Gründung und Entwicklung 

Das heutige DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinfor-

mation wurde am 25. Oktober 1951 auf Beschluss der hessischen Landesregie-

rung zunächst als Hochschule für Internationale Pädagogische Forschung 

(HIPF) als rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts gegründet (für einen 

Überblick siehe Behm & Reh, 2016).1 Am Gründungsprozess waren die ame-

rikanische Militärbehörde, das Land Hessen und die Stadt Frankfurt am Main 

beteiligt. Ihr Ziel war es, nach den Erfahrungen des Nationalsozialismus inter-

nationale Anregungen in die deutsche pädagogische Forschung aufzunehmen 

und diese empirisch auszurichten. Die HIPF nahm im Jahr 1952 ihre Arbeit in 

Frankfurt am Main auf und wurde eine erste institutionelle Basis für die empi-

rische pädagogische Forschung im Nachkriegsdeutschland. Diese wurde an der 

HIPF von Beginn an interdisziplinär gestaltet und zeichnete sich auch dadurch 

aus, dass bereits ab 1953 eigens dafür beurlaubte Lehrkräfte an ihr mitwirkten 

(Reh, 2017). 1964 wurde das Institut in das so genannte Königsteiner Staatsab-

kommen der Länder aufgenommen. Zum Zweck der Stiftung wurde die praxis-

bezogene empirische Bildungsforschung im internationalen Vergleich be-

stimmt. Zugleich wurde die Hochschule in Deutsches Institut für Internationale 

 

1  Der vorliegende Text basiert in weiten Teilen auf den bereits veröffentlichten Institutsbe-

schreibungen auf www.dipf.de – ausführlichere Informationen zu den Abteilungen und 

Projekten finden sich dort. 
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Pädagogische Forschung (DIPF) umbenannt. Neben der empirischen For-

schung setzte das DIPF die forschungsbezogene Aus- bzw. Weiterbildung für 

pädagogisches Fachpersonal und Beschäftigte der Bildungsadministration fort, 

bis diese zum Ende der 1970er Jahre auslief und sich das DIPF zunehmend in 

Richtung eines reinen Forschungsinstituts entwickelte. Dabei konzentrierte sich 

die Arbeit verstärkt auf den internationalen Vergleich. Das Institut verstand sich 

dabei auch als Anlaufstelle für internationale Gäste aus Wissenschaft und Poli-

tik. Seit 1977 wird das DIPF als Mitglied der so genannten „Blauen Liste“ auf-

grund seiner wissenschaftlichen Arbeit von überregionaler Bedeutung und ge-

samtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse von Bund und Ländern ge-

meinsam gefördert. Eine wesentliche, strukturelle Änderung ergab sich noch-

mals 1990 durch die Integration von Teilen der Akademie der Pädagogischen 

Wissenschaften der DDR, mitsamt der Pädagogischen Zentralbibliothek. In der 

Pädagogischen Zentralbibliothek war zuvor die über hundert Jahre alte Deut-

sche Lehrerbücherei aufgegangen. Als Teil des DIPF wurde sie – nun als Bi-

bliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung (BBF) – neu gegründet. Das 

DIPF besteht seitdem aus zwei Standorten in Frankfurt am Main und Berlin. 

1990 wurde das DIPF zudem Gründungsmitglied der "Arbeitsgemeinschaft 

Blaue Liste", die sich 1997 in "Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm 

Leibniz" (kurz: Leibniz-Gemeinschaft) umbenannte. Die Leibniz-Gemein-

schaft bietet seither den zentralen institutionellen Rahmen für die wissenschaft-

liche Kooperation, die Weiterentwicklung des Institutsprofils sowie die konti-

nuierliche Qualitätssicherung wissenschaftlicher Arbeit am DIPF. Mit dem 

Ausbau des Dienstleistungsbereichs für die Bildungsinformation seit der Jahr-

tausendwende und der Gründung neuer Abteilungen bildet neben der Bildungs-

forschung nun auch die Bildungsinformation den Kern des Institutsprofils. Seit 

2018 trägt das Institut den Namen DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsfor-

schung und Bildungsinformation. 
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2. Aktuelle Forschung und Schnittmengen mit der 
Hochschulforschung 

2.1 Struktur des Instituts 

Das DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation 

trägt mit empirischer Bildungsforschung, digitaler Infrastruktur und gezieltem 

Wissenstransfer dazu bei, Herausforderungen im Bildungswesen zu bewälti-

gen. Es greift auf die Expertise verschiedener Disziplinen zurück. Dazu gehö-

ren insbesondere die Erziehungswissenschaft, Psychologie, Wirtschaftswissen-

schaften, Rechtswissenschaft, Soziologie, Kulturgeschichte und Politikwissen-

schaft sowie eHumanities und Informationsmanagement. Entsprechend vielfäl-

tig sind die am DIPF beforschten Themen. Im Kern besteht das DIPF aus fünf 

eigenständigen Abteilungen, die mit unterschiedlichem Schwerpunkt Fragen 

der Bildungsforschung, -entwicklung, -infrastruktur und -information sowie 

des Transfers bearbeiten. 

2.1.1 Informationszentrum Bildung 

Das Informationszentrum Bildung (IZB) ist eine zentrale Einrichtung für For-

schungs- und Informationsinfrastrukturen im Bildungsbereich. Das IZB bietet 

offenen Zugang zu Literaturinformationen, unterstützt bei der Erhebung, Bear-

beitung und Archivierung von Forschungsdaten, stellt Informationen zum deut-

schen Bildungssystem zur Verfügung und leistet technologische Unterstützung 

für die Forschung. Neben der Bereitstellung einer umfassenden Forschungs- 

und Informationsinfrastruktur liegt die Forschung des IZB in den Bereichen In-

formationsmanagement und Educational Technologies. Zentrale Themenfelder 

der grundlagen- und anwendungsorientierten Forschung sind Open Science, 

Bildungsforschungsmonitoring und Bildung in der digitalen Welt. 

2.1.2 Bibliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung 

Die Bibliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung (BBF) ist eine For-

schungsbibliothek mit umfassenden Bibliotheks- und Archivbeständen zur 
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deutschen Bildungsgeschichte in ihren internationalen Bezügen und ein Zen-

trum der historischen Bildungsforschung. Zentral ist die Sammlung von Wissen 

über Bildung aus historischer Perspektive. Sowohl Quellen als auch nationale 

und internationale Forschungsliteratur zur deutschen Bildungsgeschichte wer-

den für die wissenschaftliche Nutzung in vielfältigen Formen zugänglich ge-

macht. Wissenschaftler*innen unterschiedlicher Disziplinen werden bei ihrer 

Forschungsarbeit beraten und unterstützt. Die BBF leistet zudem eigene Bei-

träge zur historischen Erforschung von Bildung und Erziehung aus wissens- 

und institutionsgeschichtlicher Perspektive und trägt dazu bei, dieses histori-

sche Wissen in die bildungspolitische, professionelle und allgemeine Öffent-

lichkeit nutzbringend zu transferieren. 

2.1.3 Lehr- und Lernqualität in Bildungseinrichtungen 

In der Abteilung Lehr- und Lernqualität in Bildungseinrichtungen (LLiB) steht 

die Untersuchung der Qualität und Wirkung von pädagogischen Bildungspro-

zessen im Zentrum der Forschung. LLiB befasst sich mit der Qualität und Wir-

kung pädagogischer Prozesse in Unterricht, Schule und Hochschule – und zwar 

in ihrer Forschung und ihren wissenschaftlichen Dienstleistungen. Die Schwer-

punkte liegen dabei in der Forschung zur Professionalisierung des pädagogi-

schen Personals, in der multikriterialen Untersuchung von Unterrichtseffekten 

sowie dem Assessment und der Modellierung von Lernprozessen und Lerner-

gebnissen. Kennzeichnend für die Forschung in LLiB ist dabei die inter- und 

transdisziplinäre Zusammenarbeit, die methodische Vielfalt – die von Längs-

schnittstudien, über Interventionsstudien bis hin zu Laborexperimenten reicht 

– und die Frage, wie aus den Forschungsergebnissen praxisrelevantes Wissen 

erzeugt werden kann. 

2.1.4 Struktur und Steuerung des Bildungswesens 

Die Abteilung Struktur und Steuerung des Bildungswesens (SteuBis) unter-

sucht Bildungserwerbsprozesse und beschäftigt sich mit der Frage, welchen 

Einfluss gesellschaftliche, strukturelle und institutionelle Rahmenbedingungen 

auf den Bildungserwerb haben. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der 
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Untersuchung von Bildungsübergängen und -verläufen sowie deren Konse-

quenzen für den weiteren Bildungserwerb. Dabei beschäftigt sich SteuBis u.a. 

mit den Themen, inwieweit und warum soziale Ungleichheiten bestehen, wel-

che Auswirkungen Strukturveränderungen und Reformen auf den Bildungser-

werb haben und wie Wissenschaft und Praxis für einen gelingenden Transfer 

sinnvoll verzahnt werden können. Die Ergebnisse der Arbeiten werden in die 

Bildungsberichterstattung einbezogen, da sie wichtige Ansatzpunkte für eine 

evidenzgestützte und nachhaltige Steuerung des Bildungssystems liefern. 

2.1.5 Bildung und Entwicklung 

Die Abteilung Bildung und Entwicklung analysiert die individuelle und diffe-

renzielle Entwicklung in Bildungskontexten im Lebenslauf und ergänzt das 

Forschungsspektrum des DIPF damit um eine individuelle Perspektive. Im Fo-

kus steht die individuelle Entwicklung von Kindern mit erhöhtem Risiko für 

Bildungsmisserfolg. Im Bereich der Grundlagenforschung werden die indivi-

duellen Voraussetzungen und Bedingungen erfolgreichen Lernens in den Blick 

genommen. Die anwendungsorientierte Forschung der Abteilung widmet sich 

der individuellen Diagnostik und Förderung in Kindergarten und Schule: Diag-

nostische Verfahren zur Erfassung lernrelevanter individueller Voraussetzun-

gen und zur Feststellung von Lernstörungen werden entwickelt. Ansätze zur 

individuellen Förderung (z.B. Leseförderung) und Prävention von Bildungs-

misserfolg (z.B. Sprachförderung) werden konzipiert, begleitet und auf ihre 

Wirksamkeit hin evaluiert. 

2.2 Bezüge zur Hochschulforschung 

Wie sich anhand der breiten Palette der am DIPF verfolgten Themen, Diszipli-

nen und Forschungsperspektiven zeigt, bestehen auch zu den Hochschulen und 

zur Hochschulforschung vielfältige Bezüge. Die Hochschulforschung weist tra-

ditionell in einigen Punkten – bspw. mit Blick auf die Prognose künftiger Stu-

dienanfänger*innenzahlen oder veränderte Kompetenzanforderungen an künf-

tige Studierende (u.a.m.) – Schnittstellen zum Bereich der Schulforschung auf. 
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Die am DIPF verfolgten bildungsbezogenen Fragestellungen, wie bspw., wel-

che Prozesse beim Bildungserwerb stattfinden, wie digitale Technologien die 

Lehre verbessern können oder wie der Schulalltag und Unterricht zu gestalten 

ist, um soziale Ungleichheiten abzubauen und die Studierfähigkeit der Schü-

ler*innen zu erhöhen, liefern demnach wichtige Erkenntnisse, auf denen die 

Fragestellungen der Studierenden- und Hochschulabsolvent*innenforschung 

aufbauen und von denen die Hochschulen insgesamt profitieren. Umgekehrt 

profitiert die Schulforschung auch von den Erkenntnissen der Hochschulfor-

schung bspw. mit Blick auf die Frage, wie die Professionalisierung angehender 

Lehrer*innen zur Verbesserung der Qualität des Lernens und Lehrens in der 

Schule aussehen könnte. In Teilen findet die Forschung am DIPF daher auch 

auf dem Gebiet der Hochschulforschung statt. Themen hierbei sind u.a., inwie-

weit soziale Ungleichheiten in Bildungsentscheidungen und Bildungsverläufen 

im Lebensverlauf bestehen und wie sich diese über die Zeit verändern (bspw. 

Bachsleitner, 2020; Bachsleitner et al., 2020, 2022; Scharf et al., 2020, 2023; 

Koopmann et al., 2024). Aus der Hochschulperspektive werden hier insbeson-

dere der Übergang in das Studium und weiterführend auch in die Promotion in 

den Blick genommen. Im Rahmen dieser Forschung beschäftigen sich die Wis-

senschaftler*innen am DIPF u.a. auch mit der Frage, wie die gymnasiale Ober-

stufe als Zubringeranstalt für die Hochschulen auszugestalten ist, um den Über-

gang in die Hochschulen zu verbessern (Neumann & Trautwein, 2019; Daniel 

& Neumann, 2022). Zweitens finden mit Blick auf die Professionalisierung von 

Lehrkräften Untersuchungen zu den Bildungs- und Berufswegen von (angehen-

den) Lehrer*innen statt. Dort stellen sich die Wissenschaftler*innen des DIPF 

u.a. die Frage, wie die Lehre an den Hochschulen zu gestalten ist, um Bildungs-

prozesse und die Qualität der Lehre zu verbessern, die Kompetenzen der ange-

henden Lehrer*innen auszuweiten und die angehenden Lehrer*innen besser auf 

den Berufseinstieg vorzubereiten (Kunter et al., 2017; Hartl et al., 2022; Jörg et 

al., 2023; Kube et al., 2024). Drittens finden im Bereich der Digitalisierung von 

Bildungsprozessen (u.a. im Studium) verschiedene Untersuchungen statt, die 

sich u.a. mit der Frage auseinandersetzen, wie sich anhand digitaler Technolo-

gien die Lehre und das Lernen der Studierenden verbessern ließe (Biedermann 
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et al., 2023; Hartig et al., 2023; Menzel et al., 2023; Engel et al., 2023). Die 

Hochschulen sind dabei nicht nur Gegenstand der Forschung, sondern mitunter 

auch Schnittstelle beim Zugang zu den Studierenden und Lehrenden als For-

schungsgegenstand. 

Auch in Teilbereichen der Bildungsberichterstattung und des Bildungs-

monitorings liegt am DIPF ein Fokus auf den Hochschulen. Die veränderten 

Bedingungen im Schulbereich werden dabei in Bezug auf die Entwicklungen 

im tertiären Bildungsbereich und in der Weiterbildung analysiert (Autor*innen-

gruppe Bildungsberichterstattung, 2024). Dem DIPF kommt insbesondere bei 

der Entwicklung bildungsbezogener Indikatoren im Rahmen der Bildungsbe-

richterstattung eine zentrale und federführende Rolle zu – deren Definitionen 

nicht nur im Schulbereich als Referenz dienen, sondern auch im Hochschulbe-

reich Anwendung finden. Dieses Bildungsmonitoring wird von den Hochschu-

len, der Wissenschaft und der Bildungsverwaltung sowie -politik vielfach rezi-

piert und für eine evidenzbasierte Steuerung des Bildungssystems genutzt. 

Das DIPF stellt mit Literaturdatenbanken, Informationsplattformen und 

dem Forschungsdatenzentrum am IZB den Hochschulen und der Bildungsfor-

schung insgesamt eine Forschungsinfrastruktur zur Verfügung, die die For-

schung der Hochschulen zum einen unterstützt und zum anderen in manchen 

Fragen erst ermöglicht. Auch der Zugang zu historischen Forschungsdaten an 

der BBF stellt eine solche Infrastruktur dar. 

Auch im Bereich des Transfers bestehen zwischen dem DIPF und den 

Hochschulen enge Verknüpfungen. Zum einen übernimmt das DIPF an seinen 

beiden Standorten als außeruniversitäres Forschungsinstitut Lehrveranstaltun-

gen an der Goethe-Universität Frankfurt und an der Humboldt Universität zu 

Berlin. Die am DIPF laufenden Forschungsprojekte und Erkenntnisse fließen 

demnach unmittelbar in den Lehrbetrieb ein. Auch stellt die Qualifizierung des 

wissenschaftlichen Nachwuchses im Rahmen eines institutsinternen und inter-

disziplinären Promotionsprogramms ein zentrales Anliegen des DIPF dar. Da-

rüber hinaus werden Forschende in frühen Karrierephasen innerhalb des IDeA-

Programms mit Anschubfinanzierungen und Auslandsaufenthalten finanziell 

gefördert und im Rahmen von Weiterbildungsveranstaltungen in ihrer 
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Qualifikation unterstützt. Zum anderen ist das DIPF in vielen Verbundprojek-

ten ein aktiver Forschungspartner für viele Hochschulen und Forschungsinsti-

tute. Auch werden die Erkenntnisse aus der Forschung am DIPF zur Ausgestal-

tung der Lehramtsausbildung bzw. für Wissens- und Praxistransferprojekte ge-

nutzt. Mit Blick darauf, wie digitale Lehre besser gestaltet werden kann, bietet 

das DIPF spezielle Workshops und Schulungen an, die sowohl für Universitä-

ten als auch für Schulen geeignet sind. 

3. Zukunftsperspektiven 

Das DIPF | Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation 

unterstützt Wissenschaft, Politik und Praxis im Bildungsbereich. Auch künftig 

wird das DIPF in seiner gewohnt inter- und transdisziplinären Weise Wissen 

über Bildung erarbeiten, dokumentieren und vermitteln – und dies mit einer für 

Deutschland einzigartigen Kombination aus Forschung, Transfer und Infra-

strukturen. Die zukünftige Arbeit des DIPF wird dabei auf die folgenden stra-

tegischen Schwerpunkte ausgerichtet sein: 

1. Differenzielle Bildungsbedingungen und Bildungsverläufe: Vorausset-

zungen und Verläufe von vorschulischen, schulischen und hochschuli-

schen Bildungsprozessen werden auf individueller und struktureller Ebene 

erforscht, sowie hinsichtlich potentieller Risikofaktoren, Bildungsbarrie-

ren und der Wirkung von Bildungsreformen und gesellschaftlicher Verän-

derungen analysiert. Dabei spielt die Hochschule als Aus- und Weiterbil-

dungsort ebenfalls eine Rolle, etwa wenn es um die Erforschung der sozi-

alen Selektivität bei Zugang, Verlauf und Erträgen von Hochschulbildung 

sowie Ansätze zum Abbau sozialer Hürden geht.  

2. Bildung in der digitalen Welt: Erforschung, Entwicklung, Analyse und 

Evaluation von digitalen Bildungsmedien, technischer Bildungsinfrastruk-

tur und digitalen Werkzeugen über alle Bildungsbereiche hinweg. Auf-

grund der Relevanz von Hochschulen für die (Weiter-)Qualifizierung von 

Lehrkräften ist die Digitalisierung dieses Bildungsbereichs im besonderen 
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Maße zu fördern und damit für das DIPF ebenso ein zentrales Forschungs- 

und Erprobungsfeld für digitale (Bildungs-)Innovationen. 

3. Open Science: Förderung und Umsetzung der Ziele von Open Science in 

zahlreichen Facetten. Stärkung der Open-Science-Kultur innerhalb und 

außerhalb des DIPF, um den Diskurs über Open Science und über die Prin-

zipien der Open Humanities in den Fachgemeinschaften der Bildungsfor-

schung vorantreiben. Im Fokus der Anstrengungen des DIPF steht dabei 

u.a. die Zusammenarbeit mit Hochschulen als wichtige Forschungsein-

richtungen, die einen wesentlichen Beitrag zur Förderung der Open-Sci-

ence-Kultur leisten können. 

4. Transfer und Transferforschung: Die Wissenschaftskommunikation 

und die Transferaktivitäten werden strategisch und konzeptionell weiter-

entwickelt und neue Akzente im Bereich der Forschung über Transferpro-

zesse und ihre Wirkungen in der jeweiligen Praxis gesetzt. Aus Sicht des 

Instituts kommt der Hochschule dabei sowohl als Ort von weiterer Trans-

ferforschung als auch von Bildungspraxis eine wichtige Rolle zu. 
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Zur Geschichte der AG Hochschulforschung 

Die Zeit im Zentrum I Bildungsforschung/ 
Sonderforschungsbereich 23 

(1966-1984) 

Tino Bargel 

Einleitung und Übersicht: drei zeitliche Abschnitte1 

Was als ‚AG Hochschulforschung‘ an der Universität Konstanz firmiert, weist 

seit der Gründung 1966 eine wechselvolle Geschichte auf, auch mit unter-

schiedlichen Benennungen. Der institutionelle Rahmen, die wissenschaftlichen 

Aufgaben, die Art der finanziellen Förderung sowie die Leitung erfuhren einige 

Male grundlegende Änderungen. 

Anfangs war das Forschungsprogramm auf eine Dauer von zehn Jahren 

ausgelegt. Dennoch besteht die AG Hochschulforschung seitdem fort und kann 

bald auf ein Bestehen von sechzig Jahren zurückblicken (2026). Diese hartnä-

ckige Kontinuität wurde allerdings nur möglich, weil immer wieder eine aktive 

und kreative Anpassung an neue Bedingungen und Anforderungen gelungen 

ist. 

Im Rückblick lassen sich drei Abschnitte in der Geschichte dieser beson-

deren Instanz der Hochschul- und Studierendenforschung unterscheiden und 

hinsichtlich der Aufgaben und Methoden, der Finanzierung und Organisation 

sowie in der Leitung und den Kooperationen mit anderen Einrichtungen vonei-

nander abheben.  

 

1 Zuerst erschienen in: Das Hochschulwesen, 73 (3+4), S. 103-123. 
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Im ersten Abschnitt von 1966-1984 ist die Forschungsgruppe Teil des 

Zentrum I Bildungsforschung und des Sonderforschungsbereichs 23 (SFB 23). 

Die Arbeit ist grundlagenorientiert ausgerichtet: zuerst auf die ‚Bildungsbio-

graphien und Daseinsvorstellungen von Akademikern – Hochschulabsolven-

ten‘ (bis 1974), danach auf die ‚Studiensituation und studentischen Orientie-

rungen‘ (ab 1975). Es entwickelt sich eine breite internationale Kooperation mit 

Forschungsgruppen aus West- und Osteuropa. Die Finanzierung in dieser Phase 

leistet, entsprechend Beantragung und Bewilligung, hauptsächlich die Deut-

sche Forschungsgemeinschaft (DFG).  

Im zweiten Abschnitt von 1984-2018 besteht die AG Hochschulforschung 

dann als eigene Einheit in der Fachschaft Soziologie. Den Mittelpunkt der Ar-

beit bildet nun der ‚Studierendensurvey‘; er dient der Dauerbeobachtung zur 

Entwicklung der Situation an den Hochschulen in Studium und Lehre. Die em-

pirische Erhebung erfolgt alle drei Jahre bundesweit: Sie ist als wiederholte 

Massenbefragung anhand eines ausgewählten Panels von Hochschulen und 

Studierenden angelegt. Die Befunde dienen der Beratung von Hochschulen, In-

teressenten und Verbänden sowie Instanzen der Politik wie Ministerien, Par-

teien und Stiftungen, wobei sich ein intensiver Austausch entwickelt. Die Fi-

nanzmittel werden nun hauptsächlich vom Bundesministerium für Bildung und 

Wissenschaft bzw. Forschung (BMBW, später BMBF in Bonn-Berlin) einge-

worben. 

Im dritten Abschnitt seit 2018 wird der Studierendensurvey, auf Betreiben 

des BMBF, in die umfassende ‚Studierendenbefragung in Deutschland‘ (SiD) 

einbezogen, an dessen Spitze das ‚Deutsche Zentrum für Wissenschafts- und 

Hochschulforschung‘ (DZHW, Hannover) installiert wird. Das breite Instru-

ment des Studierendensurveys kann nur in Teilen eingebracht werden. Obwohl 

viel Aufwand in die erste gemeinsame Studierendenbefragung investiert wird, 

stellt das BMBF die Förderung ab 2024 ein. Es gelingt aber, nun unter neuer 

Leitung, mit Folgeprojekten zu ‚Rassismus und Anti-Semitismus’ und zu 

‚Künstlicher Intelligenz im Studium‘ bei Experten wie in der Öffentlichkeit viel 

Beachtung zu finden. An diese Studien können weitere Anträge erfolgreich an-

knüpfen, weshalb die AG Hochschulforschung wieder eine Perspektive für ihre 
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Zukunft und weitere Arbeit gewinnt. Ihre Geschichte von nahezu 60 Jahren ist 

somit noch nicht zu Ende ... 

Der erste Abschnitt ihrer nunmehr langen Geschichte begann 1966: Der 

Start als Forschungsgruppe wie der Aufbau eines Forschungsvorhabens verlie-

fen vielversprechend. Mit der Neugründung der Universität Konstanz wurde 

zugleich das ‚Zentrum I Bildungsforschung‘ als eines der Reformvorhaben ein-

gerichtet; es sollte zur Stärkung universitärer Forschung beitragen. Unter den 

vier Abteilungen des Zentrums war die Soziologie neben der Psychologie, Po-

litik und Pädagogik vertreten. Die Abteilung ‚Soziologie‘ befasste sich, neben 

alten Aufarbeitungen und anderen Themen, mit dem Projekt ‚Bildungsbiogra-

phien und Daseinsvorstellungen von Akademikern (Hochschulabsolventen)’, 

das dann ab Anfang 1969 als ein Teil-Projekt im Sonderforschungsbereich 

(SFB 23) der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) aufgenommen wurde. 

Ab 1975 begann eine neue Phase: Die Transformation in die ‚Forschungs-

gruppe Hochschulsozialisation‘ wurde vollzogen. Sie wandte sich der Untersu-

chung von Bedingungen, Prozessen und Folgen der Sozialisation und Selektion 

an den Hochschulen zu, und zwar im internationalen Vergleich. Dazu wurde 

das Design und Instrumentarium für eine breit angelegte, mehrstufige Panelun-

tersuchung entwickelt, zeitlich ausgelegt bis in die Mitte der 80er Jahre. Detail-

liert behandelt wurden zum einen der Hochschulzugang, der Studienverlauf und 

der Berufs-übergang und zum anderen die Vorstellungen, Urteile und Absich-

ten der Studierenden im privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich. Die 

Förderung als Teil-Projekt im SFB 23 währte bis 1984; sie reichte sogar über 

den ursprünglich vorgesehenen Gesamt-Förderzeitraum von zehn Jahren hin-

aus, um die vorgesehenen empirischen Erhebungen und die Berichterstattung, 

auch im internationalen Rahmen, abzuschließen. 

Im nachfolgenden Rückblick wird dieser erste Abschnitt der AG Hoch-

schulforschung, als sie im Zentrum I und SFB 23 angesiedelt war, ausführlicher 

behandelt. Er umfasst selbst verschiedene Phasen und Umstellungen im Zeit-

raum von 1966-1984, die sich im Wechsel der Benennung der Forschungs-

gruppe dokumentieren: anfangs als ‚Abteilung‘, oder ‚Teil-Projekt‘ und danach 

als ‚FG Hochschulsozialisation‘, erst ab 1985 etablierte sich, mit der 
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Publikation des ersten ‚Studierendensurveys‘, die Bezeichnung als ‚AG Hoch-

schulforschung‘.  

Die Gründungs- und Aufbauphase von 1966-1972 

Die Gründung des Zentrums I Bildungsforschung im Jahre 1966, eines der Re-

formvorhaben der neuen Universität Konstanz, geht auf die Überlegung zurück, 

an den Universitäten wieder langfristige, komplexe Forschungsvorhaben anzu-

siedeln – nicht nur als Monopol den Max-Planck-Gesellschaften zu überlassen. 

Damit sollte zugleich das universitäre Prinzip der Lehre aus der Forschung be-

lebt und verstärkt werden, sei es durch die Präsenz größerer Forschungsvorha-

ben oder die Möglichkeit zur Mitarbeit als studentische Hilfskraft. 

Dieses Zentrum für Bildungsforschung, unmittelbar der Hochschulleitung 

und Forschungsverwaltung zugeordnet, war in vier fachliche Abteilungen un-

tergliedert. Die Abteilung ‚Soziologie‘ stand unter der Leitung von Prof. H. 

Peisert, mit inspiriert durch Prof. R. Dahrendorf. Die drei weiteren Abteilungen 

vertraten andere Fachdisziplinen: Politikwissenschaft (Thema: Reformarbeit in 

Kultusministerien; Leitung: Prof. W. Besson), Psychologie (Thema: Lehreraus-

bildung und Praxiszugang; Leitung: Prof. H. Aebli) sowie Pädagogik (Thema: 

Begabungsreserven im ländlichen Raum; Leitung: Prof. K. Aurin). 

In der Abteilung Pädagogik trat früh ein folgenreicher Wechsel ein: Nach 

dem Ausscheiden von Prof. K. Aurin wurde 1970 das Projekt ‚Schulklima und 

Schulsozialisation‘ in das Zentrum wie in den SFB übernommen (Leitung Prof. 

H. Fend), das den Wandel zur empirischen Erziehungswissenschaft entschieden 

vollzog. Seine wissenschaftliche Perspektive wie methodische Ausrichtung hat 

sowohl das gemeinsame Forschungskonzept als auch die empirische Arbeit der 

anderen Projekte in hohem Maße beeinflusst. Unter anderem wurde in seinem 

Rahmen ein breit angelegtes ‚Statistisches Analysepaket‘ entwickelt, das die 

anderen Projekte zur Analyse der erhobenen (Massen-)Daten gleichermaßen 

genutzt haben (Nagl/Walter 1981). 

Für die Zentren und die dort angesiedelten Projekte war eine zeitliche Be-

grenzung vorgesehen mit einem auf etwa zehn Jahre ausgelegten 
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Forschungsprogramm. In ihren Themenstellungen und Arbeitsweisen waren 

die vier Abteilungen unabhängig. Über die Abteilungen hinweg sollte jedoch 

ein interdisziplinärer Austausch erfolgen, ohne dass ein gemeinsames For-

schungskonzept vorausgesetzt wurde. 

In den ersten Jahren standen für alle Abteilungen der Aufbau der For-

schungsteams, die grundlagenwissenschaftliche Fundierung und eine Reihe 

von ersten Erhebungen an. Auch die möglichen Formen des Austausches und 

der Abstimmung zwischen ihnen wurden eingeleitet, wobei die Differenzen der 

verschiedenen Fachdisziplinen in ihren methodischen Ansätzen und Auslegun-

gen immer wieder zutage traten. Insgesamt herrschte ein Klima des Neubeginns 

und der Erprobungen vor; es fanden viele Zusammenkünfte auch außerhalb der 

Arbeitszeit statt, wobei neben dem Aufbau langwährender Freundschaften ei-

nige Züge der Konkurrenz nicht zu übersehen waren. 

Im Rahmen der Abteilung ‚Soziologie‘ wurden in der Anfangsphase 

(1966-1969) zum einen frühere Untersuchungen aufgearbeitet und zur Publika-

tion gebracht. Dazu zählte insbesondere das Projekt zum vorzeitigen Abgang 

vom Gymnasium, gefördert vom Kultusministerium Baden-Württemberg (Pei-

sert/Dahrendorf 1967). Dessen Befunde lösten einige Diskussionen und Ände-

rungen aus; sie trugen mit dazu bei, das pädagogische Prinzip der Förderung 

gegenüber dem Prinzip der Selektion stärker zu betonen, dem ‚vorzeitigen Ab-

gang‘, vor allem von Schülerinnen nach der Mittleren Reife (10. Klasse), ent-

gegenzuwirken und der Studienberatung wie -vorbereitung mehr Aufmerksam-

keit zu widmen. 

Zum anderen wurden die Befragungen über die diskriminierende Situation 

studierender Frauen und dem vorzeitigen Abgang von der Universität weiter 

aufgearbeitet. Und schließlich wurde die ungleiche Verteilung von Bil-

dungs-chancen mit den Folgerungen für mehr soziale Gerechtigkeit im Bil-

dungswesen und eine regionale Schulentwicklung weiter behandelt. Die Publi-

kationen dazu: ‚Studierende Mädchen‘ (Gerstein 1965) und ‚Soziale Lage und 

Bildungschancen‘ (Peisert 1967) fanden in der fachlichen wie allgemeinen Öf-

fentlichkeit so viel Resonanz, dass weitere Aufarbeitungen und Stellungnah-

men nötig waren. 
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Neben diesem Bündel an Aktivitäten trat der Aufbau eines neuen Projek-

tes mit der breiten Thematik ‚Bildungsbiographien und Daseinsvorstellungen 

von Akademikern‘: Es sollte der Bildungsweg von Hochschulabsolventen (Aka-

demikern) aufgezeichnet und ihre Vorstellungen zum privaten, beruflichen und 

gesellschaftlich-politischen Lebensbereich erfasst werden. Die Untersuchun-

gen sollten in einem internationalen Vergleich eingebettet sein, wofür der Auf-

bau einer Kooperation mit Forschungsgruppen in anderen Ländern, möglichst 

aus ‚Ost-‘ und ‚West-Europa‘, vorgesehen war, ein insgesamt ambitioniertes 

Vorhaben. 

Einrichtung des Sonderforschungsbereichs: SFB 23 
(1969/70) 

Dem damaligen ‚Zeitgeist‘ in der Bildungs- und Hochschulpolitik entsprechend 

bestand auch bundesweit Einvernehmen, dass die Forschung an den Universi-

täten neue Konturen und mehr Förderung erhalten sollte. In diesem Zusammen-

hang richtete die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) als ein wichtiges 

Reformvorhaben die ‚Sonderforschungsbereiche‘ ein; übereinstimmend mit 

der Grundidee der ‚Zentren‘ wurde damit intendiert, längerfristige Forschungs-

schwerpunkte an Universitäten zu etablieren. 

An einzelnen Universitäten sollten fachübergreifende Forschungspro-

gramme zu einem breiteren Thema entwickelt werden, unter deren Dach meh-

rere Teil-Projekte zusammengeführt werden und abgestimmt arbeiten. Diese 

‚Sonderforschungsbereiche‘ sollten interdisziplinär aufgebaut und längerfristig 

betrieben werden – mit einer Zeitperspektive von ebenfalls zehn Jahren. Sie 

hatten in der Forschungslandschaft ein ‚Alleinstellungsmerkmal‘ für die Uni-

versität, an der sie angesiedelt waren, und stärkten deren Ruf. 

Es war daher naheliegend, dass die vier Abteilungen des Zentrum I Bil-

dungsforschung gemeinsam mit der Universität Konstanz einen Antrag an die 

DFG stellten, um als Sonderforschungsbereich gefördert zu werden. Dafür wur-

den übergreifende Forschungsfragen skizziert und jede Abteilung war mit ei-

nem speziellen Teil-Projekt vertreten: die Abteilung ‚Soziologie‘ mit dem 
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Design für das im Aufbau befindliche Projekt ‚Bildungsbiographien und Da-

seinsvorstellungen von Akademikern‘. 

Der Bewilligungsbescheid der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 

zum ‚SFB 23 – Bildungsforschung‘, der im Sommer 1968 schließlich eintraf, 

ermöglichte eine großzügige Finanzierung ab Anfang 1969. Die niedrige Num-

mer ‚23‘ verdeutlicht die frühe Zugehörigkeit zum Kreis der geförderten Ein-

richtungen in der deutschen Universitätslandschaft, was durchaus als Auszeich-

nung mit besonderem Nimbus verstanden wurde. 

In der Bilanz hat sich das Konzept der Sonderforschungsbereiche (wie der 

Zentren) außerordentlich bewährt, was sich auch an der immensen Zahl von 

bislang gut 1200 geförderten Sonderforschungsbereichen über die letzten na-

hezu 60 Jahre ausweist (Stand 2024). Beachtenswert erscheint, dass mittler-

weile neben den traditionellen Universitäten ebenfalls vielfach Fachhochschu-

len und Hochschul-Verbünde im Kreis der Sonderforschungsbereiche vertreten 

sind. 

Der bewilligte Förderungszeitraum betrug nach entsprechender Begutach-

tung jeweils drei Jahre. Alle drei Jahre fand somit eine weitere ausgiebige, drei-

tägige Begutachtung durch ausgewählte Gutachter/innen statt. Dafür hatten die 

Sonderforschungsbereiche und deren Teil-Projekte einen ausführlichen wissen-

schaftlichen Arbeitsbericht und einen detaillierten Antrag, eingefügt in ein ge-

meinsames Forschungskonzept, vorzulegen. Der ‚Wissenschaftsbericht‘, im 

Umfang von über 80 Seiten, hatte die Ausgangssituation im Untersuchungsfeld 

und den Stand der Erkenntnisse zu skizzieren, die Fragestellungen und ange-

wandten Methoden darzulegen, die erzielten Befunde und Ergebnisse mitzutei-

len und am Ende auf die offenen Fragen hinzuweisen (vgl. beispielsweise For-

schungsgruppe Hochschulsozialisation 1979). 

Rückfragen, Kritik und Hinweise der Gutachter/innen wurden gemeinsam 

und projektspezifisch diskutiert, was durchweg in einem spannungsreichen, 

aber überwiegend fairen und anregenden Klima stattfand. Vom Ausgang der 

Begutachtung war die weitere Förderung für den gesamten SFB wie für die 

einzelnen Projekte abhängig – dem Eingang des ‚Bewilligungsbescheides‘ 
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wurde daher seitens der Projekte wie der Universität stets mit großer Spannung 

entgegengesehen. 

Neuland wird betreten: organisatorisch wie thematisch 

Mit dem Zentrum ‚Bildungsforschung‘ und dem SFB 23 wurde organisatorisch 

wie thematisch Neuland betreten. Unter den durchweg jungen Mitarbeiter/in-

nen, die meisten frische Hochschulabsolventen, waren Aufbruchstimmung, Ar-

beitseinsatz und Erfolgszuversicht bestimmend. Damit waren gute Vorausset-

zungen gegeben, um die Vorhaben mit Optimismus anzugehen und entspre-

chend den Planungen mit hohem Aufwand zu bearbeiten. 

Diese Entwicklung wurde aber, im Grunde überraschend, in Frage gestellt. 

Denn in der Eingangsphase der neuen Einrichtung (1969/70) brach eine mas-

sive Bestandskrise aus. Die Auseinandersetzungen gingen um die innere Orga-

nisation der Einrichtung, die Formen der Hierarchie und den Stil der Zusam-

menarbeit. Nach heftigen, kämpferischen Debatten, in die sogar das Rektorat 

der Universität eingriff, erfolgte eine Umstellung von der Abteilungsstruktur in 

die Aufteilung nach Projekten bei einer Abflachung der formalen Autoritätsstu-

fen und der Forderung nach einem egalitären Arbeitsstil. Diese Umstellungen 

gingen, zum Teil wider Erwarten, insgesamt problemlos vonstatten und die Pro-

jektstruktur wurde über die gesamte Laufzeit des SFB beibehalten. 

Gegenüber den Fakultäten und Fachbereichen an der Universität nahm 

das Zentrum eine Sonderstellung ein, die immer wieder zu Krisen und Konflik-

ten führte. Zum ersten bestand eine gewisse Missgunst, zumeist in den Sozial-

wissenschaften, gegenüber der angeblich privilegierten Forschungssituation im 

Sonderforschungsbereich/Zentrum (ohne Lehrbelastungen); zum zweiten war 

die großzügige Finanzierung manchen Lehrstuhlinhabern, vorwiegend aus den 

Naturwissenschaften, ein Dorn im Auge (bei eigenen Sparzwängen), und drit-

tens bestanden Vorbehalte, meist vertreten aus den Rechtswissenschaften, we-

gen des niedrigen ‚akademischen Status‘ der Mitarbeiter/innen im Zent-

rum/SFB23, die durchweg dem ‚Mittelbau‘ zuzurechnen waren; auch das Feh-

len einer C-4-Professur mit Lehrstuhl im Leitungsstab wurde missbilligt. 
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Anders als zu Teilen der Professorenschaft war das Verhältnis des SFB 

und seiner Projekte zur Forschungsverwaltung der Universität. Von ihr erfuh-

ren die Projekte bei allen Finanz-, Rechts- und Personalfragen durchweg eine 

tatkräftige Unterstützung, die zumeist unbürokratisch, nicht kontrollierend, 

vielmehr fördernd auftrat. Dieser Umgang erleichterte hinwiederum die For-

schungsverwaltung in den einzelnen Projekten und ermöglichte eine größere 

Konzentration auf die Forschungsarbeiten. Bis zum Ende der AG Hochschul-

forschung im ‚alten Format‘ (2018) kann die Zusammenarbeit und Abstim-

mung mit der Forschungsverwaltung als vorzüglich bilanziert werden. 

Gemeinsames Forschungskonzept und Fragestellungen 

In dieser Phase der ersten Förderungsperiode von drei Jahren (1969-1972) war 

die Konzeptualisierung eines übergreifenden Forschungsprogramms für die 

weitere Förderung des SFB und seiner einzelnen Teil-Projekte zwingend. Nach 

langwierigen Diskussionen und manchen ‚Arbeitspapieren‘ gelang die Formu-

lierung eines solchen Konzeptes, wobei die ‚kognitive Wende‘ in der Ausrich-

tung der empirischen Bildungsforschung den Leitfaden bildete. Der Fokus 

wurde nun weniger auf die Erfassung von Einstellungen und Meinungen, son-

dern von Vorstellungen, Urteilen und Kompetenzen gelegt. Die Wendung zur 

‚kompetenztheoretische Perspektive in der Sozialisationsforschung‘ (Fend 

1980) verlangte nicht nur thematisch neue Schwerpunktsetzungen, sondern 

auch methodisch zum Teil andere Vorgehensweisen.  

Damit rückte zum einen die Untersuchung von Denk- und Argumentati-

onsmustern, von Handlungsabsichten und Plänen der Lernenden bzw. Studie-

renden in den Vordergrund, zum anderen richtete sich die Aufmerksamkeit auf 

den Ertrag von Unterricht und Lehre für die allgemeinen Fähigkeiten und be-

ruflichen Kompetenzen der Absolventen, sei es an Schulen, an Hochschulen 

oder anderen Bildungsstätten. Diese Ausrichtung ihrer Forschungstätigkeit galt 

nun für alle beteiligten Projekte im SFB 23. 

Die Ausarbeitung des gemeinsamen Forschungskonzeptes für den Sonder-

forschungsbereich ‚Bildungsforschung‘ (SFB 23) in theoretischer 
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Durchdringung, in methodischer Begründung bis hin zu gelungener Formulie-

rung war in maßgeblicher Weise durch H. Fend bestimmt, Leiter des Teilpro-

jektes ‚Schulische Sozialisation‘, später auch Sprecher des SFB 23 in Nach-

folge von H. Peisert. Die neue konzeptuelle Ausrichtung in ihrer grundsätzli-

chen Perspektive wie ihren projektspezifischen Schwerpunkten fand guten An-

klang im Kreis der Gutachter/innen in der entscheidenden Begutachtung im 

Jahr 1972. Damit war die längerfristige Weiterführung der Projekte aufgrund 

der Maßgaben der DFG gesichert, auch gegen gewisse weiter bestehende Wi-

derstände in der Professorenschaft an der Universität Konstanz.  

Konsolidierung der Arbeitsgruppe: theoretische und  
methodische Grundlegung 

Für die Forschungsgruppe der Abteilung ‚Soziologie‘ stand in diesen Anfangs-

jahren die Konsolidierung der Arbeit, die Umsetzung des Untersuchungsplanes 

und der Aufbau der internationalen Kooperation entsprechend der Antragstel-

lung an die DFG im Vordergrund. Die Vorbereitung und Durchführung der 

konzipierten Befragungen zum Thema ‚Bildungsbiographien und Daseinsvor-

stellungen von Akademikern’ nahm erheblich viel Zeit in Anspruch, sowohl in 

der inhaltlichen Ausfüllung als auch in der empirischen Durchführung und Auf-

arbeitung. 

Zur Entwicklung der Untersuchung und zur Interpretation der gesammel-

ten Daten erwies sich eine differenzierte theoretische Einarbeitung und Grund-

legung als notwendig. Mit erheblichem Aufwand an Lektüre und Durchdrin-

gungen, nach mancher Diskussion über Verständnis und Anwendung wurde die 

Verbindung von Theorien unterschiedlicher Reichweite hergestellt. Dabei las-

sen sich drei Stufen hinsichtlich der Reichweite der herangezogenen Theorien 

unterscheiden:  
 

1. Als allgemeiner theoretischer Rahmen wurde in erster Linie auf die 

Überlegungen von Talcott Parsons zu Struktur und Funktion ‚Sozialer Systeme‘ 

(Parsons 1951) und über Aufgaben, Prozesse und Leistungen der 
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(amerikanischen) Universitäten zurückgegriffen (American University, zusam-

men mit Platt 1973). Als hilfreich erwies sich die Aufschlüsselung der vier 

‚Grund-Funktionen‘: (1) die Aufgaben- und Zielerfüllung (goal-attainment), 

der Zusammenhalt und die Einbindung (social integration), die Anpassung und 

Ressourcengewinnung (adaptation) sowie die Aufrechterhaltung der Wertmus-

ter und Regelungen (latent pattern maintenance) – bekannt geworden als AGIL-

Schema. 

Zusätzlich wurden in größerem Umfang die Überlegungen von Pierre 

Bourdieu herangezogen, vor allem wenn es um Fragen der Status- und Macht-

verhältnisse oder der sozialen Differenzierung und Diskriminierung ging. Hilf-

reich dazu waren seine Arbeiten über die ökonomischen, kulturellen und sozi-

alen ‚Kapitalsorten‘ (Bourdieu 1983) sowie über den ‚sozialen Habitus‘ und 

‚soziale Abgrenzungen‘ (Bourdieu 1987). Seine Arbeiten haben sich vor allem 

zur Untersuchung der ‚universitären Fachkulturen‘ und den ‚Prestigestufungen 

akademischer Berufe‘ als hilfreich erwiesen.  

 

2. Aus dem Angebot an Theorien mittlerer Reichweite sind unter anderem vier 

Ansätze wegen ihrer häufigen Verwendung anzuführen; auf sie wurde in der 

Berichterstattung immer wieder zurückgegriffen:   

 über die normative Sozialstruktur und abweichendes, anomisches Verhal-

ten (Merton 1967 und 1968),  

 zum College-Einfluss auf die Haltungen und Vorstelllungen der Studie-

renden (Barton 1959; Feldman/ 

 Newcomb 1969), 

 über Formen der intellektuellen wie der ethischen Entwicklung am Col-

lege (Perry 1970), 

 und über die Ausgestaltung der zivilen und politischen Kultur in verschie-

denen Nationen, insbesondere die jeweilige demokratische Verfasstheit 

(Almond/Verba 1963).  

 

3. Zudem wurden spezielle theoretische Angebote zu eingegrenzten Themen-

segmenten genutzt: Sie betrafen die Sichtweise auf die Universität als Umwelt, 
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die Ziele und Zwecke des Studiums, die Erfahrungen zur Kommunikation an 

der Hochschule, insbesondere mit der Professorenschaft, das Erleben von Be-

lastungen und Stress im Studium, die individuellen und allgemeinen Arbeits-

marktaussichten sowie das persönliche politische Engagement und die demo-

kratischen Grundhaltungen. 

 

Ebenfalls musste zur methodischen Aufarbeitung und Absicherung der empiri-

schen Untersuchungen einiger zusätzlicher Aufwand betrieben werden. Auf-

grund der damals noch unzureichenden Vorbereitung in statistisch-methodi-

schen Fragen im Studium der Sozialwissenschaften erwies es sich als nötig, 

dass die jungen Mitarbeiter/innen und Assistenten sich zusammentaten, um ei-

genständig die Möglichkeiten der statistischen Auswertungen zu sichten, abzu-

wägen und zu übernehmen. Dazu fanden wöchentlich mehrstündige Arbeitssit-

zungen statt, auf denen die neuesten statistischen Methoden zur Datenprüfung 

(z.B. Skalenqualität), über die Irrtumswahrscheinlichkeiten und vor allem zu 

mehrfaktorialen Analysen – bis hin zur damals modernen Pfadanalyse – behan-

delt und am eigenen Erhebungsmaterial erprobt wurden.  

Dieser Hintergrund an methodischer Aufbereitung und Analyse konnte in 

den meisten Publikationen, die für eine politische bzw. allgemeine Öffentlich-

keit bestimmt waren, nicht ausgebreitet werden, was zuweilen zu einer Fehl-

einschätzung über das Weglassen solcher statistischen Maßzahlen in den Do-

kumenten und Berichten führte. Sie lagen aber dank des statistischen Auswer-

tungsprogrammes (Konstanzer Statistisches Analysepaket – Kostas von W. 

Nagl) den Darstellungen und Interpretationen durchweg zugrunde. 

In methodischen Fragen zur Empirie und ihrer Auswertung entwickelte 

sich von Anfang an eine enge Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Umfragen, 

Methoden und Analysen (ZUMA, Mannheim); vor allem hinsichtlich des Inhal-

tes und der Gestaltung des gemixten Befragungs-Instrumentariums mit offenen 

Fragen (Tonbandaufzeichnung), mit Skalen und Kurz-Tests. Ebenfalls das 

Sampling der Universitäten und Fächer, die Auswertung und Gewichtung der 

Befunde sowie die statistische Aufbereitung und Präsentation waren wichtige 

Fragen, die besprochen und entschieden wurden. 
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Diese Zusammenarbeit wurde dauerhaft aufrechterhalten und führte zu 

vielfachen Besuchen, zu besonderen Aufträgen und zur Darlegung von Projekt-

befunden auf Tagungen oder Workshops von ZUMA. Zur Intensität und 

Fruchtbarkeit des Austausches trug wesentlich bei, dass Prof. M. Kaase als Lei-

ter von ZUMA seit Anfang der 80er Jahre über fast 30 Jahre ein wichtiges Bei-

ratsmitglied des Projektes war und viele Anregungen einbrachte. So wurde die 

von ihm (mit-)entwickelte Skala über ‚Demokratische Einstellungen‘ (Wilden-

mann/Kaase 1968; Kaase 1970) in das Befragungsinstrument (teilweise) über-

nommen und seine Arbeiten über das politische Verhalten von Studierenden 

(Kaase 1973) bei den Interpretationen der Befunde berücksichtigt.  

Fragestellungen, Sample und Aufarbeitungen des  
Teil-Projekts  

Die Grundfrage des Teil-Projektes lautete: Inwieweit stellen die Absolventen 

der Universitäten als ‚Akademiker‘ in ihrem Bildungsweg und ihrer sozialen 

Zusammensetzung (Selektion) sowie in ihren Haltungen und Vorstellungen 

(Habitus) eine eigene Gruppierung dar? Ist diese ‚soziale Kategorie‘ zu einer 

‚sozialen Rolle‘ elaboriert und welche ‚soziale Figur‘ zeichnet sich ab? Welche 

grundsätzlichen Züge sind erkennbar und welche fachspezifischen Profile tre-

ten auf? 

Diese Fragestellungen waren doppelt aufgefächert, was zur erhöhten 

Komplexität von Befragung, Aufarbeitung und Berichterstattung beitrug. Sie 

war zum einen von Vorteil, weil sie gestufte Analysen und die Herstellung von 

Vergleichen und Bezügen ermöglichte; sie war aber auch von gewissem Nach-

teil, weil sie einen erheblichen Aufwand der Datenklärung und Absicherung 

verlangte. 

 Zum ‚biographischen Ablauf‘ wurde drei Fragekomplexen nachgegangen: 

(1) Wie sind die Wege und Irrwege beim Hochschulzugang und wie wurde 

auf das Studium vorbereitet, nicht nur durch Beratung, sondern auch hin-

sichtlich einer ‚Wissenschaftspropädeutik’ im Unterricht der gymnasialen 

Oberstufe? (2) Welche Erwartungen an das Studium bestanden und wie 
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wurde es bewältig, mit dem Hauptinteresse an der Studieneingangsphase 

einerseits und der Prüfungsphase andererseits? (3) Wie verlief der Über-

gang auf den Arbeitsmarkt und in den Beruf, entsprach er den Erwartun-

gen (welche Schwierigkeiten traten auf) – und wie wird der Studienertrag 

rückblickend bilanziert?  

 Zu den ‚Daseinsvorstellungen‘ bestanden ebenfalls drei Fragenkomplexe: 

(1) Wie wird das Privat- und Familienleben gewichtet und eingeordnet 

(Familienbild)? (2) Welche beruflichen Werte, Wünsche und Absichten 

herrschen vor (Berufsbild) ? (3) Und welche Haltungen bestehen gegen-

über dem gesellschaftlich-politischen Feld und der demokratischen Ver-

fassung (Gesellschaftsbild)? Zudem interessierte die Einschätzung des 

Status und der Verantwortung von ‚Akademikern‘ und die Identifizierung 

mit den zugeschriebenen Fähigkeiten und Eigenschaften (soziales Selbst-

bild). 

 

Das Sample der ersten Erhebung, die in den Jahren 1969 und 1970 erfolgte, 

bestand aus Hochschulabsolventen (im Alter von 32 bis 35 Jahren). Ausgewählt 

wurde ein Abschluss-Jahrgang (des Jahres 1962) der vier Gymnasien einer Mit-

telstadt (Konstanz), um deren Bildungsbiographien und Studienwege (auch 

Studien-Drop-outs) in der Untersuchung zu erfassen – mit den möglichen Fol-

gen im weiteren Lebenslauf. Die Erreichbarkeit des Samples verlangte einen 

erheblichen Aufwand an Recherchen: zuerst die Registrierung an den Gymna-

sien und dann das Auffinden des aktuellen Wohnortes sieben Jahre später. 

Die Dauer der Interviews mit all seinen Instrumentteilen betrug zwei bis 

drei Stunden, zuweilen noch länger, je nach Ausführlichkeit in der Antwortbe-

reitschaft der befragten Akademiker. Die Fragen zum bisherigen Lebensweg 

von der Schule über das Studium bis zum Berufsbeginn ebenso wie die Fragen 

über die Ansichten, Wertungen und Beurteilungen zu den verschiedenen Le-

bensbereichen trafen durchweg auf großes Interesse, weil sie zum Nachdenken 

und zur Rechenschaft veranlassten – wie viele Befragte bestätigten. 

Aufgrund der Berufs- und Lebenslage der Befragten führte es manchmal 

zu einer skurrilen Interviewsituation: z.B. dauerte eine Befragung eine ganze 
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Nacht während des ärztlichen Bereitschaftsdienstes in einer Klinik mit einzel-

nen Unterbrechungen für notwendige  operative Eingriffe; oder ein Interview 

fand im Besuchsraum eines Untersuchungsgefängnisses statt, in das ein zu Be-

fragender geraten war; schließlich war in einem Fall das absolut depressive 

Schweigen des zu Interviewenden auszuhalten, der sich als Künstler in einer 

Schaffenskrise befand und nach jeder Frage erst einmal in längeres, düsteres 

Schweigen verfiel.. 

Die Erhebungsweise der Befragung war hauptsächlich qualitativ ausge-

richtet: Die Interviews umfassten überwiegend offene Fragen, nur zum Teil wa-

ren sie halb-standardisiert. Als Nachfrage nach der ersten Beantwortung war 

häufig ‚Warum?‘ vorgegeben, um darüber Einblicke in die Begründungen und 

die Argumentationsweise der Befragten zu gewinnen. Aber auch ‚quantitative‘ 

Elemente wie geschlossene Fragen mit Antwortvorgaben, Statement-Kataloge, 

Kartenspiele und Skalen waren im Erhebungsinstrument enthalten. 

Es erfolgte eine Registrierung der offenen Fragen und Antworten anhand 

von Tonbandcassetten, die danach aufwendig verschriftlicht wurden (mitunter 

war mehrfaches Korrekturlesen nötig). Für die erhaltenen Antworten, mal kür-

zer, mal ausführlicher ausgefallen, wurde eine kategoriale bzw. ordinale Codie-

rung vorgenommen. Die Einstufung der einzelnen Antworten nach diesen 

Codes erfolgte zweimal, um Abweichungen zu klären. Diese technische wie 

inhaltliche Aufarbeitung erwies sich als derart aufwendig, so dass erste Veröf-

fentlichungen in Fachpublikationen einige Zeit in Anspruch nahmen, was von 

manchen Seiten als unzureichende Produktivität bemängelt wurde.  

Neben der Dokumentation von Befunden und dem Erstellen von ‚Arbeits-

heften‘ zu speziellen Themen, z.T. als Rückmeldung gedacht, sowie einzelnen 

Fach-Vorträgen konnten daher fachliche Publikationen erst ab 1972 verfasst 

und ab 1973 veröffentlicht werden. Ein Startpunkt bildete ein gemeinsamer, 

grundlegender Artikel über die ‚Zweckbestimmungen des Studiums‘ (Bargel et 

al. 1973); dem folgten erste weitere Beiträge zum Qualifikationsbewusstsein 

und den beruflichen Orientierungen bei Akademikern (Bargel/Framhein 1974), 

über die außerfachlichen Bildungsziele der Universität (Framhein 1975) sowie 
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zum theoretischen Verhältnis von Sozialisation und Qualifikation, deren Über-

schneidungen und Abgrenzungen (Bargel 1975).  

Auf weitere, ergänzende Untersuchungen ist zu verweisen, die zur Abrun-

dung der eigenen Erhebung über die ‚Akademiker‘ dienten, jedoch einige Zu-

satzarbeit verlangten. Zu Vergleichszwecken haben zwei andere Institutionen, 

nach einiger Vorarbeit und Abstimmung, Repräsentativerhebungen bei einem 

Bevölkerungsquerschnitt in der damaligen BRD durchgeführt: 

 zum einen 1973 das Institut für Demoskopie in Allensbach (IfD Umfrage 

3.000), 

 zum anderen, später 1976, das Zentrum für Umfragen, Methoden und Ana-

lysen (ZUMA) in Mannheim.   

 

Außerdem wurde von ZUMA zusätzlich eine spezielle Akademikerbefragung 

(1976) durchgeführt. Dabei wurden gezielt unterschiedliche Altersstufen (30-

35 und 45-50 Jahre) aus ebenfalls verschiedenen Berufsfachgruppen wie Me-

diziner, Juristen, Lehrer und Ingenieure einbezogen. 

Die verwendeten Fragen wurden aus dem vorliegenden Fragebogen für die 

Akademiker übernommen, zum Teil in den Befragungsrahmen der Institute 

transformiert. Damit lag ein breiter Fundus an Erhebungen mit gleichen Fragen 

vor. Diese differenzierte Datengrundlage ermöglichte aufschlussreiche Ver-

gleiche zwischen Studierenden, Akademikern und Bevölkerung, etwa über er-

kennbare Übereinstimmungen und Disparitäten in den Werthaltungen (Bargel 

1979) oder über die Vorstellungen zur sozialen Ungleichheit, eher kritisch oder 

eher legitimierend (Sandberger 1983). Mit beiden Instituten, IfD wie ZUMA, 

entwickelte sich weiterhin eine gedeihliche Kooperation und ein nützlicher 

Austausch, die über die gesamte Zeit der AG Hochschulforschung aufrecht-

erhalten wurden.  
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Internationale Kooperation und Austausch:  
FORM-Projekt 

Neben der herzustellenden Interdisziplinarität im Projekt wie im kollegialen 

Austausch im SFB (zwischen Soziologen, Psychologen und Pädagogen) stand 

die Internationalität von Anfang an im Vordergrund. Es gelang über verschie-

dene Kontaktwege einen Projektverbund in Europa aufzubauen, dem sogar Ko-

operationspartner aus Ländern jenseits des ‚eisernen Vorhangs‘ angehörten 

(Kellermann 1968). Es beteiligten sich, freilich in unterschiedlicher Intensität 

und empirischer Involviertheit, Forschungsteams aus sieben weiteren Ländern: 

England (Open University), Schweden (Universitäten Göteborg und Umea), 

den Niederlanden (Universität Utrecht), aber ebenso aus Polen (Universität 

Poznan), der Tschechoslowakei (Universität Prag und Bratislava), Ungarn 

(Universität Budapest) und Jugoslawien (Universitäten Ljubljana und Zagreb) 

– ein anfangs disparater Kreis, der zusammenfinden musste. 

Koordiniert wurde die Zusammenarbeit durch das ‚Wiener Zentrum‘, das 

als neutrale Instanz zwischen ‚West- und Osteuropa‘ galt. Der Titel dieses in-

ternationalen Projekts am Wiener Zentrum lautete (in Französisch): ‚Diplôme 

de l'Université: leur Formation et leur Conception de la Vie‘, in Kurzform: das 

‚FORM-Projekt‘. Für den Austausch zwischen den Projektverbünden der ver-

schiedenen Forschungsteams waren Koordinatoren zuständig, die in Wien an-

sässig waren. 

Bestimmend für diese internationale Zusammenarbeit waren drei Fragen-

komplexe: erstens zur Stellung und Haltung der (Jung-)Akademiker als Intelli-

genz und Intellektuelle im politisch-gesellschaftlichen Kontext, zweitens die 

Art der Lehre und des Studierens sowie der Kommunikation und Zugehörigkeit 

an den Hochschulen und ihren verschiedenen Fachrichtungen sowie drittens, 

praktischer ausgerichtet, die Lehrerbildung hinsichtlich ihrer Vorbereitung für 

die Berufstätigkeit im Sinne einer Evaluation der erzielten Qualifikation (be-

sonders im Vergleich zwischen Polen und Deutschland).  

Die erste internationale Erhebung fand dann 1972 als ‚Pilot-Studie: Junge 

Akademiker‘ statt. Für Deutschland wurde von der Projektgruppe eine 
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schriftliche Befragung von insgesamt 410 jüngeren Hochschulabsolventen (30-

32 Jahre) durchgeführt, die verschiedene Berufsfachgruppen wie Mediziner, 

Gymnasiallehrer, Juristen, Volkswirte, Ingenieure repräsentierten. Diese fach-

bezogene Auswahl erfolgte, weil von Anfang an interessierte, inwieweit die 

Akademiker Träger unterschiedlicher ‚Fach-Kulturen‘ sind und welche Unter-

schiede oder Gemeinsamkeiten sich zwischen den ‚Fach-Profilen‘ feststellen 

lassen. Die Fragen im Erhebungsinstrument waren nun geschlossen gestaltet 

(mit Antwortvorgaben, bei denen das Zutreffende anzukreuzen war).  

Nach entsprechender Vorbereitung, vor allem bei den Übersetzungen des 

Fragebogens, konnten Parallelbefragungen in weiteren vier Ländern stattfin-

den: in Jugoslawien, den Niederlanden, Österreich und Polen. Die Auswahl der 

einbezogenen Berufsfachgruppen war analog gehalten. Befragt wurden eben-

falls junge Mediziner, Juristen, Lehrer, Ingenieure und Ökonomen, jeweils in 

einer angemessenen Fallzahl. 

Aufgrund des Aufwandes in der Konstituierung und Entwicklung des in-

ternationalen Projektes, bei den verschiedenen Befragungen und deren Aufbe-

reitung, nahmen die Auswertungen und Analysen deutlich mehr Zeit als vorab 

erwartet in Anspruch. Publikationen unter Einbezug des internationalen Ver-

gleichs konnten daher erst ab 1974 erscheinen, nicht zuletzt wegen der notwen-

digen textlichen Abstimmung unter den Autor/innen in den Partnerländern. Die 

Manuskripte hatten zum Teil den Charakter von ‚Vorberichten‘ und dienten in 

ersten Schritten der Selbstverständigung. 

Erstmals erschien 1974 ein internationaler Beitrag, und zwar mit dem um-

greifenden Titel: Student and Graduat-es. Their Training at University and their 

Conception of Life (Framhein/Markiewicz/Peisert 1974); etwas später ein wei-

terer allgemeiner Beitrag über ‚Graduates View on Higher Education‘ (Fram-

hein/Peisert 1976) gefolgt von Darlegungen ‚Zur Sozialisation von Akademi-

kern‘ im internationalen Vergleich (Bargel/Framhein/Peisert/Sandberger 

1977). Alle drei Beiträge behandeln grundlegende Themen hinsichtlich Erwar-

tungen und Ertrag des Studiums, die immer wieder aufgegriffen wurden. 

Im Laufe der Zeit kamen weitere Publikationen zu speziellen Themen und 

über interessierende Zusammenhänge hinzu: beispielsweise über die 
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verschiedenen Vorstellungen zur sozialen Ungleichheit und den Status der 

‚Akademiker‘ (Sandberger 1980). Des Weiteren wurde der komplexe Zusam-

menhang von moralischen Urteilen, der Ich-Stärke und den demokratischen 

Orientierungen thematisiert (Lind/Sandberger/ Bargel 1981/82). Erst in den 

80er Jahre konnten dann Sammelbände mit einer Palette von Beiträgen zusam-

mengestellt und publiziert werden, die hauptsächlich auf der Auswertung spä-

terer Erhebungen (von 1978) beruhten.  

Austausch mit ‚Soziale Indikatoren‘ und  
‚Hochschuldidaktik‘ 

Für die Zukunft der AG Hochschulforschung erwies sich die frühe Mitarbeit im 

‚Arbeitskreis soziale Indikatoren‘ der Deutschen Gesellschaft für Soziologie 

seit Anfang der 70er Jahre als außerordentlich anregend und nützlich. Der Ar-

beitskreis befasste sich mit Ansätzen der sozialen Dauerbeobachtung zur sozi-

alen Lebensqualität. Im Mittelpunkt der Diskussionen stand die Frage nach ge-

eigneten Indikatoren, objektiver oder subjektiver Art, um eine Dauerbeobach-

tung gesamtgesellschaftlicher Ausrichtung oder für gesonderte Bereiche (wie 

Familie, Arbeitswelt oder das Bildungswesen bzw. den Hochschulbereich) 

tragfähig aufzubauen und seine Anwendbarkeit bzw. den Nutzen zu klären.  

Bei der Teilnahme der Forschungsgruppe ging es überwiegend um die 

Umsetzung der vielfältigen Fragen zur Lebenssituation von Akademikern und 

Studierenden in aussagekräftige ‚objektive‘ oder ‚subjektive‘ Indikatoren (Ein-

zelwerte, zusammenfügbar zu einem Index) sowie um den möglichen Aufbau 

einer ‚Dauerbeobachtung‘ an den Hochschulen als Grundlage einer ‚gesell-

schaftlichen Berichterstattung‘ für diesen Bildungsbereich. Auf den Tagungen 

wurden Konzepte, Umsetzungen und erste Befunde zu wichtigen Themen vor-

gestellt (etwa zur Leistungsmessung im Hochschulbereich, die Erfassung von 

‚Gesellschaftsbildern‘). Die Präsentation und Publikation dieser Beiträge er-

brachte einige Resonanz und manche nützlichen Rückmeldungen für die wei-

teren Arbeiten. 
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In praktischer Hinsicht wurde eine Brücke zur Hochschuldidaktik aufge-

baut. Es entstand eine wissenschaftliche Kooperation mit intensivem Austausch 

zu Fragen der Lehrqualität und Studienevaluation. Damit wurde die praktische 

Entwicklung einer eigenständigen Hochschuldidaktik seit Anfang der 70er 

Jahre befördert. Mehrere Tagungen fanden statt, die zu Veröffentlichungen in 

kooperativer Herausgeberschaft führten, vor allem mit den IZHDs in Hamburg 

(Prof. L. Huber und Prof. G. Portele) und in Bielefeld (Prof. W.-D. Webler und 

Prof. I. Bürmann). 

Als ein wichtiger Ausgangspunkt kann die Publikation ‚Sozialisation in 

der Hochschule‘ von 1975 angesehen werden, in der ‚Beiträge für eine Ausei-

nandersetzung zwischen Hochschuldidaktik und Sozialisationsforschung‘ ver-

sammelt sind (Bargel et al. 1975). Mit diesem Sammelband wurde nicht nur die 

empirische Fundierung vorangebracht und die möglichen Bezüge zwischen 

Hochschulsozialisation und Hochschuldidaktik beleuchtet, sondern ebenfalls 

den Fragen der Bedingungen, Prozesse und Erträge in der Lehre nachgegangen. 

Damit war der Grundstein für die Befassung mit Themen wie ‚Studienevalua-

tion‘ und ‚Studienqualität‘ gelegt. 

Die damaligen Ausführungen wurden von verschiedenen Hochschulen re-

zipiert als Beiträge für die Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung der 

Lehre in den verschiedenen Fachrichtungen. Diese Ausrichtung auf die Fach-

richtungen war nötig, denn es stellte sich he-raus, dass sich die Problemlagen 

und Lösungswege von Fach zu Fach ganz unterschiedlich darstellen. Die sich 

entwickelnde Kooperation mit Hochschuldidaktischen Einrichtungen führte zu 

verschiedenen Mitwirkungen an manchen Universitäten und Fachhochschulen, 

mit Beiträgen und Vorträgen zur Studienqualität, zum Kommunikationsstil 

oder zur Studienberatung – etwa am ‚Tag der Lehre‘, der von den Hochschulen 

immer häufiger veranstaltet wurde. Ein recht großer Kreis von Hochschulen 

war in diese Beratung einbezogen wie die Universitäten Marburg, Frankfurt, 

Hamburg, München, Bochum, Essen, Berlin, Giessen, Köln, Freiburg oder die 

Fachhochschulen Frankfurt, Koblenz, Hildesheim, Hamburg, Paderborn. 

In den Jahren 1972 bis 1975 konnte der Charakter einer Pilotphase für 

den SFB 23 Bildungsforschung wie auch für das Teilprojekt über Status und 
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Habitus von Akademikern im internationalen Vergleich immer stärker über-

wunden werden. Sowohl die institutionelle Organisation des SFB mit Projekt-

struktur und gemeinsamen Sprecher ebenso wie dessen thematische Ausrich-

tung nach einem gemeinsamen Forschungskonzept hatten sich stabilisiert, im 

Alltag bewährt und fanden im Gutachterkreis wie in der Fachöffentlichkeit An-

erkennung.  

Für das Teilprojekt war es nach erheblichem Aufwand hinsichtlich theo-

retischer wie methodischer Grundlegung gelungen, eine erste Befragung von 

jungen Akademikern erfolgreich durchzuführen. Ebenfalls erwies sich der Aus-

tausch mit der Hochschuldidaktik wie mit der Sektion Soziale Indikatoren zur 

gesellschaftlichen Dauerbeobachtung als anregend und tragfähig. In dieser Auf-

bauphase der Forschungsgruppe hatten sich im methodischen Ansatz, in der 

Ausfüllung der thematischen Felder, in der statistischen Analyse der Daten so-

wie in der Darstellung von Befunden die Grundlagen der weiteren Arbeiten für 

die Projektgruppe herausgebildet und bewährt – insofern erscheint die Kenn-

zeichnung der Jahre von 1968 bis 1972 übergreifend als ‚Pilotphase‘ treffend.  

Für die Fortführung und Stabilisierung der Arbeiten und Untersuchungen 

konnte sich die Forschungsgruppe in den weiteren Jahren auf die erreichten 

Grundlagen stützen. Davon ausgehend erwies sich die neue Ausrichtung auf die 

‚Studiensituation und studentischen Orientierungen‘, wie sie zwischen 1972 

und 1975 vollzogen wurde, als folgerichtig. Dieses neue Konzept mit dem 

Wechsel von den Hochschulabsolventen zu den Studierenden wurde in der da-

für entscheidenden Gutachtersitzung von 1975 seitens der DFG anerkannt und 

führte zur Bewilligung und weiteren Förderung. Dazu trug wesentlich das mit 

den anderen Teil-Projekten im Zentrum I/SFB 23 entwickelte Forschungskon-

zept bei. 

Neue Ausrichtung und Schwerpunktsetzungen ab 1975 

Auf der Grundlage der theoretischen und empirischen Vorarbeiten trat die Ar-

beitsgruppe 1975 in ihre zweite Phase ein; sie benannte sich nun offiziell ‚For-

schungsgruppe Hochschulsozialisation‘, abgekürzt ‚FG 
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Hochschulsozialisation‘ (zuweilen auch als ‚Projektgruppe Hochschulsoziali-

sation‘ angeführt). Sie setzte sich im Kern aus den bisherigen Mitarbeiter/innen 

zusammen: T. Bargel, G. Framhein, J.-U. Sandberger, B. Dippelhofer-Stiem, 

G. Lind, H.-G. Walter die aus dem Status der Anfänger/innen herausgewachsen 

waren; die Leitung des Kernprojekts wie weiterer Auftragsprojekte verblieb bei 

Prof. H. Peisert.  

Diese Kontinuität erwies sich für die Produktivität und zunehmende Re-

sonanz der Arbeitsgruppe als günstig. Nicht zu übersehen ist dabei der Beitrag 

des Sekretariats, besetzt mit E. von Ostini, D. Lang und K. Gauggel. Sie hatten 

zunehmend Aufgaben der Sachbearbeitung zu übernehmen, die Organisation 

der Empirie zu leisten, Workshops und Tagungen vorzubereiten sowie die 

Kommunikation mit den beteiligten Hochschulen und den befragten Studieren-

den sowie die Bearbeitung von Anfragen seitens der Medien und interessierten 

Instanzen zu bewältigen.  

Der Untersuchungsschwerpunkt der FG Hochschulsozialisation wechselte 

ab 1975 von den ‚Akademikern‘ mit ihrer Bildungs- und Berufsbiographie, ih-

rem Status und Daseinsvorstellungen zu den Studierenden und ihrer Studiensi-

tuation. Damit rückten die Fragen nach den Bedingungen, Abläufen und Folgen 

der Hochschulsozialisation in den Mittelpunkt des wissenschaftlichen Interes-

ses, wobei die Prozesse der Selektion gleichermaßen interessierten.  

Komplexes, gestuftes Design mit Follow-Ups und Panel 

Das in der SFB-Begutachtung bewilligte Projekt ‚Studiensituation und studen-

tische Orientierungen‘ umfasste ein komplexes Design. Es beinhaltete drei ar-

beitsteilig aufeinander bezogene Samples: Abiturienten, Studierende und Ab-

solventen. Damit sollte der Hochschulzugang, die Entwicklung im Studienver-

lauf und der Berufsübergang jeweils gesondert und detailliert erfasst werden.  

Die Anlage der Erhebungen, das Frageinstrument mit seinen Skalen sowie 

die Durchführung der Studentenbefragungen (Studentenpanel) wurde in einer 

Arbeitsunterlage nachvollziehbar dargestellt (Projektgruppe Hochschulsoziali-

sation 1979): 
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 Für den Hochschulzugang wie für den Berufsübergang war jeweils ein 

Follow-Up vorgesehen: zum einen das der ‚Abiturienten – Studienanfän-

ger‘ (im Abstand von einem Jahr 1976 und 1977 befragt) und zum anderen 

das der ‚Studenten – Berufstätigen‘ (Abstand zwei Jahre: 1981 und 1983);  

 für die Entwicklung im Studium wurde ein Studierendenpanel gebildet, als 

‚Kernpanel‘ bezeichnet, das im Abstand von zwei Jahren viermal befragt 

werden sollte: zum Studienanfang (1. Semester), zur Studienmitte (5. Se-

mester), zum Studienende (9. Semester) und Berufsübergang (bzw. noch 

im 13. Semester). 

Die Vergleiche der Angaben im Zeitverlauf und zwischen den Samplegruppen 

sollten ermöglichen, Veränderungen nachzuzeichnen und Selektions- von So-

zialisationseffekten zu trennen. Dazu war ein weitgehend übereinstimmendes 

Befragungsinstrument herzustellen, wodurch Erfahrungen und Vorstellungen 

der Befragten, die sich in unterschiedlichen Lebensphasen befanden, unmittel-

bar gegenüber gestellten werden konnten. Durch diese Untersuchungsanlage 

waren vielfältige Analysemöglichkeiten und Bearbeitungsperspektiven gege-

ben, die vor allem durch die breite Themenpalette der Befragungen eröffnet 

wurden. 

Für die Erarbeitung des umfangreichen Fragebogens wurde viel Zeit in 

den Jahren 1974 und 1975 investiert. Denn es musste ein breiter Satz an Frage-

stellungen aufgebaut werden, der geeignet war, die gemeinsame Grundlage für 

die Fragebogen der beiden Follow-Ups wie des Studierenden-Panels zu liefern. 

Er hatte die theoretischen Grundlagen wie die interpretativen Inte-ressen abzu-

bilden, um langfristig trag- und aussagefähig zu bleiben. 

In der Summe gelang es, eine vielfältige Grundlage an Fragen, Items und 

Indikatoren für die verschiedenen Themen und Aspekte der Studierendenbefra-

gungen zu erstellen. Sie haben sich über die Zeit bewährt und konnten daher 

noch für den späteren ‚Studierendensurvey‘ ab den 80er Jahren als Fundus die-

nen, wobei immer wieder Neuerungen in den Fragestellungen aufzugreifen und 

in das Instrument einzubringen waren.  

Als besonderer Vorteil erwies sich, dass bereichsübergreifende Zusam-

menhänge bearbeitet werden konnten, die bei anderen Untersuchungen 
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aufgrund deren thematischer Ausrichtung gar nicht möglich waren: wie z.B. der 

Zusammenhang zwischen Kommunikation mit den Lehrenden und politischer 

Richtung, zwischen Berufsaussichten und der Studienmotivation, zwischen pri-

vater Familien-Orientierung und Berufswerten, zwischen öffentlichem Enga-

gement und Studienschwierigkeiten. 

Insgesamt wurde ein Schatz, so lässt es sich bezeichnen, von über 200 Fra-

gen aufgebaut, die jeweils zumeist in eine unterschiedliche Menge an Items 

untergliedert waren und verschiedene Antwortkategorien anboten. Bei diesem 

Umfang des Fragebogens musste besonders darauf geachtet werden, dass die 

Frageformen einerseits einem überschaubaren Muster folgten, andererseits ab-

wechslungsreich blieben, um die Antwortbereitschaft der Studierenden mög-

lichst hoch zu halten.  

Methodische Prinzipien der Befragungen 

Die Behandlung der verschiedenen Themen im Fragebogen folgte einigen 

grundsätzlichen methodischen Prinzipien, die dem besseren Verständnis der 

Stellungnahmen der Befragten und darüber einer differenzierten Analyse und 

Interpretation ihrer Aussagen dienen sollten: 

 Bei thematisch wichtigen Fragen wurde ein ‚Mehrebenenansatz‘ verfolgt, 

indem neben der ‚individuellen Situation‘ ebenso die Lage im Fach sowie 

die ‚allgemeinen Verhältnisse‘ (der Studierenden oder an den Hochschu-

len) erfasst wurden, um durch den Vergleich der Antworten mögliche 

Übereinstimmungen und Besonderheiten zu erkennen, was sich nicht zu-

letzt im Hinblick auf die Untersuchung möglicher Faktoren für den Stu-

dienerfolg bzw. Studienertrag als sehr wichtig erwiesen hat.  

 Mit gleicher Absicht wurden neben ‚Ist-Fragen‘ zu den vorhandenen Er-

fahrungen und Gegebenheiten entsprechende ‚Soll-Fragen‘ gestellt im 

Sinne von Wünschen oder Forderungen, um die Spannung zwischen rea-

len Bedingungen und ideellen bzw. normativen Setzungen aufzuzeigen 

(z.B. in der Kommunikation zu den Lehrenden, bei dem Einbau von 
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Praxisphasen ins Studium, bei den Möglichkeiten zur politischen Partizi-

pation).  

 Darüber hinaus wurde darauf geachtet, die Abfolge von Entscheidungspro-

zessen Schritt für Schritt in den Fragen abzubilden, z.B. hinsichtlich der 

Studienfach- oder Berufswahl: von den Wünschen über die Planungen bis 

hin zur Realisierung, um Kontinuitäten, Wechsel oder Verschiebungen zu 

registrieren. 

 Schließlich wurden Stufungen bei manchen Fragen vorgenommen, so bei 

der Unterscheidung zwischen Schwierigkeiten und Belastungen im Stu-

dium, wobei jeweils gleiche Aspekte angesprochen wurden, um deren Zu-

sammenhänge und Folgen für die Studienbewältigung in ihrem jeweiligen 

Gewicht sichtbar zu machen. 

 

Die aufwändige inhaltliche Ausarbeitung des umfangreichen Fragebogens 

fußte auf einer Reihe von vorhandenen Forschungsquellen und manchen eige-

nen Entwicklungsarbeiten. Die eigenen Entwicklungen von Fragen und Skalen, 

von Listen und Katalogen nutzten vor allem die Vorarbeiten und Befunde der 

vorangegangenen Untersuchungen über die Akademiker und ihre Vorstellun-

gen. Es handelte sich in Teilen um die Transformation der Antworten auf die 

offenen Fragen in ein geschlossenes Format mit Antwortvorgaben: wobei die 

entwickelten Antwort-Codes nun als Antwortkategorien im schriftlichen Fra-

gebogen verwendet wurden, freilich mit manchen sprachlichen Anpassungen.  

Der Fragebogen wurde so gestaltet, dass er maschinell einlesbar war, d.h. 

der Fragetext war auf der rechten Seitenhälfte und die Antwortkästen mit ihren 

Zahlen oder Kategorien auf der linken Seitenhälfte. Das diente zugleich der 

Übersichtlichkeit und damit einer leichteren Bearbeitung durch die Befragten. 

Diese Art der Formatierung hat sich im Zuge der Untersuchungen durchgesetzt, 

sodass sie auch in den späteren Befragungen angewendet wurde. Mit dem Ein-

lesen der Fragebögen auf Datenträger wurden externe Firmen beauftragt, was 

in der Phase des ‚Studierendensurveys‘ ebenfalls beibehalten wurde. 

Eine Reihe von Skalen und Index-Konstruktionen wurden aus anderen Un-

tersuchungen übernommen, meistens aus dem Bereich der amerikanischen 
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College-Forschung und aus Untersuchungen der sich entwickelnden Hoch-

schuldidaktik in Deutschland: so bei den Fragen zum Studieneingang und der 

Art der Studieneinführung, über die Kontakte und Beziehungen zu den Kom-

militonen wie zu den Lehrenden, zu den Studienanforderungen im Fach bis hin 

zu den Schwierigkeiten bei der Studienbewältigung. Im Einzelnen wurde auf 

verschiedene Skalen zurückgegriffen: etwa zur Ambiguitätstoleranz (Budner 

1962), zum Lernverhalten im Studium (Entwistle et al. 1979), zur Erfolgszu-

versicht (Fend et al. 1974) oder zur Kontrollkognition (Rotter 1966). 

Für die Erfassung im Bereich der Daseinsvorstellungen und Werthaltun-

gen konnte auf einzelne eingeführte Skalen zurückgegriffen werden: zu erwäh-

nen sind u.a. die Skalen zum Menschenbild im Sinne des Humanismus (Tom-

kins 1962), zu den Geschlechtsrollen (Brogan/Kutner 1976), zu den Berufswer-

ten (Super 1969) oder zu den demokratischen Haltungen (Kaase 1970). Sie 

konnten freilich nicht in Gänze übernommen werden, sondern mussten adap-

tiert werden, d.h., es wurden ausgewählte Items herangezogen, um den Umfang 

des Fragebogens nicht zu sprengen. Solche Auswahl der Items geschah nach 

methodischer Prüfung der verbleibenden Skalenqualität (Messgenauigkeit und 

Trennschärfe). 

Für viele andere Themen mussten eigene Skalen oder Fragebatterien mit 

einem Satz an Items oder Aussagen entwickelt werden, was vorab einige Re-

cherchen und Abgleichungen verlangte. Zu erwähnen sind die Skalen zur Wich-

tigkeit von Lebensbereichen und leitenden Handlungswerten, zur Befürwor-

tung oder Ablehnung politischer Ziele und Richtungen, zu den Vorstellungen 

über soziale Ungleichheiten und soziale Gerechtigkeit oder zu den eigenen be-

ruflichen Aussichten und den Arbeitsmarktperspektiven. Diese eigenen Ent-

wicklungen haben sich über die Zeit als tragfähig erwiesen, wofür einige Bei-

spiele angeführt seien:  

 Die Angaben zur Wichtigkeit der verschiedenen Lebensbereiche erwiesen 

sich als bedeutsam für die Analyse der Verteilung und des Wandels von 

‚privater‘ versus ‚öffentlicher‘ Orientierung unter den Studierenden; 

 die Zustimmung zu den beruflichen Werten diente der Einsicht in die un-

terschiedliche Relevanz von Leistung und Arbeit oder von 
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Wissenschaftlichkeit – und ihrer ungleichmäßigen Verteilung in den ver-

schiedenen Fachrichtungen, etwa die geringe Wichtigkeit von ‚Wissen-

schaftlichkeit‘ in wirtschaftswissenschaftlichen Studiengängen;  

 die Zustimmung oder Ablehnung von politischen Zielen für die Klärung 

der inhaltlichen Ausfüllung von ‚linken‘ und ‚rechten‘ Haltungen – und 

ihre Zusammenhänge mit den politischen Grundrichtungen, wobei sich 

aufschluss-reiche Distanzen und Überschneidungen zwischen den ver-

schiedenen politischen Profilen ergeben;  

 die studentischen Feststellungen zum Ausmaß der sozialen Ungleichheit 

in verschiedenen Dimensionen als Hinweis auf Disparitäten im Gesell-

schaftsbild der Studierenden und der Einordnung des eigenen Status in der 

gesellschaftlichen Hierarchie; 

 oder die Einschätzung der eigenen beruflichen Aussichten und der allge-

meinen Arbeitsmarkt-Entwicklung für die Analyse der Folgen für die 

Fachwahl und Studienmotivation, auch der Studiendauer (z.B. mit sehr 

hohem Gewicht für Studierende der Ingenieurwissenschaften, geringem 

Gewicht für Studierende der Geistes- oder der Naturwissenschaften).  

Startpunkt der Erhebungen: Abiturienten Follow-Up 

Nach der aufwendigen Entwicklung des umfangreichen Frage-Sets und des 

komplexen Erhebungsde-signs, letztlich von den Gutachter/innen der DFG gut-

geheißen, musste sich beides im empirischen Feld bewähren. Den Startpunkt 

der Erhebungen bildete eine anspruchsvolle ‚Abiturientenuntersuchung‘, die 

im Februar/März 1976 durchgeführt wurde: Sie war angelegt als klassenweise 

Befragung an 24 Gymnasien in Baden-Württemberg. Damit wurde ein ganzer 

Abiturjahrgang zu einem außerordentlich breiten Themenspektrum befragt: 

Ihnen wurden insgesamt 200 Fragen sowie sechs Listen (u.a. zur sozialen Her-

kunft, den Bildungswegen und den Berufsplänen) vorgelegt, die insgesamt 49 

Seiten umfassten (Forschungsgruppe Hochschulsozialisation 1976). 

Wegen des Umfanges wurden die Fragen auf vier ‚Erhebungshefte‘ in un-

terschiedlichen Farbtönungen aufgeteilt, die mit A, B, C und D gekennzeichnet 
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waren; sie mussten schrittweise bearbeitet werden. Die Befragung nahm einen 

gesamten Schulvormittag in Anspruch und fand während der Unterrichtszeit 

statt. Das Instrument war möglichst bearbeitungsfreundlich gestaltet, was die 

Aufteilung nach Fragen und Items (rechtsseitig) und die Antwortformate (links-

seitig) anging. 

Die Abiturienten wurden dann ein Jahr später im WS 1976/77 erneut pos-

talisch-schriftlich befragt, wobei nach aufwendiger Recherche mit 79% eine 

gute Ausschöpfungsquote erreicht wurde. Der Fragebogen war naheliegender-

weise kürzer gehalten und konzentrierte sich vor allem auf Fragen, die für die 

Untersuchung von Kontinuität oder Wandel wichtig erschienen, wie die Frage, 

ob Wünsche und Pläne, etwa zum Studienfach oder späteren Beruf, Wirklich-

keit geworden sind. 

Dadurch konnte für die Frage nach den Bedingungen und Faktoren der 

Verwirklichung der Fachwünsche wichtige Befunde ermittelt werden: z.B. in 

welch starkem Maße eine ‚niedrige soziale Herkunft‘ dazu beiträgt, Wünsche 

aufzugeben und Ansprüche zu reduzieren; oder inwieweit die Schulleistungen 

und das Fach-interesse den Hochschulzugang und die Fachwahl bestimmen 

oder von anderen Faktoren (wie Berufsaussichten, regionale Nähe) überspielt 

werden.  

Eine solche ausführliche Behandlung des Übergangs vom Gymnasium an 

die Hochschule stellte in Art wie Umfang ein Novum dar, was folglich für eine 

Reihe der damit gewonnenen Befunde gilt. Erste Befunde konnten in For-

schungsberichten und kurzen Beiträgen mitgeteilt werden, die zudem den Be-

fragten und beteiligten Schulen als Rückmeldung zugesandt wurden. Zu ver-

schiedenen Themenbereichen wurden ausführlichere Arbeitsberichte verfasst, 

die die Grundlage für einzelne Artikel, Vorträge und Informationen an Interes-

senten lieferten. 

Eine Gesamtsicht der Befunde konnte aufgrund der verschiedenen aktuel-

len Anforderungen und Nachfragen erst 1981 publiziert werden, sie erschien 

unter dem Titel ‚Abiturienten und Ausbildungswahl‘ (Peisert 1981). Alle Mit-

arbeiter/innen waren daran beteiligt und verfassten Beiträge: etwa zur Studien-

vorbereitung und Wissenschaftspropädeutik in der Oberstufe (Dippelhofer-
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Stiem); zu den Informationsquellen bei der Ausbildungswahl, ihrer Nutzung 

wie Bewertung (Sandberger); das Gewicht von sozialer Herkunft bei der Studi-

enwahl, z.B. die Bedeutung einer ‚akademischen Tradition‘ im Elternhaus 

(Walter); die Verwirklichung der Ausbildungswünsche und der Einfluss der 

Schulleistung (Bargel); die Rolle der Fachinteressen bei der Entscheidung für 

ein Studienfach (Lind) sowie die Berufswerte und Berufserwartungen der Abi-

turienten und ihre Sicht auf ihre Zukunftschancen zwischen Hoffnung und Be-

fürchtung (Sandberger). 

In den einzelnen Publikationen wie im abschließenden Sammelband wur-

den aufgrund der Befundlage die Studien-/Berufsberatung und die Studienvor-

bereitung bzw. Wissenschaftspropädeutik, wie sie die Abiturienten erfahren 

hatten, kritisch behandelt. In beiden Bereichen, Beratung wie Vorbereitung, 

wurden erhebliche Mängel aufgezeigt, die der Ausgangslage bei den Abiturien-

ten nicht gerecht wurden und sie unzureichend auf ein Studium vorbereitet ha-

ben. In der Folge hat das Kultusministerium von Baden-Württemberg diese Kri-

tik zum Anlass genommen, eine intensivere Studien- und Berufsvorbereitung 

zu installieren, um die Abiturienten in ihrer Orientierung und Entscheidungs-

findung besser zu unterstützen, wobei diese Vorhaben beratend begleitet wer-

den konnten.  

Darüber hinaus ergaben sich in der Folge vermehrte Aufarbeitungen für 

die Studien- und Berufsberatung, die auf Nachfrage einzelner Beratungsämter 

an den Hochschulen wie des Gesamtverbandes (ARGE Studienberatung) ge-

leistet wurden. So begann ein intensiver Austausch mit der Studienberatung und 

Berufsberatung, in den mehr und mehr das Institut für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung (IAB der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg) einbezogen wurde. 

Aufgrund der Erhebungen waren eine Reihe von Problemfeldern für die 

Studien- und Berufsberatung wichtig: unmittelbar interessierte der erfragte Be-

ratungsstand und der geäußerte Beratungsbedarf der Studierenden, insbeson-

dere das vorhandene Informationsdefizit, sei es dessen allgemeine Verteilung 

oder dessen unterschiedliche Vertretung nach Fachzugehörigkeiten oder an ein-

zelnen Hochschulen. Von größerem Interesse waren ebenso die aufgetretenen 

Studienschwierigkeiten und Belastungen, um dadurch nicht geäußerte 
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Probleme und ihre Schwere zu erkennen und sie in der Beratung aufgreifen zu 

können. Schließlich waren die Befunde zu den Studienmotiven und zur erfah-

renen Studiensituation bedeutsam, weil sie öfters den Studienschwierigkeiten 

zugrunde lagen und den Beratungsbedarf verständlich machten. 

Die Publikationen der Forschungsgruppe über die Abiturienten fanden 

ebenso bei anderen Instanzen des Bildungswesens, Gymnasien wie Universitä-

ten, einige Aufmerksamkeit. Für beide Einrichtungen hatten sie aufgezeigt, wie 

nötig es ist, sich um die Orientierung und Beratung, die Einführung und Studi-

enkompetenz der Abiturienten bzw. Studienanfänger/innen zu bemühen. Sol-

che Anstrengungen starteten sowohl auf Seiten einzelner Gymnasien in der 

Oberstufe, wo auf die Ausbildung der Studierbefähigung und Wissenschafts-

vorbereitung stärker geachtet wurde, als auch auf Seiten mancher Universitäten, 

die begannen, die Studieneingangsphase aktiver und integrativer zu gestalten. 

Solche Vertiefungen und Neuerungen zum Studienzugang wie bei der Stu-

dienaufnahme wurden Anfang der 70er Jahre nur von einzelnen Hochschulen, 

zum Teil als ‚Pilotprojekte‘ deklariert, eingeführt und entwickelt. Mit der Zeit, 

zumal unterstützt von Einrichtungen der Hochschuldidaktik und durch die Pro-

jektgruppe Hochschulsozialisation, wurden es mehr und mehr Hochschulen, die 

sich intensiver der Studienanfänger/innen annahmen. Nunmehr lässt sich bilan-

zieren, dass nahezu an allen Hochschulen die ‚Studienaufnahme‘ und der ‚Stu-

dienzugang‘ als eigenständige Aufgabe akzeptiert ist, sei es durch Veranstal-

tungen zentraler Einrichtungen (Bibliothek, Studentenwerk, Studienberatung), 

durch die Lehrenden (Informationen, Übersichten, Einführungen) oder die 

Fachschaften (Begrüßung, Hüttenaufenthalt, Stadtbummel). 

Das Studierenden-Panel: Anfang, Mitte und Ende im  
Studium 

Neben dem zunehmenden Aufwand für Analysen, Aufarbeitungen und Rück-

fragen verschiedener Instanzen verlangte die konkrete Forschungsarbeit ent-

sprechend dem Ausgangskonzept ihren Fortgang. Das zentrale ‚Studierenden-

panel‘ startete bereits ein Jahr später im Wintersemester 1977/78:   
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 Das Panel I umfasste Studierende im 1. Fachsemester (Studienanfänger/in-

nen) mit 1.469 Befragten; zugleich wurden für Vergleichszwecke Studie-

rende im 8. bzw. 9 Semester, zum Studienende, befragt (N = 424).  

 Zwei Jahre später im WS 1979/80 wurden 1.141 der Studienanfänger als 

Panel II, nunmehr nominell im 5. Semester, gleichsam in der Studienmitte, 

erneut befragt.  

 Schließlich fand im WS 1981/82 deren dritte Befragung als Panel III statt, 

an der sich immerhin noch 812 Personen beteiligten, die sich nunmehr no-

minell im 9. Semester zum Studienende hin befanden.  

An den Beteiligungszahlen ist ablesbar, dass die Beteiligung recht hoch 

gehalten werden konnte, eine wichtige Voraussetzung für die Zeitvergleiche 

zwischen den verschiedenen Panels. Es ist zu erwähnen, dass parallel zum Pa-

nel III, wiederum zu Vergleichszwecken, 311 Studienanfänger/innen befragt 

wurden. 

Im Sample der Studierenden waren verschiedene Fachrichtungen als Quo-

ten vertreten, denn zwei Fragen, die mit der Fachzugehörigkeit zusammenhän-

gen, waren für das Projekt von großer Wichtigkeit.   

 Erstens die Frage nach der Zusammensetzung der Studierenden verschie-

dener Einzelfächer und Fachgruppen (Fakultäten), ihren Differenzen und 

Übereinstimmungen aufgrund von Fachinteressen und schulischen 

Leis-tungen, hinsichtlich sozialer Herkunft oder Geschlecht, Studienmoti-

vation und Berufsabsichten sowie Arbeitsmarktaussichten.  

 Zweitens die Frage nach möglichen ‚Fachkulturen‘, wie sie sich in den 

Profilen der Studierenden für ihre allgemeinen Werte, beruflichen Wich-

tigkeiten oder politischen Haltungen zeigen sollten, insgesamt also um den 

fachspezifischen Habitus der Studierenden und das soziale Milieu in ihrem 

Studienfach. 

 

Dazu wurden die Studierenden entsprechend den Quotierungen nach sie-

ben Fachrichtungen unterschieden: Sprachwissenschaften, Naturwissenschaf-

ten, Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissenschaft, Medizin, Ingenieurwis-

senschaften und Sozialwesen. Die Angehörigen der Fachrichtungen wurden in 
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ihren Voraussetzungen und Ausprägungen, ihren Vorstellungen wie Absichten 

miteinander verglichen. Die Unterscheidung nach der Fachzugehörigkeit er-

wies sich als wichtig, denn es ergaben sich erhebliche Unterschiede in deren 

Zusammensetzung wie in deren Profilen (Bargel 1988). Die Befunde fanden 

Eingang in die Diskussionen um die Menge wie Ausprägung der ‚Fachkultu-

ren‘; ebenso bekräftigten sie praktische Bemühungen zur Verbesserung der Stu-

dienqualität, die oft einen fachspezifischen Zugang brauchten.  

Die Durchführung der drei Studierenden-Panels und der Vergleichserhe-

bungen mit ihrer zeitlichen Abfolge verlangten einen immensen Aufwand nicht 

nur bei den einzelnen Erhebungen mit Versand, Mahnung und Rücklaufkon-

trolle, sondern auch bei der weiteren maschinellen Datenerfassung und Daten-

prüfung sowie Datenaufbereitung und Datenanalyse. Dieser aufwändige Vor-

gang der ‚Datenbearbeitung‘ von der Erfassung bis zur Dokumentation wurde 

anfangs von H.-G. Walter geleistet, später von H. Simeaner übernommen und 

in den Phasen des Studierendensurveys zuverlässig beibehalten.  

Hinzu kam, dass es zum Stil der Arbeitsgruppe gehörte, die Daten allge-

mein zugänglich zu dokumentieren und die beteiligten Hochschulen wie Stu-

dierende als erste über die Befunde in ‚Arbeitsberichten‘ zu informieren, auch 

als Dank für die Beteiligung gedacht. Sogar über ‚Studierende im internationa-

len Vergleich‘ wurde ein ausführlicher Bericht für die ‚Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer an den Befragungen‘ erstellt und ihnen zugesandt (Forschungs-

gruppe Hochschulsozialisation 1983). Es liegt auf der Hand, dass bei diesen 

Ansprüchen an Dokumentation, Rückmeldungen und Aufarbeitungen (als 

‚Vorberichte‘) größere Publikationen oder Artikel in Fachzeitschriften längere 

Zeit bis zur Fertigstellung brauchten, zumal sie stets einen gewissen Abstim-

mungsprozess, sei es in der Projektgruppe, sei es im internationalen Rahmen, 

durchlaufen mussten. 

Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang drei gesonderte Aufarbei-

tungen, die später eine eigene Dynamik entwickelten und einen gewissen aner-

kannten Stellenwert in der Forschungslandschaft eingenommen haben, der bis 

heute nachwirkt:  
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 Erstens die Methodik und Erfassung der ‚Hochschule als Umwelt‘ (Dip-

pelhofer-Stiem 1983) als ‚subjektivistischer‘ Zugriff mit einem neuarti-

gen, sozial-ökologisch fundierten Mehrebenen-Ansatz: die Universität, 

das Fach, die Lehrveranstaltung. Für die Bearbeitung waren vier span-

nungsvolle, inhaltliche Perspektiven als Gegenüberstellung leitend: (1) 

Akademische Freiheit vs. Standardisierungsgrad, (2) Fach-Konzentration 

vs. Inter-/Multidisziplinarität, (3) Praxis-/Berufsbezug vs. Gesellschafts-

bezug, (4) Kommunikation und Partizipation vs. Isolierung und Anonymi-

tät. Damit konnten nicht nur Typen der Evaluation herausgearbeitet wer-

den, sondern auch ‚Problemgruppen‘ im Spannungsgefüge der Hoch-

schule. 

 Zweitens die Entwicklung des ‚Moralischen-Urteils-Testes‘, ‚M-U-T‘ be-

titelt, (Lind 1978, sowie ausführlich 1985), ein Test zur Messung der de-

mokratisch-moralischen Urteilsfähigkeit der Probanden. Dafür wurden 

verschiedene moralische Dilemmata aufgestellt und als kurze Geschichten 

formuliert, wobei es besonders he-rausfordernd war, in deren Beantwor-

tung die verschiedenen ‚Stufen‘ der Urteilsfähigkeit in ihrer Argumentati-

onsart sprachlich abzubilden. Anfangs handelte es sich um eine umstrit-

tene Neuerung; vor allem die Anwendung als ‚Test‘ in einem schriftlichen 

Fragebogen wurde in Zweifel gezogen. Allerdings hat sich Ansatz und 

Ausarbeitung dermaßen bewährt, dass der Test (M-U-T) im Laufe der 

Jahre von manchen Forschungsgruppen, auch in anderen Ländern, über-

nommen und mit aufschlussreichen Befunden bearbeitet wurde. 

 Drittens die Zusammenstellungen der Indikatoren zum Gesellschaftsbild 

und zur sozialen Ungleichheit (Sandberger 1977), wobei folgende Gliede-

rung vorgenommen wurde: (1) Strukturen sozialer Ungleichheit (Schich-

ten, Hierarchie, Dimensionen), (2) sozialer Aufstieg und Aufstiegschan-

cen (Ausmaß, Determinanten, Intentionen), (3) Legitimität von Ungleich-

heit und Aufstieg (Gerechtigkeit, Solidarität, Protest). Auch hier handelte 

es sich um die neuartige Umsetzung bislang offener, qualitativer Ansätze 

in eine gestufte ‚Taxonomie‘ zum Gebrauch in schriftlichen Massen-Be-

fragungen. Dadurch wurde es erst möglich, sie zur Dauerbeobachtung im 
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gesellschafts-politischen Bereich zu verwenden, sie sogar für den interna-

tionalen Vergleich in verschiedenen Ländern einzusetzen (Sandber-

ger/Bargel 1980).  

 

Zu allen drei Themenbereichen sind eine Reihe von Veröffentlichungen er-

schienen, die im Laufe der Zeit weitere Kreise zogen und Anerkennung fanden, 

insgesamt oder in Teilen sogar repliziert wurden. Diese Themenbereiche haben 

sich zum Teil später außerhalb der AG Hochschulforschung als eigene For-

schungsfelder etabliert, in ihrer Geltung über den Bereich der Hochschulen und 

Studierenden hinaus. 

Internationale Kooperation wird fortgesetzt und vertieft 

Intensiv lief in all diesen Jahren, wie intendiert, die internationale Zusammen-

arbeit weiter. Im Mittelpunkt dieser Kooperation stand das zentrale ‚Studieren-

denpanel‘ mit einem gemeinsamen ‚Kernsample‘ und einem nahezu überein-

stimmenden schriftlichen Fragebogen, der auf den Arbeiten der AG Hochschul-

forschung basierte. 

An den empirischen Erhebungen, die 1978 starteten, beteiligten sich For-

schungsteams aus vier weiteren Ländern: den Niederlanden (Universität Ut-

recht), Polen (Universität Poznan), Österreich (Universität Klagenfurt) und Ju-

goslawien (Universität Ljubljana) – die Teams aus Schweden, England und der 

Tschechoslowakei konnten diese umfangreichen empirischen Arbeiten nicht 

mehr leisten, beteiligten sich aber weiterhin an den Tagungen und stellten Be-

funde ihrer speziellen Forschungen zur Diskussion, z.B. über die verschiedenen 

studentischen Lernstile oder die Lehre an universitären Neugründungen. 

Die gegenseitigen Arbeitsbesuche, vor allem in den sozialistischen Part-

nerländern, hatten anfangs zuweilen einen überraschend ‚feudalen‘ Charakter. 

Die mehrtägigen Zusammenkünfte liefen wie ein ‚Staatsbesuch‘ ab: Sie fanden 

auf Schlössern statt, mit weiß behandschuhter Dienerschaft; es stand ein stets 

bereiter Fahrdienst in schwarzen Limousinen bereit; bei Besichtigungen wurde 
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an den Besucherschlangen vorbeigeleitet und für die getränkereichen Emp-

fänge wurde gleichsam ein roter Teppich ausgerollt. 

Mit der Zeit setzte sich aber eine nüchterne Arbeitsatmosphäre durch, der 

wissenschaftliche Austauschcharakter rückte in den Vordergrund, mit der Kon-

zentration auf Fragen der Datenerhebung, der Auswertungen, des Vergleichs 

der Befunde und schließlich der gemeinsamen Berichterstattung in Sammel-

bänden. Nicht wenige der Artikel und Beiträge, die erschienen, waren von meh-

reren Autor/innen aus verschiedenen Ländern gemeinsam verfasst worden. 

Stets war die politische Einbettung dieser ‚Ost-West-Kooperation‘ im Feld 

der internationalen Spannungen präsent. Das Bemühen um Verständigung und 

Vertrauen war auf allen Seiten beständig gegeben und letztlich erfolgreich, da 

es nach anfänglicher Vorsicht, sogar einigen Vorbehalten, dauerhaft herausge-

bildet werden konnte. Es entwickelte sich in vielen Fällen eine enge wissen-

schaftliche Kollegenschaft, öfters sogar eine vertiefte Freundschaft, die über 

die Projektphase hinaus reichen sollte. Insofern hat diese internationale Koope-

ration mit der damals noch unüblichen ‚Ost-West-Partnerschaft‘, freilich in sei-

nem begrenzten Rahmen, am europäischen Aufbau und der Überwindung des 

‚eisernen Vorhanges‘ mitgewirkt.  

Dazu hat in wesentlichem Maße beigetragen, dass Mitglieder der AG 

Hochschulforschung zeitweise die Moderation der internationalen Zusammen-

arbeit vom Wiener Zentrum aus für das ‚FORM-Projekt‘ übernommen haben, 

so zuerst Dr. P. Kellermann und später Dr. G. Framhein. Deren Moderation 

erwies sich als sehr förderlich für die Verankerung der gemeinsamen Empirie 

und den Austausch zwischen den internationale Partnerteams. Sie begleiteten 

bilaterale Workshops oder allgemeine Konferenzen, vor allem initiierten sie 

eine Reihe von internationalen Publikationen, meist als Sammelbände gestaltet.  

Entsprechend waren alle Partner aus den beteiligten Ländern in dem ersten 

gemeinsamen Sammelband ‚Student und Studium im interkulturellen Ver-

gleich‘ vertreten (Framhein/Langer 1984). Darin wurden Ergebnisse aus der 

gemeinsamen Studie zu verschiedenen Themen vorgestellt, größtenteils von 

Autorengruppen verfasst: Da-runter waren Beiträge über sozialen Kontakte an 

den Universitäten und die Beziehung zu den Lehrenden, die in den Ländern 
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sehr unterschiedlich ausfielen; über die beruflichen Wertorientierungen der 

Studierenden, die wenig Affinität für Wissenschaft und Forschung erkennen 

ließen; sowie über die Sicht auf die soziale Ungleichheit, die in den einzelnen 

Ländern zumeist als ungerecht beurteilt wurde, jedoch waren Unterschiede in 

der Einschätzung der Aufstiegschancen und Aufstiegskriterien erkennbar. 

Ein weiterer Sammelband auf der Grundlage der internationalen Ver-

gleichsstudie behandelte ‚Studentisches Lernen im Kulturvergleich‘ (Dippel-

hofer-Stiem/Lind 1987); er konnte allerdings erst 1987 in der Reihe Blickpunkt 

Hochschuldidaktik publiziert werden. Ein Beitrag schilderte die Befunde zur 

Wirklichkeit des forschenden Lernens, wobei allenthalben bei diesem Herz-

stück universitärer Lehre Defizite zu verzeichnen waren; ein anderer Beitrag 

ging den Folgen von Erfolgszuversicht für den weiteren Studienverlauf nach 

und belegte die nachteiligen Folgen der ‚Angst vor Misserfolg‘ für die Studi-

enbewältigung; ein dritter Beitrag behandelte schließlich die Wirkung von Stu-

dienanforderungen auf die Motivation und das Lernverhalten der Studierenden. 

Zunahme an Nachfragen, Austausch und Expertisen 

Im Laufe der Jahre erhöhte sich der Aufwand bei der Berichterstattung, weil 

die Nachfrage nach Daten und Befunden des Projektes ständig zunahm und 

gutachterliche Expertisen häufiger erbeten wurden. Vermehrt wurden Befunde 

auf internationalen Fachkongressen vorgestellt: Vorträge behandelten die 

‚Rolle der moralischen Urteilsfähigkeit in der politischen Sozialisation‘ (beim 

Meeting der International Society of Political Psychology in Washington DC 

durch Lind 1979) oder die ‚Vorstellungen zur sozialen Ungleichheit und Kon-

trollvermögen‘ (beim 5. EARDH Congress, Sandberger 1980). Beide Arbeiten 

fanden einige Resonanz, vor allem im anglo-amerikanischen Raum. 

Erweitert wurde die Zusammenarbeit mit verschiedenen Zentren für Hoch-

schuldidaktik: Neben die vorhandenen Kooperationen mit den IZHD’s in Ham-

burg und Bielefeld traten vermehrt Kontakte und Dispute mit denen in Frank-

furt/Main, an der FU Berlin, in München, Dortmund, Essen und anderen Hoch-

schulen. Sie dienten u.a. der Klärung, inwieweit die Befunde aus den 
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‚quantitativen Befragungen‘ der Studierenden und deren Interpretation mit den 

Erfahrungen und Einsichten in der Hochschuldidaktik, die selbst öfters kleinere 

Forschungsvorhaben ‚qualitativer Art‘ durchführten, übereinstimmten oder 

sich Abweichungen, gar Widersprüche einstellten. Zumeist ergab sich für beide 

Seiten ein anregender Austausch, der in den weiteren Arbeiten Berücksichti-

gung und Eingang fand.  

 

An den Hochschulen, Universitäten wie Fachhochschulen, entwickelte 

sich mehr und mehr ein Bewusstsein, auf die Studienqualität zu achten, öfters 

durch Befunde aus dem Studierendensurvey angeregt. Es wurde die ‚Evaluation 

von Lehrveranstaltungen‘ auf den Weg gebracht, wobei teilweise auf Fragen 

aus dem Instrument des Studierendensurveys zurückgegriffen wurde. Weiter-

hin wurde der Einladung einiger Hochschulen Folge geleistet, am ‚Tag der 

Lehre‘ Vorträge zu den studentischen Erfahrungen im Studium und ihren Ur-

teilen zur Lehre zu halten. Manche Hochschulen konnten beim Aufbau ihres 

‚Studien-Qualitäts-Managements‘ beraten werden. 

Auch die Mitwirkung in der Sektion ‚Soziale Indikatoren‘ der Deutschen 

Gesellschaft für Soziologie wurde intensiv fortgeführt. Dort konnten für das 

Projekt wichtige Befunde und Überlegungen vorgestellt werden: z.B. ‚Zur Dis-

kussion von Bildungszielen und zur Leistungsmessung im Hochschulbereich‘ 

(Bargel/ 

Framhein 1976); oder über ‚Gesellschaftsbilder als subjektive Indikatoren 

im sozio-politischen Bereich‘ (Sandberger 1977). Die erhaltenen Rückmeldun-

gen und Anregungen im Kreis der Sektion Soziale Indikatoren haben entschei-

dend mitgeholfen, das Konzept des Studierendensurveys als Dauerbeobachtung 

von Studierenden zu entwickeln. Die Leiter der Sektion, anfangs Prof. W. Zapf, 

später Prof. H.-J. Hoffmann-Nowottny, nahmen auch nach Einrichtung des Stu-

dierendensurveys ab 1982 an dessen Fortgang regen Anteil und gaben manchen 

wichtigen Hinweis. 

Die Präsentationen von Befunden seitens des Projektes wie seitens der an-

deren Teil-Projekte im SFB 23 (zur Schulsozialisation und dem Schulklima 

oder über die Lehrerbildung und den ‚Praxisschock‘ beim Berufs-einstieg) 
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fanden auf Tagungen und Workshops, in Berichten und Artikeln seitens der 

Fachöffentlichkeit wie seitens der Politik und Praxis vermehrt Aufmerksamkeit 

und Anerkennung. Zum Teil wurden Skalen oder Fragebatterien in anderen Er-

hebungen angewandt oder an Befunden und Empfehlungen wurde in weiteren 

Forschungsarbeiten angeknüpft. 

Dadurch ergaben sich zudem lang anhaltende Kontakte zu anderen For-

schungseinrichtungen wie dem Deutschen Jugend Institut (DJI, München), dem 

Deutschen Institut für Pädagogische Forschung (DIPF, Frankfurt/Main), dem 

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (MPI, Berlin), dem Institut für Ar-

beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB, Nürnberg), dem Staatlichen Institut für 

Hochschul-Forschung (IHF, München), dem International Center for Higher 

Education Research (INCHER, Kassel) und naheliegenderweise häufiger zum 

Hochschul-Informations-System – GmbH (HIS, Hannover). Diese Zusammen-

arbeit führte in einigen Fällen zu gemeinsamen Veröffentlichungen; im Fall von 

HIS sogar später zum gemeinsamen Konzept eines ‚Studienqualitätsmonitors‘ 

(SQM) für die einzelnen Hochschulen, der dann seit 2007 durchgeführt wurde 

(Bargel/Müßig-Trapp/Willige 2008).  

Bearbeitung von Zusatzprojekten 

In dieser Phase wurde eine Reihe von Zusatzprojekten übernommen und durch-

geführt, die von öffentlichen Einrichtungen, wie die Universität Konstanz, das 

Kultusministerium Baden-Württemberg oder das Bundesministerium für Bil-

dung und Wissenschaft bzw. Forschung, in Auftrag gegeben wurden. Dadurch 

erweiterte sich nicht nur das Aufgabenfeld, sondern zeitweise ebenfalls der 

Kreis der Mitarbeiter/innen.  

Diese Auftragsprojekte verlangten zuerst die Rekrutierung und Einarbei-

tung der neuen Mitarbeiter/innen, danach musste die Kommunikation und der 

Austausch über die erweiterte Themenpalette mit ihren speziellen Fragestellun-

gen und Anforderungen aufrechterhalten werden. Damit war zwar eine erheb-

liche zusätzliche Belastung verbunden, zugleich bestand aber ein großer Reiz 

in der Auseinandersetzung mit neuen Ansätzen und dem Aufgreifen anderer 
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Perspektiven. Die Größe der Arbeitsgruppe führte zu vermehrten Anforderun-

gen, die thematische Integration zu wahren, den Einbezug der neuen Mitarbei-

ter/innen zu leisten und den Austausch über die Projekte hinweg zu sichern. 

Neben dem grundlagenorientierten Längsschnittprojekt in internationaler 

Kooperation im SFB 23 wurden in dieser Phase sechs weitere, eher anwen-

dungsorientierte Projekte mit spezieller Thematik durchgeführt. Die Themen 

dieser Projekte waren weit gefächert:  

 ein Projekt behandelte die Attraktivität der Universität Konstanz, vor al-

lem hinsichtlich der erwarteten Studierenden aus den Nachbarländern 

Schweiz und Österreich (Peisert 1975); 

 später wurde das Thema der Hochschulortswahl erweitert zu einem bun-

desweiten Projekt über das regionale Einzugsgebiet von alten und neuen 

Universitäten (Framhein 1983);  

 ein anderes Projekt zur ‚Auslandsmüdigkeit‘ untersuchte die Hürden vor 

einem Auslandsstudium bei Abiturienten, seien sie organisatorischer, ma-

terieller oder ideeller Art (Framhein/Peisert 1977); 

 ein weiteres Projekt nahm die Kommunikation zwischen ‚Studenten und 

Hochschullehrer‘ in den Blick sowie die Möglichkeiten, sie zu verbessern 

(Gleich/Meran/Bargel 1982).  

 bis hin zu einer Studie über das Verhältnis von ‚Hochschulen und Staat‘ 

und den Forderungen der Hochschulen an die Wissenschaftsverwaltung 

(Peisert 1980).  

 

Die Befunde und Folgerungen dieser Studien fanden bei den Auftraggebern so 

viel Beachtung, dass sie in deren Schriftenreihen einer weiteren Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht wurden und einige Folgen in der Hochschulpolitik wie an 

den Hochschulen auslösten.  

 Anzuführen ist das gesteigerte Bemühen von Universitäten, mehr ‚Fern-

studenten‘ zur Studienaufnahme zu gewinnen und zugleich die regionale 

Verortung der Hochschule zu stärken. Dazu war es nötig, das Studienan-

gebot wie die Studienqualität zu steigern. 
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 Ebenso wurden vermehrt Anstrengungen ausgelöst, über ein Auslandsstu-

dium besser zu informieren, darum breiter zu werben und es finanziell bes-

ser zu fördern – die Arbeit kann als ein Auslöser dafür gelten, dass die 

Auslandsämter an den Universitäten mehr Unterstützung erhielten.  

 In der Studie über das Verhältnis von Studierenden und Lehrenden wurde 

deutlich, dass oftmals die Kommunikation mit den Studierenden von den 

Lehrenden vernachlässigt wurde, in manchen Fachrichtungen in besonde-

rem Maße (wie Jura oder Medizin). Es wurde aufgewiesen, dass fehlende 

Kontakte und unzureichende Beratung in starkem Maße dafür verantwort-

lich sind, ein Studium nicht zu beenden oder weniger erfolgreich abzu-

schließen. 

 

In der Folge etablierten sich einige dieser Untersuchungsthemen und wurden in 

den weiteren Jahren immer wieder aufgegriffen und vertieft bearbeitet, wie z.B. 

die Frage nach der Rekrutierung von Studierenden durch die Hochschulen (Re-

gionalisierung), die möglichen Barrieren für die Aufnahme eines Auslandsstu-

diums, finanzieller, informeller oder ideeller Art, oder die Beziehungen zwi-

schen Studierenden und Lehrenden in ihrer Art und Intensität mit ihren Folgen 

für den Studienerfolg. 

Rolle der DFG-Begutachtungen und Verlängerung 

Bedeutsam für die Entwicklung des SFB 23 waren die Begutachtungen durch 

das Gutachtergremium der DFG, die alle drei Jahre stattfanden. Die Gutach-

ter/innen trugen durch ihre internen Rückmeldungen ebenso wie durch ihre öf-

fentliche Unterstützung in großem Maße zur Sicherung und Stärkung des SFBs 

und seiner Teil-Projekte bei. 

Die Resonanz auf die Arbeiten der Teil-Projekte fiel so gut aus, dass das 

Gremium der Gutachter/innen der DFG dafür stimmte, den SFB 23 an der Uni-

versität Konstanz über seine ursprünglich vorgesehene Laufzeit (bis Ende 

1979) zu verlängern, was auch durch das überzeugende Konzept für die 
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Weiterführung und die vorgesehenen abschließenden Aufarbeitungen der erho-

benen Daten gestützt wurde.  

Bei der DFG-Gutachter-Sitzung an der Universität Konstanz im Jahre 

1978 kam es bei der Frage der Weiterführung zu einem gewissen Eklat: Denn 

die Universität, in der Sitzung vertreten durch ihre Leitung, wollte den SFB 

möglichst umgehend schließen, weil er vielen in der Professorenschaft immer 

noch als Fremdkörper erschien. Es entwickelte sich ein prekärer Dissens über 

die Frage der Weiterführung des SFB 23 zwischen Universität und Gutachtern. 

Zur Klärung bat die DFG die Universitätsleitung zu einem Sondergespräch aus 

dem Raum, um ihr zu verdeutlichen, dass sie nicht ‚willkürlich‘ über einen SFB 

verfügen kann, sondern es sich dabei um eine gleichsam vertragliche Abma-

chung zwischen allen Universitäten in der BRD über die Lokalisierung von 

‚Forschungsschwerpunkten‘ handelt. Erst danach war die Universität Konstanz 

dazu bereit, in die Weiterführung des SFB 23 einzuwilligen. 

Diese Verlängerung der Laufzeit des SFB 23 über dessen ursprünglich 

vorgesehenem Ende nach zehn Jahren (1979) hinaus, verdient hervorgehoben 

zu werden, denn eine solche Verlängerung wurde nur selten bewilligt. Sie 

zeugte von der Anerkennung für die bisherigen Leistungen und die positiven 

Erwartungen an die weitere Arbeit der Projekte im SFB. Entgegen mancher 

Widerstände seitens der Universität Konstanz gelang es daher, die Dauer des 

SFB bis ins Jahr 1982 zu verlängern, mit dem Auslaufen verschiedener Ab-

schlussarbeiten sogar bis 1984.  

Konzept zur Fortführung der Arbeiten nach Ende des SFB 

Auf der Grundlage der Erfahrungen mit dem Studierendenpanel wurde von der 

Forschungsgruppe Hochschulsozialisation Anfang der 80er Jahre das Konzept 

einer systematischen Dauerbeobachtung der Studiensituation und der Studie-

renden entwickelt (Peisert/ Bargel/Framhein 1981). Dafür waren die Erfahrun-

gen aus der Sektion ‚Soziale Indikatoren‘ der Deutschen Gesellschaft für Sozi-

ologie sehr hilfreich: zum einen um die Ableitung, Fassung und Interpretation 

solcher subjektiver sozialer Indikatoren zu bewerkstelligen, zum anderen um 
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das Design und Sample einer repräsentativen Massenbefragung mit dem An-

spruch zeitlicher Wiederholungen dauerhaft aufzubauen. Diese Überlegungen 

wurden dem Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (BMBW – 

Bonn) vorgestellt, das nach einigen Debatten und Erläuterungen eine Antrag-

stellung zur Dauerförderung anregte. 

Um ein derartig aufwendiges Projekt zur Dauerbeobachtung mit der lang-

fristigen Finanzierung zu begründen, lag es nahe, dass vorab eine Probe des 

Nutzens solcher Daten für die Hochschulpolitik durch das BMBW verlangt 

wurde. Dafür wurde ein eigener umfangreicher Bericht erstellt, der auf den Da-

ten der Konstanzer Studentenuntersuchung von 1978 beruhte. Er wurde unter 

dem Titel ‚Studium und Hochschulpolitik‘ 1981 vom BMBF in seiner Schrif-

tenreihe he-rausgegeben (Framhein et al. 1981).  

In diesem Bericht, der recht weite Verbreitung fand, wurde anfangs auf 

das Informationsverhalten der Studierenden eingegangen: auf ihre Informati-

onsquellen und ihre Informationswünsche, ebenso auf ihr Interesse an hoch-

schulpolitischen Fragen und Gremien. Ausführlich wurden die studentischen 

Vorstellungen über die Studiengestaltung behandelt: die erfahrenen Anforde-

rungen, ihre Kommunikation mit den Professoren sowie ihre Schwierigkeiten 

im Studium. Schließlich wurden das politische Engagement und die gesell-

schaftspolitischen Vorstellungen der Studierenden dargelegt: darunter ihr poli-

tisches Interesse und ihr politischer Standort mit seinen programmatischen Zie-

len. 

Einrichtung von AG Hochschulforschung und  
Studierendensurvey (1982-1985) 

Wie zu erwarten, blieben im BMBW weiterhin einige Bedenken und Vorbe-

halte gegen das Projekt bestehen, die dessen Kosten und dessen möglichen Er-

trag betrafen. Aufgrund der Berichterstattung und des vorgelegten Konzeptes 

konnten die Einwände aber letztlich insoweit ausgeräumt werden, dass der ‚Zu-

wendungsbescheid‘ schließlich im Frühjahr 1982 eintraf. Er umfasste eine 
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personelle und sächliche Finanzierung für die ersten zwei Jahre und sah vor, 

die weitere Förderung dann erneut zu überprüfen.  

Auf dieser Grundlage erfolgte die eigenständige Einrichtung der AG 

Hochschulforschung, angebunden an den Fachbereich Soziologie und im un-

mittelbaren Austausch mit der Forschungsverwaltung. Die Befragung der Stu-

dierenden, die nun im Mittelpunkt der Arbeiten stand, erhielt den Namen ‚Stu-

dierendensurvey‘, um diese Untersuchung zu kennzeichnen und auch gegen an-

dere abzuheben, z.B. gegenüber der bereits seit 1951 etablierten ‚Sozialerhe-

bung‘ über die ‚Soziale Lage der Studierenden‘ (Kath 1952; Middendorff 

2016).  

Die Arbeit der AG Hochschulforschung war nun weniger auf das Fach-

publikum ausgerichtet, sondern Information und Beratung von Politik, Hoch-

schulen, Verbänden, Stiftungen und anderen Institutionen bis hin zur allgemei-

nen Öffentlichkeit war zu leisten. Für Diskussionen und Entscheidungen sollte 

eine empirische, tragfähige Grundlage geliefert werden, deren Bedeutung für 

Folgerungen und Praxis als wissenschaftliche Expertise geschah. 

Für das Projekt wurde ein Wissenschaftlicher Beirat eingerichtet, der über 

die gesamte Laufzeit eine wichtige Rolle eigenommen hat, auch bei wechseln-

der Besetzung. In diesem Beirat waren ausgewiesene Experten der Sozialwis-

senschaft, der Psychologie, Erziehungswissenschaft und Hochschulforschung 

vertreten: in den ersten Jahren Prof. W. Mangold, Prof. Chr. Oehler, Prof. E. 

Rupprecht, Dr. H. Griesbach; später kam Prof. M. Kaase dazu. Wie Dr. H. 

Griesbach war im Beirat nach dessen Ausscheiden wieder das Hochschul-In-

formations-System (HIS) als verantwortlich für die ‚Sozialerhebung‘ vertreten, 

um Erfahrungen auszutauschen und die Bearbeitungen abzustimmen: nach Dr. 

K. Schnitzer folgte Dr. E. Mittelstedt. Auch spätere Mitglieder/innen des Bei-

rates, wie Prof. J. Lischka, Prof. A. Wolter, Prof. B. Dippelhofer-Stiem haben 

das Projekt und die Forschungsgruppe unterstützt und als Lotsen bei neuen An-

forderungen fungiert. 

Der Beirat sollte einerseits die methodisch-wissenschaftliche Qualität der 

Untersuchung und Berichterstattung prüfen und absichern, andererseits zwi-

schen den Interessen der Politik und der Wissenschaft abgrenzen und 
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vermitteln. Mit dem Beirat erfolgte ein stets offener, dennoch kritischer Aus-

tausch (z.B. zu Fragen der Gewichtung der Befunde, zum internationalen Aus-

bau oder der politischen Einordnung als ‚Links‘). Der Beirat lieferte viele An-

regungen zur Gestaltung des Fragebogens, zur methodischen Sauberkeit der 

Analysen und zur theoretischen Verankerung der Befunde. All dies trug zwei-

felsohne zum dauerhaften Erfolg des Studierendensurveys entscheidend bei.  

Bei der ‚Mischfinanzierung‘ der AG Hochschulforschung durch die Uni-

versität Konstanz und das BMBW handelte es sich um eine eigentümliche Art 

der Finanzierung, denn eine ‚Dauerfinanzierung‘ durch den Bund war nur für 

Institutionen gestattet, die in einer ‚blauen Liste‘ versammelt waren. Aufgrund 

ihrer geringeren Größe und engeren Thematik konnte die AG Hochschulfor-

schung nicht in diese Liste aufgenommen werden. Deswegen musste eine ‚Pha-

senfinanzierung‘ angewendet werden, mit zeitlichen Lücken oder Abschmel-

zungen bei der finanziellen Mittelzuwendung. Das verlangte einige Kunstgriffe 

sowohl beim Geldgeber als auch der Forschungsverwaltung der Universität, 

aber nicht zuletzt auch von der Leitung und den Mitarbeitern der AG Hoch-

schulforschung (z.B. Arbeitsverträge, Aufträge an Dritte wie Druckerei oder 

Datenerfassung, Materialbestellungen). 

Damit war eine gewisse Labilität und Unwägbarkeit der Förderung ver-

knüpft, zumal alle drei Jahre eine neue Antragstellung fällig war, die sowohl 

die Zustimmung des Beirates und des BMBW, aber auch der Universität be-

durfte. Die großzügige Drittmittelfinanzierung durch das BMBW erwies sich 

jedoch, etwas überraschend, zunehmend als Vorteil: Weil der Umfang der ein-

geworbenen Drittmittel beträchtlich war, hatte die Universität aufgrund der 

‚Bonusregeln‘ einen entsprechend ansehnlichen Nutzen davon. Dies trug zum 

späteren Ansehen der AG Hochschulforschung bei der Hochschulleitung und 

Forschungsverwaltung erheblich bei. 

Der ‚Studierendensurvey‘ startete 1982 – als Basiserhebung wurde im 

Wintersemester 1982/83 eine repräsentative Studierendenbefragung durchge-

führt, an der sich ca. 7.800 Studierende beteiligten. Die ersten drei Jahre bis 

1985 waren dem Aufbau und der Etablierung gewidmet. Trotz Bewilligung und 
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Zusagen befand sich das Projekt in dieser Zeit in einer instabilen Erprobungs-

phase – stand unter ständigem Bewährungsdruck. 

Die Publikation über die erste Befragung im WS 1982/83, ‚Studiensitua-

tion und studentische Orientierung‘ betitelt, erschien 1984 in der Reihe des 

BMBW ‚Studien – Bildung und Wissenschaft‘ als Nr. 5 (Peisert et al. 1984), 

ein anerkennendes Vorwort der damaligen Ministerin D. Willms war vorange-

stellt. Der umfangreiche Bericht umfasste ein breites Spektrum an Themen: 

Eingangs wurden der Hochschulzugang, die Studienvorbereitung und die Stu-

dienmotive in den Blick genommen; darauf wurde über die Anforderungen im 

Studium, die Studiengestaltung und Studienergebnisse, auch über die Stellung 

der Frau an der Universität, berichtet; es wurden sodann die studentischen Ur-

teile zum Studium mit den Schwierigkeiten und Belastungen, ihren Wünschen 

und Forderungen (z.B. zum Praxisbezug) dargelegt; und es wurde auf die sozi-

alen Orientierungen der Studierenden eingegangen, darunter ihre beruflichen 

Werte, angestrebten Tätigkeiten und Berufsaussichten bis hin zu den politi-

schen Zielen und demokratischen Überzeugungen. Dieser Bericht mit einer 

Reihe neuartiger Befunde fand viel Aufmerksamkeit im Ministerium und in den 

Medien, der Hochschulpraxis und Fachwissenschaft. Dadurch war eine aner-

kannte Grundlage für die weitere Fortführung des Studierendensurveys in sei-

ner Ausrichtung wie Ausgestaltung, in seiner Dokumentation wie der Bericht-

erstattung gewonnen.  

Auslaufen des SFB 23 und kurzer Ausblick (1984-2018) 

Wegen der absehbaren Beendigung der Förderung durch die DFG zum Jahre 

1984 wurde ab Anfang der 80er Jahre die Arbeit in der Projektgruppe Hoch-

schulsozialisation ‚zwiespältig‘: Zum einen ging es darum, durch eigene Leis-

tung und Bearbeitung erkennbarer Forschungsfelder (etwa über eine Disserta-

tion) neue Berufswege zu eröffnen, bis hin zur Professorenschaft an einer an-

deren Universität. Zum anderen war es nötig, sich um alternative Fördermög-

lichkeiten, etwa über Drittmittel, aus der öffentlichen Hand zu bemühen. Über 

beide Wege lag längere Zeit eine starke Unwägbarkeit und Unsicherheit. Bei 
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einzelnen Mitarbeiter/innen strebte die Universität sogar an, sie aus dem Ar-

beitsverhältnis zu drängen (Gerichtsverfahren wurden bemüht) – aber in kei-

nem Fall ist eine Entlassung gelungen.  

Nach der offiziellen Beendigung des SFB 23 im Jahre 1984 folgte der 

zweite und dritte Abschnitt der Geschichte der AG Hochschulforschung, eben-

falls mit manchen Wendungen in ihrem Verlauf, neuartigen Herausforderun-

gen, aber auch steigender Resonanz und Nutzung von Befunden. Aus diesen 

weiteren Abschnitten der Geschichte sollen hier nur einige Punkte angespro-

chen werden.  

Ab 1984 erhielt die AG Hochschulforschung eine neue Leitung: dazu er-

klärte sich Prof. E. R. Wiehn von der Fachschaft Soziologie bereit. Über einen 

längeren Zeitraum vertrat er das Projekt mit hohem Engagement und verhalf 

immer wieder, seine Fortsetzung zu erreichen, seine Finanzierung zu sichern 

und seine Einbettung in die Universität zu bewahren. Ihm folgte zu Anfang des 

neuen Jahrtausends Prof. W. Georg, der die Leitung aufgrund einer öffentlichen 

Ausschreibung und Berufung übernahm. Er unterstützte vor allem die interna-

tionale Kooperation, erweiterte das methodische Analysespektrum erheblich 

und erarbeitete eine Reihe von Beiträgen, die in internationalen Zeitschriften 

erschienen. 

In dieser gesamten Zeit ab 1984 wurde die Bewältigung der Alltagsarbeit 

im Projekt, die Sicherung der Empirie, die Entwicklung von Instrument und 

Analysen, die Datenaufbereitung und Berichterstattung, die Dokumentation 

und vielfältige Repräsentation, die Kommunikation mit den Hochschulen und 

anderen Interessenten von einer sog. ‚Ko-Leitung‘ geleistet und gesteuert. 

Diese Position hatte von 1984 bis 2008 T. Bargel inne; sie wurde nach ihm von 

Dr. Ramm und später von Dr. F. Multrus eingenommen. Sie alle haben, jeder 

in seiner Art, oft unauffällig, mit viel Einsatz, Voraussicht und Verhandlungs-

geschick, aber auch einer großen Portion Improvisation, die Weiterführung des 

Surveys wie der AG Hochschulforschung gewährleistet.  

Der ‚Studierendensurvey‘ konnte im weiteren Verlauf eine vielfältige 

Wirksamkeit entfalten, die vor allem durch ein breit gestuftes Veröffentli-

chungsprogramm (Dokumente, Berichte, Bücher und Artikel) und die häufige 
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Teilhabe an Tagungen und Konferenzen erreicht wurde. Mit wichtigen Instan-

zen wurde eine intensive Kooperation und ein breiter Austausch aufgebaut, wie 

der Hochschul-Rektoren-Konferenz (HRK), dem Wissenschaftsrat (WR), dem 

Deutschen Studentenwerk (DSW), aber auch mit Verbänden und Stiftungen so-

wie mit wissenschaftlichen Einrichtungen der Hochschulforschung.  

Gleichzeitig waren tiefgreifende Anpassungen an Veränderungen im Zeit-

geschehen notwendig: Anzuführen sind die deutsche Wiedervereinigung 

(1989/90), die zunehmende Digitalisierung von Studium und Lehre (ab 1995) 

sowie die Einführung der zweistufigen Studienstruktur mit Bachelor und Mas-

ter (ab 1999). Sie verlangten jeweils unterschiedliche Neuerungen und Erwei-

terungen im Befragungs-Instrument wie im Sample. Zudem musste in der Er-

fassungsweise mehr und mehr die digitale Erhebung per Internet erprobt und 

eingeführt werden.  

Über all die Jahre wurde die AG Hochschulforschung und das Projekt Stu-

dierendensurvey durch das BMBW, später BMBF, sei es von Bonn, sei es von 

Berlin aus, nachhaltig unterstützt. Wesentlich verantwortlich für die Förderung 

und gute Zusammenarbeit waren die zuständigen Referent/innen im Ministe-

rium: von Referentin G. Steffen über Ministerialrätin (MR) von Paffhausen-

Diaz bis hin zum Referenten H. Ressel. Sie trugen mit Vorausschau und Ent-

schiedenheit dazu bei, dass das Projekt immer wieder neu bewilligt wurde, die 

Finanzierung (manchmal stockend) ausgezahlt und alle Erhebungen schließlich 

erfolgen konnten – und die Befunde jeweils in einem Bericht und einer Presse-

konferenz vorgestellt wurden.  

Zu jeder Erhebung erschien ein umfangreicher Bericht, wobei im Rück-

blick es aufschlussreich erscheint, welche Reihe an Ministern oder Ministerin-

nen das Vorwort verfasst und unterzeichnet hat. Im Laufe der Zeit hat sich de-

ren Zahl auf nahezu ein Dutzend addiert, darunter bekannter gebliebene Namen 

wie Björn Engholm, Jürgen W. Möllemann, Jürgen Rüttgers, Edelgard Bul-

mahn, Annette Schavan oder Johanna Wanka. Sie zeigten, zwar in unterschied-

licher Ausrichtung, durchaus Interesse am Survey und manchen speziellen 

Problemen: wie das Studium der Frauen, die Wahrnehmung eines Auslandsstu-

diums, die Evaluation der Lehrqualität oder die Entwicklung der politischen 
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Orientierung der Studierenden. Dazu wurden dann gesonderte Berichte gefor-

dert und die Thematik in den Pressekonferenzen herausgestellt.  

Es war anfangs keineswegs absehbar, dass sich der ‚Studierendensurvey‘ 

so dauerhaft halten würde und schließlich 13 Erhebungen umfassen sollte; der 

Hauptbericht zu dieser letzten ‚eigenständigen‘ Erhebung im WS 2015/16 er-

schien 2017, wobei der Untertitel gewissermaßen ‚traditionell‘ wie alle frühe-

ren gefasst war: ‚Studiensituation und studentische Orientierungen – Studieren-

densurvey an Universitäten und Fachhochschulen‘ (Multrus et al. 2017).  

Dadurch war eine eindrucksvolle Zeitreihe über einen Zeitraum von über 

30 Jahren mit 13 ‚Messzeitpunkten‘ aufgebaut worden, deren Daten viele auf-

schluss-reiche Bearbeitungen und Vergleiche ermöglichten. So lassen sich da-

mit Annahmen über verschiedene ‚Studentengenerationen‘ oder spezielle Ent-

wicklungen an den Hochschulen überprüfen. Als Anregung für solche Vorha-

ben wurden zwei Dokumentationen vorgelegt: zum einen über ‚Studentische 

Orientierungen gegenüber Studium, Beruf und Politik im Wandel‘, worin ta-

bellarisch und graphisch eine Auswahl von Datenverläufen über die gesamte 

Zeitreihe präsentiert wurde (Bargel 2017a); zum anderen, thematisch enger ge-

fasst, über ‚Studium im Wandel – Studentische Erfahrungen und Evaluation‘ 

mit entsprechender Präsentation der Entwicklung des Studiums an den Univer-

sitäten und Fachhochschulen (Bargel 2017b). 

Es sei übrigens darauf aufmerksam gemacht, dass bereits zwei Beiträge 

zur ‚Konstanzer Hochschulforschung‘ vorliegen; sie liegen allerdings bereits 

einige Jahre zurück. Der erste Bericht geht vor allem auf die breite Palette der 

Arbeitsfelder und Publikationen zu Fragen der Hochschulsozialisation und 

Hochschulentwicklung ein, behandelt zudem den Aufbau des ‚Studierenden-

surveys‘ (Framhein 1988). Der zweite Beitrag nimmt gleichsam eine Zwischen-

bilanz der Ansätze und Leistungen der Forschung nach den ersten 25 Jahren 

vor und geht auf ihre wissenschaftliche Bedeutung für die Bildungssoziologie 

ein (Zapf 1991). 
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Beendigung und Neuanfang 2018 

Nach der 13. Erhebung im Jahre 2015 wurde es immer schwieriger, den eigen-

ständigen Charakter des ‚Studierendensurveys‘ im BMBF zu vertreten. Dort 

setzte sich immer deutlicher in der Leitung des Hauses das Interesse an einer 

Neuordnung der vom BMBF geförderten Hochschulforschung durch. 

Schließlich wird die ‚AG Hochschulforschung‘, nach einigem Hin und 

Her, ab 2018 durch Betreiben des BMBF in die neue Einheit der bis dahin vier 

öffentlich geförderten repräsentativen Studierendenbefragungen integriert. An 

dessen Spitze wird das Deutsche Zentrum für Hochschul- und Wissenschafts-

forschung (DZHW, Hannover) installiert. Das Instrument des ‚Studierenden-

surveys‘ wird nur in Teilen in die gemeinsame Erhebung inkludiert, offiziell 

benannt als ‚Die Studierendenbefragung in Deutschland‘ (SiD).  

Obwohl viel Aufwand in die gemeinsame Erhebung investiert wurde, stellt 

das BMBF dennoch ab 2024 die Förderung ein. Es gelingt aber, nicht zuletzt 

aufgrund der Initiativen der neuen Leitung von Prof. T. Hinz und Prof. S. 

Strauß, neue Themenfelder zu besetzen. Die eine Studie hat Rassismus und 

Anti-Semitismus in der Studentenschaft untersucht, deren Befunde viel Beach-

tung finden (Hinz/Marczuk/Multrus 2024); die andere Untersuchung erkundete 

die Nutzung und Bewertung von ‚Künstlicher Intelligenz im Studium‘ 

(Marczuk et al. 2025). Dadurch eröffnen sich für die ‚neue‘ AG Hochschulfor-

schung wieder weitere Fördermöglichkeiten, die realisiert werden konnten. Die 

Geschichte der AG Hochschulforschung geht somit weiter, freilich mit neuen 

Themenschwerpunkten und neuen methodischem Aspekten.  
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Das Institut für Hochschulforschung 
Halle-Wittenberg (HoF): 1991 – 1996 – 2024 

Peer Pasternack 

Einigungsturbulenzen 1990 

Die Forschung über Hochschulen in der DDR gehörte in der damaligen No-

menklatur zu den marxistisch-leninistischen Gesellschaftswissenschaften. Sie 

war zu einem beträchtlichen Teil Hochschulpädagogik, die wiederum von ei-

nem ihrer Vertreter als „ein theoretisches und ideologisches Instrument der Ar-

beiterklasse zur Verwirklichung der Politik der Partei“ beschrieben wurde 

(Lehmann 1984: 23). Zu den DDR-Gesellschaftswissenschaften gehört zu ha-

ben, war nach der Implosion des DDR-Sozialismus eine ungünstige Vorausset-

zung für Fortführungen. Ihre Disziplinen galten 1989/90 als in Grund und Bo-

den diskreditiert, als Ideologieproduzenten, die einer als Staat organisierten po-

litischen Bewegung willfährig zugearbeitet hatten. In Abrede lässt sich dies 

kaum stellen, wenngleich im Laufe der folgenden Jahre auch seriöse Arbeiten 

in Erinnerung gerufen werden konnten, das Verhältnis von aktiver Systembin-

dung und Erkenntnispotenzialen genauer herausgearbeitet wurde und sich 

dadurch das Bild ausdifferenzieren ließ (zusammenfassend Pasternack 2016). 

Die zuvor breite Vertretung der Hochschulpädagogik in Ostdeutschland 

änderte sich jedenfalls nach 1990 gründlich. Die Pädagogik-Sektionen der Uni-

versitäten wurden abgewickelt, d.h. für eine „logische Sekunde“ aufgelöst und 

anschließend als Fachbereiche Erziehungswissenschaften neu gegründet. Bei 

den Neugründungen wurde die Hochschulpädagogik nicht berücksichtigt, auch 

nicht als Hochschuldidaktik; in der Regel galt in den 90er Jahren das Gebiet als 

eines, das innerhalb der Erwachsenenpädagogik inhaltlich mit abzudecken sei. 

Infolgedessen gab es rund 20 Jahre lang, bis zum Bund-Länder-Programm 

„Qualitätspakt Lehre“ 2012, in den östlichen Bundesländern nahezu keine ent-

sprechende Professur oder Arbeitsstelle. Jan-Hendrik Olbertz (1997: 256) 
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nannte dies einen bewusst unternommenen „Transformationsverzicht“, da der 

Hochschulpädagogik in der DDR in der Theorie keine Eigenständigkeit zuge-

dacht war, sondern sie konzeptuell eine reine Vermittlungsrolle staatlicher Di-

rektiven ermöglichen und erleichtern sollte.  

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen war es erstaunlich, dass im 

Dezember 1996 das Institut für Hochschulforschung Halle-Wittenberg seine 

Arbeit aufnahm – und dass es zudem, genau genommen, fünf Jahre älter war. 

Ende 1990 hatte der Bundesbildungsminister über die Abwicklung des Ost-

Berliner Zentralinstitut für Hochschulbildung (ZHB), einer Ressortforschungs-

einrichtung des bisherigen DDR-Ministeriums für Hoch- und Fachschulwesen, 

zu entscheiden1 – obgleich er an sich formal unzuständig war: Laut Einigungs-

vertrag waren „Einrichtungen mit länderübergreifendem Wirkungskreis … in 

die gemeinsame Trägerschaft der betroffenen Länder“ übergegangen (Kap. V 

Art. 13 EV). Das Bundesbildungsministerium (BMBW) hatte hierzu ein Tref-

fen der ostdeutschen Bundesländer koordiniert. Dort äußerten die Länderreprä-

sentanten „im Prinzip Interesse, gemeinsam einen Teil der Forschungspotenti-

ale zu übernehmen, sahen aber keine Möglichkeit, dies aus eigener Kraft zu 

finanzieren“.2 Das konnte kaum überraschen. Immerhin waren die ostdeutschen 

Länder soeben erst wiedererrichtet worden und ihre Regierungen noch damit 

beschäftigt, herauszufinden, wofür sie alles so finanziell verantwortlich seien – 

in der Regel mehr als gedacht. 

Zugleich hatte unmittelbar nach der Vereinigung, im Oktober 1990, die 

Berliner Wissenschaftssenatorin eine Wissenschaftskommission eingesetzt. 

Am 22.11.1990 beschloss diese unter anderem, umgehend zu prüfen, ob es 

 

1  Zum ZHB siehe Pasternack: Hochschulpädagogik in der DDR, in diesem Band. Deswei-

teren ein Dossier mit Volltexten aus der wissenschaftlichen Produktion des ZHB unter 

https://www.hof.uni-halle.de/hof-fis/geschichte/zhb. 
2  Stellungnahme der Berliner Wissenschaftskommission zur Fortführung ausgewählter For-

schungsaktivitäten aus dem Bereich des Zentralinstituts für Hochschulbildung. Entwurf, 

30.11.90, S. 1, in: Slg. HoF/HoFo Ost 
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sinnvoll sei, aus dem ZHB ausgewählte Bereiche zu erhalten. Im Auftrag einer 

entsprechenden Arbeitsgruppe besuchte ihr Mitglied Ulrich Teichler am 

30.11.1990 das in Berlin-Karlshorst sitzende Zentralinstitut: „Ein Bündel von 

Projektideen wurde vorgelegt, und etwa 30 Personen wurden in Gruppenge-

sprächen vorgestellt, aus denen sich ein Neu-Anfang unter veränderten Bedin-

gungen herausschälen könnte. Welche internen Vorgänge im Institut zu diesem 

Ergebnis geführt haben, weiß der Autor … nicht; er hat auch nie danach ge-

fragt.“ (Teichler 2000: 17f.) 

Teichler schlug im Ergebnis vor, einen Projektverbund für zunächst zwölf 

Monate mit mindestens 20 Personen zu etablieren, „um im Laufe des Jahres 

1991 eine dauerhafte Lösung zu prüfen“ (ebd.). Zur Finanzierung regte er an, 

dass der Bund die Hauptlast trage und das Land Berlin sich beteilige.3 

Zeitgleich kam es zu einer ungewöhnlichen Initiative von 19 westdeut-

schen Hochschulforscher.innen. Am 3. Dezember 1990 wandten sich diese mit 

einem Offenen Brief an den Bundesbildungsminister und forderten ihn zu einer 

Initiative auf, um Teilpotenziale des Zentralinstituts für Hochschulbildung 

(ZHB) in (Ost)-Berlin zu erhalten. Ihre Begründung lautete: „Auf den ersten 

Blick ist das Institut, das eine nachgeordnete Einrichtung des Ministeriums war, 

leicht zu diskreditieren. Es hat wie alle nachgeordneten Wissenschaftseinrich-

tungen dem SED-Staat ‚zugearbeitet‘ und nicht öffentlich über Mißstände auf-

geklärt.“ Auf den zweiten Blick aber, so die Briefautoren, seien „kenntnisrei-

che, auch kritische Forschungsarbeiten zu entdecken“ („Post für Minister Möl-

lemann…“ 1990). Das fiel zusammen mit einem Interesse des Bundesbildungs-

ministeriums, über die anstehende Hochschultransformation in den ostdeut-

schen Ländern systematisch informiert zu sein – also über einen Vorgang, der 

an sich eine Länderangelegenheit war. Der damalige BMBW-Staatssekretär 

Fritz Schaumann: „Üblicherweise pflegen Bundesministerien nicht auf Zei-

tungsannoncen“ – den Offenen Brief, veröffentlicht in der „Frankfurter 

 

3 Ebd., S. 4 
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Rundschau“ – „zu reagieren. In diesem Falle aber trafen sich bereits laufende 

Erwägungen im Ministerium … mit dieser öffentlichkeitswirksamen Heraus-

forderung.“ (Schaumann 1997: 2) 

Projektgruppe Hochschulforschung Berlin-Karlshorst 

Dann ging alles sehr schnell. Carl-Hellmut Wagemann, Hochschuldidaktiker 

an der TU Berlin und alsbald zum Leiter der Projektgruppe Hochschulfor-

schung bestellt,4 beschrieb es so: „Kurz vor Weihnachten kam das ‚grüne Licht‘ 

aus Bonn. Beim Kanzler der Technischen Universität fand ein kurzfristig anbe-

raumtes Gespräch statt. Ich wurde um die Leitung der aufzubauenden Projekt-

gruppe gebeten und sagte ohne weitere Überlegungen zu. Das Land Berlin 

stellte das Haus in Karlshorst – das zentrale Gebäude des vorherigen Zentralin-

stituts – mit zwei Geschossen zur Verfügung. Als Rechtskonstruktion für die 

Projektgruppe ergab sich die denkbar einfachste als einzig mögliche: Privatver-

träge mit dem Leiter, alle anderen Konstruktionen waren in der Kürze der Zeit 

und mit den begrenzten Mitteln nicht zu verwirklichen.“ (Wagemann 1991: 

181) 

Zwischen Weihnachten und Neujahr wurden die Stellen für die Angehöri-

gen des abzuwickelnden ZHB ausgeschrieben. In den ersten Januartagen 1991 

folgte eine Vorauswahl unter den etwa 100 Bewerbungen, am 16. und 23. Ja-

nuar je eine Anhörung, die zur Auswahl von 20 Personen führte. 18 traten dann 

ihre Arbeit am 1.2.1991 tatsächlich an, davon acht für den Bereich Fachinfor-

mation/Dokumentation/Bibliothek und zwei in der Verwaltung. Parallel wurde 

 

4  Vgl. zu Wirken und Werk Wagemanns http://www.hof.uni-halle.de/institut/ge-

schichte/carl-hellmut-wagemann/. Seine Verdienste um den Umbau der ostdeutschen 

Hochschullandschaft wurden 1998 mit dem Bundesverdienstkreuz 1. Klasse gewürdigt. 
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ein Beirat berufen.5 (Ebd: 182) Inhaltlich sei diese plötzliche Dynamik stark 

durch die Überlegung bestimmt gewesen, „daß die Innenansicht der DDR und 

ihrer Geschichte im Bildungsbereich notwendig ist, damit das durch Forschun-

gen gezeichnete Bild der Wirklichkeit in den neuen Ländern realistisch wird. 

… Die Kenntnis vieler Details und das Wissen über die gegenüber unserem 

westlichen Sprachgebrauch andere Bedeutung vieler Wörter ist notwendig, um 

Angemessenes auszusagen.“ (Ebd.: 183) 

Wenn auch immer mit Ungewissheit behaftet, so wurde die Projektgruppe 

dann doch für fünf Jahre vom BMBW finanziert: „Jährlich einmal fiel die Ent-

scheidung … über die Fortführung der Institution.“ (Teichler 2000: 18) Ent-

sprechend waren die Mitarbeiter.innen mit befristeten Verträgen ausgestattet, 

die viermal um je ein Jahr verlängert wurden. Die so über fünf Jahre am Leben 

erhaltene Projektgruppe Hochschulforschung hat von 1991 bis 1996 die Neu-

strukturierung des ostdeutschen Hochschulwesens dokumentierend und analy-

sierend begleitet.6 

Daneben wurden zeithistorische Dokumentationen erarbeitet, die spezifi-

sche Aspekte des DDR-Hochschulwesens aufarbeiteten: so die Hoch- und 

Fachschulbildungsstatistik der DDR, die Forschung an den DDR-Hochschulen, 

das Förderungssystem für den wissenschaftlichen Nachwuchs in der DDR und 

die Wissenschaftsbeziehungen der DDR nach Osteuropa. Als Querschnitts-

thema wurde die Beteiligung von Frauen an Hochschulbildung und -beschäfti-

gung sowie deren Einmündung ins allgemeine Beschäftigungssystem 

 

5  Dem Beirat gehörten an: Prof. Dietrich Goldschmidt (Max-Planck-Institut für Bildungs-

forschung Berlin), Dr. Stefan Lullies (Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung 

und Hochschulplanung München), Prof. Ulrich Teichler (Universität GH Kassel), Dr. 

Heinz Griesbach (Hochschulinformationssystem Hannover), Dr. Wolfgang Mönikes 

(BMBF) sowie ein Vertreter der Senatswissenschaftsverwaltung Berlin. 
6  vgl., auch zum Nachfolgenden, ein Dossier mit den Arbeitsergebnissen der Projektgruppe 

unter https://www.hof.uni-halle.de/hof-fis/geschichte/projektgruppe-hofo/veroffentli-

chungen/ 
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bearbeitet. Das Thema hatte eine besondere Transformationsbrisanz: angesichts 

der deutlichen Unterschiede im Qualifikations- und Erwerbsverhalten von 

Frauen, die zwischen Ost und West bestanden, der in den 90er Jahren noch ge-

gebenen Gleichstellungsvorsprünge der ostdeutschen Hochschulen (die sich in 

den 2000er Jahren verloren) und der Differenzen zwischen den Traditionen von 

DDR-Frauenförderung und westdeutscher Frauen- bzw. Gleichstellungspolitik. 

In schneller Folge publizierte die Projektgruppe die Ergebnisse ihrer Arbeiten 

zu all diesen Themen in Ausgaben ihrer „Projektberichte“. 

Am Ende entstand ein 1997 veröffentlichter Abschlussband, der die Pro-

jektgruppen-Arbeiten umfangreich resümierte. Er enthielt acht Einzelstudien zu 

den Themen „Hochschulsystem im gesellschaftlichen Kontext“, „Strukturen 

der Hochschullandschaft“, „Hochschulzugang und Bildungsbeteiligung“, 

„Wissenschaftliches Personal“, „Wissenschaftlicher Nachwuchs“, „Lehre und 

Studium“, „Forschung an Hochschulen“ und „Internationale Hochschulbezie-

hungen“ (Buck-Bechler/Schaefer/Wagemann 1997).  

Diese Studien lieferten nicht allein eine empirisch-analytische Bilanzie-

rung des ostdeutschen Hochschulumbaus 1990ff. Vielmehr begann jede der 

Einzelstudien mit einer ausführlichen Darstellung der Situation in der DDR, die 

das Ausmaß des sodann beschriebenen Wandels erst hinreichend deutlich wer-

den ließ. Daher handelt es sich bei diesem Band auch um eine historiografische 

Kompaktdarstellung wesentlicher Aspekte des DDR-Hochschulwesens – wenn 

auch nicht aller, worauf Christoph Führ in seiner Rezension hinwies: Uner-

wähnt blieben einige dramatische Entwicklungen, „so etwa, dass bis zum Mau-

erbau … rund 35 000 Studenten und Abiturienten sowie ca. 2 700 Hochschul-

lehrer die SBZ/DDR verließen, weil sie Verfolgungen ausgesetzt waren oder 

trotz guter fachlicher Leistungen aus ideologischen Gründen nicht zum Stu-

dium zugelassen bzw. relegiert wurden. Etwa 1 200 Studenten wurden inhaf-

tiert“ (Führ 1999: 306). 

Auch die zentrale Rolle, welche die Hochschulpädagogik für die Hoch-

schulentwicklung in der DDR z.T. spielen sollte, z.T. gespielt hat, kommt nicht 

vor. Randständig wird erwähnt, dass wohl auch die Anwesenheit der Hoch-

schulpädagogik an vielen Hochschulen zu einem Klima der Kommunikation 
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und Beratung beigetragen habe (Buck-Bechler/Jahn/Lewin 1997: 436). Sigrid 

Dany, die das 700seitige Werk daraufhin ausgewertet hat, konstatierte, dass 

sich die Autor.innen „um Distanz zur Pädagogik bemühen und dementspre-

chend nur von ‚hochschuldidaktischen Erkenntnissen‘ oder ‚hochschuldidakti-

schen Dimensionen‘ sprechen“ (Dany 2007: 44). Nach Gründen für solche Zu-

rückhaltung allerdings fragte Dany nicht. Man wird diese einerseits in den sei-

nerzeitigen öffentlichen Debatten über die wissenschaftliche und praktische Pä-

dagogik in der DDR vermuten dürfen: Sie waren einem differenzierten Abwä-

gen nicht sehr förderlich. Andererseits hätten die Autor.innen dann auch auto-

biografisch werden müssen – oder sich, im Vermeidungsfalle, den Vorwurf ein-

gehandelt, es nicht geworden zu sein. Das wiederum wäre für die Textsorte 

eines Handbuchs eher unpassend gewesen. 

Auch in anderer Hinsicht blieb das Handbuch eher zurückhaltend, nämlich 

im Blick auf bilanzierende Bewertungen des Hochschulumbaus. Die Gründe 

dürften ebenfalls der 1997 gegebenen diskursiven Anordnung geschuldet sein. 

Zumindest gab der seinerzeitige Beiratsvorsitzende der Projektgruppe einige 

Jahre später entsprechende Hinweise: Jede Deutung der Situation seitens der 

Projektgruppen-Wissenschaftler.innen „konnte leicht als heikle politische Op-

tion mißverstanden werden“, und dauerhaft habe die Arbeit der Projektgruppe 

in einer Falle gesessen: Das Akzeptieren des westlichen Modells hätte die Ar-

beit der Gruppe obsolet, der Hinweis auf gewisse Stärken des DDR-Systems 

dagegen suspekt gemacht. „Der Wunsch, eine vorurteilslose Suche nach dem 

Optimum antreten zu können, war immer überschattet von dem Gedanken, daß 

man ohnehin damit rechnen müsse, mißverstanden zu werden.“ (Teichler 2000: 

18f.) Immerhin aber stellte die Handbuch-Mitherausgeberin Gertraude Buck-

Bechler resümierend fest, „daß in einer unvergleichlichen Umgestaltungsleis-

tung bei laufendem und erweitertem Studienbetrieb die Rechtseinheit im ge-

samtdeutschen Hochschulwesen hergestellt und ein Hochschulsystem nach 

dem Modell der alten Länder in den neuen Ländern aufgebaut worden ist. Dabei 

wurden mit allen Vorzügen einer freiheitlich-demokratischen Ordnung auch 

wesentliche Mängel des altbundesrepublikanischen Systems übernommen.“ 

(Buck-Bechler 1997: 43) 
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Institut für Hochschulforschung (HoF) 

Bereits frühzeitig, kurz nach Arbeitsaufnahme der Projektgruppe Hochschul-

forschung Berlin-Karlshorst 1991, hatten Bemühungen eingesetzt, eine dauer-

hafte institutionelle Lösung zu finden. Zunächst war eine Ansiedlung an der TU 

Berlin im Gespräch, da Ulrich Teichler, Beiratsvorsitzender der Projektgruppe, 

mit dem Land Berlin Gespräche über die Gründung eines TU-Instituts für 

Hochschulforschung führte. Dies zerschlug sich 1992. Dann stand zur Diskus-

sion, ein solches Institut an der Universität Potsdam oder der Universität Frank-

furt/Oder zu errichten. Die Abklärungen gerieten aber ins Stocken. Es seien 

immer wieder Bremsversuche unternommen worden, „die eher mit einem poli-

tischen Mißtrauen gegenüber manchen Mitgliedern der Projektgruppe Hoch-

schulforschung zu tun hatten, aber auch nicht frei von wissenschaftlichen Vor-

behalten waren“ (Teichler 2000: 20). An der TU Berlin habe zudem, so berich-

ten weitere Zeitzeugen, der Personalrat von vornherein in Aussicht gestellt, der 

Übernahme von Projektgruppenmitarbeiter.innen nicht zuzustimmen, da diese 

seinerzeit – lt. Einigungsvertrag –nach Osttarif hätten bezahlt werden müssen. 

An einer solchen Ungleichbehandlung innerhalb einer Hochschule werde man 

nicht mitwirken. Das kann als lehrreiches Beispiel für Versuche notiert werden, 

mit Konsequenz ein richtiges Leben im falschen zu führen. 

1996 schließlich gab es das Angebot Sachsen-Anhalts, ein Institut für 

Hochschulforschung in Wittenberg zu etablieren. Wichtigster Promotor war da-

bei der seinerzeitige Staatssekretär im Kultusministerium des Landes, Klaus 

Faber, zuvor Abteilungsleiter Hochschulen im Brandenburgischen Wissen-

schaftsministerium. Er hatte das Anliegen als unerledigtes Problem aus Bran-

denburg nach Sachsen-Anhalt mitgenommen. Unterstützt wurde er vom 

BMBW-Staatssekretär Fritz Schaumann und den Ministerialdirektoren im 

BMBW Hans Rainer Friedrich und Wolfgang Mönikes, die für eine fünfzehn-

jährige Mitfinanzierung des Instituts durch den Bund sorgten.  

Letzteres erleichterte dem auch damals schon klammen Land Sachsen-An-

halt die Entscheidung, das Institut in Wittenberg anzusiedeln. Der Standort Wit-

tenberg war dabei ein wesentlicher – nichtwissenschaftlicher – Grund, der das 
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Entstehen des Instituts ermöglichte: 1994 hatte das Land Sachsen-Anhalt die 

Stiftung Leucorea Wittenberg als Stiftung „an der Martin-Luther-Universität 

Halle-Wittenberg“ errichtet (Beschluss der Landesregierung 1994). Damit 

sollte der historische ältere Quellenort der halleschen Universität akademisch 

wiederbelebt werden; die Wittenberger Universität war 1817 nach Halle über-

führt worden. Nun wurde in Wittenberg das alte Universitätsareal baulich wie-

der hergerichtet, und die Fertigstellung näherte sich ihrem Ende. Doch es man-

gelte noch an Ideen, wie sich die so entstehenden Räumlichkeiten auch ange-

messen füllen ließen. Dafür bot die Ansiedlung eines Instituts für Hochschul-

forschung eine Teil-Lösung. Formal wurde die Einrichtung ein An-Institut der 

Universität Halle-Wittenberg. 

Mit dieser gemeinsamen Gründungsanstrengung des Kultusministeriums 

Sachsen-Anhalt und des BMBW konnte sichergestellt werden, dass die – da-

mals insgesamt vergleichsweise schwach institutionalisierte – deutsche Hoch-

schulforschung auch in Ostdeutschland sichtbar vertreten ist. Verbunden war 

die Gründungsentscheidung mit der Absicht, auf Teile der Projektgruppe Hoch-

schulforschung Berlin-Karlshorst zurückzugreifen, diese aber um Personal an-

derer Herkunft zu ergänzen. Unmittelbar nach der politischen Entscheidung 

wurde mit der konzeptionellen und organisatorischen Vorbereitung begonnen 

und eine Gründungskommission berufen. 

Im September 1996 erfolgte die bundesweite Ausschreibung der Mitarbei-

terstellen für das neue Institut. 127 Bewerbungen gingen ein. Am 15.11.1996 

fanden die Bewerbungsgespräche statt und fielen die Entscheidungen über die 

Startbesetzung: zunächst sechs Wissenschaftler.innen (später eine weitere Ein-

stellung), zwei Bibliotheksfachkräfte, eine Verwaltungsangestellte (zu der dann 

noch eine weitere hinzutrat). Aus der Projektgruppe Hochschulforschung 

stammten vier der wissenschaftlichen Mitarbeiter.innen, daneben zwei der wei-

teren Angestellten. Von der Gründungsbesetzung sind heute, 2024, noch zwei 

Personen am Institut tätig: die Leiterin des Fachinformationsdienstes und der 

seit 2010 amtierende Institutsdirektor, letzterer 1996 noch Doktorand in der 

Promotionsabschlussphase. 
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Inhaltlich musste anfangs zweierlei berücksichtigt werden: Zwar war HoF 

das einzige Institut, das in den ostdeutschen Bundesländern Forschung über 

Hochschulen betrieb. Doch um einen dauerhaften Platz in der deutschen Hoch-

schulforschungslandschaft zu finden, sollte und durfte es sich – im Unterschied 

zum ausdrücklichen Auftrag der Projektgruppe Hochschulforschung – nicht 

mehr allein auf die Betrachtung der ostdeutschen Entwicklungen beschränken. 

Das erste Jahrfünft war dann durch vielfältige thematische Suchbewegungen 

gekennzeichnet. Sie oszillierten zwischen individuellen Forschungsinteressen 

und der Erschließung neuer Felder. Zunächst hatte das Institut seine For-

schungstätigkeit unter dem allgemeinen Rahmenthema „Hochschule imgesell-

schaftlichen Wandel“ aufgenommen (vgl. Kreckel/Pasternack 2002: 11–15). 

Dieses Thema resultierte aus den Diskussionen in der Gründungskommission. 

Es signalisierte in seiner Allgemeinheit, die im Prinzip nichts ausschloss, dass 

Präzisierungen nicht ungebührlich vorgegriffen werden sollte.  

In einem ersten Präzisierungsschritt lautete das rahmende Thema dann 

„Hochschule und gesellschaftlicher Wandel unter besonderer Berücksichtigung 

der Bildungsfunktion der Hochschule“ (vgl. Olbertz 1997a: 16). Darin spiegel-

ten sich vor allem die fachlichen Herkünfte der anfänglichen Mehrheit unter 

den Institutswissenschaftler.innen wider: Hochschulpädagogik und Bildungs-

forschung. Allerdings wurde recht schnell klar, dass diese Perspektive nur einen 

Teil der Hochschulentwicklungen adressiert. Nach kurzer Zeit war das An-

fangsthema daher zu einer integrierenden Forschungsperspektive unter dem Ti-

tel „Qualitätsentwicklung an Hochschulen in akteurszentrierter Perspektive“ 

weiterentwickelt worden (Kreckel/Pasternack 2002: 11). Mit diesem erschloss 

sich HoF ein Thema, das seinerzeit auf die Agenda der Hochschulentwicklung 

drängte und zugleich den Einstieg des Institus in die allgemeine, d.h. gesamt-

deutsche Hochschulreformdebatte markierte.7  

 

7  Vgl. die wichtigsten Ergebnisse in Olbertz/Pasternack/Kreckel (2001), Olbertz/Otto 

(2001), Pasternack (2004 und 2006), Pasternack et al. (2017). 
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Zugleich weiteten international vergleichende Studien, Analysen zur In-

ternationalisierung im Hochschulbereich und zu osteuropäischen Hochschul-

entwicklungen das Spektrum über die deutschlandzentrierte Perspektive.8 Ein 

Querschnittsthema waren und blieben im folgenden „Gleichstellungsfragen 

und Gender-Politik im Hochschulsektor“. Beginnend im Jahr 1999, führte HoF 

Veranstaltungen zu diesem Thema durch, meist mit Kooperationspartnern, 

wurde das Institut kontinuierlich mit Evaluationen von einschlägigen Förder-

programmen und Einrichtungen beauftragt, und Untersuchungen zu Gleichstel-

lungsfragen gab es sowohl explizit zum Thema als auch innerhalb von Projek-

ten, die sich vorrangig anderen Gegenständen widmeten. Im Fortgang der Jahre 

wurde dieses Querschnittsthema in Richtung „Heterogenität & Diversity“ er-

weitert.9 

Seit Mitte der 2000er Jahre ergab sich durch externe Nachfrage ein weite-

res Forschungsthema, das für längere Zeit programmprägend werden sollte: 

„Personalstrukturen und Karrierewege im deutschen Wissenschaftssystem“.10 

Zugleich erwies sich das Institut als resonanzfähig für Themen, die zu bedienen 

aufgrund externer Nachfrage bzw. interner Kompetenzen nahelag. Das betraf 

zum einen das Thema „Hochschul- und Wissenschaftszeitgeschichte“; allein zu 

diesem konnte eine Bilanzierung nach den ersten 20 Jahren HoF 52 Projekte 

resümieren, deren Ergebnisse in 19 Monografien, 20 Forschungsreports, 21 

Sammelwerken und 166 Artikeln mitgeteilt worden waren (zusammenfassend 

Pasternack 2001 und 2017). Zum anderen blieb die Hochschulentwicklung in 

Ostdeutschland ein dauerhaftes Thema (z.B. Pasternack 2007; Blasczyk/ 

 

8  Vgl. insbesondere Jahn/Kreckel (1999), Teichmann (2002), Kehm (2003), Kör-

nert/Schildberg/Stock (2005), Pasternack (2005), Reisz/Stock (2007), Kreckel (2008), 

Darraz et al. (2009). 
9  Vgl. die Übersicht in Pasternack (2016a: 88) und die Studien unter https://www.hof.uni-

halle.de/thema/heterogenitaet-diversity/ (28.7.2024). 
10  Vgl. vor allem Burkhardt (2008), Kreckel (2008), Kreckel/Zimmermann (2014); 

Hilbrich/Hildebrandt/Schuster (2014), Burkhardt/Nickel (2015), Burkhardt et al. (2020). 
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Pasternack 2020). Somit behielt die Arbeit des Instituts auch eine spezifische 

‚Ost-Färbung‘. 

Begleitet wurden diese thematischen Entwicklungen immer durch die An-

forderung der Aufsichtsgremien des Instituts, Forschungspläne vorzulegen. In 

der Regel systematisierten diese die laufenden inhaltlichen Schwerpunkte und 

führten sie unter rahmenden Themen zusammen. Ab 2010 hieß das Thema 

„Zwischen Expansion und Kontraktion. Hochschulen und demografischer 

Wandel – Raumbezüge der Hochschulentwicklung“. Es prägte ein Jahrzehnt 

lang die Arbeit des Instituts,11 schloss die Erschließung des Themas „Third Mis-

sion“ für den deutschsprachigen Raum ein (z.B. Henke/Pasternack/Schmid 

2017 und Henke 2019) und gelangte von diesem wiederum zu den Themen Ci-

tizen Science (Göbel et al. 2020) und Wissenschaftskommunikation (Paster-

nack 2022). 

Andere thematische Schwerpunkte ergaben sich ohne explizit forschungs-

programmatische Absichten, sondern aus den Dynamiken der Hochschulent-

wicklungen und externen Anfragen an das Institut. Das betrifft vor allem drei 

Themen. Zum ersten reduzierte sich zwar im Laufe der Jahre die anfangs be-

stehende, aus der wissenschaftlichen Sozialisation der ZHB- bzw. Projektgrup-

pen-Mitarbeiter.innen resultierende ‚pädagogische‘ Prägung der Arbeiten. 

Doch ist es für ein Hochschulforschungsinstitut kaum zu vermeiden, sich auch 

Fragen der Hochschulbildung zu widmen. HoF-Themen waren hier dann etwa 

die Bologna-Reform (Winter 2007 und 2009, Hechler/Pasternack 2009, Winter 

et al. 2012), die begleitende Analyse der 2004 einsetzenden Akademisierung 

der Frühpädagogik (zusammenfassend Pasternack 2015 und Hechler/ 

Hykel/Pasternack 2021), die Lehrerbildung (vor allem Winter 2004 und Paster-

nack et al. 2017), drei Trendreports zu Hochschulbildung bzw. -didaktik, alle 

für österreichische Auftraggeber (Pasternack et al. 2006, Hölscher/Pasternack 

 

11  vgl. Pasternack/Zierold (2013); Pasternack (2013); Henke/Pasternack/Zierold (2015); 

Hechler/Pasternack/Zierold (2018) 
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2007, Arndt/Mielke 2023), internationale Studierende (König/Rokitte 2012, 

Dömling/Pasternack 2015, Ramirez/Laska/Böker 2023) oder Digitalisierung 

(Henke et al. 2019) bzw. Netzwerke (Merkt/Pasternack/Pohlenz 2024) als Rah-

menbedingungen der Qualitätsentwicklung von Lehre und Studium. 

Zum zweiten hat sich HoF immer wieder Fragen der Hochschulorganisa-

tionsentwicklung gewidmet. Um hier nicht alles nennen zu müssen: Darunter 

waren zwei Themen, für die Ersterschließungen geleistet werden konnten, da 

sie bisher (erstaunlicherweise) kein Thema in der deutschsprachigen Hoch-

schulforschung gewesen waren. Dies betraf einerseits den Komplex „Hoch-

schulorganisation und Digitalisierung“, also Fragen jenseits der didaktischen 

Gestaltung und akademischen Verträglichkeit digital gestützter Lehre (Hech-

ler/Pasternack 2017 und Henke et al. 2019). Das wurde dann unter dem Titel 

„Wie die Hochschulen durch das Zeitalter des Frühdigitalismus kommen“ zu-

sammenfassend aufbereitet (Henke/Pasternack 2020). Andererseits erwies sich 

das Thema „Bürokratie an Hochschulen“ als völlig unterforscht, sodass auch 

hier dringlich etwas neu aufzuschließen war: Ursachen und Wirkungen von Bü-

rokratie, das Verhältnis ihres einerseits segensreichen und andererseits wissen-

schaftsschädlichen Funktionierens, die Relation von extern auferlegten und in-

nerhalb der Hochschulen selbst erzeugten bürokratischen Zumutungen usw. – 

zu all dem gab es bestürzenderweise kein systematisches Wissen.12 

Zum dritten haben sich im Laufe der Jahre immer wieder Untersuchungen 

zu hochschulsystemischen Fragen ergeben. So hat HoF die seinerzeit mit aller-

lei Besorgnissen umgebene Föderalismusreform in ihren hochschulspezifi-

schen Wirkungen untersucht (zusammenfassend Pasternack 2011). Eine Aus-

wertung der deutschen Hochschulreformqualitäten – also: vieler vorangehender 

Einzeluntersuchungen – führte zur Formulierung von Qualitätsstandards für 

Hochschulreformen (Pasternack 2014). In schweizerischem Auftrag entstanden 

 

12  vgl. Pasternack et al. (2018), Pasternack/Schneider/Preußer (2019), Pasternack/Redi-

ger/Schneider (2021) und Beer et al. (2023) 
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Analysen der Akteurskonstellation in der dortigen Bildungs-, Forschungs- und 

Innovationspolitik (zusammenfassend Pasternack/Maue 2016). Für ein zentra-

les Thema, die deutsche Hochschulfinanzierung, wurde erstmals die Realsyste-

matik erschlossen. Zuvor war unbekannt, aus wievielen Quellen die Einrich-

tungen des Hochschulsystems wieviel Geld bezogen. Da es jedenfalls nicht nur 

die Landeshaushalte, Bundesprogramme und DFG sind, wie in herkömmlichen 

Betrachtungen meist angenommen, passte dann auch die bisherige Bezeich-

nung nicht mehr und war durch „Hochschulsystemfinanzierung“ zu ersetzen. 

Schließlich sind aus den Befassungen mit systemischen Fragen auch Handbü-

cher wie ein Wörterbuch der Hochschulreform (Bretschneider/Pasternack 

2005) oder ein Übersichtsband zu den „Ideen der Universität“ (Paster-

nack/Hechler/Henke 2018) hervorgegangen. 

Abschließend und abrundend lässt sich auf weitere vier Aspekte verwei-

sen, welche die Arbeit des Instituts prägten und prägen: (1) Infolge von Kos-

tensteigerungen, die durch gelegentliche Zuschusserhöhungen nicht aufgefan-

gen wurden, finanziert sich HoF heute zu lediglich einem Viertel über die 

Grundfinanzierung des Landes und zu drei Vierteln aus Drittmitteln. Das ist 

eine reziproke Relation im Vergleich zum ersten Jahrzehnt des Instituts. Ebenso 

reziprok verhält es sich auch, wenn Grundmittelausstattung und Personalbe-

schäftigung gegenübergestellt werden. Während die Grundfinanzierung real, 

d.h. gemessen am Geldwert, abnahm, wuchs die Beschäftigung: Im ersten Jahr-

zehnt des Instituts waren an ihm durchschnittlich zehn Forscher.innen tätig, in 

den letzten zehn Jahren immer rund 20. (2) HoF ist die einzige unter den deut-

schen Hochschulforschungseinrichtungen geblieben, die kontinuierlich auch 

(zeit-)historische Fragen bearbeitet. In diesen Zusammenhang gehört zudem, 

dass sich das Institut auch intensiv auf seinen Sitzort Wittenberg und dessen 

Universitäts- und Bildungsgeschichte eingelassen hat – derart die Third Mis-

sion nicht nur erforschend, sondern sie auch selbst wahrnehmend (z.B. Hütt-

mann/Pasternack 2004; Pasternack/Watermann 2021; Pasternack 2024). (3) 

HoF gibt die Zeitschrift „die hochschule“ heraus, welche sich auf Texte kon-

zentriert, die Themen jenseits des Mainstreams oder Mainstream-Themen in 
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unorthodoxen Perspektiven behandeln.13 (4) Mit einer gewissen Regelmäßig-

keit nimmt das Institut auch Dienstleistungen für die deutsche Hochschulfor-

schung selbst wahr, indem es etwa Dokumentationen von Jahrestagungen der 

Gesellschaft für Hochschulforschung als Themenhefte der „hochschule“ publi-

ziert14 oder Dokumentationen und Untersuchungen zur Forschungsfeldent-

wicklung realisiert.15 
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Kurze Geschichte des IHF 

Götz Schindler 

Gründung und Aufgaben 

In den 1960er und zu Beginn der 1970er Jahre war nicht nur die Bildungs- son-

dern auch die Hochschulpolitik in Bewegung geraten, weil die Notwendigkeit 

der Entwicklung des Hochschulbereichs und von Reformen nicht mehr zu über-

sehen war. Alle Beteiligten standen vor der Aufgabe, auf diese Herausforde-

rungen Antworten zu geben. Dem wurde in Bayern mit der Errichtung des Bay-

erischen Staatsinstituts für Hochschulforschung und Hochschulplanung (IHF) 

am 1.3.1973 Rechnung getragen. In der Pressemitteilung des Staatsministeri-

ums für Unterricht und Kultus v. 27.2.1973 heißt es: „Die Notwendigkeit des 

Instituts ergibt sich aus der ständig wachsenden Anzahl der Aufgaben aus dem 

Bereich der Hochschulplanung und Hochschulforschung.“ Durch die „stürmi-

sche Entwicklung“ des Hochschulwesens seien „quantitative und strukturelle 

Probleme im Hochschulbereich aufgetaucht, die (...) eine gründliche wissen-

schaftliche Vorbereitung von Entscheidungen erfordern.“  

Das IHF untersteht unmittelbar dem Staatsministerium für Wissenschaft 

und Kunst (§1 VO). Erster wissenschaftlicher Leiter war der Anglist Prof. Dr. 

Thomas Finkenstaedt. Da es keine Vorgängerinstitution gab, entstand mit der 

Errichtung des IHF für die Hochschulen eine neue Situation: Es konnte der Ein-

druck entstehen, dass durch das IHF die Position des Staatsministeriums für 

Wissenschaft und Kunst gegenüber den Hochschulen gestärkt werden solle. 

Dass dies nicht beabsichtigt war, geht aus der Errichtungsverordnung hervor: 

Aufgabe des Staatsinstituts ist die „Unterstützung der Hochschulen bei der Ver-

wirklichung von Reformvorhaben.“ (§ 2 (1) Ziff. 8 Errichtungsverordnung v. 

18.12.1972, geänd. 12.9.2000, im Folgenden: VO). Da von „Reformvorhaben“ 

und nicht, wie noch in einem maschinenschriftlichen Text des Staatsinstituts 
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aus dem Jahr 1972, von „Studienreform“ die Rede ist, wurde von vornherein 

Befürchtungen entgegengewirkt, die in den Hochschulen bei der Gründung des 

IHF vorhanden gewesen sein mögen, dass das IHF „in die Hochschulen hinein-

regiert“, insbesondere wenn es um Fragen der Studieninhalte geht. Dem IHF 

wird bei Reformvorhaben eine unterstützende Funktion aufgegeben, d.h. die 

Initiative geht in der Regel von den Hochschulen aus und das IHF wird zur 

Mitarbeit und Unterstützung aufgefordert.  

Nichtsdestoweniger wurde auch noch Jahre nach der Errichtung des IHF 

betont, das IHF sei kein Instrument des Staatsministeriums, sondern diene 

gleichermaßen den Hochschulen. Bei der Amtseinführung von Prof. Dr. Wulf 

Steinmann als Leiter des IHF am 1.3.1978, und nochmals in der Festschrift zum 

40-jährigen Bestehen des IHF im Jahr 2013, führte der damalige Staatsminister 

für Unterricht und Kultus Prof. Dr. Hans Maier aus: „Mancher argwöhnt, der 

Staat wolle sich ein Machtinstrument schaffen, mit dem er den Freiraum der 

Wissenschaft einengt, ihr eigengesetzliches Wachstum behindert. Planung als 

Herrschaft der Technokraten, dies ist gewiss nicht das Ziel bayerischer Hoch-

schulpolitik. Es geht vielmehr darum, Entscheidungen, die kraft Gesetzes den 

Hochschulorganen oder dem Ministerium obliegen, nicht blindlings zu treffen, 

sondern in Kenntnis der Zusammenhänge und der Folgen, soweit sie erkennbar 

sind. Hierzu sollen uns Hochschulforschung und Hochschulplanung Hilfe leis-

ten.“  

Zu den Aufgaben des IHF heißt es in der VO: „Das Staatsinstitut dient der 

Weiterentwicklung des bayerischen Hochschulwesens“ (§ 1 (1) VO), m.a.W.: 

Aufgabe des IHF ist die anwendungs- und problemorientierte empirische Hoch-

schulforschung. Seine Arbeit ist wissenschaftlich unabhängig und „erfüllt vor-

rangig Aufträge des Staatsministeriums aus dem Bereich der Hochschulfor-

schung und Hochschulplanung. Es kann Aufträge anderer Institutionen gegen 

Kostenerstattung im Rahmen der vom Staatsministerium erlassenen Richtlinien 

übernehmen.“ (§2 (2) VO), und zwar „in enger Zusammenarbeit mit anderen 

staatlichen Einrichtungen im Bereich der Bildungs- und Landesplanung.“ Da-

rüber hinaus soll das IHF „im Rahmen seiner Möglichkeiten den bayerischen 

Hochschulen in Fragen der Hochschulforschung und Hochschulplanung als 
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Berater zur Verfügung“ stehen (§ 2 (3) VO). Das IHF steht daher in engem 

Austausch mit dem Bayerischen Wissenschaftsministerium, den Hochschulen, 

der Praxis, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und der Scientific 

Community. Das Forschungs- und Arbeitsprogramm IHF wird für jedes Jahr 

mit dem Bayerischen Wissenschaftsministerium abgestimmt, es setzt sich aus 

Vorschlägen des IHF und Vorschlägen bzw. Aufträgen des Ministeriums zu-

sammen.  

In der Errichtungs-Verordnung werden die Aufgaben im Detail aufge-

führt. Sie betreffen den Hochschulgesamtplan und Hochschulentwicklungspla-

nung und die Koordination der Forschungsplanung. Bezogen auf die Grundla-

gen der Hochschulforschung werden die Entwicklung und Erprobung von 

quantitativen Modellen und Methoden genannt sowie die Dokumentation der 

bestehenden Hochschulwirklichkeit, die Analyse künftiger Tendenzen und 

Veränderungen im Hochschulbereich, auch hinsichtlich deren Wechselwirkun-

gen zwischen Hochschulen, Staat und Gesellschaft, darüber hinaus die Unter-

stützung des Staatsministeriums und der Hochschulen im Bereich der Hoch-

schul- und insbesondere der Entwicklungsplanung. Letzteres wird konkretisiert 

in der Aufzählung der Aufgaben zur Unterstützung der Hochschulen, z.B. bei 

der Erprobung von quantitativen Modellen und Methoden für den Hochschul-

bereich, der Verwirklichung von Reformvorhaben, der Hochschulplanung und 

der Erforschung und Analyse der bestehenden Verhältnisse und der Entwick-

lungstendenzen im Hochschulbereich. 

Abgerundet wird der Aufgabenkatalog durch die Verpflichtung zur ver-

gleichenden Hochschulforschung und zum wissenschaftlichen Erfahrungsaus-

tausch mit anderen Institutionen und den Hochschulen, d.h. der Blick ist auch 

für die Entwicklung des Hochschulbereichs außerhalb Bayerns und insbeson-

dere im Ausland zu öffnen. Daher sind viele Projekte des IHF nicht nur auf 

Bayern zugeschnitten, sondern bundesweit bzw. international angelegt. 

Der detaillierten Aufgabenstellung wurde bei der internen Organisation 

des IHF dadurch Rechnung getragen, dass keine thematisch definierten Abtei-

lungen gebildet wurden. Damit wird sowohl der multidisziplinären Zusammen-

setzung der IHF-Mitglieder als auch der Dynamik der Entwicklungen im 
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Hochschulbereich und damit der Änderungen der thematischen Schwerpunkte 

der Aufgaben und Forschungsvorhaben des IHF Rechnung getragen.  

Stationen der Entwicklung der Hauptfragestellungen und -
Forschungsvorhaben (vgl. Susanne Falk, Rückblick auf die Insti-

tutsgeschichte, in: Forschung & Lehre 8/23) 

Im Zuge der Hochschul-Expansion in den 70er und 80er Jahren beteiligte sich 

das Institut am fachlichen und strukturellen Aus- und Aufbau der bayerischen 

Universitäten und Fachhochschulen, z.B. Institutionalisierung der Praxissemes-

ter an den bayerischen Fachhochschulen und Analyse der „Kurzstudiengänge“ 

an den englischen Polytechnics mit ihren dreijährigen praxisbezogenen Studi-

engängen. Mit der Begleituntersuchung zur Einführung der Kapazitätsverord-

nung wurde gemeinsam mit dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

und den Hochschulen ein innovatives Verfahren erprobt, das die administrati-

ven Probleme der Auslastung von Hochschulen in zulassungsbeschränkten Fä-

chern und Studiengängen lösen sollte. In den 1980er Jahren rückten mit der 

Ernennung des Geografen Prof. Dr. Robert Geipel (1982) zum einen raumpla-

nerische Fragen in den Mittelpunkt, z.B. Standortuntersuchungen für die ge-

planten Fachhochschulen und Untersuchungen zur Attraktivität von Universi-

täten für Studienanfängerinnen und -anfänger, zum anderen die Unterstützung 

des Staatsministeriums bei der Erstellung des zweiten Hochschulgesamtplans 

und der Weiterentwicklung der Studien- und Prüfungsordnungen in ausgewähl-

ten Fachrichtungen. Zunehmende Bedeutung hatten Untersuchungen zum Be-

darf an akademischen Arbeitskräften, deren Chancen auf dem Arbeitsmarkt und 

ihrem Berufseinstieg. Im Fokus standen die Berufschancen von Lehramtsabsol-

venten, Juristen und Geisteswissenschaftlern in der Wirtschaft. 

Mit der Ernennung des Professors für Betriebswirtschaft Hans-Ulrich 

Küpper zum wissenschaftlichen Leiter im Jahr 1995 verlagerte sich der 

Schwerpunkt zu betriebswirtschaftlichen Fragestellungen der Hochschulen: 

Fragen der Steuerungsmechanismen von Hochschulen zur Optimierung ihrer 

Prozesse; ein weiterer Schwerpunkt war die Entwicklung eines umfassenden 



KURZE GESCHICHTE DES IHF 311

Informations- und Berichtssystems aller bayerischen Hochschulen als Voraus-

setzung für administratives Handeln (Computerbasiertes Entscheidungsunter-

stützungssystem für das Hochschulwesen in Bayern (CEUS)). Nach wie vor 

wurden Untersuchungen zu Studium und Studienverhalten durchgeführt: z.B. 

Untersuchung zu Teilzeitstudenten und Teilzeitstudium an den Hochschulen in 

Deutschland und zur Förderung und Erleichterung des Auslandsstudiums von 

Studierenden bayerischer Universitäten. Außerdem beteiligte sich das IHF an 

der Evaluation der Fächer Biologie, Philosophie, Wirtschaftswissenschaften, 

Slawistik, Indogermanistik und Geographie an bayerischen Universitäten. 

Evidenzbasierte Hochschulforschung in den 2000er Jahren: Schwerpunkte 

waren zwei empirische Untersuchungen zum Promotions- und zum Habilitati-

onswesen an den Universitäten in Bayern; im Jahr 2004 wurde das Langzeit-

projekt „Bayerische Absolventenpanel (BAP)“ begonnen, das später in das Pro-

jekt „Bayerische Absolventenstudien (BAS)“ überging. Die Ausgangsidee bei 

der Gründung des BAP im Jahr 2004 war, ein Befragungsinstrument zu schaf-

fen, das den bayerischen Hochschulen aussagekräftige Informationen über Stu-

dium, Berufseinstieg und Berufserfolg ihrer Absolventinnen und Absolventen 

liefert. Darüber hinaus sollten der Hochschulforschung und Wissenschaftspoli-

tik bayernweit repräsentative Daten zur Verfügung stehen, um die Studienqua-

lität und den Arbeitsmarktertrag von Absolventinnen und Absolventen zu ana-

lysieren. Darüber hinaus beteiligte sich das IHF an einem internationalen 

OECD-Projekt zum Thema „Neue Modelle der Hochschulfinanzierung und -

steuerung“ und arbeitete am Bundesbericht für den wissenschaftlichen Nach-

wuchs mit. 

Mit der Berufung von Professorin Isabell M. Welpe im Jahr 2014 zur wis-

senschaftlichen Leiterin des IHF rückten neue Themen ins Zentrum der Insti-

tutsarbeit, z.B. die Governance und die digitale Transformation von Hochschu-

len sowie Projekte zu Studienerfolg und Studienabbruch sowie den Konsequen-

zen der Umstellung der Bolognareform für die bayerischen Hochschulen und 

dem Stand und den Perspektiven bayerischer Bachelor- und Masterstudien-

gänge. Im Zentrum einer Untersuchung zum Studienabbruch bei MINT-Studie-

renden standen Maßnahmen der Hochschulen zur Erhöhung des Studienerfolgs. 
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Drei Projekte des IHF im Rahmen der Förderlinie „Studienerfolg und Studien-

abbruch I“ mit bundesweitem Zuschnitt zu den Themenschwerpunkten „Inter-

nationale Studierende“, „Rolle von institutionellen Maßnahmen“ und „Bedeu-

tung von Resilienz“ gefördert. Zum Ende der 2010er Jahre rückten neue The-

men wie die Governance und die digitale Transformation von Hochschulen ins 

Zentrum der Institutsarbeit. 

Publikationsreihen  

 Studien zur Hochschulforschung 

 IHF kompakt 

 IHF Working Paper  

 Fachzeitschrift „Beiträge zur Hochschulforschung“ 

 Schlaglichter der Hochschulforschung – die Podcast-Reihe des IHF 

 Newsletter 

 

Die Aufgaben werden weiterhin in den folgenden Forschungsbereichen bear-

beitet (https://www.ihf.bayern.de/ueber-das-institut): 

 Governance und strategische Planung 

 Studium, Studierende, Studienabbruch und Digitalisierung in der 

Lehre  

 Übergänge Hochschule – Arbeitsmarkt  

 Hochschullehrende und wissenschaftlicher Nachwuchs  

 

Dabei wird das IHF insbesondere auf folgende Herausforderungen reagieren, 

die auf die Hochschulen zukommen:  

 Stärkung des Sozialkapitals der Studierenden 

 Individualisiertes und lebenslanges Lernen durch neue Technologien 

 Zunahme des internationalen Wettbewerbs zwischen Lehrangeboten 

und der Rolle von Didaktik in der Lehre  

 Förderung des Lebens auf dem Hochschul-Campus 
eBook_50_Jahre_IHF_digital.pdf  



 

Entwicklung der institutionalisierten 
Hochschulforschung an der Universität Bielefeld – 

Das Interdisziplinäre Zentrum für Hochschuldidaktik 
(IZHD) 

Wolff-Dietrich Webler 

Vorgeschichte und Kontext der Gründung 

Das IZHD Bielefeld ist im Zusammenhang mit der Debatte um die Bildungs-

expansion entstanden. Um den Hochschulsektor flexibel erweitern zu können, 

wurde bundesweit Ende der 1960er Jahre das Konzept der Gesamthochschulen 

entwickelt. Diese Absicht geriet (ähnlich wie das Konzept der Gesamtschulen) 

in die Parteienauseinandersetzung, was die Konzepte stark verzerrte und be-

schädigte. Sie hatte politisch zur Trennung in die beiden Typen „kooperative“ 

und „integrierte Gesamthochschule“ geführt. Mit dem letzteren Typ sollte die 

Durchlässigkeit des Studiums für Studierende aus den viel zitierten „bildungs-

fernen Schichten“ (mit einem fragwürdigen, allein akademischen Bildungsbe-

griff) erhöht werden. Die Vorgänge lagen in einer Zeit, in der von Seiten der 

Studierenden im Zuge der Studentenbewegung, aber besonders der Bundesas-

sistentenkonferenz (BAK) umfangreiche Konzepte zur Reform der Hochschu-

len, der Curricula und der Art von Lehre und Studium vorgelegt worden waren. 

Sie fanden bundesweit große Beachtung. Sogar der Hochschulverband unter-

hielt eine AG Hochschuldidaktik (aus der – mit einiger Wandlung unter dem 

Einfluss der BAK – später die bundesweite Arbeitsgemeinschaft für Hoch-

schuldidaktik, AHD, hervorging). Zu jener Zeit gab es bis in die 1970er Jahre 

hinein eine Debatte darüber, ob Hochschuldidaktik in erster Linie eine Wissen-

schaft oder eine Reformbewegung sei. Das erklärt auch den Titel einer wichti-

gen Schrift jener Zeit: „Kann man Hochschuldidaktik institutionalisieren?“, 

verfasst von Ludwig Huber. Die BAK hatte ebenfalls eine AG 
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Hochschuldidaktik eingerichtet, der aus der neu gegründeten Universität Biele-

feld heraus Ludwig Huber, Helmut Skowronek und Otto Herz angehörten. Zu-

sammen mit dem kurz zuvor nach Bielefeld berufenen Hartmut von Hentig 

(„Wissenschaftsdidaktik“) vertraten sie ein Konzept von Hochschuldidaktik als 

interdisziplinäre, bildungstheoretisch und empirisch zu sichernde Wissen-

schaft, die noch ganz am Anfang stand. (Auch deshalb richtete die DFG in den 

Jahren 1974-1979 ein Förderprogramm Hochschuldidaktik ein, das der Co-Di-

rektor des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, Dietrich Goldschmidt, 

leitete). Der wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisbestand war noch viel zu 

schmal (wie die nächsten Jahre zeigten). Schon allein deswegen war eine Be-

schränkung auf einen bloßen Service mit Beratungsaufgaben (wie von Anfang 

an diskutiert) inhaltlich verfehlt. Diesem breiteren Verständnis nach handelte 

es sich nicht um eine Teildisziplin der Erziehungswissenschaften (wie die 

Hochschulpädagogik), sondern reichte von Studien zur sozialen Schichtung 

späterer Studierender und deren Herkunftskontext, Studien zum Übergang 

Schule/Hochschule, über die Bildungsprozesse (zu deren Förderung eine be-

stimmte Lehrerbildung gehörte), über das eigentliche, forschungsnahe Studium 

bis zum Übergang in die breite gesellschaftliche Praxis (incl. der Arbeitsmarkt-

erfordernisse), aber nicht reduziert auf Berufspraxis. Ehemalige Mitglieder der 

Bundesassistentenkonferenz und Exponenten der Hochschuldidaktik hatten 

wesentlichen Einfluss auf die Ausformulierung der §§ 7 und 8 des HRG („Ziel 

des Studiums“ und „Studienreform“).1 Um ein solches Studium anbieten zu 

können, bedurfte es auf Seiten der Lehrenden einer professionellen Weiterbil-

dung. Sie musste aber erst entwickelt und in das Berufsbild „Hochschulleh-

rer*in“ integriert werden – eine Reform, die die faktisch reine Forschungsori-

entierung des Berufs um eine professionell fundierte Lehr- und 

 

1 Der Sekretär der Bundesassistentenkonferenz, Jürgen Lüthje, arbeitete wenig später mit 

einigen weiteren BAK-Mitgliedern an einem juristischen HRG-Kommentar mit: Dennin-

ger et al. (Hg.): Hochschulrahmengesetz. Kommentar. München 1984. 
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Prüfungskompetenz erweiterte und vielfach abgelehnt wurde. Da sich auch die 

Berufungskriterien kaum nennenswert änderten, hatte eine so verstandene 

Hochschuldidaktik von Anfang an Gegner auf breiter Front.  

Aber die Notwendigkeit derartiger Reformen war empirisch nicht von der 

Hand zu weisen, weshalb die Politik eine Neuordnung der Rahmenbedingungen 

vornahm. Der Landtag von NRW hatte eine Zuordnung der Landeshochschulen 

zu fünf Gesamthochschulbereichen beschlossen. Dort waren jeweils eine Uni-

versität, eine Abteilung der landesweiten Pädagogischen Hochschule, dortige 

Fachhochschulen und etwaige Spezialhochschulen (wie die Musikhochschule 

Detmold) zusammengefasst. Wegen der erwarteten curricularen und didakti-

schen Probleme der Integration der verschiedenen Motivation und Studieren-

denprofile aus den unterschiedlichen Hochschularten sollte in jedem Gesamt-

hochschulbereich – so der Beschluss des Landtags – ein Zentrum für Hoch-

schuldidaktik gegründet werden – also auch für Bielefeld. (Dem ist aber nicht 

überall und mehrfach nur mit Verzögerung nachgekommen worden). Träger-

hochschule sollte die jeweilige Universität werden (mit entsprechender Haus-

haltszuweisung), aber die Leitung sollte bei einem Kuratorium liegen, in dem 

alle beteiligten Hochschulen mit je einem Vertreter/einer Vertreterin mitwirken 

konnten. Diese Mitglieder wurden durch die jeweiligen akademischen Senate 

entsandt. In Bielefeld wurde Helmut Skowronek, Prof. für Pädagogische Psy-

chologie, entsandt und zum Kuratoriumsvorsitzenden gewählt. Dessen Aus-

richtung auf empirische Forschung war ein weiterer Hinweis auf die künftige 

(heute würde man sagen evidenzbasierte) Arbeit. Da die Universität Bielefeld 

insgesamt mit dem Anspruch der Interdisziplinarität ihrer Arbeit gegründet 

worden war, folgte diesem Ansatz auch die Gründung des Hochschuldidaktik-

Zentrums als IZHD Bielefeld. Vorher war diskutiert worden, das Zentrum als 

Teil einer Fakultät oder sogar als Service-Einrichtung in der Verwaltung des 

Kanzlers einzurichten. An solchen Lösungen wurden starke Interessen laut. Zu 

klären war, ob dies als wissenschaftliche Einrichtung, ausgerichtet auf alle Fä-

cher, mit einem Auftrag in Forschung, Lehre und Dienstleistung (insbesondere 

zugunsten aller Hochschulen des Gesamthochschulbereichs bzw. einzelner 

Fachbereiche) oder als Service-Einrichtung im wesentlichen mit Beratungs- 
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und Entwicklungsaufgaben geschehen sollte. Bei letzterer Ausrichtung stellte 

sich die Frage, auf welcher Basis (wenn nicht auf der von Projekten) Beratung 

stattfinden sollte angesichts eines noch ganz am Anfang stehenden Fachgebie-

tes. Auch die Professoren verlangten empirische Grundlagen der Beratung. 

Deshalb entschied sich der Senat für eine senatsunmittelbare zentrale wissen-

schaftliche Einrichtung. 

Interessen/Gegeninteressen bei Gründung  

Der Landtag hatte jedes Zentrum schon mit eigenen Planstellen ausgestattet. 

Diese Lösung unterschied sich vom Land Hamburg, das die Stellen für das wis-

senschaftliche Personal jeweils in affinen Fachbereichen angesiedelt hatte, so-

dass IZHD-Mitglieder nur in Zweitmitgliedschaft zum IZHD gehörten – eine 

Lösung, die sich als zunehmend problematisch zeigen sollte (siehe dort). In 

Bielefeld war bei der Besetzung der wissenschaftlichen Stellen (eine Professur, 

eine Stelle für einen akademischen Direktor und Stellen für zwei wissenschaft-

liche Mitarbeiter*innen) eine Zweitmitgliedschaft in der Fakultät des Her-

kunftsfaches vorgesehen, d.h., die entsprechende Fakultät sollte im Zuge der 

Einstellungs- bzw. Berufungsentscheidung in einem Kooptationsschritt die 

Zweitmitgliedschaft verleihen. Obwohl also der Stellenplan der Fakultät durch 

die Kooptation nicht belastet wurde, erwies sich dieser Schritt z.T. als schwie-

rig, weil diejenigen, die für künftige Aufgaben in der Hochschuldidaktik be-

sonders geeignet schienen, sich in ihrer fachwissenschaftlichen Arbeit u.U. be-

reits ein Stück von ihrem Herkunftsfach entfernt hatten. Auch wenn das Grün-

dungskonzept der Universität Bielefeld – wesentlich beeinflusst von Helmut 

Schelsky – wie erwähnt unter dem Motto der Förderung der Interdisziplinarität 

stand, waren einige Fächer faktisch stark an der disziplinären Abgrenzung in-

teressiert. Bei der Besetzung der Stelle eines Aufbaubeauftragten zeigte sich 

dieser Umstand noch nicht, weil der Kandidat zweifelsfrei der Fakultät für So-

ziologie und dem damaligen Praxisschwerpunkt „Wissenschafts- und Bil-

dungsplanung“ zugeordnet werden konnte, aber in den weiteren 
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Besetzungsverfahren zeigte er sich durchaus und führte zu langwierigen Ver-

handlungen mit unterschiedlichen Ergebnissen. 

Damit war allerdings auch abgelehnt, das Zentrum als Serviceeinrichtung 

in der Verwaltung anzusiedeln. Der Senat in Bielefeld eröffnete mit dem Grün-

dungsbeschluss zu einer senatsunmittelbaren wissenschaftlichen Einrichtung 

den besten Zugang für alle Fächer und minderte die Gefahr, ihre unabhängigen 

Aktionsmöglichkeiten und Verteilung ihrer Arbeitskapazität durch Abhängig-

keit von den Interessen einer einzelnen Fakultät zu reduzieren oder gar einzu-

büßen. 

Weder der Kanzler (bzw. seine Nachfolger), noch eine bestimmte Fakultät 

ließen in den Folgejahren ihre Interessen an einer Änderung der Zuordnung ru-

hen, was unnötig Arbeitskapazität band. Erst 41 Jahre später, mit der Pensio-

nierung des Leiters des Zentrums (des ehem. Aufbaubeauftragten), gelang den 

Gegnern der Versuch, das IZHD als wissenschaftliche Einrichtung abzuwickeln 

und allein mit Servicefunktionen in die Verwaltung zu integrieren. 

Äußere Daten der Gründung 

Im Herbst 1973 wurde als erstes die Stelle eines Aufbaubeauftragten für das 

IZHD ausgeschrieben. Das Kuratorium war für die Besetzung zuständig und 

sah sich 72 Bewerbungen gegenüber. Das erste Mitglied des IZHD konnte am 

2. Januar 1974 seine Arbeit als Aufbaubeauftragter aufnehmen. Die Hochschule 

war stolz, eine schwierige Personalentscheidung getroffen zu haben. In welchen 

Räumlichkeiten und mit welcher Ausstattung die Arbeit nun beginnen sollte, 

war aber übersehen worden. Also begann die Arbeit mit Verhandlungen (bzgl. 

der Räume) und mit Bestellungen. 

Der Aufbaubeauftragte – Wolff-Dietrich Webler, ein Soziologe und His-

toriker aus der Universität Heidelberg, dessen Arbeitsgebiet von (Landes-) 

Hochschulplanung bis zur Evaluation von Lehrveranstaltungen reichte, schlug 

in der Folgezeit – dem Konzept der Interdisziplinarität folgend – Johannes 

Wildt, Psychologe aus dem IZHD Hamburg – schon mit Hochschuldidaktik be-

fasst – Friedemann Schmithals, Physiker, Assistenzprofessor an der Universität 
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Bremen, der sich besonders mit Projektstudium beschäftigt hatte, und Andreas 

Welzel, Mathematiker an der Universität Bielefeld aus dem Institut für Didaktik 

der Mathematik (IDM), dem Kuratorium zur Besetzung der vakanten Stellen 

vor. Dem wurde Ende 1974/Anfang 1975 gefolgt. Damit war das Zentrum ar-

beitsfähig. Die Professur sollte erst später besetzt werden.  

Die Personalentscheidungen waren dadurch erschwert, dass der Senat 

zwar eine kluge Entscheidung getroffen hatte, indem die wissenschaftlichen 

Mitglieder des IZHD eine Zweitmitgliedschaft in den Fakultäten ihrer Her-

kunftsfächer erhalten sollten, um (naheliegenderweise) ihre Lehrerfahrung ak-

tualisieren zu können. Die jeweiligen Fakultäten aber fürchteten, im Gegenzug 

eine Stelle zu verlieren, und die Doppelmitgliedschaft (und damit die Beset-

zung) wurde blockiert. Es bedurfte erheblicher Verhandlungen und Zusicherun-

gen, um dieses Modell aufrecht erhalten zu können. 

Hauptstationen der Entwicklung  

Die Etappen der Gründung einer wissenschaftlichen Einrichtung verlaufen ver-

gleichbar. Der Konzeptionsentwicklung und der Entscheidung, sie der Grün-

dung zugrunde zu legen, folgt der personelle Aufbau der Leitung (hier des Ku-

ratoriums), der Beschluss über die Reihenfolge des personellen Aufbaus (hier 

nicht die Besetzung der Professur, sondern einer Geschäftsführung mit konzep-

tionellen Aufgaben als Aufbaubeauftragter) und der wissenschaftlichen Dauer-

stellen. Dann erst sollte das Berufungsverfahren für die vakante Professur statt-

finden. 

Es folgte die Hauptphase, in der die Aufgaben in voller Breite und Inter-

disziplinarität aufgenommen wurden. Zu dieser Zeit wurden zwei Berufungs-

verfahren zur Besetzung der Professur durchgeführt, die beide trotz qualifizier-

ter Bewerber (und hervorragender externer Gutachten von prominenter Seite, 

z.B. von Dietrich Goldschmidt, dem Co-Direktor des Max-Planck-Instituts für 

Bildungsforschung) scheiterten, weil die evtl. aufnehmenden (und am Beru-

fungsverfahren beteiligten) Fakultäten anders geartete Interessen verfolgten. 
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Erneut wurde dort befürchtet, mit einer solchen Professur in den eigenen Rei-

hen eigene Planungen schwerer verfolgen zu können. 

Auch ohne Professur stand diese Hauptphase des IZHD einerseits unter 

dem Vorzeichen zahlreicher (auch drittmittelfinanzierter) empirischer Studien 

– viele mit lokaler Verankerung, aber viele bezüglich des Vorgehens, der ent-

wickelten Methodik und Reformstrategie von überregionaler Bedeutung – und 

der Entwicklung vieler Weiterbildungsangebote zur Professionalisierung der 

Lehre, der Curriculumentwicklung und der Studienreform. 

Trotz sehr erfolgreicher inhaltlicher Arbeit des IZHD mit viel Anerken-

nung hatte der damalige Kanzler der Universität die längere Ausdauer. Die 

Nachbesetzung vakant werdender Stellen wissenschaftlicher Mitarbeiter wurde 

verhindert, das Zentrum ausgetrocknet, und als der ehem. Aufbaubeauftragte 

und mittlerweile Leiter des IZHD 2005 in Pension ging, wurde das IZHD ab-

gewickelt und in die gewünschte Servicestelle in der Verwaltung allein der Uni-

versität überführt. Damit war sie für die Nachbarhochschulen nicht mehr zu-

ständig.  Sie wurde in ihrem Programm in den Folgejahren unter Einbezug der 

Zentralen Studienberatung allerdings zu einem breit angelegten „Zentrum für 

Lehren und Lernen (ZLL)“ ausgebaut. Die neuen Aufgaben wurden gut wahr-

genommen, aber der Forschungsauftrag und damit der Beitrag zur Hochschul-

forschung, die Doppelmitgliedschaft im IZHD und in Fakultäten, die Rotati-

onsprojekte (s.u.) sowie das die Hochschulen des ehemaligen Gesamthoch-

schulbereichs Bielefeld verbindende und Forschungs- sowie Entwicklungspro-

jekte anregende Kuratorium waren erloschen. 

Gibt es eine thematische Struktur (z.B. Abteilungen)? 

Das Zentrum war nicht groß genug konzipiert, um das gesamte interdisziplinäre 

Aktionsfeld in allen beteiligten Hochschulen abdecken zu können. Also wurde 

auf wechselnde, eher projektbezogene Schwerpunkte gesetzt, was sich als rich-

tig erweisen sollte. Um eine vom IZHD entwickelte, nur von außen den Fakul-

täten empfohlene Reform zu vermeiden, wurde das Konzept der Rotations-

projekte entwickelt. Lehrende aus allen, am Gesamthochschulbereich 
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Bielefeld beteiligten Hochschulen konnten zusammen mit dem IZHD-Stamm-

personal ein hochschuldidaktisches Reformprojekt konzipieren, das vom Kura-

torium geprüft und beschlossen wurde. Auf dieser Basis konnten sich Interes-

sierte bis zu zwei Jahren an das IZHD abordnen lassen, um den Projektfrage-

stellungen nachzugehen und die Ergebnisse anschließend in die eigene Lehre 

bzw. den Studiengang einzubringen, in dem hauptsächlich gelehrt wurde. Die 

empirische Überprüfung der Ergebnisse war regelmäßig Bestandteil. Das Kon-

zept vermied häufige Vorbehalte gegen extern entstandene Lösungen und er-

wies sich für den Praxistransfer als sehr fruchtbar, weil es fachbereichsinterne 

„Reformträger“ hervorbrachte. Die Ergebnisse waren oft übertragbar und wur-

den in zahlreichen Publikationen veröffentlicht. Mit den ehemaligen IZHD-

Mitgliedern wurde die zentrale Einrichtung immer breiter auch in den Fächern 

verankert. 

Hauptfragestellungen/Projekte/Leistungen (auch mit  
Wirkungen für die HS-Forschung insgesamt) 

Wie üblich entwickelten sich je nach Anlass und Kooperationsmöglichkeiten 

in den Folgejahren viele Projekte sehr unterschiedlichen Umfangs. Damit 

wurde auch das Selbstverständnis der Hochschuldidaktik entscheidend weiter-

entwickelt und gewann große Anerkennung, über die engeren fachlichen Kon-

texte hinaus. 9 Beispiele sollen das zeigen. 

Hochschule und Region  

Der Verfasser war u.a. aus der Landeshochschulplanung in Baden-Württem-

berg gekommen, in der es u.a. darum ging, Standorte für die neu zu gründenden 

Fachhochschulen aufgrund von Regionalanalysen zu ermitteln. Nach Bielefeld 

gekommen, lag es nahe, sich mit der Gründungsgeschichte der Universität zu 

beschäftigen. Nach traditionellen Maßstäben hatte hier eine Gründung „auf 

dem flachen Land“ und in der Provinz stattgefunden, wobei auch noch kommu-

nale Standortkonkurrenzen ausgetragen wurden. Die damit 
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zusammenhängenden Fragen (auch die Attraktion für neue Studierende aus 

nicht-akademischen Familien) wurden in einem Projekt ergründet, das in eine 

internationale Tagung mündete, weil diese Fragen im Rahmen der Bildungsex-

pansion viele Länder beschäftigte. Die Ergebnisse wurden publiziert2 und in 

weitere Tagungen eingebracht.3 

Was ist Hochschuldidaktik? Reformbewegung oder  
Wissenschaft – oder beides?4  

Wie schon erwähnt, wurde die im Titel benannte Frage noch vielfach diskutiert. 

Die Antwort war für das Selbstverständnis, die Fördervorhaben, die eigene Be-

rufskarriere von großer Bedeutung. Daher sind Johannes Wildt und Wolff-Diet-

rich Webler dieser Frage weiter nachgegangen und haben einen Sammelband 

organisiert, der Antworten aus unterschiedlicher Perspektive gebündelt hat. Für 

sie und die übrigen Autor*innen war die Antwort klar: 

Staat und Hochschulen  

Gleich in den Anfangsjahren entstand eine längst überfällige Dissertation von 

W.-D. Webler mit dem Thema „Staat und Hochschulen – Empirie und Theo-

riebildung am Beispiel Baden-Württemberg“. Hiermit wurden die eigenen Er-

fahrungen in der Landeshochschulplanung in Baden-Württemberg mit wissen-

schaftlichen Methoden aufgearbeitet. Diese Arbeit wurde in der Fakultät für 

 

2 W.-D. Webler (Hg.): Hochschule und Region. Wechselwirkungen. Köln 1984. 
3 Paul Kellermann (Hg.): Studienaufnahme und Studienzulassung. Aspekte des Wandels im 

Zugang zu den Hochschulen. (Klagenfurter Beiträge zur bildungswissenschaftlichen For-

schung 15), Klagenfurt 1984. 
4 Wolff-Dietrich Webler und Johannes Wildt (Hg.): Wissenschaft - Studium - Beruf. Zu den 

Bedingungs-, Analyse- und Handlungsebenen der Ausbildungsforschung und Studienre-

form. (AHD: Blickpunkt Hochschuldidaktik 52), Hamburg 1979. 
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Soziologie so positiv aufgenommen, dass sie auf Kosten der Fakultät veröffent-

licht wurde.5 

Hochschulentwicklung findet immer in einem Spannungsfeld zwischen in-

ternationalen, ja globalen Wissenschaftsinteressen und allgemeinpolitischen 

sowie regionalpolitischen Interessen statt. Hier den richtigen Kurs zu finden, 

folgt Logiken, die aufzuklären weiterführende Ergebnisse versprach. 

„Schulpraktische Studien in der ersten Phase der  
Lehrerausbildung“  

Die Zweiphasigkeit der Lehramtsausbildung, gebildet aus Fachstudium und 

nachfolgendem Referendariat mit seiner Unterrichtspraxis, führt immer wieder 

zu Praxisschocks und Abbrüchen der Ausbildung, z.T. verbunden mit Fehlin-

vestitionen von persönlicher Lebenszeit und öffentlichen Mitteln. Dies zu än-

dern scheiterte immer wieder an der Dualität von staatlich-politischen und wis-

senschaftlichen Interessen. An der Universität Oldenburg lief gerade ein Mo-

dellversuch der „einphasigen Lehrerausbildung“, der eine Reihe dieser Interes-

sengegensätze zeigte. Da schien der pragmatische Versuch erprobenswert, bei 

nahezu unveränderten Rahmenbedingungen durch schulpraktische Studienan-

teile schon in der ersten Phase zumindest den Praxisschock mindern und die 

Zahl der Studienabbrüche bzw. Studienwechsel senken zu können. Mit Kultus-

ministerium, Schulamt und kooperationsbereiten Schulen konnte der Zugang 

und die praktische Unterrichtskooperation vereinbart werden. 

Eine Projektgruppe aus Mitgliedern des IZHD und der Fakultät für Erzie-

hungswissenschaft entwickelte curriculare und didaktische Lösungsmuster, die 

sich als überaus erfolgreich erwiesen. Viele Lehramtsstudierende steigerten so-

gar ihre Motivation, sich auf einen solchen Beruf vorzubereiten. Sowohl die 

 

5 W.-D. Webler: Staat und Hochschulen – Empirie und Theoriebildung am Beispiel Baden-

Württemberg. Köln 1984. 
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wissenschaftlichen, wie auch die praktischen Studienanteile profitierten davon. 

Die Ergebnisse wurden veröffentlicht, waren aber letztlich politisch uner-

wünscht. Es blieb bei der Zweiphasigkeit. 

„Leben in der Stadt -- Das Beispiel Stadtsanierung in Bielefeld“  

Bielefeld und das nähere Umland hatten in der Phase der Industrialisierung 

Deutschlands eine umfangreiche Maschinenindustrie aufgebaut, vor allem für 

Textilmaschinen und die aufkommende Möbelindustrie – wie sich erwies, eine 

ausgesprochen bedeutungsvolle und spannende Entwicklung mit weitreichen-

den Folgen bis ins Ruhrgebiet hinein. Namen wie Dürkopp-Adler, Gildemeister 

usw. zeugen davon. Daneben war auch (zusammen mit Nürnberg) der größte 

Schwerpunkt der Fahrradindustrie entstanden (Rabeneick, Patria z.B.). Diese 

Entwicklung war historisch wenig aufgearbeitet, geschweige denn Gegenstand 

des normalen Schulunterrichts als Teil der Pflege regionaler Identität. Als Folge 

des Emissionsschutzgesetzes von 1972 (und bei dem Versuch, kommunalen 

Steuern zu entgehen) verlegten viele Fabriken ihre Produktion vor die Stadt ins 

Umland. Das größte Sanierungsgebiet der Bundesrepublik entstand. Die Bevöl-

kerung und die Stadtplanung standen vor großen Problemen, die mangels Er-

fahrung nicht aufgearbeitet waren. Eine besondere Gefährdung wurde auch für 

die Kinder und Jugendlichen dieser Viertel gesehen. Aber auch unter den Er-

wachsenen entwickelte sich erhebliches Konfliktpotential, weil über ihre Köpfe 

hinweg geplant wurde und Partizipationsmodelle noch kaum existierten. Die 

heutigen Modelle der Citizen-Science waren noch nicht entwickelt. Da kam der 

Fachvertreter für Architektur und Stadtentwicklung der Fachhochschule Biele-

feld auf das IZHD zu und schlug ein Rotationsprojekt vor, um diese Probleme 

zu bearbeiten und daraus Studienmaterial für die Lehramtsausbildung sowie 

Unterrichtsmaterial für die Bielefelder Schulen zu entwickeln. Das mehrjäh-

rige, interdisziplinäre Projekt „Leben in der Stadt am Beispiel Stadtsanierung 

in Bielefeld“ entstand und lieferte in einer Kooperation von Kolleg*innen des 

Fachbereichs Gestaltung der FH Bielefeld, einem Sozialgeografen und Histori-

ker der Universität und Mitgliedern des IZHD nicht nur eine wissenschaftliche 
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Aufarbeitung dieser Probleme, sondern auch praktisches Unterrichtsmaterial 

für die Bielefelder Schulen.6 

Begleitforschung zur einstufigen Juristenausbildung (Modell 
Bielefeld)  

Auch in der Juristenausbildung ist die Zweistufigkeit seit langem umstritten. 

Also hatten sich die Bundesländer auf einen Modellversuch zur Erprobung ei-

ner einstufigen Juristenausbildung geeinigt, mit 5 Varianten in 5 Ländern, die 

von einer Zentralstelle in Mannheim koordiniert wurden. Die Laufzeit betrug 5 

Jahre (1977-1982). Einzelne Modelle wurden durch Begleitforschung unter-

sucht. Nach einer Auswertung sollte der Bundestag über das Juristenausbil-

dungsgesetz neu entscheiden. Für NRW lag das Modell an der Universität 

Bielefeld, und die Begleitforschung übernahm das IZHD. Das Bielefelder Mo-

dell wurde im Ergebnis als das für eine bundesweite Einführung attraktivste 

Modell eingestuft und wies auch zahlreiche sehr erfolgreiche Absolvent*innen 

auf. Aber die Gegnerschaft war mächtig. Der Gesetzentwurf wurde vom Bun-

destag in erster Lesung beraten, in den zuständigen Ausschuss überwiesen und 

kam dort nie mehr heraus…. 

Veranstaltungsbewertung/Curriculumentwicklung  

Seit der Studentenbewegung war eine Bewertung von Lehr-/Lernveranstal-

tungen an Hochschulen durch Befragung der Studierenden in Gang gekom-

men. Die Bewertungskriterien waren oft Konflikten unterworfen, weil sie direkt 

von dem Bildungsverständnis und den Studienzielen an einer Universität (oder 

eines einzelnen Fachbereichs) abhingen. Das IZHD Bielefeld schaffte es, in 

 

6  Jürgen Lauster, Ulrich Mai, Wolff-Dietrich Webler und Johannes Wildt: Leben in der 

Stadt. Das Beispiel Stadtsanierung in Bielefeld. Stuttgart 1979. 
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einem ausgedehnten bildungstheoretischen und empirisch-methodischen Dia-

log mit allen Fakultäten der Universität jeweils einen Konsens über die Befra-

gungskriterien und -instrumente herzustellen. Der Fragebogen umfasste 72 

items und übertraf damit alle üblichen Vermutungen zur Motivation der Stu-

dierenden, einen solchen Umfang zu bearbeiten. Darunter waren auch Fragen 

zu persönlichen Lernstrategien der Studierenden und Fragen, mit deren Beant-

wortung andere Mitstudierende in ihrem Lernverhalten während der Veranstal-

tung beurteilt wurden. Die Antwortbereitschaft war auch deshalb so hoch, weil 

die Studierenden den Eindruck hatten, allein schon bei der Bearbeitung des Fra-

gebogens viel zu lernen, aber vor allem, dass sie die Ergebnisse erfuhren – was 

zu jener Zeit alles andere als selbstverständlich war. Das Neue und Überra-

schende des Vorgehens bestand darin, dass nicht nur die Veranstaltung (als 

Leistung der Lehrenden allein) aus Studierendensicht betrachtet, sondern in ei-

nem zweiten Instrument die Veranstaltung auch von den Lehrenden (im Spiegel 

eigener Absichten) rekonstruiert und bewertet wurde. Aber das wirklich Neue 

bestand darin, dass die Lehrenden die Richtung der Betrachtung umkehrten. Sie 

bekamen ein drittes Instrument in die Hand, mit dem sie „ihre“ Studierenden 

bewerten konnten – zum Entsetzen der Studierenden! Natürlich nicht individu-

ell, sondern eher gruppenweise. Anhand der Ergebnisse wurde zunächst eine 

vom IZHD moderierte Auswertungssitzung pro Veranstaltung angesetzt, um 

das Feedback der verschiedenen Seiten kennen zu lernen. Dann folgte eine 

Fachbereichsversammlung mit anonymisierten Daten, in der alle Seiten sehr 

viel über universitäres Lehren und Lernen sowie individuelle Lernkonzepte ler-

nen konnten. Dabei wurde auch eine individuelle Beratung der Lehrenden zu 

den „eigenen“ Daten angeboten und vielfach genutzt. Das ganze Modell wurde 

mehrfach publiziert und in anderen Hochschulen vielfach übernommen.7 

 

7  Wolff-Dietrich Webler: Das Bielefelder Modell zur Evaluation der Lehre als Organisati-

onsberatung durch Hochschulforscher. In: Hochschulrektorenkonferenz (Hg.): Evaluation 
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Mit dem Einsetzen der Bologna-Reform und dem Vordringen des Kom-

petenzkonzepts wurde das IZHD vielfach zur Entwicklung neuer Curricula 

hinzugezogen. Der Akzent lag nun auf der Verhinderung von Bergen von Lern-

stoff. Im Vordergrund stand die Spanne von Bildungstheorie bis zu dement-

sprechend angemessenen Lernsituationen zur Erzielung der intendierten Bil-

dungseffekte und angemessene, kreative Prüfungsformen schon damals nach 

einem Prinzip, das erst viel später in Großbritannien als „shift from teaching to 

learning“ bezeichnet wurde.  

„Nicht von ungefähr…“ 

1981 wurde die Ausstellung Preußen - Versuch einer Bilanz vom 15. August 

bis zum 15. November 1981 in Berlin im Martin-Gropius-Bau präsentiert. Als 

der Verfasser dort hinfuhr, hoffte er, die epochalen Leistungen der Wissen-

schaft in Preußen (insbesondere angestoßen durch Wilhelm von Humboldt zur 

staatlichen Anerkennung der Forschung als Aufgabe von Professoren und der 

Verknüpfung von Forschung und Lehre sowie zur Rolle der Studierenden in 

einem aktiven, selbst verantworteten Studium) in einer Weise zu erleben, die 

Lehrende möglicherweise stärker an dieser Seite ihres Berufs interessieren 

könnte. Eine solche Strategie zur Steigerung der Motivation für die akademi-

sche Lehre anhand der Historie sollte im IZHD Bielefeld genutzt werden. Aber 

die Besichtigung endete in einer großen Enttäuschung. Die Ausstellung mochte 

in anderen Abteilungen sehr gelungen sein – die Abteilung zur Wissenschaft in 

Preußen erschöpfte sich im wesentlichen in einer Serie von Porträts berühmter 

 

und Qualitätssicherung an den Hochschulen in Deutschland - Stand und Perspektiven. 

(Beiträge zur Hochschulpolitik 6), Bonn 1998. 
Wolff-Dietrich Webler: „Vergleich von fünf wichtigen Evaluationsmodellen in Deutschland 

- Grundlagen einer Meta-Evaluation.“ In: Karl Neumann und Jürgen Osterloh (Hg.): Gute 

Lehre in der Vielfalt der Disziplinen. Weinheim 2002. 
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Professoren, aufgehängt an den Ausstellungswänden. Da wäre viel mehr denk-

bar gewesen – bis hin zu ersten interaktiven Elementen. Diesen Eindruck be-

richtete der Verfasser im IZHD-Kuratorium, verbunden mit der ursprünglichen 

Absicht, auf diesem historischen Umweg mit einer attraktiven Ausstellung ein 

Instrument zu gewinnen – einen Beitrag zur Berufsidentität, um das Interesse 

an der Lehre steigern zu können. Als Vertreter der Fachhochschule Bielefeld 

gehörte Prof. rer.nat. Gerd Fleischmann vom Fachbereich Gestaltung zum Ku-

ratorium. Er begeisterte sich für diesen Gedanken und bot an, zusammen mit 

dem Verfasser mit einer Gruppe seiner Studierenden das gedachte Ausstel-

lungsprojekt gemeinsam zu entwickeln. Da der Verfasser ohnehin auf der Basis 

dieser Idee an einer „Sozialgeschichte des gelehrten Unterrichts – von der An-

tike bis zur Gegenwart“ als seinem Habilitationsprojekt arbeitete,8 wurde be-

schlossen, das bereits erstellte Text- und Bildmaterial (740 Seiten, über 400 

historische Abbildungen) einem gemeinsamen Ausstellungsprojekt zugrunde 

zu legen. Nach drei Jahren Entwicklung waren die Vorbereitungen abgeschlos-

sen – verbunden mit einer Reihe von Examensarbeiten beteiligter Studierender. 

Es wurde auf einer Fläche von 850 qm als Wanderausstellung konzipiert, in 

zwei Exemplaren produziert (von denen ein Exemplar die Universität Hamburg 

erwarb) und vom Rektor der Universität Bielefeld, Karl-Peter Grotemeyer, in 

der großen Eingangshalle eröffnet. Die Verluste durch Diebstahl aus der öffent-

lich zugänglichen Ausstellung hielten sich in Grenzen. Die Ausstellung wurde 

8 Wochen gezeigt, bevor sie dann an der Universität Hamburg, der TU Berlin, 

der Universität Halle/Saale und der FH Frankfurt/M zu sehen war. 
 

Erwähnenswert für einen Überblick über das IZHD Bielefeld ist auch, dass die 

AHD mit jeweils wechselnden Hochschulen als Partnern Jahreskonferenzen 

 

8 Geplant zur Durchführung am Fachbereich 5 Gesellschaftswissenschaften der Universität 

Kassel, wobei als externe Gutachter bereits gewonnen waren: Ludwig von Friedeburg und 

der Leiter des Göttinger Max-Planck-Instituts für Geschichte.  
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veranstaltet. Während seiner 12-jährigen Amtszeit als AHD-Bundesvorsitzen-

der hat der Verfasser auf der Basis des IZHD Bielefeld insgesamt 12 AHD-

Jahreskonferenzen in wechselnden Hochschulen durchgeführt. 

„Projekt Lehrberichte“ 

Die Kritik an der mangelnden Beachtung der akademischen Lehre in der Kar-

riere und dem Selbstverständnis von Lehrenden sowie dem Erfolg in den Stu-

diengängen führte dazu, dass in der Öffentlichkeit immer lauter eine Zuwen-

dung zu diesem Aufgabenbereich gefordert wurde. So wie die Hochschulen 

jährlich stolz ihre Forschungsberichte vorlegten, sollten sie auch verpflichtet 

werden, jährlich einen Lehrbericht vorzulegen. Es gab eine politische Bereit-

schaft, diese Forderung aufzugreifen, aber über Format, Struktur und Inhalt ei-

nes solchen Berichts bestand noch Unklarheit. Daraufhin erklärte sich der Ver-

fasser bereit, in einem Pilotprojekt im Auftrag des BMBW den Umfang not-

wendiger Informationen für einen solchen Zweck zu ermitteln, empirisch zu 

erproben und als Vorgabe zu empfehlen. Die Erfahrungen wurden vorgelegt. 

Das Ministerium hat die Ergebnisse dann in seine Empfehlungen übernommen. 

Für dieses Format „Lehrberichte“ kamen dann große Evaluationspro-

jekte als Kooperationen an 84 Fachbereichen (bzw. kleineren Hochschulen 

als Ganze) deutschlandweit zustande. Dazu wurde im IZHD die „Projekt-

gruppe Hochschulevaluation“ gegründet. Von ihr wurde die Situation von 

Lehre und Studium umfassend untersucht – in einigen Fachbereichen unter Ein-

schluss der Forschung. Die Einzelberichte blieben vertraulich, um Klartext 

schreiben zu können. Sie gingen nur an das jeweilige Dekanat bzw. bei insge-

samt untersuchten kleinen Hochschulen an die Hochschulleitung. Nur die 

Hochschule für Wirtschaft und Politik (HWP) Hamburg (Leitung: Lothar Zech-

lin) wagte die ungekürzte Publikation. Trotz oder gerade wegen der Vertrau-

lichkeit wurde die Projektgruppe sehr informell und effektiv weiterempfohlen, 

sodass es zu der Gesamtzahl von Projekten in den meisten Bundesländern kam.  
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Lokale, studiengangsbezogene empirische Studien auf 
Fakultätsebene  

Seit den 1990er Jahren war es kontinuierlich zu einer Reihe von Analysen der 

Leistungen bzw. der Attraktivität von Bielefelder Studiengängen gekommen9. 

Internationale Wirkungen der Arbeit 

Aufgrund seiner Publikationen und Engagements (insbesondere Weiterbil-

dungsangeboten für Lehrende, für Dekane und Tutorenausbilderinnen und -aus-

bilder) war der Leiter des IZHD Bielefeld zumindest im deutschsprachigen 

Raum immer bekannter geworden. Infolgedessen wurde ihm auf EU-Ebene die 

Mitwirkung an einem Projekt in Litauen zur Gründung von Fachhochschulen 

nach deutschem Muster angeboten, mehrere Weiterbildungen in Klagenfurt und 

in der Schweiz zum Higher Education Management fanden statt, er wurde in 

die Ukraine eingeladen für ein Projekt, mit dem die Regierung die Evaluation 

und Akkreditierung privater Hochschulgründungen entwickeln und durchfüh-

ren wollte. Von dort wurde er nach Moskau eingeladen, um dort Weiterbildun-

gen von Lehrenden an Universitäten durchzuführen – auch an der Lomo-

nossow-Universität; das mündete (gefördert von der Bosch-Stiftung) in ein 

mehrjähriges, mehrstufiges Projekt zur Ausbildung von hochschuldidaktischen 

 

9  z.B. Bettina Beck, Andreas Welzel: Wie gut bereitet das Studium an der Bielefelder Fa-

kultät für Soziologie auf die Diplomarbeit vor? Interdisziplinäres Zentrum f. Hochschul-

didaktik d. Univ. Bielefeld, 1995. Die Ergebnisse wurden in der institutseigenen Reihe 

„Diskussionsbeiträge zur Ausbildungsforschung und Studienreform“ veröffentlicht. So 

auch: 

Andreas Welzel, Michael Craanen, Lothar Schmidt: Die Entscheidung für ein Studium an 

der Universität Bielefeld: Befragung der Erstimmatrikulierten aller Fakultäten 1993/94 

und 1997/98; Ergebnisse in der Fakultät für Geschichtswissenschaft und Philosophie. 

Bielefeld, IZHD, 1988. 
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Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, das mit ausgewählten Teilnehmenden 

in Jaroslawl/Wolga und in Bielefeld stattfand. In Jaroslawl wurde auf Initiative 

des Verfassers zur Verstetigung dieser Ausbildung in Trägerschaft von fünf 

Universitäten und Akademien ein Zentrum für Lehren und Lernen an Hoch-

schulen gegründet, das er in der Anfangszeit auch selbst leitete. Wegen dieses 

gesamten Projekts entschloss sich einer der Träger – die Staatliche Pädagogi-

sche Universität Jaroslawl – dem Leiter im Zuge der Feier zu ihrem 75-jährigen 

Bestehen eine Ehrenprofessur zu verleihen – erst die zweite in den 75 Jahren 

seit Gründung.  

Schließlich kam der Deutsche Entwicklungsdienst auf ihn zu mit der Ein-

ladung, Weiterbildungen an der Nationaluniversität in der Hauptstadt Ha-

rare/Simbabwe und in einem anderen Projekt mehrere Male in der Hauptstadt 

von Äthiopien in Addis Abeba durchzuführen. Hier boten sich Chancen, nicht 

nur Konzepte des IZHD weiterzugeben, sondern auch Eindrücke zu sammeln, 

die geeignet waren, die Weiterentwicklung am IZHD selbst zu fördern. 

Aufgrund seines Engagements im Vorstand der bundesweiten Arbeitsge-

meinschaft für Hochschuldidaktik (AHD) war der Verfasser 1993 als deutscher 

Vertreter auch an der Gründung des International Consortium of Educational 

Development (ICED) beteiligt. Dieser Zusammenschluss besteht als einziger in 

diesem Themengebiet nicht aus personellen Einzelmitgliedern, sondern nur aus 

nationalen Organisationen – weltweit. Dessen Vorstand (Council) setzt sich aus 

den jeweiligen nationalen Vorsitzenden zusammen. Damit war der Verfasser 

(während seiner Amtszeit bis 2001) ständiges Mitglied des Councils. Als sol-

cher organisierte er die ICED-Weltkonferenz „Scholarship and Professional 

Practice in Academic Development“ im Jahr 2000 in der Stadthalle Bielefeld. 

Dort wurde auch die Ausstellung „Sozialgeschichte des gelehrten Unterrichts – 

von der Antike bis zur Gegenwart“ nochmal gezeigt. 
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Mit dem Institut und seiner Gründung verbundene, 
bekanntere Wissenschaftler*innen  

Wie schon erwähnt, waren Ludwig Huber, Erziehungswissenschaftler und da-

mals noch Assistent von Hartmut von Hentig, bald danach an die Universität 

Hamburg berufen, noch am Beginn einer bemerkenswerten Karriere als Wis-

senschaftler stehend, die ihn bald auch zum Vizepräsidenten der Universität 

Hamburg werden ließ; Helmut Skowronek, als Professor für Pädagogische 

Psychologie nach Bielefeld berufen, später Prorektor und Rektor der Universi-

tät, und Otto Herz, Psychologe und Pädagoge, Mitarbeiter Hartmut von Hen-

tigs beim Aufbau der Schulprojekte an der Universität Bielefeld, in den 1970er 

Jahren noch stark in der Studienreform engagiert, bevor er als Reformpädagoge 

in der Schulreform dauerhaft sein Arbeitsfeld sah. 

Aus dem Zentrum heraus überregional bekannt wurden – auch durch bun-

desweite Engagements – insbesondere Wolff-Dietrich Webler10 und Johan-

nes Wildt11. Letzterer wurde von Bielefeld aus an das Hochschuldidaktik-Zen-

trum Dortmund auf eine Professur berufen und hat das dortige Zentrum mitge-

prägt, ersterer wurde direkt nach seiner Pensionierung auf eine Professur für 

„Higher Education“ an die norwegische Universität Bergen berufen, die eine 

solche Altersgrenze nicht kennt. Beide waren hintereinander Bundesvorsit-

zende der AHD, Webler außerdem Gründungsmitglied der Sektion Wissen-

schaftsforschung, jahrelang Sprecher der AG Hochschulforschung der Deut-

schen Gesellschaft für Soziologie (DGS) sowie der Sektion Bildung und Erzie-

hung der DGS. 

 

10 https://de.wikipedia.org/wiki/Wolff-Dietrich_Webler  
11 https://de.wikipedia.org/wiki/Johannes_Wildt  
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Inzwischen erfolgte Schließung: bedingte Fortsetzung in 
anderen Formen 

Da eine Berufung auf die am IZHD bestehende Professur nicht stattgefunden 

hatte, wurden zeitgleich mit der Pensionierung des Leiters und aufgrund der 

Vakanz der ehemaligen Stelle von Johannes Wildt die beiden verbliebenen wis-

senschaftlichen Mitarbeiter innerhalb der Universität versetzt und das IZHD 

aufgelöst. Aufgaben der Beratung und der Evaluation von Veranstaltungen so-

wie viele andere Aufgaben übernahm jetzt ein Zentrum für Lehren und Lernen 

(ZLL) im Zuständigkeitsbereich des Kanzlers. Ein Forschungsauftrag war da-

mit nicht mehr verbunden.  

Um auch über die Pensionierung des bisherigen Leiters hinaus Hochschul-

forschung in der Breite betreiben zu können, wie das der Sache nach angemes-

sen schien (und auch einen Träger für Drittmittelprojekte zu gewinnen) grün-

dete er einen gemeinnützigen Trägerverein für das „Institut für Wissenschafts- 

und Bildungsforschung Bielefeld (IWBB)“. Die Bezeichnung ist so weit ge-

wählt, um künftigen Entwicklungen nicht im Weg zu stehen. Das Institut be-

steht nun schon seit vielen Jahren. Es bot bisher mehrere Durchgänge des wei-

terbildenden, masteradäquaten Studiengangs „Higher Education Develop-

ment/Science Management“ an – mit gutem Erfolg. Seine Absolventinnen 

und Absolventen sind von Hochschulen unmittelbar nach dem Abschluss sofort 

eingestellt worden.  

Klausurtagung Hochschulforum mit dem IWBB als Träger: Beson-

ders wirksam ist die alljährliche Durchführung einer intensiven, einwöchigen 

Klausurtagung mit eingeladenen Expert*innen aus der Praxis der Hochschul-

leitungen, aus der Hochschulforschung sowie aus der Hochschul- bzw. Wissen-

schaftspolitik – überwiegend aus dem deutschsprachigen Raum, also auch der 

Schweiz, Österreichs und Luxemburgs. Die Tagung fand 2025 zum 19. Mal 

statt. Diese Tagung ist bei den Beteiligten besonders attraktiv: hohes Niveau, 

Vertraulichkeit, aktuelle Themen. 

Der Hochschulforschung ist mit der Gründung des IWBB in jedem Fall 

weitergeholfen. 
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Resümee: Zukunftsperspektiven des jeweiligen Instituts 

Mit der gewachsenen Bedeutung der Hochschulen in Deutschland (und damit 

verbunden immer höherem Aufwand an Haushaltsmitteln) wurde konzeptionel-

len, aber vor allem auch Qualitätsfragen immer höhere Bedeutung beigemes-

sen. Die Hochschulforschung hat in ihren vielen Dimensionen wichtige Bei-

träge dazu geliefert – so auch das IZHD Bielefeld. Ohne Details der Auflösung 

des IZHD Bielefeld zu kennen, hat die Leitung der Universität Münster Jahre 

später noch erklärt, dieses IZHD gerne in den eigenen Mauern gehabt zu haben. 
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Studiengänge zu Hochschulforschung und 
Wissenschaftsmanagement in Deutschland: 

Welche gibt es und was sind zentrale 
Unterscheidungsmerkmale? 

Kerstin Janson, Ester Höhle, René Krempkow & Julia Rathke 

An deutschen Hochschulen und Universitäten gibt es inzwischen eine Reihe 

von Studiengängen im Bereich der Hochschulforschung sowie des Hochschul- 

und Wissenschaftsmanagements. Nachfolgend werden sowohl grundständige 

sowie weiterbildende Studiengängen vorgestellt. Weiterbildungsstudiengänge 

für das Wissenschaftsmanagement werden betrachtet, da diese als eine Grund-

lage für reflektiertes Handeln ebenfalls Hochschulforschungsinhalte lehren. 

Die Heterogenität der Zielgruppen, die Berufsbegleitung und die Verbindung 

von wissenschaftlichem Wissen mit berufspraktischem Know-how werden be-

leuchtet. Eine Analyse der Module bildet die Basis für eine inhaltliche Katego-

risierung der Studiengänge. Schließlich wird auf Basis der erhobenen Daten des 

BMBF-geförderten KaWuM-Projekts (Karrierewege und Qualifikationsanfor-

derungen im Wissenschafts- und Hochschulmanagement) für die weiterbilden-

den Studiengänge des Wissenschaftsmanagements herausgearbeitet, welche 

Vorteile die Aufnahme und Absolvierung dieser Studiengänge für den Einstieg 

und die Karriere im Wissenschaftsmanagement hat. Ein Ausblick betont die 

Bedeutung weiterer Untersuchungen zu den Auswirkungen von Online-Lern-

angeboten in der Hochschulforschung und im Wissenschaftsmanagement. 
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1. Einführung – Abgrenzung Hochschulforschung/ 
Management 

Im Fokus dieses Artikels stehen Studiengänge im Bereich der Hochschulfor-

schung sowie des Wissenschafts- und Hochschulmanagements.1 Gemeinsam ist 

beiden der Untersuchungsgegenstand der Hochschul- und Wissenschaftsein-

richtungen – die Schwerpunkte allerdings sind unterschiedlich, auch wenn die 

Abgrenzung häufig fließend ist.2 Einen Konsens zur Definition der Hochschul-

forschung ist in der Literatur nicht zu finden (vgl. Ramirez, Beer & Pasternack 

2021; Winter & Krempkow 2013). Hochschulforschung wird häufig beschrie-

ben als ein interdisziplinäres, multidisziplinäres und gegenstandorientiertes 

Forschungsfeld (vgl. z.B. Pasternack 2006). Im Mittelpunkt steht die systema-

tische und methodisch kontrollierte Untersuchung von Hochschulsystemen so-

wie Einzelphänomenen auf Ebene der Hochschule, des Lehrpersonals und der 

Studierenden (nach Metz-Göckel 2008:143 in Janson 2014).  

Hochschul- und Wissenschaftsmanagement hat eine stärkere Innenper-

spektive. Im Fokus steht die optimale Gestaltung der internen Organisation der 

Hochschule hinsichtlich ihrer internen und externen Anforderungen. Definitio-

nen von Wissenschaftsmanagement beziehen sich häufig auf die dazugehörigen 

 

1  Nachfolgend sprechen wir zwecks besserer Lesbarkeit nur noch kurz von Wissenschafts-

management.  
2  Befragungen zeigen bereits vor über einer Dekade, dass die relativ gesehen größte Grup-

pierung innerhalb des Hochschulforschungsnachwuchses in Gebieten der Hochschulpla-

nung, Administration und Governance sowie der Hochschulpolitik tätig ist, die also einen 

starken Bezug zum Wissenschaftsmanagement aufweisen. Gleichzeitig zeigten auch Be-

fragungen unter Angehörigen des Wissenschaftsmanagements, dass ein wissenschaftli-

cher Hintergrund für anspruchsvolle Aufgaben an Hochschulen hilfreich sein kann, da hier 

die Entwicklung wissenschaftsbasierter Konzepte und deren Realisation gefordert sind 

(vgl. Bülow-Schramm & Krempkow 2014). Dies hat sich in den KaWuM-Ergebnissen 

bestätigt (Krempkow et al. 2023). 
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Organisationseinheiten bzw. Personen und weniger der Tätigkeiten (Klumpp & 

Teichler 2008). Erst in jüngerer Zeit wurden auch deren Tätigkeiten in den 

Blick genommen (Henke et al. 2022; Krempkow et al. 2019, 2023). Einigkeit 

hingegen besteht hinsichtlich der Entstehung im Rahmen der Einführung des 

New Public Managements und der Entwicklung von Hochschulen zu organisa-

torischen Einheiten (Kehm 2012; Klumpp & Teichler 2008). Durch die Ablö-

sung der staatlichen Hochschulsteuerung ab den 1990er Jahren und der Einfüh-

rung des New Public Managements bzw. der neuen Governance der Wissen-

schaft (z.B. Krempkow et al. 2014; Jansen & Pruisken 2011; Bleiklie et al. 

2017) wurden die Hochschulen in eine stärkere Selbststeuerung überführt (vgl. 

Wilkesmann & Schmid 2012), die zu einem Komplex neuer Aufgaben und An-

forderungen führte jenseits der traditionellen Kernaufgaben von Lehre und For-

schung und auch Verwaltung. Die sich herausbildende Gruppe von Personen, 

die in den Hochschulen diese Aufgaben übernahmen, formten die Basis für das 

heutige Wissenschaftsmanagement (vgl. Klumpp & Teichler 2008). 

Bisherige Definitionen des Wissenschaftsmanagements haben verschie-

dene Schwächen in ihrer Eingrenzbarkeit oder Zuordnung. Am vielverspre-

chendsten sind daher tätigkeitsbasierte Definitionen (vgl. Krempkow et. al. 

2023). Das BMBF geförderte Projekt KaWuM  hat existierende Definitionen 

wie folgt zusammengefasst:  Wissenschafts- und Hochschulmanagement: ist 

nicht nur das klassische Management, sondern umfasst auch die teilweise neu 

entstandenen oder in ihren Tätigkeiten stark veränderten Stellen, ist formal 

häufig in der Verwaltung angesiedelt, während die Tätigkeiten zwischen Ver-

waltung und Wissenschaft liegen, stellt eine Brücken- oder Vermittlerfunktion 

zwischen beiden Bereichen dar, und nimmt wissenschaftsunterstützenden 

(Dienstleistungs-)Charakter an (Ebenda). 

Während ein Studiengang in der Hochschulforschung somit auf eine ana-

lytische Beschäftigung mit dem Feld des Wissenschafts- und Hochschulsys-

tems vorbereiten sollte, sollte das Ziel eines Studiengangs im Wissenschafts-

management sein, Personen auszubilden, die sowohl die Organisation und Kul-

tur der Hochschule und Wissenschaft verstehen, aber auch betriebswirtschaft-

liche und Managementfähigkeiten haben sowie Softskills, die ihnen erlauben, 
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sich in ihrer Tätigkeit zwischen Verwaltung und Wissenschaft erfolgreich zu 

bewegen und die Hochschule strategisch zu positionieren. Beide Felder bedin-

gen sich gegenseitig. In den von Teichler (2008) definierten vier Themenberei-

chen von Hochschulforschung beschäftigt sich der vierte Bereich mit Fragen 

des Hochschulmanagements, nämlich: Forschungsfragestellungen, welche die 

Institution Hochschule, d.h. Fragen der Hochschulplanung, -verwaltung, -bera-

tung, des -managements und der Ressourcenallokation zum Thema haben. 

Die Übergänge zwischen Hochschulforschung und Wissenschaftsmanage-

ment sind somit fließend. Winter & Krempkow (2013) haben diese Übergänge 

und die Vielfalt der Themenfelder und zuarbeitenden Disziplinen in ihrem 

Zentrum-Peripherie-Modell zur Kartierung der Hochschulforschung übersicht-

lich dargestellt. Der Zusammenhang zwischen Hochschulforschung und Wis-

senschaftsmanagement – den Akteuren innerhalb der Hochschulen – ist dabei 

ein besonderer, wie Teichler (2008: 65f.) wie folgt beschreibt: Besonderheiten 

der Hochschulforschung sind die Einbindung ihrer Akteure in das Feld selbst 

sowie ihre Relevanz für das „praktische Gestaltungshandeln“. Und auch Winter 

(2014: 29) resümiert: „(Hochschulforschung) ist umfassend hinsichtlich der Tä-

tigkeit: nicht nur Forschung, sondern auch Beratung, Evaluation, Steuerung, 

Management/Verwaltung und Didaktik sind von der Hochschulforschung nicht 

(so einfach) zu trennen“. Neben der Entwicklung von Methoden, Theorien und 

vereinzelter Grundlagenforschung wird somit von der Hochschulforschung im 

Sinne einer „strategischen Forschung“ (vgl. Teichler 2008: 65) erwartet, dass 

systematisches Wissen entwickelt wird, das als Basis für Maßnahmen in Hoch-

schule und Hochschulpolitik relevant ist (vgl. Janson 2014).  

2.  Überblick und Historie der Studiengänge 

Die Existenz eines Studiengangs – einer geregelten Ausbildung für den Nach-

wuchs – wird als eine der Voraussetzungen für die Ausbildung einer 
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wissenschaftlichen Disziplin angesehen.3 So verweist Winter (2014) auf Ber-

wanger, Hoffmann & Stein (2012: 25), die definieren: „Die Spezifizierung ei-

nes wissenschaftlichen Themengebiets als Fach liegt in der Rückkopplung von 

Forschung und Lehre, die es ermöglicht, dass der derzeitige Forschungsstand 

eines Fachs in der Lehre wiedergegeben wird und die Lehrenden die Möglich-

keit haben, über eigene Forschung den Nachwuchs des Faches auszubilden.“ 

(Berwanger, Hoffmann & Stein 2012: 25) 

Die Diskussion eines (grundständigen) Studienangebots ist somit eng mit 

der Frage verbunden, ob die Hochschulforschung (oder auch das Wissen-

schaftsmanagement) auf dem Weg zu einer eigenständigen Disziplin ist (bzw. 

einer Profession – vgl. Krempkow et al. 2023). Die Hochschulforschung wird 

in Deutschland seit weniger als 100 Jahren betrieben. Ihre Ursprünge werden 

in den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts verortet und ihr Ansatz ist multi-

disziplinär (Winter 2014). Die zentralen Institute der Hochschulforschung in 

Deutschland wurden wie nachfolgend gegründet und institutionalisierten sich 

ab der 70er Jahre des letzten Jahrhunderts:  

 DZHW – Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung 

(vormals HIS) gegründet aus Stiftungsmitteln 1969 (1976 vom Bund über-

nommen) 

 IHF – Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung – 1973 

 INCHER – Internationale Zentrum für Hochschulforschung – 1978 

 AG Hochschulforschung an der Universität Konstanz – 1982 

 CHE – Centrum für Hochschulentwicklung - 1994 

 HoF – Institut für Hochschulforschung an der Martin-Luther-Universität 

Halle-Wittenberg – 1996 (1964 als Institut für Hochschulpolitik an der 

Humboldt-Universität zu Berlin gegründet)  

 Abteilung Hochschulforschung – Humboldt-Universität zu Berlin – 2010 

 

3  Entsprechend werden im Folgenden reine Weiterbildungs- oder Zertifikatsangebote nicht 

betrachtet.  
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Mit 20 bis 30 Jahren Abstand haben sich nach den Forschungsinstituten am 

Anfang des 21. Jahrhunderts die ersten Studienangebote herausgebildet (vgl. 

Webler 2009a). In seiner Übersicht verweist Webler (2009b) allerdings auf eine 

Studiengangsentwicklung der Universität Bielefeld mit einem Schwerpunkt auf 

den Gegenstand der Hochschule schon Mitte der 80er Jahre – nämlich den bi-

lingualen (Zusatz-) Studiengang „Research, Development and Administration 

in Higher Education”, der somit als erster Studiengang im Bereich der Hoch-

schulforschung und des Wissenschaftsmanagement dokumentiert ist (aber nicht 

mehr angeboten wird). 

 

Nach Webler (2009) gab es 2009 somit sechs Studiengänge (sowie weitere An-

gebote von Zertifikatskursen), welche von ihm basierend auf ihrem inhaltli-

chem Schwerpunkt und Zielen in drei Gruppen einsortiert werden: Der Gruppe 

der Studiengängen, die primär Management- und Führungskompetenzen ver-

mitteln auf der einen Seite; und auf der anderen Seite die eher sozialwissen-

schaftlich geprägten Studiengänge mit einem Fokus auf den Gegenstandsbe-

reich Hochschule und Forschung; sowie einer Gruppe von Studiengängen, wel-

che beides in unterschiedlichen Gewichtungen kombinieren. Hierzu wird resü-

miert: „Die Masterstudiengänge in Bielefeld und Kassel haben sich nicht zum 

Ziel gesetzt, Wissenschaftsmanager auszubilden, sondern Experten für das Wis-

senschafts- bzw. Hochschulsystem in unterschiedlichen beruflichen Kontexten. 

Bilden die Programme mit reinem „Management am Beispiel der Wissen-

schaftseinrichtungen” das eine Ende des Kontinuums der Absolventenprofile, 

so stellen das Kasseler und das Bielefelder Programm das andere Ende des 

Kontinuums dar. Insofern leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Vielfalt der 

qualifizierenden Angebote - und das auf hohem Niveau. Trotzdem enthalten sie 

noch Schwächen, die beseitigt werden“ (Webler 2009c: 50). Nachfolgende 

Übersicht stellt die Gruppierung der Studiengänge tabellarisch dar: 
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Tabelle 1: Übersicht Studiengänge mit Stand 2009 mit Gruppierung nach Web-

ler 

Management/Füh-

rung 

Kombination Expertise Gegen-

standsbereich Hoch-

schule 

 Wissenschaftsma-

nagement (Speyer) 

– Magister 

 Hochschul- und 

Wissenschaftsma-

nagement (Do-

nau-Uni. Krems) – 

M. Sc.  

 Bildungsmanage-

ment (Uni Olden-

burg) – MBA 

 Hochschul- und 

Wissenschaftsma-

nagement (FH Os-

nabrück, MBA) 

 History, Philoso-

phy and Sociol-

ogy of Science 

(Uni Bielefeld) – 

M. A.  

 Higher Education 

Research and De-

velopment” (Uni 

Kassel) – M.A. 

Eigene Darstellung nach Webler (2009b) 

 

Rund 15 Jahre später soll dieser Artikel einen Überblick über das aktuelle Stu-

dienangebot geben sowie eine Kategorisierung nach Abschlüssen, Studienor-

ganisation und -bedingungen sowie inhaltlicher Ausrichtung. Basis unserer Re-

cherche war die Darstellung der Studiengänge auf der Webseite WIHO FOR-

SCHUNG des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der Hochschul-

kompass der Hochschulrektorenkonferenz sowie ergänzende Internetrecher-

chen.4  

 

4  Recherchiert wurde mit den folgenden Begriffen: Hochschulforschung, Wissenschaftsfor-

schung, Higher Education, Hochschulmanagement, Wissenschaftsmanagement, Wissen-

schafts (da Wissenschaft über 700 Einträge zeigte), Bildungsforschung. 
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3.  Übersicht über das Studienangebot im Bereich  
Hochschulforschung und Wissenschaftsmanagement  

Insgesamt konnten im Bereich Hochschulforschung und Wissenschaftsma-

nagement im Januar 2024 zwei Bachelorstudiengänge und 18 Masterstudien-

gänge an deutschen Hochschulen gefunden werden. Kriterium für die Auf-

nahme eines Studiengangs war neben der allgemeinen Ausrichtung auf Themen 

der Hochschule und des Wissenschaftssystem das Vorhandenseins mindestens 

eines Pflichtmoduls, dass sich mit dem Hochschul- oder Wissenschaftssystem 

befasst. Die Darstellung soll hier differenziert nach Berufsfeld (Hochschulfor-

schung – oder Wissenschaftsmanagement) sowie danach erfolgen, ob es ein 

grundständiger oder weiterführender Studiengang ist – letzteres bezieht sich in 

der Regel auf Studiengänge mit einem Fokus auf das Wissenschaftsmanage-

ment.  

Während sich laut Meyer et al. (2019) die konsekutiven und eigenständi-

gen Studiengänge an der wissenschaftlichen Ausrichtung der Disziplinen ori-

entieren, wird in Weiterbildungsstudiengängen angestrebt, wissenschaftliches 

Wissen mit Professionswissen und berufspraktischem Wissen zu verbinden. 

Ziel ist es, die vorhandene Berufserfahrung einzuordnen und die parallellau-

fende Berufstätigkeit zu flankieren. Daneben bietet ein meist modulares Teil-

zeitstudium denjenigen, für die ein Vollzeitstudium nicht möglich ist, die Mög-

lichkeit, nebenberuflich zu studieren (Sandfuchs 2017, S. 54; 62). Als weiter-

bildender Studiengang wurden somit Studiengänge klassifiziert, bei denen be-

rufliche Erfahrung vorausgesetzt wird. 

Das Angebot an weiterbildenden Studiengängen, die in ihrer Selbstdarstel-

lung konkret angeben, auf eine Tätigkeit im Wissenschaftsmanagement an 

Hochschulen oder außeruniversitären Wissenschaftseinrichtungen vorzuberei-

ten, umfasst in Deutschland aktuell zehn Studiengänge. Im Gegensatz dazu las-

sen sich acht grundständige Studiengänge finden – davon zwei auf Bachelorni-

veau. 
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Tabelle 2: Übersicht Studiengänge mit Stand 2024 in Deutschland 
 Grundständiger Studien-

gang 
Weiterbildender Studi-
engang5 

Themenfeld 
Hochschul-/ 
Wissenschafts-
forschung 

 Wissenschaft und Ge-
sellschaft, M.A. (Uni 
Hannover) 

 Wissenschaftsfor-
schung, M.A. (HU Ber-
lin/DZHW) – Immatri-
kulation ausgesetzt 

 Science and Technol-
ogy Studies, M.A. (TU 
München) 

 Master in Research and 
Innovation in Higher 
Education, M.Sc. (HS 
Osnabrück mit Part-
nern) 

 Governance of Technol-
ogy and Innovation, 
M.A. (RWTH Aachen) 

 Empirische Bildungs-
forschung, M.A. 
(RWTH Aachen) 

 Higher Education, 
M.Sc. (Uni Hamburg) 

Themenfeld 
Hochschul-/ 
Wissenschafts-
management 

 Bildungswissenschaft 
und Bildungsmanage-
ment, M.A. (Uni Frei-
burg) 

 Duales Studium For-
schungs- und Innovati-
onsmanagement, B.A. 
(HS Koblenz) 

 Hochschul- und Wis-
senschaftsmanage-
ment, M.B.A. (HS 
Osnabrück) 

 Bildungsmanage-
ment, M.A. (PH Lud-
wigsburg) 

 

5  Weiterbildende Studiengänge sind fast durchweg kostenpflichtig, so auch hier (außer an 

der Uni Hamburg). 
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 Bildungs- und Wis-
senschaftsmanage-
ment, M.B.A. (Uni 
Oldenburg) 

 International Educa-
tion Management, 
M.A. (PH Ludwigs-
burg) 

 Wissenschaftsma-
nagement, M.P.A. 
(DUV Speyer) 

 Europäische For-
schung- Hochschul- 
und Innovations-
governance, M.A. 
(OvG Uni Magde-
burg) 

 Hochschul- und Wis-
senschaftsmanage-
ment, M.A. (WWU 
Münster) 

 Wissenschaftsma-
nagement mit Vertie-
fung in Wissen-
schaftsmarketing, 
M.Sc. (TU Berlin) 

 Innovations- und 
Wissenschaftsma-
nagement, M. Sc. 
(Uni Ulm) – auslau-
fend 

Themenfeld 
Wissenschafts-
kommunika-
tion6 

 Wissenschaft – Medien 
– Kommunikation, B.A. 
(KIT)  

 

 

6  Es gibt weitere Studiengänge im Themenfeld Wissenschaftskommunikation, die aber hier 

angelegten Auswahlkriterien nicht entsprachen.  
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 Wissenschaft – Medien 
– Kommunikation, M. 
A. (KIT)  

Eigene Darstellung, teilweise aufbauend auf Janson & Krempkow (2018) 

 

Die Tabelle7 zeigt zum einen, dass das Angebot in den letzten 15 Jahren deut-

lich zugenommen hat. Konnte Webler (2009b) auf nur sechs Studiengänge im 

Bereich Hochschule und Wissenschaft verweisen, hat sich die Anzahl in 

Deutschland inzwischen vervierfacht,8 wobei auch Bachelorstudiengänge hin-

zugekommen sind. Allerdings zeigt sich auch, dass Studiengänge wieder ein-

gestellt werden. So sind die Studienangebote an der Universität Kassel und an 

der Universität Bielefeld nicht mehr zu finden. Das unterstreicht, wie dyna-

misch dieser Bereich ist. 

Die Matrixdarstellung der Tabelle verdeutlicht, dass Studiengänge, die auf 

das Berufsfeld Wissenschaftsmanagement ausgerichtet sind, in der Regel be-

rufsbegleitend und als weiterbildende Studiengänge angeboten werden. Bei 

Studiengängen mit dem Fokus auf Hochschul- und Wissenschaftsforschung 

liegt der Fokus hingegen auf grundständigen Studiengängen. Hier finden sich 

zudem die einzigen beiden Bachelorstudiengänge. Eine sehr junge Entwicklung 

ist der erste duale Bachelorstudiengang an der Hochschule Koblenz. Er bildet 

berufsnah für das Feld des Fördermittelmanagers aus. Auf der Webseite der 

Hochschule heißt es: “(…) Fördermittelmanagerinnen und -manager: Sie be-

halten den Überblick über die finanziellen Rahmenbedingungen eines Förder-

projekts und kennen die rechtlichen Anforderungen. In der breit aufgestellten 

Förderlandschaft spielen sie eine Schlüsselrolle, um Deutschland international 

 

7  Für die hilfreiche Unterstützung bei der Recherche der derzeit existierenden Studiengänge 

danken wir herzlich Martje-Elisabeth Schulz, unserer ehemaligen studentischen Mitarbei-

terin an der IU – Internationale Hochschule.  
8  Der Studiengang in Krems existiert weiterhin, wir beschränkten unsere Übersicht aber 

aktuell auf Deutschland.  
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voranzubringen.“9 Praxispartner des dualen Studiengangs ist der Projektträger 

des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt in Bonn (PT DLR). Das Cur-

riculum beinhaltet neben Inhalten aus der Betriebswirtschaftslehre die wirt-

schaftlichen und rechtlichen Grundlagen des Forschungsmanagements sowie 

Module über das deutsche Forschungssystem. Es bleibt abzuwarten, ob der 

neue Studiengang langfristig ausschließlich der internen Ausbildung des DLR-

Nachwuchses dienen wird oder ob er den Beginn einer deutschlandweiten, 

grundständigen Hochschulausbildung im Wissenschaftsmanagement markiert. 

4.  Charakteristika der Studiengänge im Bereich  
Hochschulforschung und Hochschul- und  
Wissenschaftsmanagement 

Nachfolgend sollen die Charakteristika der gefundenen Studiengänge verglei-

chend dargestellt werden. Wie oben schon dargestellt, unterscheiden sich die 

gefundenen Studiengänge nach Berufsfeldfokus, Grundständigkeit/Weiterbil-

dung sowie Abschlussart. Weitere Unterscheidungen finden sich hinsichtlich 

des Alters, des Zugangs, der Kosten sowie der Studienform. 

Wie oben schon eingeführt, ist das Studienangebot dynamisch mit einigen 

wenigen Studiengängen, die schon seit 20 Jahren auf dem Markt sind (vgl. 

Webler 2009b). Grob lassen sich zeitlich drei Gruppen unterscheiden: Studien-

gänge, die zu Beginn der 2000er Jahre entstanden sind. Studiengängen, die um 

2010-2012 entstanden sind sowie eine Gruppe von jüngeren Studiengängen, die 

seit ca. 5 Jahren im Hochschulangebot zu finden sind. Im Vergleich finden sich 

die älteren Studiengänge im Bereich der weiterbildenden Wissenschaftsma- 

nagementstudiengänge. Die im gleichen Zeitraum gegründeten Studiengängen 

 

9  Hochschule Koblenz: https://www.hs-koblenz.de/wiso/dlr/duales-studium (abgerufen am 

16.1.2024) 
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im Bereich der Hochschulforschung an der Universität Kassel und der Univer-

sität Bielefeld wurden inzwischen wieder eingestellt. 

Unterscheidung 1: grundständig vs. weiterbildend 

Hinsichtlich des Zugangs und der Studienform kann auf die Unterscheidung 

nach grundständigem und weiterbildendem Studiengang verwiesen werden. 

Alle weiterbildenden Studiengänge der Übersicht setzen neben einem ersten 

Hochschulabschluss ein bis drei Jahre Berufserfahrung voraus und werden be-

rufsbegleitend angeboten. Die grundständigen Studiengänge können konseku-

tiv studiert werden und werden durchweg in Vollzeit angeboten. Im Vergleich 

ist im Bereich der weiterbildenden Studiengänge die häufigste Studienform das 

Blended Learning: Phasen des individuellen Lernens mithilfe von online bereit-

gestellten Materialien werden mit Blockveranstaltungen – in der Regel am Wo-

chenende – kombiniert und ermöglichen den berufstätigen Studierenden ein fle-

xibles Studium. Seit der Pandemie kombinieren viele Masterstudiengänge ihre 

Präsenzveranstaltungen mit Onlineangeboten in der Lehre.   

Von uns in den Jahren 2024 und 2018 durchgeführte Recherchen (vgl. z.B. 

Janson/Krempkow 2018, S. 26ff.) zeigten, dass alle Weiterbildungsstudien-

gänge – mit einer Ausnahme (Higher Education an der Universität Hamburg) – 

in der Regel kostenpflichtig sind. Die Studiengebühren schwanken für das ge-

samte Studium zwischen 5.000 Euro und 13.000 Euro – wobei die Länge be-

ziehungsweise die zu erreichenden Leistungs- bzw. Kreditpunkte die Höhe der 

Studiengebühren beeinflussen. Einige Studiengänge bieten zudem die Möglich-

keit, nur einzelne Module zu belegen und Mikrozertifikate hierfür zu erlangen, 

während andere Studiengänge nur in der Kohorte und als gesamtes Curriculum 

belegt werden können.  

Bei den Masterstudiengängen zeigt sich der Unterschied zwischen grund-

ständigen und weiterbildenden Studiengängen an der Anzahl der zu vergebenen 

ECTS. Während bei den weiterbildenden Studiengängen insgesamt zwischen 

60 und 90 ECTS vergeben werden, beträgt die Anzahl der ECTS bei den grund-

ständigen Masterstudiengängen durchgehend 120 ECTS. 
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Unterscheidung 2: Inhaltliche Ausrichtung 

Betrachtet man die inhaltliche Ausgestaltung auf Basis der zu belegenden 

Pflichtmodule, so lassen sich bei den Weiterbildungsstudiengängen des Hoch-

schul- und Wissenschaftsmanagements grob drei Gruppen differenzieren, wo-

bei die ältesten Studienangebote – entstanden vor 2010 – alle der ersten Gruppe 

angehören: 

1. Studiengänge mit einem Fokus auf die Vermittlung von betriebswirtschaft-

lichem und Managementwissen sowie Wissen zum Hochschul- und Wis-

senschaftssystem mit Ausrichtung auf ein breites Einsatzgebiet an ver-

schiedenen Schnittstellen des gesamten Feldes 

2. Studiengänge mit einem Fokus auf spezifische Tätigkeitsbereiche des Wis-

senschaftsmanagements, zum Beispiel Lehr- und Lernplanung, Didaktik 

oder Wissenschaftskommunikation/-marketing 

3. Studiengänge zum Thema Bildungsmanagement, die auf Tätigkeiten in 

verschiedenen Bildungseinrichtungen vorbereiten, unter anderem in Hoch-

schul- und Wissenschaftseinrichtungen 
 

Die Angebote der grundständigen Bachelor- und Masterstudiengänge lassen 

sich in drei Kategorien unterteilen, die sich teilweise mit den oben genannten 

überschneiden und von der theoretischen Reflexion über Wissenschaft und 

Technologie bis hin zur praktischen Anwendung im Bildungs- und Forschungs-

management reichen: 

1. Studiengänge im Bereich Wissenschaftsforschung wie z.B. der Studien-

gang "Wissenschaftsforschung" an der Humboldt-Universität zu Berlin, 

der Studiengang "Science and Technology Studies" an der TU München 

oder auch der Studiengang "Empirische Bildungsforschung" der RWTH 

Aachen  

2. Studiengänge, die spezifisch auf den Bereich Wissenschaftskommunika-

tion und Journalismus ausgerichtet sind wie z.B. der Bachelor-Studiengang 

„Wissenschaft – Medien – Kommunikation“ am Karlsruher Institut für 

Technologie (KIT), der Module wie „Einführung in die Wissenschafts-

kommunikation“, „Wissenschaft – Technologie – Zukunft“ und „Theorie 
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und Geschichte der Wissenschaftskommunikation“ umfasst. Diese Kurse 

zielen darauf ab, Fähigkeiten in der Vermittlung wissenschaftlicher Inhalte 

zu entwickeln und ein tiefes Verständnis für die Rolle der Wissenschaft in 

der Gesellschaft zu fördern. 

3. Bildungswissenschaften und Bildungsmanagement, die auf die Tätigkeit in 

verschiedenen Bildungssektoren vorbereiten, unter anderem in Hochschul- 

und Wissenschaftseinrichtungen. Hierunter fallen z.B. der Studiengang 

„Bildungswissenschaft und Bildungsmanagement“ an der Albert-Lud-

wigs-Universität Freiburg oder auch der Studiengang „Governance of 

Technology und Innovation“ der RWTH Aachen University, 
 

Nicht in diese Gruppierung passen zwei Angebote: Der Master „Research and 

Innovation in Higher Education – MARIHE“, ein Erasmus Mundus Joint Mas-

ter Degree, umfasst Module wie „Systems in Transition“ und „Institutional Ma-

nagement“, die Studierende auf Führungs- und Managementaufgaben in der 

höheren Bildung vorbereiten. Der Studiengang "Duales Studium Forschungs- 

und Innovationsmanagement" der Hochschule Koblenz kooperiert mit dem 

DLR-Projektträger und bietet Module wie "Forschungsmanagement und För-

dermanagement" an, die auf die praktische Umsetzung von Forschungsprojek-

ten abzielen. 

Sowohl für die grundständigen als auch die weiterführenden Studiengänge 

gilt, dass sie sich aus verschiedenen Gründen nicht immer eindeutig einer ein-

zigen Kategorie zuordnen lassen, es sei denn, ihr Curriculum ist stark speziali-

siert und fokussiert. Zum einen sind viele moderne Studiengänge bewusst in-

terdisziplinär konzipiert, um möglichst viele unterschiedliche Kompetenzen zu 

vermitteln und verschiedene Wissensbereiche zu integrieren. Ein Modul in ei-

nem Studiengang kann sich zum Beispiel mit Wissenschaftskommunikation be-

fassen, während ein anderes Modul im selben Studiengang Forschungsmetho-

den oder Wissenschaftspolitik behandelt. Des Weiteren gibt es auch über-

schneidende Inhalte, so dass manche Module in mehr als einer Kategorie rele-

vant sein können. Ein Modul über Forschungsethik könnte sowohl im Wissen-

schaftsmanagement als auch in der Technologieforschung von Bedeutung sein, 
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da ethische Überlegungen in beiden Feldern eine Rolle spielen. Außerdem bie-

ten viele Hochschulen Wahlpflichtmodule an, die es den Studierenden ermög-

lichen, ihren Studiengang nach ihren Interessen und Karrierezielen zu gestalten. 

Diese Flexibilität bedeutet, dass zwei Studierende desselben Studiengangs un-

terschiedliche Schwerpunkte setzen und somit ihre Ausbildung in verschiedene 

Richtungen lenken können. So sind dann Spezialisierungen innerhalb von Pro-

grammen möglich, so dass der allgemeine Titel des Studiengangs nicht unbe-

dingt alle Nuancen und Spezialisierungen widerspiegelt, die möglich sind. 

Während Winter (2014: 31) resümiert, dass seit der Einstellung des Mas-

terstudiengangs „Higher Education“ der Universität Kassel Hochschulfor-

schung nur noch im Masterstudiengang „Wissenschaft und Gesellschaft“ der 

Universität Hannover oder in Wahlpflichtmodulen von Masterstudiengängen 

(wie z.B. im Soziologie-Masterstudium der Universität Halle-Wittenberg) an-

geboten wird, zeigt sich knapp 10 Jahre später – dass sich das Angebot wieder 

ausgeweitet hat.   

5.  Ergebnisse des KaWuM Projekts zu den 
Weiterbildungsstudiengängen des  
Wissenschaftsmanagements  

Erhebungen zur rückblickenden Einschätzung des Studiums, zum beruflichen 

Verbleib und Erfolg sind uns spezifisch für Studiengänge zur Hochschulfor-

schung leider nicht bekannt. Allerdings wurden im Rahmen des im Zeitraum 

2019 bis 2022 vom BMBF geförderte KaWuM-Projekt zwei bundesweite On-

linesurveys unter Wissenschaftsmanager:innen durchgeführt.10 Ein Teil dieses 

 

10  Die erste Online-Befragung fand von Dezember 2019 bis Februar 2020 stattfand. Neben 

Absolventinnen und Absolventen von Wissenschaftsmanagement-Weiterbildungsstudi-

engängen wurden hier auch Mitglieder vom Netzwerk Wissenschaftsmanagement 

(NWM), vom Zentrum für Wissenschaftsmanagement (ZWM), vom Netzwerk für 
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Surveys bezog sich auf das Angebot der Studiengänge im Wissenschaftsma-

nagement in Deutschland.11  

Beispielsweise wurde in den KaWuM-Surveys gefragt, ob ein solcher Stu-

diengang absolviert wurde oder ob es Überlegungen gibt, einen solchen zu ab-

solvieren und welche Gründe dafür und dagegen sprachen. Sofern ein Studien-

gang im Bereich Hochschul- und Wissenschaftsmanagement absolviert wurde, 

wurde gebeten, den erlangten weiterbildenden Master hinsichtlich der Auswir-

kungen auf ihren Berufsweg und Karriere zu bewerten. Zusätzlich wurden Fo-

kusgruppengespräche mit Studierenden von drei Weiterbildungsstudiengängen 

im Wissenschaftsmanagement durchgeführt sowie ein Transferworkshop mit 

Expert:innen und Praktiker:innen aus dem Feld, der sich mit den Studiengängen 

im Wissenschafts- und Hochschulmanagement beschäftigte.12 

Von den 192 Personen, die in der Online-Befragung des KaWuM-Projekts 

angeben, ein Weiterbildungsstudium absolviert zu haben, können 139 eindeutig 

 

Forschungs- und Transfermanagement (Fortrama) sowie ehemalige Mitglieder des Hoch-

schulforschungsnachwuchses der Gesellschaft für Hochschulforschung (GfHf) ange-

schrieben. Zusätzlich wurde über einen offenen Link zur Teilnahme eingeladen. Vollstän-

dig ausgefüllt und in die Auswertung mit einbezogen wurden 1380 Fragebogen. Die Net-

torücklaufquote betrug 23 Prozent. Die zweite Onlinebefragung wurde über den Jahres-

wechsel 2021/2022 fast identisch durchgeführt und erzielte mit 1236 vollständig ausge-

füllten Fragebögen ähnlichen Rücklauf (vgl. hierzu ausführlich Krempkow, Höhle & Jan-

son 2023). 
11  Nachfolgend stellen wir ausgewählte Ergebnisse daraus vor, für weitere Information s. 

Krempkow et al. (2023).  
12  Als Grundlage der vorliegenden Ergebnisse wurden qualitative Interviews und eine stan-

dardisierte Online-Befragung im Rahmen des Projekts „Karrierewege und Qualitätsanfor-

derungen im Wissenschafts- und Hochschulmanagement – KaWuM“ ausgewertet. Die In-

terviews wurden im Herbst 2020 geführt: leitfadengestützte, halbstrukturierte Fokusgrup-

pengesprächen mit Studierenden der Wissenschaftsmanagement-Studiengänge in Speyer 

(N=7), Oldenburg (N=10) und Osnabrück (N=7) und 29 leitfadengestützte Interviews mit 

Mitgliedern des Netzwerks Wissenschaftsmanagement (NWM).  
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einem Weiterbildungsstudiengang im Bereich Wissenschafts- und Bildungsma-

nagement zugeordnet werden. Zusätzlich ordnen einige Befragte ihren ver-

wandten Weiterbildungsstudiengang selbst dem Bereich Wissenschafts- und 

Bildungsmanagement zu. Damit haben insgesamt 149 Befragte ein solches Stu-

dium abgelegt und sollen hier nachfolgend als Absolventinnen und Absolven-

ten betrachtet werden, das entspricht 11 Prozent der Befragten.  

Die Hochschulen, an denen die Weiterbildungsstudiengänge stattgefunden 

haben, waren – neben vielfältigen einzelnen Nennungen – die Hochschulen in 

Speyer, Oldenburg, Osnabrück und die Technische Universität Berlin. Die Per-

sonen, die ein entsprechendes Studium absolviert haben, sind überdurchschnitt-

lich häufig männlich und kommen besonders oft aus den Rechts-, Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften. Hinsichtlich der Vorbildung zeigt sich, dass knapp 

die Hälfte der befragten Absolvent:innen eine überdurchschnittlich hohe Vor-

bildung (Promotion und Habilitation) mitbringen. Etwas über die Hälfte der 

Befragten haben das Studium innerhalb der letzten fünf Jahre abgeschlossen 

(2015 bis 2020). Bei nur 16 Prozent liegt das Studium zehn Jahre oder länger 

zurück (Abschluss 2009 oder früher). Durchschnittlich waren die Befragten 

beim Abschluss des weiterbildenden Masters fast 38 Jahre alt und zum Befra-

gungszeitpunkt durchschnittlich 43 Jahre alt.  

Ein Blick auf den Karriereweg der Absolventinnen und Absolventen zeigt, 

dass sich diese Gruppe früher und klarer als die anderen Gruppen für das Wis-

senschaftsmanagement entscheidet. Die Absolventinnen und Absolventen von 

Weiterbildungsstudiengängen zeigen ein deutlich höheres Interesse an der stra-

tegischen Entwicklung der Organisation als diejenigen ohne Weiterbildungs-

studiengang (85 versus 77 Prozent; p<0,05) und orientieren sich früher und kla-

rer hin zum Wissenschaftsmanagement (55 versus 39 Prozent; p<0,05) und zur 

Hochschulverwaltung (28 versus 18 Prozent; p<0,05) – dies zeigt sich nur bei 

Personen ohne vorherigen Promotionsabschluss. Daher kann von einer klaren 

und frühen Entscheidung für das Wissenschaftsmanagement ausgegangen wer-

den, die auch die Entscheidung für einen kostenpflichtigen Weiterbildungsstu-

diengang begünstigt  
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Die Analyse der zusätzlich zu den Onlinebefragungen durchgeführten leit-

fadengestützten, halbstrukturierten Fokusgruppengesprächen mit Studierenden 

der Wissenschaftsmanagement-Studiengänge in Speyer (N: 7), Oldenburg (N: 

10) und Osnabrück (N: 7) zeigt, dass die Motivationen, sich für ein Weiterbil-

dungsstudium zu entscheiden, heterogen sind. Ein starker Motivator für das 

Studium ist durchweg die Karriereförderung sowie die Aussicht auf beruflichen 

Aufstieg innerhalb einer Hochschule bzw. Wissenschaftsorganisation. Darüber 

hinauswerden die schlechten Beschäftigungsbedingungen und geringen Karri-

erechancen in der Wissenschaft genannt, außerdem der Misserfolg in Bewer-

bungsverfahren aufgrund fehlender Qualifikationen im Bereich Wissenschafts-

management. Es lassen sich vier Gruppen von Gründen für die Aufnahme eines 

Weiterbildungsstudiengangs beobachten:  

1. Einstieg – Fachwissen und Kompetenzen für das WiMa erwerben 

Der spezifische Erwerb von Fachwissen in unterschiedlichsten Bereichen (un-

ter anderem Betriebswirtschaftslehre, Finanzen, Qualitätsmanagement) ist ein 

wesentlicher Faktor, der Studierende aller Hochschulen zu einem Studium be-

wegte. Ebenfalls werden genannt der Misserfolg in Bewerbungsverfahren auf-

grund fehlender Qualifikationen im Bereich Wissenschaftsmanagement. So be-

schreibt ein Weiterbildungsstudierender in der Fokusgruppe seine Situation wie 

folgt: „ich werde jetzt gerade ab Dezember für zwei Jahre wieder befristet wis-

senschaftlicher Mitarbeiter an einem Lehrstuhl sein …und deswegen war ich 

… an einer Art professioneller Ausbildung interessiert“. 

2. Aufstieg – Karriereförderung 

Ein starker Motivator für das Studium ist durchweg die Karriereförderung so-

wie die Aussicht auf beruflichen Aufstieg innerhalb einer Hochschule bzw. um 

die beruflichen Chancen bei einer Bewerbung an einer anderen Hochschule zu 

verbessern – wie das folgende Zitat einer Studierenden zeigt: „Ich hatte sehr 

viele Bewerbungsgespräche und ich habe gemerkt, ich glaube, ich brauche noch 

etwas, womit ich noch mein Profil zuspitzen kann und noch ein bisschen das 

Zusätzliche, was überzeugen kann“. Geprägt von dem Wunsch nach 
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Veränderung beziehungsweise nach neuen beruflichen und/oder intellektuellen 

Herausforderungen: „[D]achte ich, Mensch, das kann doch jetzt echt nicht alles 

sein, was kannst du machen?“ 

3. Festigung – das eigene Tun reflektieren 

Personen mit der Motivation der „Wissens-Festigung“ haben in der Regel 

schon eine hohe Jobposition mit Leitungs- und Führungsverantwortung und 

nehmen das Studium auf, um ihr eigenes Tun zu reflektieren. Das Studium wird 

somit als Möglichkeit gesehen, vertiefende Kenntnisse zu erlangen und Zusam-

menhänge besser nachvollziehen zu können. Teilweise bezieht sich das auf den 

Wunsch, die bereits im Beruf angeeigneten Kompetenzen mit theoretischem 

Wissen zu fundieren (vgl. Rathke et al. 2023). „[A]lso, wenn schon, dann rich-

tig, also dann auch wirklich wissenschaftlich fundiert.“ 

4. Verbreiterung – aus der Spezialisierung hinaus entwickeln 

Andere Studierende berichten, dass sie in einem bestimmten Bereich des Wis-

senschaftsmanagements tätig sind und dort vielfältige Erfahrungen gesammelt 

haben und sich von einem Weiterbildungsstudium allgemeinere Einblicke in 

das Wissenschaftsmanagement erhoffen. So wollte ein Studierender, „verschie-

dene Kenntnisse und andere Bereiche des Hochschulmanagements, die ich 

nicht kannte, ein bisschen näher kennenzulernen.“  

Auch in der Online-Befragung wurde gebeten, die Gründe für die Auf-

nahme eines Weiterbildungsstudiengangs im Bereich Wissenschaftsmanage-

ment anzugeben. In nachfolgender   
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Abbildung 1 werden diese Gründe den Gründen für die Teilnahme an ei-

nem Weiterbildungsangebot ohne Studienabschluss gegenübergestellt. Als 

Gründe zur Aufnahme eines Weiterbildungsstudiums wird von der Mehrheit 

Professionalisierung genannt. Über zwei Drittel führen bessere Karrierechan-

cen, theoretisches Hintergrundwissen und Netzwerkbildung an. Auch der Auf-

bau praxisnaher Kompetenzen und Verständnis für Verwaltungsabläufe spielen 

eine Rolle. Es handelt sich damit um eine Mischung aus extrinsischen und 

intrinsischen Motiven. Aus einzelnen offenen Antworten ist herauszulesen, 

dass manche der Befragten vor dem Studium darunter litten, ein Wissensdefizit 

bei sich selbst wahrzunehmen, das sie durch den Studiengang ausgleichen woll-

ten.  

Insbesondere fällt auf, dass die Verbesserung der Karrierechancen bei 

Weiterbildungsstudiengängen im Vordergrund steht, während sie bei Weiter-

bildungen ohne Abschluss keine so zentrale Rolle einnehmen. Hier ist mögli-

cherweise eher das Erreichen einer besseren Stelle, wie zum Beispiel einer vol-

len oder unbefristeten Position oder einer Leitungsfunktion mit mehr Gestal-

tungsspielraum, höherer Anerkennung oder attraktiveren Aufgaben, das Ziel. 

Ein anderes Schlaglicht wirft folgender Kommentar auf Professionalisierung: 

„Unabhängig von konkretem Wissen, Zugang zu Netzwerken etc. hat das ne-

benberufliche Studium auch für einen Blick auf das ganze System gesorgt.“  

Die intrinsisch motivierten Gründe Austausch/Netzwerken, praxisnahe 

Kompetenzen und Verständnis für Verwaltungsabläufe werden für die Wahl 

von Weiterbildungen deutlich häufiger genannt als für die Wahl eines Weiter-

bildungsstudiengangs. Es ist anzunehmen, dass es sich hier eher um Bereiche 

handelt, deren Bedarf aus der Tätigkeit heraus entsteht und deren Anwendung 

sich direkt auf die konkrete Tätigkeit bezieht, während die Motive für einen 

Weiterbildungsstudiengang eher längerfristig und übergeordnet angelegt sind.  
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Abbildung 1: Gründe für die Teilnahme an einem Weiterbildungsstudiengang 

und einem Weiterbildungsangebot 
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KaWuM-Survey 1: Antworten auf die Frage an Absolventinnen und Absolventen 
eines Weiterbildungsstudiums (grün): „Was sind die Gründe dafür, dass Sie sich für 
einen Weiterbildungsstudiengang im Bereich Wissenschafts- oder Bildungsma-
nagement entschieden haben?“ (Mehrfachnennungen möglich; N=114); Antworten 
auf die Frage an Absolventinnen und Absolventen einer Weiterbildung (blau): 
„Was sind für Sie persönlich wichtige Gründe, sich für ein Weiterbildungsangebot 
zu entscheiden?“ (Mehrfachnennungen möglich; N=1380)   

 

Die positive Auswirkung auf die Karriere wird von der Mehrheit der Absol-

vent:innen bestätigt. 85% Prozent stuft das Studium als (sehr) relevant für den 

Karriereweg ein. Nur 5 Prozent stufen es als nicht relevant ein (vgl. Abb. 2).  
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Abbildung 2: Relevanz des Weiterbildungsstudiums für den Karriereweg 

 
KaWuM-Survey 1, Frage: Bitte bewerten Sie die Relevanz Ihrer Weiterbildung für 
Ihren bisherigen Karriereweg (N=145)  

 

Die Ergebnisse der Onlinebefragung zum Berufserfolg scheinen diese indivi-

duelle Einschätzung zu bestätigen. Mit 44% haben deutlich mehr Absolventen 

eines Weiterbildungsstudiengangs eine Leitungs-/Vorgesetztenfunktion und 

auch in der Gehaltsstufe zeigen sich Unterschiede: Die befragten Absolventen 

erreichen häufiger die Gehaltsstufe TVL 15 und höher. 

Neben diesen messbaren Karrierevorteilen nennen Studierende der Wei-

terbildungsstudiengänge weitere Vorteile.13 Sie heben vor allem die gelungene 

Verbindung von Theorie und Praxis hervor, wie eine Bemerkung veranschau-

licht: „[D]iese Form von Einübung einer Urteilskraft hinsichtlich der prakti-

schen Probleme, mit denen man später dann zu tun hat, und der Herausforde-

rung[en], das finde ich in diesem Studium sehr wichtig.“ Durch das Studium 

hätten sie zudem an Selbstbewusstsein gewonnen und ein anderes „Standing“ 

im Job. Dies erklären die befragten Studierenden mit dem Aufbau theoretischen 

Wissens und dem Herausarbeiten von Zusammenhängen sowie einem erhöhten 

 

13  Nachfolgend werden Ergebnisse der Fokusgruppengespräche zusammenfassend darge-

stellt. 
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Systemverständnis. Neben dem Zugewinn von fachlichen Kompetenzen wird 

auch von einer Erhöhung des Selbstreflexionsvermögen und der Kommunika-

tionskompetenz berichtet. Ein weiterer Faktor, der positiv betrachtet wird, ist 

die Möglichkeit, sich mit Peers auszutauschen und das eigene Netzwerk zu ver-

größern. 

Trotz der nachgewiesenen positiven Auswirkung auf die Karriere ist die 

Anzahl der Absolvent:innen verhältnismäßig gering. In der quantitativen Erhe-

bung wurde deshalb auch gefragt, ob die Teilnahme an einem Weiterbildungs-

studiengang im Bereich Wissenschafts- und Hochschulmanagement geplant ist. 

Dies ist bei nur 2 Prozent der Befragten (27 Personen) der Fall.  

Wie die vorhergehenden Fragen zeigen, wird dem Studium eine karriere-

förderliche Wirkung zugeschrieben. Die Erwartung bestätigt sich, indem dieje-

nigen mit einem Weiterbildungsstudium in mehrfacher Hinsicht deutlich er-

folgreicher sind als diejenigen mit nur einem Studienabschluss. Warum plant 

also ein so hoher Anteil von Wissenschaftsmanagerinnen und -managern kein 

Studium? Abbildung 3 ist zu entnehmen, dass sich die Gründe gegen ein Stu-

dium breit über mehrere Motive verteilen. Grob lassen sich die Befragten ein-

teilen in diejenigen, die sich schon ausreichend qualifiziert fühlen, und diejeni-

gen, die grundsätzlich nicht abgeneigt wären, es aber verschiedene äußere Hin-

derungsgründe gibt. Für die zweite Gruppe ist der folgende Kommentar ein 

Beispiel: „Ich habe bereits einige Module eines Weiterbildungsstudiengangs im 

Bereich Bildungsmanagement absolviert, aber keinen Master-Abschluss er-

langt. Die Kosten für die Studiengänge bzw. einzelne Module sind sehr hoch 

und meine Uni unterstützt mich hierin nicht finanziell. Grundsätzlich bin ich 

aber sehr interessiert an Weiterbildungsmöglichkeiten in diesem Bereich.“  
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Abbildung 3: Gründe gegen die Teilnahme an einem Weiterbildungsstudien-

gang 

KaWuM-Survey 1, Antworten auf die Frage „Was sind die Gründe dafür, dass Sie 
bisher keinen Weiterbildungsstudiengang im Bereich Wissenschafts- und Hoch-
schulmanagement in Betracht gezogen haben?“ (Mehrfachantworten möglich, 
N=1089) 

 

Dies zeigt sich auch in den Fokusgruppengesprächen. So wird ein Teil der Stu-

dierenden durch den Arbeitgeber weder finanziell noch zeitlich unterstützt, son-

dern muss den Studiengang privat finanzieren und in der Freizeit zusätzlich zu 

einer Vollzeitstelle organisieren. Eine betroffene Studierende macht ihren Un-

mut über diese Situation Luft: „Es ist kein Spaß in dieser Kombination. […] 

Ich finde es zum Teil eine Frechheit von den deutschen Hochschulen und als 

Arbeitgeber, dass es fast null Personalentwicklung gibt, aber extrem hohe An-

forderungen, was man denn alles können soll.“ 

6.  Ausblick und Empfehlungen 

Als Ausblick sollen hier exemplarisch einige ausgewählte Ergebnisse des 

Transferworkshops zum Thema Curriculumentwicklung im Bereich des Wis-

senschafts- und Hochschulmanagements wiedergegeben werden, der im Früh-

jahr 2022 im Rahmen des KaWuM-Projektes stattgefunden hat. Teilgenommen 

haben insgesamt 15 Studiengangsleitungen und Studiengangskoordinator:in-

nen der Weiterbildungsstudiengänge im Wissenschaftsmanagement sowie 
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Vertreter:innen der Weiterbildungsanbieter ZWM – Zentrum für Wissen-

schaftsmanagement und dem CHE – Centrum für Hochschulentwicklung. Auf 

Basis der präsentierten Ergebnissen und der Diskussionen mit den teilnehmen-

den Expert:innen und Praktiker:innen wurden Empfehlungen formuliert, die 

sich auf die zukünftige Ausgestaltung des Studienangebots im Bereich Wissen-

schaftsmanagement und in Teilen auch auf die Hochschulforschung beziehen 

(Auszug aus dem Lessons Learnt Paper Nr. 414 des KaWuM-Projekts): 

1. Die Angebote der Studiengänge sollten nach Karrierephasen differenziert 

werden. Die aktuell dominierenden berufsbegleitenden Masterstudien-

gänge holen vor allem die mittlere Gruppe der Aufsteiger:innen ab und 

verbreitern deren Karrieremöglichkeiten. 

2. Es sollte ein Studienangebot für Karrieren in der Verwaltung geschaffen 

werden. Das Studienangebot sollte eine Auseinandersetzung mit dem Rol-

lenverständnis einer modernen Verwaltung enthalten, welche die Logiken 

des Wissenschaftsmanagements integriert. 

3. Die Vielfalt der Vermittlungsformen sollte bewahrt und ausgebaut wer-

den. Die Vielfalt ermöglicht, dass die an WiMa-Studiengängen Interes-

sierten das Passende für ihre jeweiligen Bedürfnisse finden. Die Vielfalt 

der existierenden Angebote sollte bewahrt bleiben und moderne und fle-

xible Arten der Vermittlung angeboten werden. 

4. Die anbietenden Hochschulen sollten Coopetition statt nur Wettbewerb 

praktizieren. Einerseits sollten sie ihre Differenzierung stärker und deutli-

cher vorantreiben – andererseits sollten die Studiengangsanbieter auf meh-

reren Feldern zusammenarbeiten und Strukturen für die Kooperation 

schaffen. Denkbar wäre eine gemeinsame Arbeitsgruppe wie in den An-

fangszeiten ihrer Entwicklung. 

 

 

14  Lessons Learnt Paper Studiengänge im Wissenschaftsmanagement: https://kawum-on-

line.de/wp-content/uploads/2022/09/LLP_TW4_Curriculumsentwicklung_FIN09-1.pdf 
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Viele Befragte äußern in den Kommentaren sowie in den Interviews den 

Wunsch nach kürzeren und flexibleren Angeboten (vgl. ähnlich Dauchert et al. 

2017, S. 51). Weiterbildungsstudiengänge werden oft als zu zeit- und kostenin-

tensiv betrachtet. Grundständige Studiengänge sind zwar weniger kosteninten-

siv, aber ebenfalls zeitintensiv. Verstärkte Modularisierung und digitale Ange-

bote würden eine Teilnahme auch in familien- und arbeitsintensiven Phasen er-

möglichen. Der Digitalisierungsschub in Folge der Corona-Pandemie und das 

dadurch entstandene Angebot von Onlinetagungen und Weiterbildungskursen 

hat hinsichtlich dieses Bedarfs sicherlich einiges in Bewegung gesetzt, woran 

sich ggf. anknüpfen ließe. So zeigten Daten aus einer Sonderbefragung des 

NEPS vom Mai 2020, dass 18% der Erwachsenen im Alter von 34 bis 76 Jahren 

während der ersten Phase der Pandemie (März bis Mai 2020) Lernangebote im 

Internet oder über Apps genutzt haben, um dazuzulernen (Ehlert 2021, S. 127). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich – wie am Beispiel der 

Studiengänge des Wissenschaftsmanagements gezeigt wurde – das Studium 

solcher Studiengänge sowohl nach subjektiver Einschätzung der Absolvent:in-

nen, als auch nach den Ergebnissen zu ihrem beruflichen Erfolg durchaus lohnt. 

Hinderungsgründe für die Aufnahme eines solchen Studiums trotz der guten 

Karrierechancen sind in der Regel der zeitliche Aufwand, die hohen Kosten 

(insbesondere bei kostenpflichtigen Weiterbildungsstudiengängen) sowie die 

z.T. fehlende Unterstützung durch den Arbeitgeber. Die Pandemie-bedingte 

Aussetzung der Präsenzphasen und die ausschließliche Online-Lehre hat ge-

zeigt, dass weitere zeitliche und örtliche Flexibilisierungen des Studiums mög-

lich sind. Hierin – sowie in der inhaltlichen Weiterentwicklung z.B. aufbauend 

auf Empfehlungen aus Transfer-Workshops und in einer (wieder) verstärkten 

Kooperation von Studiengangsanbietern in den Bereichen Hochschulforschung 

und Wissenschaftsmanagement könnten Zukunftspotenziale liegen.  
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Daten und Analysen für die Hochschulen: 
Evidenznutzung als Gegenstand der 

Hochschulforschung? 

Antje Wegner, Christoph Thiedig & René Krempkow 

1. Systeminterner Wissenstransfer als  
(hochschulpolitische) Erwartungshaltung 

Die Hochschulforschung wurde in den vergangenen zwei Dekaden zunehmend 

durch die Erwartungshaltung geprägt, valide empirische Wissensgrundlagen 

für verschiedene Akteure an Hochschulen, Forschungseinrichtungen sowie der 

Hochschul- und Wissenschaftspolitik zu schaffen und dieses Wissen in einer 

adäquaten Weise an diese Adressatengruppen zu vermitteln (Prenzel/Lange 

2017, S. 11; Wissenschaftsrat 2014, S. 14). Das generierte Wissen soll also 

nicht nur von innerwissenschaftlicher Relevanz sein, sondern auch die Basis für 

das praktische Gestaltungshandeln in Wissenschaft, Hochschulen und Hoch-

schulpolitik bilden (Teichler 2008, S. 66).  

Zwar besteht in der Community der Hochschulforscher*innen Konsens 

dazu, dass insbesondere die Kooperation zwischen der Hochschulforschung 

und dem Hochschulmanagement als eine durchaus erstrebenswerte Zielstellung 

betrachtet wird, trotzdem fallen Anspruch und Wirklichkeit häufig auseinander 

(Hölscher 2017, Krücken 2017, Pausits/Campbell 2017, Ziegele/Vossensteyn 

2017). Diese Diskrepanz drückt sich unter anderem darin aus, dass das Angebot 

an (Befragungs-)Daten und Forschungsergebnissen zwar substanziell gewach-

sen ist, diese aber immer noch zu selten wahrgenommen bzw. in praktisches 

Gestaltungshandeln überführt würden (Peus et al. 2017). Empirisch untersucht 

wurde dies in der deutschen Hochschul- und Wissenschaftsforschung vor allem 

anhand von Absolventenstudien, dem hochschulischen Qualitätsmanagement 

(Ansmann/Seyfried 2018, Falk et al. 2018, Janson 2014) sowie dem Umgang 
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mit Forschungsevaluationen (Gläser et al. 2010, Gläser/von Stuckrad 2013, 

Gläser/von Stuckrad 2014). 

Solche Diagnosen einer ausbleibenden oder geringen Evidenznutzung an 

Hochschulen werfen für die Hochschulforschung gleich ein ganzes Bündel 

grundsätzlicher Fragen zu den Ursachen und Implikationen eines geringen sys-

teminternen Wissenstransfers auf: Welche Art von Evidenz ist gefordert und in 

welchem Verhältnis stehen wissenschaftliche Evidenz, Daten und Praxiswis-

sen? Wie und unter welchen Rahmenbedingungen kann diese Evidenz für die 

Hochschulentwicklung und -praxis nutzbar gemacht werden? Welche Anwen-

dungsfelder werden bedient und welche Wirkung entfaltet die Evidenz in die-

sen Praxiskontexten bislang überhaupt? Mit unserem Beitrag möchten wir ers-

tens einen Überblick darüber geben, welche – auch empirisch abgesicherten – 

Erkenntnisse zur Evidenznutzung1 im Hochschulsektor bereits vorliegen, und 

dabei bewusst auch den Blick über die deutschsprachige Hochschulforschung 

hinauswerfen. Zweitens möchten wir daran anschließend diskutieren, warum 

die Evidenznutzung in der Hochschulentwicklung und der systeminterne Wis-

senstransfer auch als genuiner Forschungsgegenstand zukünftig mehr Beach-

tung verdient. 

Eine umfassendere Auseinandersetzung damit, wie Daten und Analysen 

aus der Hochschulforschung bislang für die Hochschulpraxis und Hochschul-

entwicklung genutzt wurden, ist für die Hochschulforschung aus unserer Sicht 

aus mehreren Gründen relevant:  

 

1  Als Evidenz verstehen wir hier in Anlehnung an Malin et al. (2020) jegliche Arten von 

systematisch erhobenen, objektiven und expliziten Informationen und Daten. Evidenz 

schließt dabei sowohl institutioneneigene sowie mit/von wissenschaftlichen Partnern er-

hobenen Prozess- und Befragungsdaten als auch wissenschaftliche Evidenz und Daten in 

bereits verarbeiteter Form von Publikationen, Berichten und Datenbanken ein. Das Ver-

ständnis von „Evidenz“ folgt damit einer im deutschsprachigen Raum verbreiteten weiten 

Definition (Bellmann 2016) und reicht über dezidierte Wirkungsanalysen hinaus. 



DATEN UND ANALYSEN FÜR DIE HOCHSCHULEN 369

Erstens fußt die Diagnose, dass Ergebnisse der Hochschul- und Wissen-

schaftsforschung zu selten wahrgenommen und in Praxishandeln überführt 

werden, bislang überwiegend auf Alltagsbeobachtungen im Feld und in deut-

lich geringerem Maß auf empirischen Studien. Dies gilt insbesondere für 

Deutschland bzw. den deutschsprachigen Raum, wo – im Gegensatz zu anderen 

Ländern – die Kultur eines institutional research bislang selten praktiziert wird 

und die Hochschulforschung in der Regel nicht explizit auf den innerinstitutio-

nellen Ergebnistransfer ausgerichtet ist. Aufbauend auf einer systematischen 

Sichtung der Literatur, die im Projekt NuDHe2 vorgenommen wurde, möchten 

wir deshalb zeigen, welche Erkenntnisse sich aus (empirischen) Studien ablei-

ten lassen, die sich dezidiert mit der Nutzung von Evidenz im Hochschulsektor 

befassen. Unser Fokus liegt dabei darauf zu zeigen, in welchen konkreten An-

wendungsfeldern die Evidenznutzung im Hochschulsektor untersucht und wel-

che förderlichen und hinderlichen Rahmenbedingungen dafür bislang heraus-

gearbeitet wurden. Zweitens – so werden wir ebenfalls anhand des internatio-

nalen Forschungsstandes verdeutlichen – speisen sich theoretische und konzep-

tuelle Anknüpfungspunkte, die instruktiv für das Verständnis der Ursachen ei-

nes mangelnden Transfers von Erkenntnissen sein könnten, überwiegend aus 

angrenzenden Forschungsfeldern wie der Evaluations- und Bildungsforschung 

sowie der Transfer- und Verwendungsforschung. Für die Entwicklung und wei-

tere Erforschung des systeminternen Wissenstransfers in und durch die Hoch-

schulforschung können sie wichtige Impulse geben. Drittens bietet der kritische 

 

2  Das Projekt „Bedingungskonstellationen für die Nutzung befragungs- und prozessbasier-

ter Daten in der Hochschulentwicklung“ (NuDHe) untersucht anhand empirischer Fallstu-

dien an deutschen Hochschulen, unter welchen Bedingungen Befragungs- und Prozessda-

ten in der Hochschulentwicklung verwendet werden. Das Verbundprojekt des Deutschen 

Zentrums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) und der Internationalen 

Hochschule (IU) wurde durch das BMBFTR in der Förderlinie „Wissenstransfer“ unter 

den Förderkennzeichen 16WIT008A; 16WIT008B gefördert. Weitere Informationen sind 

auf der Projekt-Webseite unter https://nudhe.dzhw.eu/ zu finden. 
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Blick auf die bisherigen Nutzungspraktiken (bzw. deren systematische Erfor-

schung) einen willkommenen Anlass, die Bedingungen, die institutionelle Aus-

gestaltung und mögliche Wirkungsweisen des Evidenztransfers zwischen der 

Hochschulforschung und der Praxis zu reflektieren. Unser Beitrag schließt des-

halb mit einem kurzen Ausblick darauf, worin für die Hochschulforschung zu-

künftige Forschungsschwerpunkte und praktische Entwicklungsperspektiven 

liegen könnten. 

2. Von der Evidenzbasierung über die 
Evidenzorientierung zur Koproduktion von Wissen – 
Wie verändert sich die Rolle der Hochschulforschung?  

Die Art und Weise, wie Daten und Indikatoren im Hochschulkontext verwendet 

werden, wird durch das wechselseitige Zusammenspiel zwischen der Verfüg-

barkeit von Daten, ihren jeweiligen Verwendungszusammenhängen sowie den 

Zielgruppen bedingt (Beerkens 2022, S. 46). Zur Annäherung an die oben ge-

nannten Fragen ist deshalb der Blick auf jene Triebkräfte und Anforderungen 

aufschlussreich, die das Miteinander von Hochschulforschung und Hochschul-

praxis in Deutschland in den vergangenen zwei Jahrzehnten geprägt haben.  

Auch wenn die Nutzung von Evidenz aus der Hochschulforschung eine 

lange Tradition hat, verstärkte sich diese mit der Orientierung an Prinzipien des 

New Public Managements (NPM) im Hochschulsektor und dem Paradigma ei-

ner evidenzbasierten Outputsteuerung seit den 1990er Jahren deutlich. Dies gilt 

in moderater Form auch für den deutschen Hochschulsektor, wo der Einfluss 

NPM-inspirierter Reformen im Vergleich zum angelsächsischen Raum oder 

auch den Niederlanden als schwächer erachtet wird (Canhilal et al. 2016, See-

ber et al. 2015). Dennoch kann die Logik einer Rechenschaftspflicht und Quan-

tifizierung als prägend erachtet werden, da sie die Nachfrage nach Daten und 

Steuerungswissen im Hochschul- und Wissenschaftssektor verstärkte (Gläser 

et al. 2010, Grande et al. 2013, Kloke et al. 2010). Nachgefragt werden valide, 

wissenschaftlich fundierte und steuerungsrelevante Daten und Indikatoren, um 

Leistungsprozesse in Forschung und Lehre zu monitoren – idealerweise 
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institutionen- und ländervergleichend (Beerkens 2022). Folglich besteht auch 

an die deutsche Hochschul- und Wissenschaftsforschung eine zentrale Auffor-

derung darin, diese Nachfrage nach geeigneten Daten zu befriedigen und pas-

sende Dateninfrastrukturen aufzubauen (Prenzel/Lange 2017, Wissenschaftsrat 

2014). 

In welchem Ausmaß die vergangenen Jahre durch Maßnahmen zur Ver-

besserung der datenseitigen Ausgangslage geprägt sind, lässt sich exemplarisch 

sowohl für Befragungsdaten als auch für Prozessdaten und Informationsinfra-

strukturen illustrieren (für einen internationalen Überblick vgl. auch Beerkens 

2022). In der Einführung, Etablierung und Weiterentwicklung umfassender Be-

fragungsstudien für Studierende, Graduierte und Promovierende drücken sich 

damit nicht nur die Bestrebungen aus, die Wissenschafts- und Hochschulfor-

schung zu institutionalisieren (Wissenschaftsrat 2014), sondern auch den Hoch-

schulen als zentralen Akteuren im Feld wissenschaftlich geprüfte Daten und 

Informationsgrundlagen zu bieten (Prenzel/Lange 2017). Weiterhin wurden vor 

dem Hintergrund der Bemühungen zur Standardisierung von Forschungsinfor-

mationen (Wissenschaftsrat 2020, Biesenbender/Hornbostel 2016) an Hoch-

schulen vermehrt komplexe Informationsinfrastrukturen zur Erhebung und 

Verarbeitung von Prozessdaten, wie Daten zu Beschäftigten, zum wissenschaft-

lichen Nachwuchs und Drittmittelprojekten, aufgebaut (Ebert et al. 2016). Pa-

rallel erforderten neue rechtliche Rahmenbedingungen der Hochschulstatistik 

umfassendere Erhebungen von Prozessdaten etwa im Bereich der Studienver-

läufe und Promovierendenerfassung (Eltfeld 2016, Vollmar 2019). 

Um das Potential dieser vielfältigen Datenbestände und neuen Informa-

tionsinfrastrukturen für die verschiedenen Anwendungsfelder beispielsweise in 

der Leistungsbewertung, dem Qualitätsmanagement oder der strategischen Or-

ganisationsentwicklung zu erschließen, bedarf es sowohl an adressatengerech-

ten Zugängen, als auch an Orientierungswissen im Umgang mit Daten und In-

dikatoren, Qualifikationen und Kompetenzen im Wissenschafts- und Hoch-

schulmanagement. Auf diesen Bedarf reagiert die Hochschulforschung u.a. mit 

einer wachsenden Zahl an Publikationen, die in einer sehr anwendungsorien-

tierten Weise die Analysepotentiale, -grenzen und Auswertungsstrategien der 
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Datenbestände aufzeigen (exemplarisch Bandorski et al. 2019, Bauer et al. 

2023, Güldener et al. 2019). Darüber hinaus haben zentrale Institutionen der 

Hochschulforschung wie beispielsweise das IHF und das DZHW begonnen, 

ihre Datenerhebungen in Data-Warehouse-Systemen bzw. Datenportalen be-

reitzustellen, um ihre Nachnutzung an den Hochschulen zu erleichtern (Falk et 

al. 2017, Gottwald et al. 2022). Und nicht zuletzt hat sich die Hochschul- und 

Wissenschaftsforschung in den letzten Jahren auch im Rahmen von For-

schungsprojekten intensiver mit dem Berufsfeld des Wissenschaftsmanage-

ments als Adressat und Vermittler von Evidenz und Mitgestalter der Hoch-

schulentwicklung (z.B. Krempkow et al. 2023) sowie mit dort entstehenden, 

datenintensiven Tätigkeitsfeldern (Thiedig/Petersohn 2023, Schelske/Thiedig 

2022) auseinandergesetzt. Die Herausbildung neuer beruflicher Gruppen und 

Tätigkeitsfelder in diesem Bereich ist vor allem auch deshalb interessant, weil 

starke professionelle Gruppen oftmals die Normen für adäquates Verhalten wie 

die Nutzung von Evidenz vorgeben; definieren, was legitime oder illegitime 

Quellen dafür sind (allgemein Martin/Williams 2019, S. 55) und über professi-

onelle Netzwerke dazu beitragen, diese Normen und Standards auch zu verbrei-

ten (z.B. Seyfried et al. 2019 zur Einführung des Qualitätsmanagements). Zu-

gleich sind diese Gruppen Träger des institutionellen Wissens – und letztlich, 

wie Georg Krücken in einem Kommentar (2017, S. 26) betont, werden die Er-

gebnisse der Hochschulforschung in Auseinandersetzung mit dem Anwen-

dungsfeld validiert und interpretiert. 

In der Bilanz hat sich das von der deutschen Hochschulforschung adres-

sierte Aufgabenspektrum von der Bereitstellung von Daten und Analysen also 

sukzessive auf deren adressatengerechte Kommunikation und die Ausgestal-

tung von Transfermaßnahmen erweitert. In der Konsequenz setzt sich die deut-

sche Hochschulforschung jüngst auch dezidiert mit Transfererwartungen und 

geeigneten Formaten des Transfers in das Hochschulmanagement, die 
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Hochschulverwaltung und die Wissenschaftspolitik auseinander.3 Nicht zuletzt 

der zunehmende Einsatz analytischer und generativer Künstlicher Intelligenz 

(KI) an Hochschulen und die Verwendung von Prozessdaten werden zukünftig 

sicherlich neue Forschungsfragen zum Verhältnis von Hochschulforschung und 

Praxis aufwerfen. Dies betrifft z.B. den Einsatz von diagnostic und predictive 

analytics zur Förderung von Lehrqualität und Studienerfolg, wobei der For-

schungsstand dazu derzeit noch überschaubar ist (Bartok et al. 2024, Lübcke et 

al. 2024). 

3. Evidenznutzung im Hochschulsektor als Gegenstand 
empirischer Forschung 

Wie der Blick auf andere Themenfelder zeigt, ist die Übersetzung von Evidenz 

in erfolgreiches, evidenz-informiertes Gestaltungshandeln ein sehr vorausset-

zungsvolles Unterfangen, auf das eine Vielzahl von Faktoren Einfluss nehmen 

(Johnson et al. 2009, Nutley et al. 2007, Rickinson et al. 2021) und welches 

häufig auch bereits in frühen Stadien dieses Übersetzungsprozesses scheitern 

kann (Landry et al. 2001). Welche Faktoren die Nutzung von Evidenz bei der 

Entscheidungsfindung fördern oder behindern, wird in verschiedenen Anwen-

dungsbereichen wie der Politik, dem Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen 

untersucht (zum Überblick Nutley et al. 2007). Dies spiegelt sich in einem um-

fangreichen Korpus an empirischen Studien, Übersichtsbeiträgen und konzep-

tionellen Modellen wider (Johnson et al. 2009, King/Alkin 2019, Langer et al. 

2016, Nutley et al. 2003, Rickinson et al. 2021).  

 

3  Finanziert in der BMBFTR-Förderlinie „Wissenstransfer“ befassten sich beispielsweise 

seit 2022 die Projekte AGICA, SuRele, TransForM, WiaQM, WiHoWiT mit dem system-

internen Wissenstransfer. Eine Übersicht der Projekte ist auf der folgenden Webseite ein-

sehbar: https://www.wihoforschung.de/wihoforschung/de/bmbf-projektfoerderung/foer-

derlinien/wissenstransfer/wissenstransfer_node.html. 
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Die Evidenznutzung im Hochschulsektor wird dabei selten explizit unter-

sucht. Häufig wird dieser nur als ein exemplarischer Anwendungsbereich in 

sektorvergleichenden Studien herangezogen, ist nur durch einzelne Fallstudien 

repräsentiert oder indirekt unter den Überbegriff der Bildung subsummiert. In 

Kontrast hierzu existiert für den Bildungsbereich eine deutlich umfangreichere 

Forschungsliteratur, die sich sowohl mit den unterschiedlichen Formen von 

Evidenz und ihrer Anwendung in Bildungseinrichtungen und in der Bildungs-

politik beschäftigt als auch Wege auslotet, diese Anwendung institutionell zu 

unterstützen (Nelson/Campbell 2019). Allerdings wird auch für den Bildungs-

bereich regelmäßig ein Bedarf an Studien zur Nutzung wissenschaftlicher Evi-

denz – als spezifische Form von Evidenz neben anderen daten- oder praxisba-

sierten Evidenzquellen – konstatiert (Boaz et al. 2019, Nutley et al. 2007).  

Wie stellt sich also die Studienlage über die Evidenznutzung im Hoch-

schulsektor im engeren Sinne dar? Im Rahmen einer systematischen Literatur-

sichtung haben wir den Versuch unternommen, alle zwischen 2010 und 2022 

erschienenen Studien zu erfassen, die sich empirisch mit Einflussfaktoren der 

Evidenznutzung in Hochschule und Wissenschaft beschäftigt haben (zum Vor-

gehen siehe ausführlich Wegner/Thiedig 2023). Aus über 3.000 gesichteten 

Studien aus Wissenschaft und Praxis ermittelten wir 77 relevante Veröffentli-

chungen. Diese zeugen von einem wachsenden Interesse am Thema, mit im 

Zeitverlauf steigenden Publikationszahlen. Dabei bilden die Studien in der Ge-

samtschau aber keine klar umrissene oder kohärente Forschungslinie ab. Viel-

mehr zeigt sich ein sehr heterogenes und fragmentiertes Bild der Literatur mit 

unterschiedlichen inhaltlichen Schwerpunkten, theoretischen und konzeptuel-

len Bezügen und Paradigmen sowie empirischen Vorgehensweisen. Wenig 

überraschend dominieren wissenschaftliche und praxisorientierte Beiträge aus 

dem US-amerikanischen Raum, was vor allem auf den „Evidenz-Imperativ“ 

(Gagliardi/Johnson 2020) und etablierte institutional research-Aktivitäten in 

den USA zurückzuführen sein dürfte (Parnell et al. 2018, Taylor et al. 2013). 

Mit deutlichem quantitativem Abstand folgen Studien zur Evidenznutzung in 

den Hochschul- und Wissenschaftssystemen Deutschlands, Australiens und 

Großbritanniens sowie eine Vielzahl an vereinzelten Studien zu anderen 
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Ländern.4 In den folgenden Abschnitten greifen wir vor allem auf diesen Lite-

raturkorpus zurück und ergänzen ihn um relevante konzeptuelle und theoreti-

sche Beiträge.  

3.1 Typische Anwendungs- und Nutzungskontexte  

Unter den gesichteten Studien überwiegen jene, die sich mit der Evidenznut-

zung an Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen – also innerhalb 

von Organisationen befassen. Deren Erkenntnisinteressen liegen – mit sehr we-

nigen Ausnahmen – entweder auf der Frage, ob und in welchem Umfang Evi-

denz (überhaupt) wahrgenommen und genutzt wird oder darauf, ob sich aus der 

Nutzung auch Auswirkungen ergeben, z.B. in Form konkreter Maßnahmen 

oder dem Erreichen organisationaler Ziele. Studien zur Evidenznutzung in der 

Hochschul- und Wissenschaftspolitik machen nur einen geringen Anteil aus. 

Neben der Frage, ob Evidenz Eingang in politisches Gestaltungshandeln findet, 

betrachten sie auch häufig, ob diese Nutzung eher instrumenteller, symboli-

scher oder konzeptueller Natur ist. 

Die Studien betrachten dabei nicht nur eine Vielzahl an Nutzungsanlässen, 

sondern analysieren diese aus sehr unterschiedlichen Perspektiven. Das Spek-

trum reicht beispielsweise von der Analyse von Mikropraktiken der Datennut-

zung (Bolhuis et al. 2016, McCoy/Rosenbaum 2019), über die Begleitfor-

schung zur Organisationsentwicklung (Peck/McDonald 2014) bis zum survey-

basierten Mapping der Datennutzung über viele Hochschulen hinweg (Parnell 

et al. 2018). Sich diese Anlässe und Zugänge zu vergegenwärtigen, ist deshalb 

instruktiv, weil sie einerseits die Vielschichtigkeit des Themenfeldes aufzeigen 

und zum anderen verdeutlichen, dass sich die Art und Weise der 

 

4  Eine Beschreibung des Forschungsfeldes einschließlich einer vollständigen Liste der ein-

bezogenen Publikationen ist in folgendem Beitrag veröffentlicht: (vgl. Thiedig/Wegner 

2024). 
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Evidenznutzung selbst innerhalb von Hochschulen oder Forschungseinrichtun-

gen sehr unterschiedlich ausgestalten kann, da beispielsweise nicht alle Aufga-

benbereiche in gleicher Weise an finanzielle Allokations- oder Steuerungsme-

chanismen gekoppelt sind (vgl. Rabovsky 2014).  

Untersuchungen zur Evidenznutzung im Hochschulsektor legen einen 

starken Schwerpunkt auf das Anwendungsfeld Studium und Lehre. Vertiefende 

empirische Untersuchungen liegen auch zur Evidenznutzung im Kontext der 

Leistungsmessung und Forschungsevaluation sowie in der Hochschul- und 

Wissenschaftspolitik vor. Nur randständig untersuchte Themen umfassen unter 

anderem die Verwendung von Evidenz für die Akquise von Lehr- und Lern-

technologien (Hollands/Escueta 2020), evidenzbasierte Praktiken in wissen-

schaftlichen Bibliotheken (Thorpe/Howlett 2020), die Datenutzung von Akkre-

ditoren (Arnold et al. 2019) oder die Nutzung von Evaluationsergebnissen 

durch Forschungsförderorganisationen (Milzow et al. 2019). 

Der überwiegende Teil der Studien untersucht die Evidenznutzung im 

Kontext von Studium und Lehre. Die Evidenznutzung bezieht sich hierbei üb-

licherweise auf die Nutzung von Studierendendaten, mit dem Ziel, die Studien-

bedingungen zu verbessern. Typische Anwendungskontexte umfassen die Pla-

nung oder Evaluation von Kursen und Studienprogrammen, die Verbesserung 

der Lehrerbildung, die Zulassung von Studierenden oder die Verringerung von 

Studienabbrüchen.5 Daneben besteht ein grundsätzliches Interesse an der Frage, 

inwiefern Daten und analytics-Tools (überhaupt) in Entscheidungsprozessen 

verwendet werden. Analytisch liegt der Schwerpunkt häufig auf der Frage 

‘what works’, also der Beschreibung und Analyse von Prozessen, Dynamiken 

und Faktoren, welche die Datennutzung beeinflussen. Insbesondere auf der Ba-

sis von Fallstudien werden auch Implikationen und Empfehlungen für die 

 

5  Neben diesen Studien zur Datennutzung auf institutioneller Ebene besteht eine umfas-

sende Literatur zur individuellen Datennutzung durch Lehrende an Hochschulen. Diese 

Literatur haben wir im Rahmen unserer Literatursichtung nicht eingehender betrachtet. 
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institutionelle Ausgestaltung und Unterstützung dieser Nutzung abgeleitet (z.B. 

Dalal 2019, Rorison/Voight 2016). Dennoch kann aus diesen Studien und Pra-

xisberichten selten generalisierbares Wissen zu Mechanismen des Transfers ab-

geleitet werden, da sie vermutlich selektiv über gelungene Beispiele berichten, 

meist nur eine oder sehr wenige Organisationen betrachten und deshalb für den 

Transfer relevante Rahmenbedingungen i.d.R. nicht systematisch variieren. 

Weitere Studien fokussieren die Effekte dieser Nutzung und ihre (nicht-inten-

dierten) Folgen, wie etwa dem impliziten ‚black-boxing‘ der Datengenerierung 

und -nutzung (Selwyn et al. 2018) oder der Ausbildung von ‚Schattenpraktiken‘ 

im Umgang mit Dashboards für die Entscheidungsfindung (McCoy/Rosen-

baum 2019). Auch in der Literatur aus dem deutschsprachigen Raum liegt ein 

Schwerpunkt auf der Nutzung von Daten und analytics zur Qualitätssicherung 

in Studium und Lehre. Hier steht die Rolle des hochschulischen Qualitätsma-

nagements im Fokus (Ansmann/Seyfried 2018, Seyfried et al. 2019, 

Seyfried/Pohlenz 2018). Auch die Nutzung von Datenbeständen wie Studien-

verlaufsstatistiken (Seyfried/Pohlenz 2014) oder Absolventenstudien (Janson 

2015) für die Hochschulentwicklung wird untersucht. 

Studien aus dem Anwendungsfeld Leistungsmessung und Forschungs-

evaluation betrachten, wie Hochschulen und Forschungseinrichtungen mit bi-

bliometrischen Indikatoren (Hammarfelt/Rushforth 2017), Rankings (Leiber 

2017) und Forschungsevaluationen umgehen (Gläser et al. 2010, Gläser/von 

Stuckrad 2014, Milzow et al. 2019). Das Spektrum der Analysen erstreckt sich 

dabei von der qualitativen Rekonstruktion typischer universitärer Reaktions-

muster auf Evaluationen (Gläser et al. 2010, Gläser/von Stuckrad 2014), über 

fallvergleichende ex-post Analysen zu deren Verwendungszwecken (Milzow et 

al. 2019) bis zu quantitativen Analysen zur Frage, inwiefern der Einsatz von 

Leistungsmessungen z.B. durch länderspezifische Governance-Modelle mode-

riert wird (Rabovsky 2014). Studien in diesem Themenfeld setzen sich häufig 

durchaus kritisch mit den Praktiken und Wirkungen von Daten und Evidenz im 

Rahmen der Hochschul-Governance auseinander bzw. thematisieren, welche 

intendierten und nicht-intendierten Effekte diese in diesen Settings entfalten 

(können). 
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Im Anwendungsfeld Hochschul- und Wissenschaftspolitik wird die Evi-

denznutzung deutlich seltener (empirisch) untersucht – obwohl die Policy-For-

schung, beispielsweise mit den Arbeiten von Carol Weiss (1979), prägend für 

die Entwicklung der Forschung zur Evidenznutzung in den nachfolgenden Jahr-

zehnten war.6 Hier gilt das Interesse unter anderem der Frage, welche Rolle 

Evidenz (überhaupt) in Gestaltungsprozessen von Hochschulpolitik spielt und 

welche Faktoren die Nutzung beeinflussen (Gándara 2019, Natow 2020, 2022; 

Rickinson/Edwards 2021). Diese Literatur nimmt – deutlich stärker als ihre 

Pendants aus anderen Anwendungskontexten – die Verwendung wissenschaft-

licher Evidenz in den Blick. Deutlich wird auch, dass im US-amerikanischen 

Raum die Entwicklung von Informationsinfrastrukturen im Bereich Studieren-

dendaten und ihre Nutzung durch hochschulpolitische Akteure regelmäßig von 

intermediären Organisationen mit statistischen Erhebungen und Berichten be-

gleitet wird (z.B. Armstrong 2016, Armstrong/Whitfield 2016).  
 

3.2  Modelle und Konzepte zur Erklärung der (Nicht-)Nutzung 
von Evidenz 

Die gesichteten empirischen Studien zur Evidenznutzung im Hochschul- und 

Wissenschaftssystem referenzieren ein breites Spektrum an Modellen und Er-

klärungsansätzen, die in Forschungssträngen wie der Evaluations- und Verwen-

dungsforschung oder der politikwissenschaftlichen Forschung verwurzelt sind. 

Nachfolgend charakterisieren wir kurz jene Ansätze bzw. Forschungslinien, die 

in der systematischen Literatursichtung als wichtige Ankerpunkte des theoreti-

schen Diskurses markiert werden konnten, mit dem Ziel, diese auch als 

 

6  In unsere systematische Literatursichtung haben wir nur Studien einbezogen, welche die 

Evidenznutzung (auch) in der Hochschul- und Wissenschaftspolitik untersucht haben. 

Studien zur Evidenznutzung in anderen politischen Feldern sind nicht in unsere Auswahl 

eingegangen. 
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mögliche analytische Instrumente für die Hochschulforschung stärker ins Be-

wusstsein zu rücken.  

 Der „Two-communities approach“ (Caplan 1979, Nutley et al. 2007, S. 

98ff.) setzt als sehr intuitive Heuristik zur Erklärung des „evidence-use-

gaps“ bei den unterschiedlichen Handlungsrationalitäten und Anreizstruk-

turen der wissenschaftlichen Gemeinschaft als Evidenzproduzenten und 

der Politik als Adressaten und Nachfragern von Evidenz und daraus resul-

tieren Kommunikationsproblemen an. Diese Gegensätze werden zwar als 

fundamental, aber in der neueren Forschung nicht mehr als unüberbrück-

bar betrachtet (Amara et al. 2004, Isett/Hicks 2020). Die „Two-communi-

ties“-These – und die Kritik an ihrer sehr vereinfachenden Sichtweise – 

bildet den Ausgangspunkt für die Entwicklung differenzierter Modelle 

zum Verständnis und der Ausgestaltung der Beziehungen zwischen For-

schung und Politik (Nutley et al. 2007, S. 99ff.), die häufig unter dem 

Oberbegriff evidenzbasierter Praktiken und Politik (EBPP) gefasst wer-

den.  

 Der Evaluationsforschung (evaluation use) als bereits seit Jahrzehnten 

etablierter Forschungslinie entspringen zahlreiche konzeptuelle Differen-

zierungen und Modelle (für einen Überblick King/Alkin 2019) und lenkten 

den Analysefokus auch auf den weiteren organisationalen und sozialen 

Kontext der Verwendung von Evaluationsergebnissen. Sowohl die Diffe-

renzierung zwischen der symbolischen, instrumentellen, konzeptuellen 

Konnotation von Nutzung als auch die Abgrenzung zwischen der Nutzung 

(evaluation use) und deren Auswirkungen (evaluation influence) und pos-

tulierten Wirkmechanismen (Mark/Henry 2004) prägen bis heute die em-

pirische Forschung und theoretische Diskussion in der Evaluations-Com-

munity. Unter den gesichteten empirischen Studien zum Hochschulsektor 

greifen jedoch nur sehr wenige dezidiert auf dieses analytische Instrumen-

tarium zurück (z.B. Janson 2015, Kopischke 2021, Milzow et al. 2019). 

 Neben der Evaluationsforschung besteht mit der überwiegend sozial- und 

politikwissenschaftlich geprägten Forschung zum research use eine 

zweite weit zurückreichende Tradition der Auseinandersetzung mit dem 



ANTJE WEGNER, CHRISTOPH THIEDIG & RENÉ KREMPKOW 380

Wissenstransfer. Eines der zentralen Anliegen besteht darin, die Nutzung 

bzw. Nichtnutzung von Forschungsergebnissen konzeptuell besser greif-

bar und auch empirisch messbar zu machen. Stellvertretend für diesen For-

schungsstrang zu nennen sind zum einen die viel zitierte Unterscheidung 

zwischen der instrumentellen, symbolischen und konzeptuell Nutzung 

(Weiss et al. 2005), zum anderen Knott and Wildavskys Stufenmodell, 

welches die Evidenznutzung auf einem Kontinuum von der Rezeption bis 

Erzeugung eines impacts verortet (Knott/Wildavsky 1980). Jene Skalen 

und Konzepte werden insbesondere in Studien zum Transfer in die Politik 

referenziert (z.B. Gándara 2019, Landry et al. 2001, O’Connor 2022). 

 Hinter dem Oberbegriff der evidence-based bzw. -informed policies and 

practice (EBPP/EIPP) verbirgt sich kein klar abgrenzbares Paradigma, 

sondern vielmehr eine breitere „Bewegung“, deren Protagonisten sich de-

zidiert mit der Übersetzung von Evidenz in verschiedene Praxiskontexte 

oder politische Entscheidungen befassen. Dabei bündeln sie die konzeptu-

ellen Debatten rund um die Nutzung von Evidenz sektor- und paradigmen-

übergreifend, um beispielsweise praxistaugliche Modelle für Interventio-

nen aufzuzeigen (Nutley et al. 2003, 2007, S. 13). Diese können sowohl 

auf Praktiker als individuelle Adressaten als auch auf die (Um-)Gestaltung 

von Systemen und Organisationen ausgerichtet sein (Nutley et al. 2003). 

Für die Hochschulforschung interessant ist der Seitenblick auf diese Be-

wegung vor allem aus zwei Gründen: erstens folgt sie dem Grundgedan-

ken, dass wissenschaftliche Evidenz professionelle Expertise der Praktiker 

integriert und diese nicht verdrängt, und zweitens hat die explizite Ausei-

nandersetzung mit der Frage, wie die Beziehungen zwischen Evidenzpro-

duzenten und Nutzern verbessert werden können, zu experimentelleren 

und kreativeren Kooperationsformen wie research-practice-partnerships 

ermutigt (Nutley et al. 2019). 
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 Unter dem Konzept des data-informed decision-making 

(DDDM/DIDM)7 werden Praktiken der Nutzung institutioneller Daten 

beispielsweise zur Leistungsmessung beschrieben. Diese sind unmittelbar 

darauf ausgerichtet, in umsetzbare Erkenntnisse zu münden, wobei diese 

Nutzung in einen kontinuierlichen Prozess des Monitorings und der Ver-

besserung organisationaler Praktiken eingebettet ist. Ähnlich wie bei den 

EBPP liegt diesem Ansatz die Prämisse zugrunde, die Nutzung von Daten 

würde grundsätzlich zu besseren Entscheidungen führen (Hora et al. 2017, 

Taylor 2020). Im Gegensatz zu den zuvor beschriebenen Ansätzen ist 

DIDM primär in der Managementforschung verankert (Hora et al. 2017, 

S. 394) und stark auf das Ziel ausgerichtet, durch die Datennutzung die 

Effizienz oder Produktivität der Organisation zu erhöhen. Im Vordergrund 

stehen sowohl analytische und technische Aspekte der Datennutzung als 

auch organisatorische Voraussetzungen in der praktischen Umsetzung 

(Webber/Zheng 2020). 
 

Aufgrund der engen Verknüpfung dieser Modelle und Erklärungsansätze mit 

typischen Anwendungsfeldern wie dem Gesundheitswesen, der Schulfor-

schung oder auch der Untersuchung von Politikfeldern lenken die zuvor vorge-

stellten Ansätze den Blick auf verschiedene Dimensionen und ein sehr breites 

Spektrum möglicher Ursachen der Übersetzungslücke zwischen den Evi-

denzerzeugern und -nutzern.  

 

7  Zur Unterscheidung zwischen data-driven decision making (DDDM) und data-informed 

decision making (DIDM) und der Anwendung im Hochschulsektor vgl. auch (Webber/ 

Zheng 2020) 
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3.3 Empirisch fundiertes Wissen über die Einflussfaktoren auf 
die Evidenznutzung 

Obwohl Studien, Modelle und Konzepte ihren Ursprung in unterschiedlichen 

Forschungssträngen wie der Erforschung evidenz-informierter Praktiken be-

stimmter professioneller Felder, der evidenz-informierten Politikgestaltung, 

dem Paradigma datengesteuerter Entscheidungen oder der Evaluationsfor-

schung haben, weisen sie einen bemerkenswerten Konsens in Hinblick auf be-

günstigende und hinderliche Faktoren für das Gelingen von Transfer und die 

Nutzung von Evidenz auf. Auf der Grundlage einschlägiger Übersichtsarbeiten 

(Isett/Hicks 2020, Johnson et al. 2009, Rickinson et al. 2022) lassen sich diese 

Faktoren danach gruppieren, ob sie sich auf die Merkmale der Evidenz selbst, 

solche ihrer Nutzer und der Evidenzproduzenten, den organisationalen Kontext 

oder auch den systemische Kontext und Anreizstrukturen beziehen. 

Im Einklang mit (Übersichts-)Arbeiten aus anderen gesellschaftlichen Be-

reichen (Johnson et al. 2009, Oliver et al. 2014) fokussieren auch Studien zur 

Evidenznutzung im Hochschul- und Wissenschaftssystem häufig auf die Cha-

rakteristika der Evidenz selbst als einem zentralen Einflussfaktor der Nutzung. 

Meist wird hierbei deren Zugänglichkeit, Relevanz und Glaubwürdigkeit the-

matisiert. Ob Evidenz beispielsweise als glaubwürdig angesehen wird, hängt 

nicht nur von ihrer (wahrgenommenen) Qualität und Passfähigkeit für den je-

weiligen Anwendungskontext ab. Auch ihre Übereinstimmung mit anderen 

Evidenzquellen (einschließlich der Praxiserfahrung ihrer Nutzer), ihr Entste-

hungskontext und die Vertrauenswürdigkeit des Evidenzproduzenten können 

Evidenz mehr oder weniger glaubwürdig erscheinen lassen. Deutlich seltener 

wurde betrachtet, welchen Einfluss die inhaltlichen Erkenntnisse darauf haben, 

ob Evidenz genutzt wird.  

In der Literatursichtung wird deutlich, dass neben den Merkmalen der Evi-

denz eine Vielzahl weiterer Einflussfaktoren auf unterschiedlichen Ebenen Ein-

fluss auf die Evidenznutzung nimmt. So beeinflussen die Fähigkeiten, Einstel-

lungen und Werte der Nutzer im Umgang mit Evidenz sowie das Engagement 

von Einzelpersonen ebenfalls die Verwendung von Evidenz und deren 
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adressatengerechte Kommunikation. Auf organisationaler Ebene sind das com-

mitment des Leitungspersonals, die Mobilisierung von Ressourcen oder die 

Etablierung interner Kommunikationswege weitere relevante Faktoren für die 

Evidenznutzung und die Etablierung einer entsprechenden organisationalen 

Kultur. Auch professionelle Gruppen und Netzwerke sowie institutionelle Rah-

menbedingungen und Erwartungsstrukturen prägen die Nutzung. 

Diese individuellen und organisationalen Faktoren wirken dabei in Wech-

selwirkung miteinander auf die Nutzung ein. So mag Evidenz beispielsweise 

erst dann für eine Entscheidung herangezogen werden, wenn sie von einer fach-

kundigen Person wahrgenommen und als glaubwürdig und relevant konstruiert 

wird, welche diese Einschätzung in einem dafür geeigneten Austauschformat 

einer aufgeschlossenen Führungsperson effektiv kommunizieren kann, die ge-

rade einen passenden, weil z.B. hochschulpolitisch oder massenmedial virulen-

ten, Anlass für die Nutzung sieht. Die hier denkbaren Bedingungskonstellatio-

nen der Nutzung und die Ausprägungen und Bedeutungen der jeweiligen Ein-

zelfaktoren sind dabei vielfältig und komplex und können sich je nach Art der 

Evidenz und Anwendungskontext unterscheiden. Diese komplexen Bedin-

gungsgefüge werden empirisch bislang nur in wenigen Studien detaillierter re-

konstruiert (exemplarisch Bolhuis et al. 2016, Milzow et al. 2019). 

Weiterhin legen Ergebnisse unserer systematischen Literatursichtung 

deutliche Unterschiede in der Nutzung von Evidenz in Hochschulen bzw. 

Hochschulpolitik nahe. Während für die Evidenznutzung an Hochschulen bei-

spielsweise häufig der Einfluss der (Daten-)Qualität, der Kompetenzen indivi-

dueller Nutzer sowie organisationaler Merkmale betont werden, verweisen Stu-

dien zur hochschulpolitischen Nutzung von Evidenz stärker auf das richtige ti-

ming und die passende Aufbereitung derselben sowie individuelle und politi-

sche Motivationslagen als zentrale Einflussfaktoren für die Nutzung. 
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4. Evidenznutzung und systeminterner Wissenstransfer 
als und Forschungsgegenstand und Gestaltungsfeld – 
Lessons learnt und Desiderata 

Ausgehend von der systematischen Literatursichtung möchten wir abschlie-

ßend Schlussfolgerungen dazu ziehen, inwiefern aus unserer Sicht die Nutzung 

von Evidenz als empirischer Gegenstand der Hochschulforschung vertiefender 

Untersuchung bedarf, und aufzeigen, inwiefern die Literatur bereits Denkan-

stöße bietet, die Hochschulforschung auch in der praktischen Ausgestaltung des 

Transfers in eine aktivere Rolle zu bringen. 

4.1 Komplexe Wirkmechanismen und ihre Implikationen für 
die Erforschung der Evidenznutzung 

Der systematische Überblick über datenseitige, organisatorische und systemi-

sche Einflussfaktoren zeigt, die Zugänglichkeit, Verlässlichkeit und Relevanz 

von Evidenz spielt an Hochschulen als Expertenorganisationen – wenig über-

raschend – eine entscheidende Rolle und ist vergleichsweise gut untersucht. 

Glaubwürdigkeit und Relevanz werden jedoch nicht allein durch die objektive 

methodische Qualität der Daten bedingt, sondern über vielfältige Mechanismen 

hergestellt oder auch gefährdet. Desiderata bestehen hier vor allem mit Blick 

auf bestimmte Formen von Evidenz sowie die Frage, wie Evidenz und Praxis-

wissen bzw. Expertise interagieren (vgl. Abschnitt 4.2). Auch die Art und 

Weise, wie Evidenz kommuniziert wird, ist hochrelevant für ihre Nutzung. 

Doch – anschließend an neuere sektorübergreifende Reviews und Synthesen 

(Hopkins et al. 2021, Langer et al. 2016) – ist zu vermuten: passive Dissemina-

tion alleine trägt wohl nur wenig zur Verbesserung der Nutzung von Evidenz 

bei. Aufschlussreich ist hier, dass in vielen Studien das Verständnis von Disse-

mination deutlich über reine Formate der Ergebniskommunikation hinausreicht 

und auch die Einbindung weiterer (hochschulischer) Stakeholder einbezieht. 

Dies leitet auch unmittelbar zum dritten Punkt über: ob und wie aus der Evidenz 

Gestaltungshandeln entsteht, kann losgelöst vom jeweiligen organisationalen 
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bzw. systemischen Kontext bzw. der Entscheidungssituation kaum adäquat ver-

standen werden. Mehr als die Hälfte der gesichteten Studien zum Hochschul-

sektor thematisierte den Einfluss von Führung und Organisationskultur sowie 

organisationaler Strukturen, Prozesse und Ressourcen. Von Interesse für die 

zukünftige Forschung wird deshalb auch der weitere Blick auf geeignete For-

men und institutionelle Rahmenbedingungen des systeminternen Transfers sein 

(vgl. Abschnitt 4.3).  

Bislang wenig untersucht wurde, über welche konkreten Mechanismen aus 

der Nutzung (use) auch Auswirkungen (impact) entstehen. Dies liegt zum einen 

daran, dass die empirische Abbildung dieser Konzepte (vgl. Abschnitt 3.2) auf-

wändig ist, eine Vielzahl von Einflussfaktoren auf unterschiedlichen Ebenen 

berücksichtigt werden müssten und darüber hinaus theoretische Ansätze kom-

plexere Bedingungskonstellationen postulieren (z.B. Mark/Henry 2004). Die 

Kopplung von Theorie und Empirie ist dementsprechend anspruchsvoll. Dies 

kann gerade in kleineren Begleitstudien und sehr praxisnahen Projekten – wie 

sie in der systematischen Literatursichtung häufig zu finden waren – nur schwer 

realisiert werden. Zum anderen handelt es sich um einen Prozess, dessen Dauer 

nicht immer abseh- und steuerbar ist. D.h., zwischen der Erhebung, Verbrei-

tung, Wahrnehmung und der Verwertung von Evidenz in hochschulischen 

(oder auch politischen) Gestaltungsprozessen kann mitunter viel Zeit vergehen, 

sodass diese Vorgänge im Rahmen eines Projektes nicht abschließend beobach-

tet oder ausschließlich retrospektiv rekonstruiert werden können.  

4.2 Vertiefende Forschung zu Evidenzarten und der 
Interaktion mit Praxiswissen  

Angesicht der zunehmenden Fokussierung auf große Befragungs- und Daten-

infrastrukturen besteht für die Hochschulforschung vertiefender Bedarf darin 

zu verstehen, warum und in welchem Umfang spezifische Formen von Daten 

und Ergebnisse durch Akteure jenseits der scientific community genutzt wer-

den. Die systematische Literatursichtung zeigt hier sehr deutlich die Lücken 

auf: Während die Nutzung interner Evidenz wie hochschuleigener Befragungs- 
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und Verwaltungsdaten international vergleichsweise gut erforscht ist, gilt dies 

deutlich weniger für die Verwendung externer Evidenz bzw. (Befragungs-)Da-

ten wie z.B. bundesweite Befragungen. Dies ist umso wichtiger, da beispiels-

weise für Befragungsstudien die Kooperation mit Hochschulen und For-

schungseinrichtungen im Feld essenziell ist (u.a. um die Teilnahmebereitschaft 

von Hochschulen zu erhalten und um ausreichend hohe Rücklaufquoten zu er-

zielen) und die Kooperationsbereitschaft maßgeblich vom wahrgenommenen 

Nutzen dieser Befragungen für die Hochschulpraxis abhängen dürfte.  

Weiterer Forschungsbedarf zu Prozessdaten speist sich insbesondere aus 

der Verbindung mit neueren Auswertungsmöglichkeiten: So kann in der Aus-

wertung von z.B. Studienverlaufsdaten auch mittels KI und Machine Learning 

ein bisher noch wenig genutztes Potenzial für Datennutzungen zur Förderung 

des Studienerfolgs gesehen werden (vgl. Bartok et al. 2024). Beispielsweise 

können beschreibende Modelle, sogenannte descriptive analytics, anhand von 

Daten aus Vergangenheit oder Gegenwart Informationen anschaulich aufberei-

tet darstellen. Diagnostic analytics können helfen, Ursachen für identifizierte 

Sachverhalte und Probleme zu finden. Prognosemodelle wie predictive analy-

tics können dagegen eher helfen, Wahrscheinlichkeiten für künftige Entwick-

lungen vorherzusagen (z.B. individuellen oder kollektiven Studienfortschritt), 

und prescriptive analytics können Auswirkungen von Veränderungen simulie-

ren (z.B. eines Curriculums). Bisher wurde zur Nutzung solcher analytischer 

KI-Ansätze für Fragestellungen zur Förderung von Lehrqualität und Studiener-

folg in deutschsprachigen Hochschulforschungszeitschriften kaum publiziert. 

In jüngerer Zeit gab es zwar erste Veröffentlichungen (z.B. Lübcke et al. 2023, 

Schmidt 2023, Spörk et al. 2021), sie sind bisher jedoch eher die Ausnahme. 

Ähnlich gilt dies für die Möglichkeiten und Grenzen generativer KI-Ansätze, 

so für die Auswertung qualitativer Daten wie z.B. Freitextantworten in Befra-

gungen oder von qualitativen Interviews. Ein Desiderat für die Hochschulfor-

schung ist daher in einem verstärkten Austausch von Erfahrungen zu Stärken 

und Schwächen solcher KI-Modelle in der Anwendung, möglichen Nachnut-

zungen von Entwicklungsarbeiten und Weiterentwicklungen auf der Basis vor-

handenen Wissens zu sehen.  
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Mehr Aufmerksamkeit verdient auch die Frage, in welchem Verhältnis 

(wissenschaftlich produzierte) Evidenz und (lokales) Praxiswissen stehen. Wie 

auch die begriffliche Verschiebung von der Evidenzbasierung zur Evidenzori-

entierung markiert, steht nicht mehr ausschließlich die Qualität des wissen-

schaftlichen Wissens im Vordergrund, sondern zunehmend die Interaktion mit 

Praxiserfahrung/-Expertise: Evidenz spricht nicht für sich, sondern muss inter-

pretiert und mit Bedeutung versehen werden. Damit treten die Nutzer der Evi-

denz sowie deren Netzwerke, Kompetenzen und Ressourcen stärker in den Vor-

dergrund sowie die Einbettung der Nutzer und Nutzungsprozesse in organisa-

torischen Zusammenhängen.  

Praktische Beispiele für zweigleisigen Transfer aus der und zugleich in die 

Hochschulforschung gibt es bereits einige. Hier sei nur exemplarisch das Bei-

spiel von Transferworkshops eines kürzlich abgeschlossenen Hochschulfor-

schungsprojektes genannt, in denen gemeinsam mit Expert*innen aus der 

Hochschulpraxis aus empirischen Daten Handlungsempfehlungen abgeleitet 

wurden (u.a. zur Weiterentwicklung von Studiengängen vgl. Janson/Ziegele 

2022). Aus den Workshops heraus wurden aber auch Themen für weitere bzw. 

vertiefte Forschungen generiert (vgl. Krempkow et al. 2023). Natürlich können 

und sollen Einzelbeispiele keine Blaupause sein. Vielmehr können sie nur An-

regung sein und den weiteren Bedarf aufzeigen, dafür jeweils geeignete Formen 

zu finden. Hierfür scheint uns auch weitere Interventions- und Begleitforschung 

von großem Nutzen sein zu können. 

4.3 Organisationale Einbettung und institutionelle 
Arrangements der Evidenznutzung als Forschungs- und 
Gestaltungsfeld  

In Analogie zum „Two-Communities-Approach“ wurde zwar die grundlegende 

„Perspektivendifferenz“ (Krücken 2017) zwischen Hochschulforschung und -

management wiederholt thematisiert. Ansätze, diese zu überbrücken, beschrän-

ken sich jedoch meist auf projektbezogene Maßnahmen, um den zweigleisigen 

Transfer zu fördern. Das Modell eines institutional research (IR) bzw. einer 
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innerinstitutionellen Hochschulforschung (Auferkorte-Michaelis 2008) ist an 

deutschen Hochschulen nach wie vor wenig verbreitet, und inwiefern Hoch-

schulen (bzw. deren Qualitätsmanagement) möglicherweise von der Hoch-

schulforschung am gleichen Standort profitieren (vgl. Pausits/Campbell 2017), 

ist nur vereinzelt untersucht. 

Auf ihre Wirksamkeit hin überprüfte Modelle und Interventionen, wie 

diese Perspektivendifferenz überbrückt und der Transfer auch institutionell aus-

gestaltet werden könnte, fehlen bislang.  

Um geeignete institutionelle Formen oder Interventionen für einen besse-

ren systeminternen Transfer zu entwickeln, bedarf es unseres Erachtens eines 

systematischeren Verständnisses davon, wie Prozesse der Evidenznutzung an 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen organisational eingebettet und in-

wiefern sie auch institutionalisiert sind. Dies ist u.a. deshalb interessant, weil 

an Hochschulen mittlerweile eine große Vielfalt von Stabsstellen, Dezernaten 

und Abteilungen, z.B. in der Hochschulentwicklung, dem akademischen Con-

trolling und Berichtswesen, der Qualitätssicherung und Evaluation, in sehr un-

terschiedlichen Konstellationen agieren. So wäre hier in Anlehnung an Modelle 

eines IR (Hawkins/Bailey 2020) beispielsweise zu prüfen, ob und unter wel-

chen Rahmenbedingungen zentrale Organisationseinheiten als Katalysatoren 

für die Nutzung von Evidenz wirken. Ein solches vertiefendes Verständnis or-

ganisationaler Rollen und Verflechtungen wäre auch relevant für die Etablie-

rung langfristiger Stakeholderbeziehungen und die Entwicklung von Interven-

tionen und Kooperationsmodellen, die in Zusammenspiel mit klassischen Dis-

seminationsmaßnahmen der Hochschulforschung helfen können, die Evidenz 

auch handlungsrelevant zu machen (Langer et al. 2016). Ein nächster Schritt 

zur Schließung der Übersetzunglücke zwischen Hochschulforschung, Praxis 

und Politik könnte also sein, inspiriert durch Konzepte der Bildungs- und 

Public-Policy-Forschung (Coburn/Penuel 2016, Wollscheid et al. 2019) wie 

z.B. research practice partnerships, modellhaft neue Formen der Zusammen-

arbeit zu erproben und solche Interventionen auch wissenschaftlich zu beglei-

ten. 
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Neue Maschinen, neue Methoden, neue Kompetenzen, 
mehr Transfer 

Die Zukunft der Hochschulforschung zwischen 
Herausforderungen und Möglichkeiten der neuen 
Datenwelt und dem Anspruch an Wirksamkeit. 

Ein Werkstattbericht 

Pascal Hetze, Volker Meyer-Guckel, 
Eike Schröder & Felix Süßenbach 

Procedures and methods from the fields of screen scraping, machine learning, 

natural language processing and network analysis as well as new possibilities 

for data storage, analysis and provision offer higher education research new 

opportunities to increase relevance and efficiency. However, they also require 

new research, data and programming skills and different standards of infor-

mation, data processing and data accessibility at universities. 

A case report uses concrete examples to show how the relevance and trans-

fer potential of university research can be further strengthened.  

The report is intended as an impetus for a debate that rebalances the role 

of higher education research in the public-political arena and reflects on how 

its findings can be translated into concrete implementation formats and instru-

ments in science management. The aim is to create an "experimental space for 

higher education research" in which higher education research empirically ad-

dresses the strategic requirements of universities and the needs of society and 

the (political) public. 

 

Die Hochschulforschung nutzt zum Daten und -Erkenntnisgewinn zahlreiche 

qualitative und quantitative Forschungsmethoden sowie Mixed-Methods-An-

sätze (vgl. u.a. Wilkesmann: 2019, de Vogel / Brandt: 2022). Zunehmend 
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jedoch gewinnen auch Verfahren und Methoden aus den Bereichen des Screen 

Scraping, des maschinellen Lernens, des Natural Language Processings und der 

Netzwerkanalyse an Bedeutung (vgl. u. a. Heinisch et al.: 2020). Zudem gibt es 

„neue“ Möglichkeiten der Datenlagerung, -analyse und -bereitstellung – was 

früher die klassische Publikation war, ist heute oftmals ein interaktives Daten-

portal mit dahinterliegender Datenbank und Funktionen zur Grafikerstellung 

und Verknüpfung mit weiteren Datensätzen. 

Diese Möglichkeiten – obgleich es sich häufig um etablierte Techniken 

der Informatik handelt – sind für die Akteure der Hochschulforschung span-

nend, aber auch herausfordernd. Sie erfordern oftmals fortgeschrittene Kennt-

nisse im Bereich der Programmierung, des Datentrainierens und -testens, des 

Promptings, der Interaktionsfähigkeit mit Datenbanken, UX-Design und Sys-

temadministration. Zudem steigen die Anforderungen an die dahinterliegende 

Infrastruktur als „Produktivumgebung“ zum Teil erheblich. 

Neue KI gestützte Methoden bieten der Hochschulforschung neue Chan-

cen, Relevanz und Effizienz zu erhöhen. Sie setzen aber auch andere Standards 

der Informations- und Datenaufbereitung und der Datenzugänglichkeit an den 

Hochschulen voraus. Darüber aktiv in einen Diskurs mit den Hochschulen zu 

gehen, scheint uns als ein notwendiges Desiderat auf Seiten der hochschulfor-

schenden Akteure. Zugleich werden diese Methoden die Hochschulforschung, 

ihren Forschungsoutput, ihren zugehörigen Kompetenz- Ausbildungs- und Be-

rufsprofilen sowie in ihren Publikations- und Rezeptionsweisen transformieren.  

Eine Debatte darüber könnte nicht nur die Wirksamkeit der Hochschulfor-

schung für die Hochschule selbst und im politischen Raum stärken, sondern 

kann auch zu einem neuen Austarieren von Forschung und praktischer Anwen-

dung führen, die wir für geboten erachten.  

Dies soll im Folgenden – in einer Art Werkstattbericht – expliziert werden 

an der sehr konkreten Darstellung eines Projekts und anderer wirkungsorien-

tierten Instrumente des Stifterverbands, der als privater Think Tank viele Erhe-

bungen zur Hochschulentwicklung eigenständig oder in Kooperation mit öf-

fentlichen Einrichtungen der Hochschulforschung durchführt. Mit diesen In-

strumenten experimentiert der Stifterverband, welche neuen Möglichkeiten und 
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Herausforderungen sich in der Hochschulforschung ergeben und wie Relevanz 

und Transferpotenziale weiter gestärkt werden können.  

1.  Die Möglichkeiten neuer Datenwelten nutzen: der  
Higher Education Explorer 

Im sogenannten Higher Education Explorer (HEX) von Stifterverband und der 

Heinz Nixdorf Stiftung, in dem die Vorlesungsverzeichnisse deutscher Hoch-

schulen zu einem Forschungsdatensatz zusammengeführt werden, finden viele 

dieser „neuen“ Möglichkeiten Anwendung. Eine Beschreibung der Methodiken 

der „neuen Datenwelt“ an diesem Beispiel soll zu einer Reflexion über damit 

einhergehende Herausforderungen und Zukunftspfade für Akteure der Hoch-

schulforschung führen. Sie berührt zwangsläufig auch Fragen danach, welche 

Daten in welcher Aufbereitung die Hochschulen zukünftig unter welchen regu-

latorischen Rahmenbedingungen für die Erforschung ihrer eigenen Organisati-

onsformen und institutionellen Praxen zur Verfügung stellen sollten. 

Der Datensatz des Higher Education Explorers beinhaltet Felder zu Ver-

anstaltungstitel, Kursbeschreibung, „ETCS“, verwendete Literatur und vieles 

mehr. Dabei werden auch Vorlesungsverzeichnisse vergangener Semester der 

Datenbank zugeführt, um Entwicklungen zu einzelnen Themenbereichen oder 

in der Struktur der Hochschullehre aufzuzeigen. Die Datenbank wird ergänzt 

durch zentrale Hochschulstatistiken zur Einordnung der Ergebnisse (Zahl der 

Studierenden, Zahlen zu wissenschaftlichem und künstlerischem Personal etc.). 

Grundlegendes Ziel des Projektes ist es, die Transparenz im Bereich der Hoch-

schullehre zu erhöhen. Die aufgebaute Datenbank soll dazu im Ergebnis min-

destens drei Funktionen erfüllen: Sie soll (1.) als Analyseinstrument für die 

Hochschullehre, (2.) als Such- und Rechercheinstrument für Hochschulveran-

staltungen sowie (3.) als Früherkennungsinstrument für neue Themengebiete 

innerhalb der Hochschullehre fungieren. 
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2.  Datenbeschaffung mittels Webscraping  

Webscraping bezieht sich auf die Extraktion von Daten aus dem Internet, indem 

Webseiteninhalte systematisch heruntergeladen und analysiert werden. Diese 

Methode nutzt in der Regel HTML- und XML-Parser, um strukturierte Daten 

aus Webseiten zu extrahieren. Bei dynamischen Webapplikationen kommt au-

tomatisiertes Browser-basiertes Scraping zum Einsatz. Im konkreten Fall der 

Vorlesungsverzeichnisse werden Scripte geschrieben, die über das jeweilige 

Gesamtverzeichnis einer Hochschule iterieren und dort die URLs zu den ein-

zelnen Kursbeschreibungen extrahieren. Über diese URLs wird dann wieder-

rum iteriert, um interessierende Felder (Veranstaltungsbeschreibung, Veran-

staltungsart etc.) zu extrahieren. Anschließend werden die Daten bereinigt und 

in eine Datenbank geschrieben. Programme und Frameworks, die im Bereich 

Webscraping häufig Anwendung finden, sind unter anderem das R-Package 

rvest, die Python-Bibliothek BeautifulSoup oder das Framework Selenium. 

Mittlerweile gibt es auch einige Scraping-Browser-Erweiterungen auf Grund-

lage von maschinellem Lernen, die sich jedoch derzeit eher zum Auslesen ein-

facher strukturierter Websites eignen. 

Eine der größten und auch zeitaufwendigsten Herausforderung zur flä-

chendeckenden Anwendung dieser Methode ist die rechtliche Absicherung und 

Klärung: Darf man derartig Websites abgreifen und wenn ja unter welchen Vo-

raussetzungen (bspw. im vorliegenden Beispiel mit Erlaubnis der Hochschulen, 

oftmals mit Zugriffsverzögerungen zwischen den einzelnen Kursseiten). Dies 

benötigt Kenntnisse zu verschiedenen Rechtsgebieten (u.a. Forschungs-, Urhe-

ber-. Datenbank- und Datenschutzrecht). Es erfordert zudem eine gute Kom-

munikation und einen Austauschprozess mit den zu erforschenden Hochschu-

len. Eine weitere große Herausforderung besteht in den Informationssätzen: Die 

Vorlesungsverzeichnisse der Hochschulen sind höchst unterschiedlich struktu-

riert – manche liegen als statische Websites vor, andere als Webapplikationen 

wiederum andere nur in PDF. Selbst bei Hochschulen, die auf gleiche Anbieter 

beim Hochschulmanagementsystem zurückgreifen, gibt es zum Teil erhebliche 

Unterschiede hinsichtlich Seitenaufbau, Suchmöglichkeiten und besetzte/ge-



NEUE MASCHINEN 403

nutzte Felder – auch zwischen einzelnen Kursseiten. Entsprechend ist sowohl 

der Scraping als auch der Zusammenführungsprozess gut zu planen und benö-

tigt unter anderem Kenntnisse in Websiteaufbau (u. a. HTML, CSS, XPATH, 

XML, JavaScript), Schreiben/Coding von Extraktionsscripten und Datenberei-

nigung (beispielsweise in R oder Python) sowie Themen der technischen Infra-

struktur hinsichtlich Server, Datenbanken und Containierisierung sowie – je 

nach eigener IT– Umgang mit Firewalls und Proxies. 

3.  Datenanalyse mittels maschinellen Lernens  

Maschinelles Lernen eröffnet gerade bei großen zu analysierenden Datenmen-

gen neue Möglichkeiten für die Hochschulforschung.  Auch für die Analyse der 

Textfelder in der HEX-Datenbank, z.B. Kurstitel und Kursbeschreibungen, bie-

ten sich verschiedene Methoden aus dem Natural-Language-Processing (NLP) 

Bereich an. Um die Textdaten für maschinelles Lernen zugänglich zu machen, 

werden sie zunächst in Embeddings umgewandelt. Embeddings sind numeri-

sche Repräsentationen von Wörtern oder Textabschnitten in einem Vektor-

raum. Sie erfassen semantische Beziehungen zwischen Wörtern und ermögli-

chen beispielsweise, Texte mit ähnlichen Inhalten zu identifizieren und kom-

plexe semantische Beziehungen zu erfassen. Die Embeddings können zum Bei-

spiel durch Sprachmodelle wie BERT (Bidirectional Encoder Representations 

from Transformers) oder Sentence-Transformers erstellt werden, die durch das 

Training auf sehr großen Textkorpora darauf spezialisiert sind, kontextsensitive 

numerische Vektoren zu erstellen. Man kann die vortrainierten Modelle direkt 

für das Embedden verwenden oder sie durch Finetuning auf die eigenen Daten 

und Tasks zuschneiden. Zwei Tasks, für die in HEX Machine Learning verwen-

det wird, sind die datengeleitete Extraktion von Themen in der Lehre (Topic 

Modeling, 1) sowie das Erkennen von der Vermittlung von Future Skills in den 

Lehrveranstaltungen (Klassifikation, 2). Diese Beispieltasks bilden zwei große 

Teilbereiche des maschinellen Lernens ab: Das unüberwachte Lernen, das ex-

plorativ und nur anhand des Datenmaterials Ergebnisse liefert, und das über-

wachte Lernen, welches Trainingsbeispiele braucht, um Ergebnisse zu liefern. 
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Topic Modeling ist eine Methode aus dem unüberwachten maschinellen 

Lernen und Natural Language Processing (NLP). Diese Methode wird oft an-

gewendet, um Muster und Strukturen in umfangreichen Textkorpora zu identi-

fizieren, die für menschliche Leser möglicherweise nicht sofort ersichtlich sind. 

Auch für Topic Modeling bedarf es Embeddings, wobei insbesondere solche, 

die von fortschrittlichen Modellen wie Transformer-basierten Architekturen er-

stellt wurden, gut geeignet sind. Durch die Zuordnung von Embeddings zu 

Wörtern kann Topic Modeling die Verteilung und Beziehungen der Wörter in 

einem Text analysieren. Ein weiterer entscheidender Schritt in Topic Modeling 

ist die Anwendung von Clustering-Techniken. Clustering hilft dabei, ähnliche 

Embeddings zu gruppieren, was zur Identifikation von Themen führt. Diese 

Themen repräsentieren Gruppen von Wörtern, die in Texten häufig gemeinsam 

auftreten. Durch den unüberwachten, automatisierten Prozess benötigt Topic 

Modeling nur wenig Zeit und Ressourcen trotz großer Datenmengen. Die An-

wendung von Topic Modeling erfordert neben den Programmierkenntnissen oft 

Fachkenntnisse, um die Ergebnisse angemessen zu interpretieren und sicherzu-

stellen, dass die identifizierten Themen wirklich relevant sind. Die Effektivität 

von Topic Modeling kann außerdem von verschiedenen Parametern abhängen, 

und die Ergebnisse können variieren, je nachdem, wie diese Parameter einge-

stellt sind. In HEX wird das Python-Package BERTopic (https://maar-

tengr.github.io/BERTopic/index.html) verwendet, um Themenschwerpunkte in 

den Kurstiteln zu analysieren. Für das Embedding werden mehrsprachige Sen-

tence-Transformer Modelle (Yang et al.: 2019) verwendet und der verwendete 

Clustering-Algorithmus ist HDBSCAN (Hierarchical Density-Based Spatial 

Clustering of Applications with Noise, McInnes, Healy, Astels: 2017). 

Textklassifikation ist ein bedeutender Teilbereich von überwachtem Ma-

chine Learning (unter Verwendung von gelabelten Trainings- und Testdaten) 

und Natural Language Processing (NLP), der sich darauf konzentriert, Texte 

automatisch in vordefinierte Kategorien oder Klassen einzuteilen. Auch in die-

sem Task können die Vorteile der Transformer-basierten Sprachmodelle ge-

nutzt werden, indem diese Modelle die Grundlage für einen Textklassifikator 

bilden, gefolgt von einem speziellen Output-Layer. Um gute Ergebnisse zu 
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erzielen, muss das Modell trainiert werden. Die Trainingsdaten enthalten Texte 

und ihre zugehörigen Klassen. Während des Trainings lernt das Modell, Muster 

und Merkmale in den Texten zu identifizieren, die für die Klassifizierung rele-

vant sind. Nachdem das Modell trainiert wurde, wird ein Texteingabevektor 

durch das Transformer-Modell geleitet. Der Output-Layer nutzt die gelernten 

Informationen, um die Wahrscheinlichkeiten für verschiedene Klassen zu be-

rechnen. Die Klasse mit der höchsten Wahrscheinlichkeit oder die Klassen, die 

einen Wahrscheinlichkeits-Schwellenwert überschreiten, werden dem Text 

dann final zugeordnet. Ein interessanter Fortschritt im Bereich der Textklassi-

fikation ist die Few Shot Klassifikation. Hierbei handelt es sich um eine Tech-

nik, bei der das Modell mit nur wenigen Beispielen pro Klasse trainiert wird. 

Das bedeutet, dass der Klassifikator auch dann präzise arbeiten kann, wenn nur 

begrenzte Trainingsdaten verfügbar sind. Dies ist besonders nützlich in Situa-

tionen, in denen das Sammeln großer Mengen von Trainingsdaten schwierig 

ist. Insgesamt spielt Textklassifikation eine entscheidende Rolle bei der Auto-

matisierung der Textverarbeitung und ermöglicht es, große Textmengen effi-

zient in vorab definierte Strukturen zu organisieren und zu verstehen. Der Ein-

satz von Transformer-basierten Modellen und die Entwicklung von Few Shot 

Klassifikationsmethoden tragen dazu bei, die Leistung und Anwendbarkeit die-

ser Technologie weiter zu verbessern. In HEX wird Textklassifikation dazu ver-

wendet, die Vermittlung von Future Skills in den Veranstaltungen zu erkennen. 

Dafür wurden von Hand Trainingsdaten codiert. Das verwendete Modell ist 

SetFit (https://huggingface.co/docs/setfit/en/index), ein Few Shot Klassifikati-

onsmodell aus Satzebene. 

Eine grundlegende Herausforderung bei derartigen Analysen liegt im nö-

tigen Know-how-Aufbau zu diesem sich sehr dynamisch entwickelnden Feld 

des Natural Language Processings. Des Weiteren ist – im Falle der Klassifizie-

rungsmodelle – das Codieren von Trainings- und Testdaten sehr zeitintensiv 

und erfordert Fachwissen. Zudem kann das manuelle Codieren zu subjektiven 

Verzerrungen führen. Im Falle der Topic Models ist eine Herausforderung, dass 

von Topic-Modellen generierten Topics nicht immer intuitiv oder leicht zu in-

terpretieren sind und stark von der Qualität der Datenvorverarbeitung abhän-
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gen. Es bedarf einer gewissen Erfahrung im jeweiligen Themenbereich, um die 

Ergebnisse interpretieren und auch sauber kommunizieren zu können.  

4.  Interaktivität und Echtzeit in der Datenanalyse mittels 
Applikationen:  

Der Themenbereich Datenbereitstellung, Interaktivität und Echtzeit-Datenana-

lyse sowie Datenkommunikation wird in der Hochschulforschung immer wich-

tiger: so betreiben im Bereich der Hochschulforschung unter anderem CHE, 

DZHW, Stifterverband, DAAD, HRK, KMK und BMBF Datenportale 

und/oder Statistikseiten mit zahlreichen Filter- und Einstellungsmöglichkeiten. 

Auch im Falle von HEX wird eine entsprechende Applikation zur Datenaus-

wertung erstellt. In konkreten Fall erstellen wir eine Shiny-App, die es Nutzen-

den ermöglicht, Suchbegriffe und/oder Suchtaxonomien einzugeben, Filter und 

Modelparameter zu setzen und einen entsprechenden Datenbankauszug zu er-

halten. Die Nutzenden erhalten zu diesem Auszug zusätzlich Aggregatstatisti-

ken und Analyseergebnisse. Hierdurch entsteht eine bessere Skalierbarkeit für 

Datenbankabfragen und die Eintrittshürde in HEX-Analysen wird deutlich ge-

senkt. 

Auch in der Erstellung derartiger Applikationen gibt es einige Herausfor-

derungen: Zunächst bedarf es Programmierkenntnisse zur Erstellung, UX-De-

signkenntnisse für ein ansprechendes und funktionales User-Interface, sowie 

Kenntnisse der Datenbankanbindung und Hosting. Auch hier spielen wiederum 

Rechtsfragen (Wer darf welche Daten in welcher Tiefe sehen?) eine Rolle (auch 

bei HEX ist derzeit noch unklar, für wen die Applikation geöffnet werden kann 

und darf).  

Allen am Beispiel HEX vorgestellten Methoden ist gemein, dass sie Mehr-

werte in der Erkenntnisgewinnung bringen können, jedoch auch neben Fach- 

und Statistikkenntnissen deutlich mehr Programmier- und Administrationsfer-

tigkeiten verlangt werden. Dieser Verschiebung ist entsprechend auch in der 

Ausbildung von angehenden Hochschulforscherinnen und -forschern – zumin-

dest durch das Angebot flexibler Wahlmodule – Rechnung zu tragen. Gerade 
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die Nutzung von Large Language Models und/oder multimodaler Sprachmo-

delle, verändert – über den Themenbereich Hochschule hinausgehend – die For-

schungslandschaft drastisch. So können eine Vielzahl von Texten oder wissen-

schaftlichen Artikeln innerhalb kürzester Zeit durchsucht und zusammenge-

fasst werden. Auch die Datenanalyse kann zukünftig relativ automatisiert und 

durch sprachliche Eingaben vonstattengehen. Hier braucht es auch Kompeten-

zen in dem Bereich Prompt-Einstellungen als auch im Wissen über die Mög-

lichkeiten und Limitationen der Modelle. 

 

Hochschulforschung ist jedoch weit mehr als bloße Methodenanwendung, es 

muss auch Wirksamkeit und Wechselwirkung zwischen Forschung und Praxis 

geben. Dieser Bereich wird im folgenden Abschnitt anhand der Verknüpfung 

von Transferforschung und Transferpraxis im Stifterverband beschrieben.  

5.  Transfer erforschen – Transfer gestalten  

Transfer ist nicht nur ein wesentlicher Aspekt im Aufgabenportfolio von Hoch-

schulen, sondern spielt auch bei der Frage nach der Relevanz von Hochschul-

forschung eine entscheidende Rolle, nicht zuletzt auch mit Blick auf Ressour-

ceneinsatz und Finanzierung. Transfer soll hier konkret verstanden werden als 

die Weitergabe von in den Hochschulen erarbeiteten wissenschaftlichen Er-

kenntnissen oder die Weitergabe von Wissen über an den Hochschulen beschäf-

tigte Personen z.B. in Beratungskontexten für Politik und Gesellschaft. Das 

transferierte Wissen oder die transferierten Erkenntnisse sollen dann in der Pra-

xis, also in Unternehmen, der Zivilgesellschaft oder der öffentlichen Verwal-

tung, zur Anwendung gebracht werden, etwa in Entscheidungs- oder Strategie-

prozessen. Idealerweise ist Transfer dabei keine Einbahnstraße, sondern Pra-

xiswissen und Bedarfe der Praxis werden dialogisch mit den wissenschaftlichen 

Erkenntnissen gespiegelt. Transfer ist einerseits Gegenstand der Hochschul- 

bzw. Wissenschaftsforschung, andererseits auch Anspruch an das eigene Tun 

mit Blick auf die Umsetzung durch Forschung gewonnener Erkenntnisse.  

 



PASCAL HETZE ET AL. 408

Transfer als Gegenstand von Hochschulforschung kommt in Forschungs-

fragen und -designs zum Ausdruck, zum Beispiel, indem Transfer in unter-

schiedlichen Dimensionen insbesondere mit Blick auf Transferprozesse und 

Gelingensbedingungen von Transfer untersucht werden. Fragen der Prozess-

qualität, der hochschulischen Governance, der Instrumente, der disziplinären 

Unterschiede und der gesellschaftlichen Wirkung sind weitere Beispiele dafür. 

Dennoch scheint es so, dass Transferforschung im Gesamtkonzert der Hoch-

schulforschung eher eine zweite Geige spielt. Ein Grund dafür mag im insge-

samt geringeren Stellenwert des Transfers gegenüber den Hochschulaufgaben 

Forschung und Lehre liegen.1 Ein weiterer Grund könnte die Schnittstellen-

funktion des Transfers sein, die verlangt, dass Transferforschung nicht nur 

hochschulische Strukturen und Prozesse, sondern auch die der Partnerinstituti-

onen und Stakeholder inkludieren muss und damit komplexer ist und ggf. auch 

kritischer im Umgang mit der eigenen Institution sein muss. Doch der Bedarf 

an Forschung über Wissenstransfer ist hoch. Das zeigt auch eine der jüngeren 

Ausschreibungen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung im Rah-

men ihrer Förderlinie zu Hochschul- und Wissenschaftsforschung.2 

 

Der Stifterverband leitet aus den genannten Überlegungen zur Transferfor-

schung für seine analytischen Aktivitäten einen starken Fokus auf die Verbin-

dung von Forschung mit Akteurinnen und Akteuren der Praxis ab. Ziel ist es, 

Erkenntnisse der Forschung mit operativem, strategischem und politischem 

Handeln zu verbinden, um größtmögliche Relevanz und Wirksamkeit zu erzie-

len. Drei Beispiele mögen dies illustrieren: 

  

 

1  Laut Transferkompass (Stifterverband 2023) liegt der Transfer bei einer Bewertung der 

Hochschulaufgaben mit 16 von insgesamt 100 zu verteilenden Punkten deutlich hinter 

Lehre (44) und Forschung (25).  
2  Siehe BMBF (2023) 
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Da die meisten Änderungsprozesse im Bildungssystem über einen längeren 

Zeitraum stattfinden, ist ein nachhaltiges Monitoring der Hochschulentwick-

lung nötig. Neben einer Analyse der Hochschulstatistik geht es dem Stifterver-

band aber auch um strategische Fragestellungen, Foresight und Einschätzungen 

zu Auswirkungen beispielsweise aktueller Entscheidungen der Hochschulpoli-

tik.  

 

Seit 2011 befragt der Stifterverband gemeinsam mit der Heinz Nixdorf Stiftung 

deshalb mit dem Hochschul-Barometer (https://www.hochschul-barometer.de/) 

jährlich die Leitenden aller Hochschulen in Deutschland unter anderem zu Ko-

operationen mit hochschulexternen Partnern (z.B. Unternehmen, Schulen, Po-

litik).3 Dies erlaubt eine längsschnittliche und detaillierte Betrachtung der 

Transferpartner der Hochschulen. Ein Fokus liegt dabei auf der Zufriedenheit 

mit den Partnern aus Sicht der Hochschulen. So können Veränderungen in den 

Transferbemühungen – zum Beispiel durch externe Transferanreize – über die 

Zeit nachverfolgt werden. Durch Individualauswertungen bekommen die 

Hochschulen darüber hinaus ein Benchmarking der eigenen Hochschule im 

Vergleich zu ähnlichen Hochschulen (z.B. Vergleiche zwischen technischen 

Hochschulen oder Hochschulen mit Exzellenzförderung). Diese Informationen 

sind ein Angebot für die Hochschulen, Hochschulforschung in Hochschulent-

wicklung zu übersetzen. In Zukunft soll das Hochschul-Barometer zudem noch 

besser an weitere Instrumente der Wissenschafts- und Hochschulforschung an-

gebunden werden, um Eigen- und Außensicht miteinander zu verknüpfen, bei-

spielsweise in Bezug die wahrgenommene Freiheit der Wissenschaft und Lehre 

und die Frage, ob und wann sich Transferbemühungen einer Hochschule in ei-

nem wahrgenommenen Spannungsverhältnis zu dessen Autonomie befinden.    

 

 

3  Etwa die Hälfte aller Hochschulen nimmt jährlich an dieser Befragung teil. Seit 2011 nah-

men drei Viertel aller Hochschulen mindestens einmal teil. 
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Transferpartner der Hochschulforschung müssen nicht nur die Hochschulen 

selbst sein. Gerade wenn Wissenstransfer selbst der Forschungsgegenstand ist, 

gilt es den Adressatenkreis zu weiten. Dies erfolgt exemplarisch im Transfer-

kompass (https://www.stifterverband.org/transferkompass). Hier befragte der 

Stifterverband Hochschulleitungen zu Transferwegen und Transferorganisa-

tion. Gleichzeitig wurden Unternehmen eng in die Erstellung der Fragebögen 

als auch in die Interpretation der Ergebnisse eingebunden. Ziel war es, auch die 

Bedarfe der Wirtschaft als Transferempfänger von Anfang an in die Analysen 

mit einzubeziehen. Damit wird Transfer nicht nur angebotsseitig, sondern auch 

nachfrageseitig gedacht. Und schließlich wurden die Ergebnisse im Dialog mit 

der Politik intensiv diskutiert, um gemeinsam Schlussfolgerungen zur Verbes-

serung der Rahmenbedingungen für Transfer abzuleiten. Hochschulforschung 

wird somit zu einem Multistakeholder-Prozess, der den Wirkungskreis über den 

eigentlichen Forschungsgegenstand ausdehnt. 

  

Wenn Transferforschung, oder Hochschulforschung allgemein, ihre For-

schungsfragen definiert, sollten die Erkenntnisbedarfe aus der Praxis angemes-

sen berücksichtigt werden. Doch wie finden die praxisrelevanten Fragestellun-

gen den Weg in die Forschung? Einen Ansatz testet der Stifterverband im The-

menfeld MINT-Bildung. Gemeinsam mit Forschenden der Universitäten Re-

gensburg und Nürnberg-Erlangen werden im Projekt MesH-MINT 

(https://www.stifterverband.org/mesh_mint) Erkenntnisse der Bildungsfor-

schung erfasst, ausgewertet und in Transferformate für die Praxis übersetzt. Da-

bei werden Erkenntnisse der Transferforschung genutzt, um die praktische Um-

setzung des Projektes wissenschaftsgeleitet wirkungsvoll zu gestalten. Gleich-

zeitig liefern die praktischen Erfahrungen über erfolgreiche und nicht erfolgrei-

che Transferprozesse Erkenntnisse für die Transferforschung selbst. Über ei-

gene praktische Transferarbeit können somit wichtige Impulse für die zukünf-

tige Gestaltung von Forschungsfragen entstehen.   

 

Die Beispiele zeigen, wie Wissenschaftsforschung und operatives Handeln in-

einandergreifen. Als Akteur der Hochschulforschung begibt sich der 
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Stifterverband also direkt in Handlungsverantwortung. Das ist kein spannungs-

freies Feld, da, wie auch in der Hochschulforschung üblich, das Forschungsob-

jekt gleichzeitig das Forschungssubjekt ist oder zumindest in einer engen Be-

ziehung steht: diese Art der Selbstbeforschung verlangt eine Distanz, die der 

Stifterverband vor allem durch Arbeiten in Partnerschaften zu lösen versucht. 

Der Vorteil dieses Ansatzes liegt vor allem in der unmittelbaren Interventions-

möglichkeit. Während in weiten Teilen der Hochschulforschung der Impact erst 

durch eine veränderungsbereite Politik oder aufnahmewillige Hochschulleitun-

gen erfolgen kann, lassen sich durch die Verknüpfung von Transferforschung 

und Transfermaßnahmen direkte Veränderungen bewirken.  

6.  Ausblick und Vision: Experimentierraum 
Hochschulforschung 

Inwieweit sich die beschriebenen Methoden auf das Feld der Hochschulfor-

schung insgesamt übertragen lassen, sollte Gegenstand einer breiten wissen-

schaftspolitischen Debatte sein, mit dem Ziel, Wirkung und Sichtbarkeit der 

Hochschulforschung weiter zu verbessern. Eine solche Debatte sollte nicht nur 

ausloten, wie klassische sozialwissenschaftliche Forschung durch offenere 

Mixed Methods Ansätze ergänzt werden kann und wie neue datengetriebene 

Ergebnisse zu schnellerer Aufbereitung, Berichtslegung, größerem Output, bes-

serem Monitoring und „Echtzeit“-Screening und damit insgesamt zu mehr 

Wirksamkeit führen können. Sie sollte auch unterschiedliche Aspekte im Span-

nungsfeld von „relevance“ und „rigour“ beleuchten und damit an aktuelle Dis-

kussionen in anderen wissenschaftlichen Disziplinen anknüpfen, in denen die 

Rolle der Wissenschaft im politischen Raum neu reflektiert wird (Klimafor-

schung; Gesundheitsforschung, sozialwissenschaftliche Forschung etc). Unter 

anderem wäre auch zu klären, wie Fragestellungen und Erkenntnisinteresse von 

Hochschulforschung auch aus Sicht von Wirtschaft und (Zivil-) Gesellschaft 

formuliert und beantwortet werden können und wie Ergebnisse der Hochschul-

forschung konkret in Umsetzungsformate und -instrumente im Wissenschafts-

management übertragen werden können. Ziel sollte es sein, dafür 
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Resonanzräume zu schaffen im Sinne eines „Experimentierraums Hochschul-

forschung“, in dem sich Hochschulforschung empirisch mit den strategischen 

Anforderungen der Hochschulen und mit Bedarfen der Gesellschaft und (poli-

tischen) Öffentlichkeit auseinandersetzt und an konkreten Umsetzungsfrage-

stellungen mitwirkt, die sich aus den Forschungsergebnissen ableiten. Dafür 

sind neue Formate und eine wachsende Initiative der Hochschulforschung not-

wendig, um in einen Dialog zu treten, nicht nur mit den Hochschulleitungen, 

die Ergebnisse der Hochschulforschung zur Weiterentwicklung ihrer Institution 

nutzen sollen, sondern auch mit Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik, die 

als Partner der Hochschulen von deren Wissensproduktion und damit indirekt 

von der Hochschulforschung profitieren können. 
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„Entwicklung und Stand der Hochschulforschung in Deutschland“ 
als Programm dieses Bandes hat sich keine vollständige, detaillierte 
Abbildung der Hochschulforschung vorgenommen. Das würde zu 
einer mehrbändigen Ausgabe führen. Aber die Entwicklungs -
dynamik und den heutigen Stand sowie einzelne Modellprojekte 
mit breiten Wirkungen zu dokumentieren, ist ambitioniert genug. 
Lesend nachzuvollziehen, womit sich die Gründungsgeneration 
intensiv beschäftigen musste, die Fortschritte zu sehen und 
Vergleiche zur Gegenwart zu ziehen, kann spannend wirken. 
Zwischenbilanzen, wie die hier vorgelegte, sind auch Gelegenheiten 
zur Kurskontrolle und gegebenenfalls Kurskorrektur, weil auch 
Schwächen aufgezeigt werden. Insofern enthalten sie immer den 
Rückblick und den Blick in die Zukunft. Gleichzeitig werden 
Grundlagen gewonnen, um die Gegenwart in ihrer Entstehung zu 
verstehen – aber ebenso in ihrer gezielten Veränderbarkeit, denn 
auch in der Vergangenheit wurde willentlich gehandelt und zwi-
schen Alternativen entschieden.  

 

Beabsichtigt ist die systematische Rekonstruktion und Bewahrung 
einer Entwicklung, die sonst in weiten Bereichen in Vergessenheit 
geraten würde. Erfolgreiche Konzepte müssen identifiziert und – 
über einen solchen Band weit hinausreichend – auf ihre Transfer -
fähigkeit in die Zukunft geprüft werden. Hochschul forschung will 
nicht nur aufklären, sondern auf Basis seiner Befunde transformativ 
auch (möglichst mehrere) alternative Entwicklungs- und Entschei -
dungsmöglichkeiten aufzeigen, ohne die (anders, meist über 
Wahlen legitimierte) Entscheidungsseite aus ihrer Verantwortung zu 
entlassen. Der Band will auch zeigen, in welchen Dimensionen, auf 
welchen Feldern Hochschulforschung inzwischen stattfindet und 
was sie zu leisten imstande ist. Das ist überraschend viel. Diese viel-
fältigen Dimensionen spiegeln die Beiträge wider. 

www.universitaetsverlagwebler.de
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